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EDITORIAL/140: Brechende Mauern (SB)





Wochendruckausgabe 140 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
06.07.2019
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Brechende Mauern

Bereits in den 1950er Jahren wurde den Menschen vornehmlich in Europa
nicht nur von einem sozialkritischen Rufer in der Wüste der
Kenntnismängel und der Gleichgültigkeit geradezu eine Flut von Flucht
und Notwanderungen aus den Zonen fortwährend
wirtschaftskolonialisierter Kontinente und Nationen als den Umständen
entsprechend unvermeidlich vorausgesagt.

Der Strom der Flüchte hatte schon immer ein Flußbett und eine
Richtung, die sich nicht nur verankern in den immer gleichen
kritikwürdigen Bedingungen offensichtlicher Besitz-, Ausbeutungs- und
militärischer Unterwerfungsverhältnisse, sondern sich auch aus dem
steten Streben der europäischen und amerikanischen waffengestützten
Vorherrschaft über das Wohl und Wehe wie dem Werdegang aller übrigen
Kulturen ergeben mußten.

Solche diese Zustände aufrecht erhaltenden und durch defensiven
Gewaltzuwachs gekennzeichneten Strukturen müssen bei allem Erfolg und
Geschick und trotz massiver Militärpräsenz der Profiteure gerade zu
dem Phänomen eines immer schneller anschwellenden Stromes in den
Westen dringender Menschen führen, die sich, zunehmend von Hunger,
Ausbeutung, Mangel und Gewalt getrieben, an den Mauern westlicher
Gegenwehr wiederfinden.

Folgende Befürchtungen der Reichen und Satten wenigstens erweisen sich
spätestens dann als nur allzu berechtigt und werden in einem
bedrohlichen Fazit eines der frühen Standardwerke zu diesem Thema, zum
Beispiel "Die Verdammten dieser Erde" von Frantz Fanon, sinngemäß
zusammengefaßt: "... wenn diese dann drängen und am Ende über die
Grenzen stürmen, die Armen und Hungernden aus den unterdrückten
Regionen der Erde, warum sollten sie sich nicht nehmen, was sie
kriegen können, und weshalb sollten sie dann auf irgendetwas
verzichten?"

Ihre Schattenblick-Redaktion


5. Juli 2019
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KURSUS/5038: Mönchengladbach - Sommerferienworkshop "Zeichnen leicht gemacht" am 22.7.19


Stadt Mönchengladbach

Sommerferienworkshop: Zeichnen leicht gemacht



Wer die Grundlagen kennst, kann alles zeichnen, was man möchte. Egal
ob Manga, Fantasy, Reality, Gegenstände oder Landschaften, dein
Lieblingstier oder den Lieblings-Rapper. Einfache Übungen führen bei
diesem VHS-Workshop ab Montag, 22. Juli, jeweils von 13 bis 16 Uhr, in
der VHS am Sonnenhausplatz, Lüpertzender Str. 85 dazu, dass das
Zeichnen in Zukunft leichter fällt. Alle, die teilnehmen, trainieren
das Erfassen der Grundform und das Vergleichen von Proportionen,
beschäftigen sich mit Licht und Schatten und können dies direkt in den
Lieblingsmotiven anwenden. So bekommt man ein wertvolles Grundgerüst,
mit dem man prima zu Hause weiterüben kann.

In der Kursgebühr ist eine Materialgebühr von 10 Euro für gute
Papiere, das Mitbenutzen von Bleistiften, Buntstiften, Rötel,
Pastellkreiden, Tusche sowie Ölpastellkreiden und Aquarellstiften etc.
enthalten.

www.atelier-loerwald.de

Entgelt: 30 Euro

Information und Anmeldung: www.vhs-mg.de, Tel. 02161 / 25-6400

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 5. Juli 2019

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. Juli 2019 
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KURSUS/5037: Mönchengladbach - "Englischkenntnisse auffrischen", 22.-26. Juli 2019


Stadt Mönchengladbach

Englischkenntnisse auffrischen oder festigen 

Bildungsurlaub Summer University



Wer Englischkenntnisse auffrischen oder festigen möchte, der hat
während der ersten Sommerferienwoche fünf Tage lang Gelegenheit, dies
intensiv zu tun. Die Teilnehmer lernen ab Montag 22. Juli bis Freitag
26. Juli, jeweils 10 bis 16 Uhr, in der VHS am Sonnenhausplatz,
Lüpertzender Str. 85, in entspannter Atmosphäre in kleiner Gruppe
(max. 6 Personen). Um größtmöglichen Nutzen aus diesem Kurs zu ziehen,
sollten sie über solide Grundkenntnisse verfügen, z.B. können sie sich
in normalen Alltagssituationen behelfen, wenn auch nicht zwangsläufig
fehlerfrei.

VHS-Intensivkurs nach dem Arbeitnehmerweiterbildungsgesetz

Entgelt: 199 Euro

Information und Anmeldung: www.vhs-mg.de, Tel. 02161 / 25-6400

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 5. Juli 2019

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. Juli 2019 
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LESUNG/4339: Hanau - Heiteres und Besinnliches über die Liebe am 21. Juli 2019


Stadt Hanau

Heiteres und Besinnliches über die Liebe

Lesung und Gesang zu Gunsten des Fördervereins Brüder Grimm Festspiele
e.V.



"... und immer wieder die Liebe" - unter diesem Motto steht die
Veranstaltung des Fördervereins Brüder Grimm Festspiele e.V. am
Sonntag, 21. Juli. Ab 18 Uhr wird in der Ruine der Wallonisch
Niederländischen Kirche alles rund um das schönste Gefühl der Welt
vorgetragen. Es gibt Gesang, Lesungen und vieles mehr von namhaften
Hanauern wie Reinhard Paul oder der langjährigen Vorsitzenden des
Fördervereins, Ursula Ruthardt. Außerdem wird ein Prinzessinnenkostüm,
angefertigt von Festspielschneiderin Ulla Röhrs, versteigert. Der
Eintritt kostet 15 Euro, Mitglieder des Fördervereins kommen kostenlos
in die Veranstaltung. Alle Einnahmen kommen dem Verein zu Gute,
welcher die Brüder Grimm Festspiele unterstützt. Karten können im
Vorverkauf im Hanau-Laden am Freiheitsplatz erstanden werden. Der
Förderverein Brüder Grimm Festspiele e.V. setzt sich seit über 20
Jahren für die Förderung der Festspiele im Amphitheater ein.
Mitgliedsbeiträge und Einnahmen von verschiedenen Veranstaltungen
kommen dem Bühnenbild, den Kostümen und vielen anderen Elementen des
Open-Air-Festivals zu Gute. Einzelpersonen, Familien und Firmen können
Mitglied werden und mit ihrem Beitrag einen Beitrag zur Entwicklung
der Festspiele leisten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 5. Juli 2019

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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TREFF/703: Cuxhaven - E-Book-Sprechstunde in der Stadtbibliothek am 18. Juli 2019


Stadt Cuxhaven

E-Book-Sprechstunde in der Stadtbibliothek



Die nächste E-Book-Sprechstunde in der Stadtbibliothek Cuxhaven findet
am Donnerstag, den 18. Juli statt. Von 16 bis 17 Uhr geht es um
Grundlegendes: Was ist die Onleihe? Welches Angebot bietet die
Bibliothek? Habe ich die passenden Geräte? Und wie gehe ich damit um?

In der Zeit von 17 bis 18 Uhr gibt es dann Zeit, auch individuelle
Fragen zu beantworten. Interessierte werden gebeten, eigene Geräte
mitzubringen. Dazu eignen sich E-Book-Reader, Tablet, Smartphone und
Notebook/Laptop. Um eine optimale Hilfestellung bieten zu können,
bittet das Team der Bibliothek, Beratungstermine zu vereinbaren.
Anmeldung telefonisch unter 04721 / 700 70 803, per E-Mail bei
susanne.walter@cuxhaven.de oder auch persönlich in der
Stadtbibliothek.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Sonntag, 7. Juli 2019

Stadt Cuxhaven

Büro des Oberbürgermeisters

Rathausplatz 1, 27472 Cuxhaven

Tel.:04721/700607

Fax: 04721/700909

E-Mail: presse@cuxhaven.de
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ASIEN/327: Philippinen - Mögliche Verbrechen gegen die Menschlichkeit müssen untersucht werden


Amnesty International - Pressemitteilung vom 8. Juli 2019

UN-Menschenrechtsrat / Philippinen: 

Mögliche Verbrechen gegen die Menschlichkeit müssen untersucht werden



Neuer Amnesty-Bericht: Erschreckendes Ausmaß der außergerichtlichen
Hinrichtungen im sogenannten Anti-Drogenkrieg legt nahe, dass es sich dabei
um Verbrechen gegen die Menschlichkeit handelt. UN-Menschenrechtsrat muss
bei seiner 41. Sitzung in Genf (24.06.-17.07.2019) eine unabhängige
Untersuchung dieser Menschenrechtsverletzungen beschließen.

BERLIN - Drei Jahre nach dem Beginn des so genannten
Anti-Drogenkrieges der philippinischen Regierung nimmt die Zahl der Opfer
außergerichtlicher Tötungen weiter dramatisch zu. Unter ihnen sind vor
allem Menschen aus den armen Stadtvierteln und Regionen des Landes. Die
Verantwortlichen gehen straffrei aus oder werden versetzt. Dies
dokumentiert der Amnesty-Bericht "'They just kill' - Ongoing extrajudicial
executions and other violations in the Philippines". Das Ausmaß der
Gewalt legt nahe, dass es sich um Verbrechen gegen die Menschlichkeit
handelt.

"Die philippinische Regierung geht unter dem Vorwand ihres so genannten
Anti-Drogenkrieges mit brutaler Gewalt gegen Menschen vor, die beschuldigt
werden, Drogen zu besitzen, zu kaufen oder zu verkaufen. Während die
Regierung von mindestens 6.600 Tötungen durch die Polizei spricht, ist auf
Grundlage ernstzunehmender Hinweise von einer hohen Dunkelziffer
auszugehen. So ist anzunehmen, dass viele Tausende weitere Menschen durch
unbekannte bewaffnete Personen mit Verbindungen zur Polizei getötet worden
sind", sagt Jochen Range, Philippinen-Experte von Amnesty International in
Deutschland. "Auf Grundlage von konstruierten Namenslisten werden Menschen
willkürlich von der Polizei verhaftet und erschossen. Lokale Behörden
stehen unter Druck, möglichst viele Namen auf die Listen zu setzen. Mit
fatalen Folgen: Schon eine einzige unbewiesene Anschuldigung kann den Tod
bedeuten."

Der Bericht widerlegt in allen untersuchten Fällen die schematische
Darstellung der Tathergänge durch die Behörden, nach denen die Verdächtigen
bewaffnet und die Polizisten gezwungen gewesen wären, zu schießen. Einige
der Opfer besaßen keine Schusswaffen.

Für den Bericht untersuchte Amnesty 20 Fälle, bei denen insgesamt 27
Menschen zu Tode kamen. Die Verbrechen wurden zwischen Mai 2018 und April
2019 in der philippinischen Provinz Bulacan begangen. In der Provinz ist
ein starker Anstieg der Zahl der Tötungen zu verzeichnen, seitdem mehrere
Kommandoverantwortliche der Polizei aus Manila dorthin versetzt wurden, wo
zuvor die meisten Tötungen stattfanden.

"Der Bericht legt weitere Belege dafür vor, dass es sich bei den
Menschenrechtsverletzungen in Präsident Dutertes so genanntem
Anti-Drogenkrieg um Verbrechen gegen die Menschlichkeit handeln könnte.
Statt diese zu unterbinden, treiben der Präsident und seine Regierung die
außergerichtlichen Tötungen weiter voran und leugnen, dass es ein
Menschenrechtsproblem gibt", so Range. "Amnesty fordert den
UN-Menschenrechtsrat deshalb dringend dazu auf, bei seiner 41. Sitzung in
Genf eine unabhängige Untersuchung dieser Menschenrechtsverletzungen
einzuleiten. Außerdem ist es wichtig, dass der Internationale
Strafgerichtshof seine strafrechtlichen Untersuchungen vorantreibt", so
Range. Das Büro der ICC-Chefanklägerin prüft seit Februar 2018, ob ein
förmliches Ermittlungsverfahren eröffnet wird. "Es ist an der Zeit, dass
die Vereinten Nationen Präsident Duterte und seine Regierung endlich zur
Verantwortung ziehen und die außergerichtlichen Hinrichtungen stoppen."



Den aktuellen 50-seitigen Bericht "'They just kill' - Ongoing extrajudicial
executions and other violations in the Philippines" sowie den Bericht "'If
you are poor, you are killed' - Extrajudicial executions in the
Philippines" vom Januar 2017 finden Sie unter:


 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 8. Juli 2019

Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

Kampagnen und Kommunikation

Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330

E-Mail: presse@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de
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ASIEN/801: Friedensgespräche mit den Taliban in Doha


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 6. Juli 2019

Friedensgespräche mit den Taliban in Doha (7.7.): 

Minderheiten schützen - Kriegsverbrecher bestrafen



Die Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) richtet deutliche
Forderungen an die Dialogkonferenz, die am Sonntag in der katarischen
Hauptstadt Doha beginnt: "Vergangene Verbrechen müssen aufgeklärt und
geahndet werden. Minderheiten wie die Hazara brauchen effektiven
Schutz", erklärte GfbV-Direktor Ulrich Delius am Sonnabend in
Göttingen. "Afghanistan wird erst Frieden finden, wenn auch Frauen
Rechte haben und verwundbare Gruppen ein sicheres Leben führen
können."

Die Taliban, die am 7. Juli 2019 mit der von den USA unterstützten
Regierung in Kabul verhandeln, seien für zahlreiche Massaker auch an
den Hazara verantwortlich. "Die meisten Taliban sind sunnitische
Paschtunen, Hazara dagegen persischstämmige Schiiten", erläutert
Delius. "Ohne Druck der internationalen Gemeinschaft werden die
Taliban ihnen keine Rechte oder Sicherheitsgarantien einräumen."
Während ihrer Hochphase in den 90er Jahren hatten sie zudem Frauen
aus dem öffentlichen Leben praktisch verbannt. "Ein Abkommen zwischen
der USA und den Taliban darf nicht dazu führen, dass wieder mehr als
die Hälfte der afghanischen Bevölkerung in permanenter Angst leben
muss", mahnt Delius. "Ein solches Abkommen wäre eine Kapitulation vor
den Extremisten."

Gewaltakte der Taliban und Übergriffe auf Minderheiten hatten sich in
den letzten Wochen wieder gehäuft. Wegen der prekären Sicherheitslage
wurden die Präsidentschaftswahlen bereits zweimal verschoben. "Die
jüngsten Ereignisse in Afghanistan zeigen, welche glaubwürdigen
Schritte für einen Friedensprozess nötig sind. Die internationale
Schutzverantwortung für religiöse und ethnische Minderheiten verlangt
eine durchsetzungsstarke Strafgerichtsbarkeit für Kriegsverbrecher.
Anders kann ein demokratisches und friedliches Afghanistan ohne
islamistischen Terrorismus nicht entstehen" betont Ricarda Steinbach,
GfbV-Geschäftsführerin für Kommunikation. Ein nachhaltiger
Friedensprozess müsse gemäßigte Vertreter der Taliban, aber auch die
Nachbarstaaten Afghanistans mit einbeziehen. Kriegsverbrecher müssten
Verurteilt und der Schutz von Frauen und Minderheiten verlässlich
garantiert werden.

Etwa zehn bis 15 Prozent der derzeit knapp 35 Millionen Afghanen
gehören zur Minderheit der schiitischen Hazara. Ihr Siedlungsgebiet
liegt im Zentrum des Landes. Seit dem Ende des 19. Jahrhunderts sind
sie immer wieder Opfer ethnischer und religiöser Übergriffe.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 6. Juli 2019

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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LATEINAMERIKA/103: Brasilien-Reise des Entwicklungshilfeministers


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 9. Juli 2019

Brasilien-Reise des Entwicklungshilfeministers

Müller muss indigene Rechte einfordern



Die Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) fordert
Entwicklungshilfeminister Gerd Müller (CSU) auf, in Gesprächen mit
der brasilianischen Regierung die Landrechte indigener Völker zu
betonen. "Wenn Minister Müller den Regenwald im Amazonas schützen und
weitere Rodungen verhindern will, sind die indigenen Bewohner dieser
Gebiete seine besten Verbündeten", erklärte Yvonne Bangert,
GfbV-Referentin für Indigene Völker am Montag in Göttingen.

Der Bundesminister hatte erklärt, er wolle den Klimaschutz und damit
den Schutz des Regenwaldes ins Zentrum der Gespräche mit der
Regierung von Jair Bolsonaro stellen. "Die Waldvernichtung im
Amazonas gelingt Bolsonaro und den mächtigen Agrar-Konzernen, indem
sie indigene Landrechte beschneiden", so Bangert. "Völker wie die
Guarani-Kaiowá wurden bereits für den Soja-Anbau vertrieben. Die
Wälder im Bundesstaat Mato Grosso do Sul, in dem sie Leben, sind
praktisch verschwunden. Indigener Widerstand gegen die Zerstörung
ihres Lebensraumes wird kriminalisiert. Dagegen muss Minister Müller
Druck machen." Der Plan des Ministers, Soja-Importe im Rahmen des
Mercosur-Abkommens zu zertifizieren, werde in der Praxis kaum einen
Unterschied machen. "Selbst, wenn die EU entsprechende Zusagen
erhält, geht das Soja von brandgerodeten Flächen eben nach China -
den weitaus größeren Absatzmarkt", befürchtet Bangert.

Das Bundesministerium für Wirtschaftliche Zusammenarbeit (BMZ) hatte
in Gesprächen mit der GfbV signalisiert, in Klimafragen verstärkt mit
dem brasilianischen Landwirtschaftsministerium kooperieren zu wollen.
Umweltminister Ricardo Salles, ein enger Vertrauter Bolsonaros,
vertritt eine offen klimafeindliche Politik. "Diesen Weg halten wir
für eine Sackgasse", betont Bangert. "Das Landwirtschaftsministerium
tritt als Sprachrohr der Soja-Barone auf. Es hat bisher kein
Interesse gezeigt, Wälder und damit das Klima zu schützen."

Um internationale Märkte zu bedienen, versucht die Regierung
Bolsonaro seit ihrem Amtsantritt, indigenes Land den einflussreichen
Agrar-Konzernen zuzuschlagen. Im Januar dieses Jahres hatte er per
Dekret die zuständige Indigenen-Behörde Funai aus dem
Justizministerium herausgelöst und aufgespalten. Die Verteilung von
Landrechten sollte an das Landwirtschaftsministerium gehen, das von
der Agrar-Lobby dominiert wird. Diese Entscheidung machte der
Kongress im Mai wieder Rückgängig, woraufhin Bolsonaro ein neues,
fast identisches Dekret erließ. Dieses wurde von mehreren
Oppositionsparteien gerichtlich angefochten - vorerst mit Erfolg.
"Bolsonaro sieht sich offenbar als Alleinherrscher, der nach
Gutsherrenart über die Landvergabe entscheiden kann", erklärt
Bangert. "Am Ende wird ihn nur die Zivilgesellschaft aufhalten
können. Darum ist es so wichtig, Indigene und ihre Organisationen im
Kampf um den Regenwald zu unterstützen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 9. Juli 2019

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen
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veröffentlicht im Schattenblick zum 10. Juli 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / FAKTEN





MELDUNG/1017: Atomwaffenstützpunkt blockiert (IPPNW)


IPPNW-Pressemitteilung vom 8. Juli 2019

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Atomwaffenstützpunkt blockiert

Im Namen des Völkerrechts



08.07.2019 - Montag kurz nach acht Uhr wurden alle Zufahrtswege zum
Atomwaffenstützpunkt Büchel besetzt. Kein Verkehr in oder aus dem
Stützpunkt war möglich. Mit der Aktion weisen die Friedensaktivist*innen
auf die Stationierung der US-Atomwaffen am Stützpunkt Büchel hin und
fordern die Bundesregierung auf dem Vertrag zum Verbot von Atomwaffen
beizutreten.

30 Menschen haben die drei verkehrsrelevanten Tore blockiert. Die Aktion
läuft bisher absolut gewaltfrei und es gab bisher keine Verhaftungen. Die
Protestaktion wurde gezielt erst um 8:00 Uhr durchgeführt, um den
Berufsverkehr so wenig wie möglich so zu stören und dennoch ihren
Forderungen mit diesem symbolischen Akt Nachdruck zu verleihen.

Friedensaktivistin Dr. Brigitte Hornstein aus Münster: "Die Situation
spitzt sich immer weiter zu: In weniger als einem Monat läuft der Vertrag
zu Mittelstreckenraketen aus, gleichzeitig eskaliert die Rhetorik zwischen
den USA und Iran. Daher fordern wir echtes Handeln von der
Bundesregierung."

Jegliche nukleare Aufrüstung soll von der Bundesregierung ausgeschlossen
werden, die US-Atomwaffen aus Büchel abgezogen und Deutschland muss dem
Atomwaffenverbotsvertrag beitreten, fordern die Aktivist*innen.

Gestern fand ein ökumenischer Gottesdienst mit Dr. Margot Käßmann im Rahmen
des ICAN/IPPNW-Aktionsfestivals statt. Über 1.000 Besucher nahmen am
Sonntag an dem Festival teil.

In ihrer Predigt kritisierte Dr. Margot Käßmann die Befürwortung der
nuklearen Teilhabe und von Atomwaffen durch verschiedene politische
Entscheidungsträger: "Angesichts solcher Aussagen von Menschen, die
Verantwortung tragen, muss es uns doch gruseln. Da ist Widerspruch
gefragt."

Im Ernstfall würden deutsche Bundeswehrpiloten Atomwaffen im Rahmen der
nuklearen Teilhabe der NATO einsetzen müssen. Käßmann forderte auf, gegen
diese Politik zu demonstrieren, welche die Angehörigen der Bundeswehr
zwinge, eine entsetzliche Schuld auf sich zu laden.

Im Rahmen des Festivals fand am Sonntag auch verschiedene Performances
statt u.a. eine Aktion mit 20 Bombenattrappen, um sichtbar zu machen was
hinter dem Militärzaun geheim gelagert ist.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 8. Juli 2019

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Körtestr. 10, 10967 Berlin

Tel. 030/69 80 74-0, Fax: 030/69 38 166

E-Mail: ippnw@ippnw.de

Internet: www.ippnw.de
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MELDUNG/1016: US-Atombomben raus aus Deutschland (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

US-Atombomben raus aus Deutschland

Von ICAN Deutschland, 7. Juli 2019



Büchel - 07.07.2019. Ein generationenübergreifendes Friedensfest neben
dem Bundeswehrstützpunkt in Büchel feiert den 2. Jahrestag des
UN-Vertrags zum Verbot von Atomwaffen.

Am Sonntag, dem Höhepunkt des ICAN/IPPNW-Aktionsfestivals in Büchel,
besuchten etwa 1000 Gäste einen ökumenischen Gottesdienst mit Dr.
Margot Käßmann. Mit dem mehrtägigen, bunten Festival protestierten die
Teilnehmenden gegen die Stationierung der US-Atomwaffen in Deutschland
und setzten sich für die Ächtung von Atomwaffen ein.

In ihrer Predigt kritisierte Dr. Margot Käßmann Befürworter der
nuklearen Teilhabe und von Atomwaffen: "Angesichts solcher Aussagen
von Menschen, die Verantwortung tragen, muss es uns doch gruseln. Da
ist Widerspruch gefragt."




[image: Gruppenphoto mit Raketenattrappen - Foto: Ralf Schlesener / ICAN Deutschland (CC BY-NC-SA 2.0), via flickr https://creativecommons.org/licenses/by-nc-sa/2.0/]

Aktionsfestival in Büchel 2019 - wir rüsten ab

Foto: Ralf Schlesener / ICAN Deutschland (CC BY-NC-SA 2.0), via flickr

https://creativecommons.org/licenses/by-nc-sa/2.0/



Bereits seit Freitag kamen Aktivisti*innen aus ganz Deutschland zum
Aktionsfestival in Büchel zusammen. Das von den
Friedensnobelpreisorganisationen ICAN und IPPNW gestaltete Wochenende
fand im Rahmen der Aktionspräsenz "20 Wochen gegen 20 Atomwaffen"
statt. Es wurden verschiedene kreative Workshops angeboten und die
Ergebnisse am Sonntag auf einer großen Bühne dem Publikum präsentiert.
Unter anderem fand eine Performance mit 20 Bombenattrappen statt, um
sichtbar zu machen, was hinter dem Militärzaun geheim gelagert ist.

"Mit der Aktion weisen wir darauf hin, dass Deutschland im Rahmen der
nuklearen Teilhabe mit dem Einsatz von Atomwaffen und damit mit
millionenfacher Vernichtung droht", so Xanthe Hall, Vorstandsmitglied
von ICAN Deutschland. Derzeit wird sogar über die Anschaffung neuer
Trägersysteme für die modernisierten B61-12-Bomben der USA diskutiert.
"Statt sich weiter an die völkerrechtswidrige Abschreckungspolitik zu
klammern, sollte Deutschland den abrüstungspolitischen Worten auch
Taten folgen lassen und dem Vertrag zum Verbot von Atomwaffen
beitreten", so Hall.

Der Vertrag zum Verbot von Atomwaffen wurde vor zwei Jahren, am 7.
Juli 2017, im Rahmen der Vereinten Nationen verabschiedet. Bisher
haben 70 Staaten den Vertrag unterschrieben, 23 bereits ratifiziert.
Der Vertrag tritt 3 Monate nach der 50. Ratifizierung in Kraft.


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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MELDUNG/1015: Demonstrationen in 100 deutschen Städten - "Schafft sichere Häfen!" (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro München

Nachricht aus der Redaktion Italien vom 8. Juli 2019

Demonstrationen in 100 deutschen Städten: "Schafft sichere 
Häfen!"




[image: Langer Demonstrationszug vor den Landungsbrücken mit Eingang zum alten Elbtunnel - Foto: © 2019 Seebrücke Hamburg]

Demonstration in Hamburg, 6. Juli 2019

Foto: © 2019 Seebrücke Hamburg



Fast 40.000 Menschen haben am Samstag, den 6. Juli, in hundert deutschen Städten -
darunter Berlin, München, Bonn, Köln, Duisburg, Frankfurt, Hannover,
Bremen und Hamburg - demonstriert, um ihre Solidarität mit Carola
Rackete und den für die Rettung von Menschenleben auf See
kriminalisierten NGOs zum Ausdruck zu bringen sowie "eine klare
Botschaft an die Bundesregierung zu senden: Deutschland muss alle
willkommen heißen, die im Mittelmeer gerettet wurden!". So ist es auf
der Facebook-Seite von Seebrücke [1] zu lesen, der NGO, die an der
Spitze eines umfangreichen Verbandsnetzes steht, zu dem unter anderem
auch Médecins sans Frontières, Pro Asyl, Attac, Borderline Europe und
Sea Watch gehören.

"Es kann nicht sein, dass Rettungsschiffe jedes Mal den Notstand
ausrufen müssen, bevor sie in einen sicheren Hafen bekommen.
Menschenleben sind keine Verhandlungsmasse!" heißt es weiter auf der
Facebook-Seite von Seebrücke [2]. "Nachdem sich Außenminister Heiko
Maas ausdrücklich mit der Seenotrettung solidarisiert hat und sogar
Horst Seehofer an Salvini appelliert die italienischen Häfen zu
öffnen, dürfen diese Aussagen kein Lippenbekenntnis bleiben!". Ein
deutlicher Hinweis auf den Boykott des Angebots von mehr als 60
deutschen Städten durch die Bundesregierung, die sich bereit erklärt
haben, sowohl die von der Alex von Mediterranea, als auch der Alan
Kurdi von Sea Eye geretteten Schiffbrüchigen aufzunehmen. Das gleiche
Angebot war auch für die Flüchtlinge gemacht worden, die von der Sea
Watch gerettet wurden, aber auch in diesem Fall hatte es die
Schließung des Hafens durch die Regierung verhindert.


Übersetzung aus dem Italienischen von Pressenza München


Anmerkungen:

[1] https://www.facebook.com/SeebrueckeSchafftsichereHaefen/

[2] https://seebruecke.org/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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STANDPUNKT/362: Nein zu Militärstützpunkten und Kriegen (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Nachricht vom 6. Juli 2019

Nein zu Militärstützpunkten und Kriegen






[image: Straßenschild 'Airbase Ramstein-Miesenbach'; das Wort 'Airbase' ist durchgestrichen - Bild: © Reto Thumiger, Pressenza]
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Im Rahmen der "Stopp Air Base Ramstein"-Aktionswoche fand am 28. Juni
der internationale Anti-Militärbasis-Kongress statt. Zum Kongress
unter dem Titel "Wars and Military Bases" riefen IPB (International
Peace Bureau), das "No to War - No to NATO" Netzwerk und die
Europäischen Linken auf.

Das Treffen bot der Friedensbewegung Gelegenheit, die aktuelle
internationale politische Situation zu analysieren, über Aktionen in
der ganzen Welt zu berichten und zukünftige Aktionen und Projekte zu
diskutieren.

Der Kongress verabschiedete folgende Erklärung:

Erklärung der 3.
Internationalen Konferenz "Nein zu Militärstützpunkten und Kriegen"

Freitag, 28 Juni 2019

Unsere Haltung gegen den Krieg ist unwiderruflich! Aus diesem Grund
leisten wir sowohl persönlich als auch politisch, mit ausschließlich
friedlichen und gewaltfreien Methoden, Widerstand gegen den
beabsichtigten Krieg der USA und einiger ihrer NATO-Verbündeten gegen
den Iran und Venezuela! Die Infrastruktur, Logistik und
Führungsstrukturen der Air Base Ramstein spielen eine zentrale Rolle
im möglichen Krieg gegen den Iran.

Es darf keine Unterstützung für einen aus Ramstein koordinierten
illegalen Krieg gegen den Iran geben.

Auf dieser Konferenz bekräftigen wir unsere Ablehnung der US-Air Base
Ramstein. Wir fordern die Bundesregierung und den Deutschen Bundestag
auf, den Vertrag zur Stationierung ausländischer Truppen in
Deutschland - den "Truppenstationierungsvertrag" - aufzukündigen und
damit alle US/NATO Militärbasen und Nuklear-Waffen von deutschem
Territorium zu entfernen. Dies würde die Schließung der Air Base
Ramstein innerhalb von 24 Monaten ermöglichen. Ungeachtet dessen gilt
es die Arbeitsplätze der Zivilbevölkerung mit Hilfe eines umfassenden
Konversionsprogramms, welches den gewerkschaftlichen Anforderungen für
"gute Arbeit" gerecht wird, zu sichern.

Die US-Air Base Ramstein ist ein zentraler ausländischer
Militärstützpunkt, aber nur einer von etwa 1.000 weltweit. Unser Ziel
ist es, die Schließung all dieser Stützpunkte zu realisieren. Dies
wäre ein bedeutender Beitrag zum Weltfrieden, aber auch zum Schutz
unserer Umwelt und unseres Klimas. Es ist ein politischer Skandal,
dass keines der internationalen Klimaabkommen die destruktive Rolle,
die das Militär durch die Bedrohung und Zerstörung der Umwelt spielt,
thematisiert/betont. Das Militär ist der Haupt-Klima-Killer.

Abrüstung und der Abbau aller Militärstützpunkte ist aktiver
Klimaschutz. Es gibt fast 1.000 Militärstützpunkte weltweit. Mit
Rüstungsausgaben in Höhe von weit über einer Billion Euro und einer
Konfrontation mit Russland, stehen die NATO-Staaten im Zentrum der
Militarisierung und repräsentieren somit eine zentrale Bedrohung des
Friedens in der heutigen Welt. Frieden und globale Gerechtigkeit sind
unvereinbar mit dem globalen Militärbündnis NATO.

Aus diesen Gründen unterstützen wir nachdrücklich die Aktivitäten des
internationalen Netzwerks "Nein zum Krieg - Nein zur NATO." Seit 2009
arbeitet dieses Netzwerk daran, die NATO zu delegitimieren. Zusammen
mit der britischen Friedensbewegung organisiert das internationale
Netzwerk Gegenmaßnahmen gegen den nächsten, im Dezember in London
stattfindenden, NATO-Gipfel: Ein Gegen-Gipfel, Demonstrationen und
weitere Protestaktionen sind derzeit in Planung.

Wir bekräftigen die zentrale Forderung des Netzwerkes nach der
Auflösung der NATO in Übereinstimmung mit den nationalen
Bedingungen/Gegebenheiten und fordern die Regierungen der
NATO-Mitgliedstaaten auf, aus dieser auszutreten.

Wir werden unsere Aktivitäten gegen alle ausländischen
Militärstützpunkte fortsetzen, in der Tradition der Treffen in
Ramstein, Baltimore, Dublin und Florenz. Ebenso werden wir weiterhin
unsere Vernetzung ausbauen.

Aus diesem Grund werden wir uns 2020 wieder in Ramstein treffen.

Bis dahin wollen wir für April/Mai 2020 einen internationalen
Aktionstag gegen ausländische Militärstützpunkte vorbereiten. Hierbei
wollen wir möglichst versuchen, mehr Anti-Militärbasen-Gruppen zu
involvieren.

Unterstützt von den ausländischen Redner*innen: Pat Elder, USA, John
Lannon, Irland, Alain Rouy, Frankreich, Vincenzo Santiglia, Italien,
Dave Webb, Großbritannien und Ann Wright, USA


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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TREFF/313: Augsburg - Die "Augsburger Verfassung 2040", 13.07.2019


Universität Augsburg

Die "Augsburger Verfassung 2040"

• Ein öffentlicher Workshop mit dem Verfassungsrechtler Prof. Dr.
Matthias Rossi und mit Amir Sahuric von der Law Clinic Augsburg

• Alle Bürgerinnen und Bürger sind zur Mitarbeit herzlich in
Staatliche Textil- und Industriemuseum Augsburg eingeladen



Wie wollen wir in der Augsburger Stadtgesellschaft miteinander leben? Im
Kontext der Sonderausstellung "Augsburg 2040. Utopien einer vielfältigen
Stadt", die seit Mitte Mai und noch bis zum 27.Oktober 2019 im Staatlichen
Textil- und Industriemuseum Augsburg (tim) läuft, widmet sich dort am
kommenden Samstag (und dann nochmals am 22. Oktober) ein öffentlicher
Workshop dieser Frage. Alle Augsburgerinnen und Augsburger sind
eingeladen, sich am Entwurf der "Augsburger Verfassung 2040" zu
beteiligen, der in diesem von Prof. Dr. Matthias Rossi und Amir Sahuric
(beide Universität Augsburg, geleiteten Workshop erarbeitet werden soll.

Die Frage nach einem harmonischen Zusammenleben im sozialen Gefüge
betrifft sowohl die Gesellschaft in ihrer ganzen Bandbreite als auch jedes
Individuum persönlich. Ihre Beantwortung ist nicht nur Aufgabe der
Politik, sondern auch und vor allem der Menschen selbst, die durch ihr
tägliches Handeln die Regeln und Freiräume mitbestimmen, innerhalb derer
sie sich bewegen.

Stetig vielfältiger werdendes Miteinander

Das soziale Miteinander sieht sich auch dadurch herausgefordert, dass
unsere Gesellschaft stetig vielfältiger wird. Unterschiedlichste
Bevölkerungsgruppen, Kulturen und Lebensentwürfe treffen aufeinander. Hier
gilt es, auf der Basis sozialer Gleichheit Ausgrenzungen zu vermeiden und
Verständnis füreinander zu wecken.

Nach welcher Verfassung wollen wir also leben?

Der Frage nach den Voraussetzungen eines gelingenden gesellschaftlichen
Miteinanders widmet sich von Mai bis Oktober 2019 die Sonderausstellung
"Augsburg 2040. Utopien einer vielfältigen Stadt" im tim. Zahlreiche
Augsburger Bürgerinnen und Bürger haben diese Ausstellung entwickelt und
dabei aus verschiedenen Perspektiven heraus Ideen für die Zukunft
entworfen. Die Ausstellung präsentiert unter anderem wöchentlich einen
neuen Artikel einer utopischen "Augsburger Verfassung 2040", die in
Anlehnung an das Grundgesetz für die Stadt der Zukunft eigene, neue, teils
radikal quer gedachte Gesetzesentwürfe enthält.

Kommentieren, diskutieren, mitentwickeln

Diesen, nach Art eines Planspiels erdachten, utopischen Gedankenentwurf
können die Besucherinnen und Besucher der Ausstellung zum einen in einer
eigenen Kommentarspalte direkt neben dem Gesetzestext kommentieren und so
entscheidend mitentwickeln. Zum anderen lädt das tim alle Bürgerinnen und
Bürger der Stadt dazu ein, am 13. Juli und am 22. Oktober 2019 die
"Augsburger Verfassung" bei öffentlichen Workshops mit dem
Verfassungsrechtler Prof. Dr. Matthias Rossi und mit Amir Sahuric - beide
Universität Augsburg - zu diskutieren.

Sich zu eigenen Gedanken inspirieren lassen

"Erörtern Sie gemeinsam den utopischen Kern des jeweiligen Wortlauts!
Durchdenken Sie mögliche Konsequenzen der einzelnen Artikel! Verfolgen Sie
unsere juristischen Gedankengänge und tauchen Sie ein in die spannende
aber auch herausfordernde Welt unserer Gesetzgebung!", ermuntert Rossi
alle, die es reizt, am Entwurf der "Augsburger Verfassung" mitzuarbeiten.
"Oder Sie lassen sich einfach zu eigenen Gedankenspielen inspirieren!",
ergänzt Sahuric, der als Kooperationspartner im Projekt "Augsburg 2040.
Utopien einer vielfältigen Stadt" für den Entwurf der "Augsburger
Verfassung" verantwortlich zeichnet.


Öffentlicher Workshop zur "Augsburger Verfassung 2014"


	am Samstag, dem 13. Juli 2019, von 10.00 bis 13.00 Uhr

	im Staatlichen Textil- und Industriemuseum Augsburg (tim), Provinostraße 46, 86153 Augsburg

	Eintritt: frei. Da das Platzangebot auf maximal 60 Personen begrenzt ist, wird um Anmeldung per Email an tanja.kreutzer@tim.bayern.de gebeten.



Ein zweiter Workshop zur "Augsburger Verfassung 2014" wird am 22.
November 2019 von 17.00 bis 20.00 Uhr im tim stattfinden.


Prof. Dr. Matthias Rossi

ist seit 2008 Inhaber des Lehrstuhls für Staats- und Verwaltungsrecht,
Europarecht sowie Gesetzgebungslehre. Seit 2017 Dekan der Juristischen
Fakultät der Universität Augsburg. Jährliche Vorlesungen führen ihn als
professeur invite an die Université Paris Ouest Nanterre- La Defense.

Dipl. Jur. Amir Sahuric

ist Mitglied der Law Clinic Augsburg, eines mehrfach ausgezeichneten
studentischen Projekts an der Juristischen Fakultät der Universität
Augsburg zur ehrenamtlichen Rechtsberatung von Geflüchteten. Er kommt
ursprünglich aus Bosnien und Herzegowina. Sein Jurastudium an der
Universität Augsburg hat er kürzlich erfolgreich mit dem ersten
Staatsexamen abgeschlossen.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution58

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Augsburg, 07.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TREFF/312: München - "Weiße Rose: Ethik des Widerstands - gestern und heute", 15. Juli 2019


Hochschule für Philosophie München

"Weiße Rose: Ethik des Widerstands - gestern und heute" mit dem
katholischen Militärbischof Franz-Josef Overbeck



Mit einem Vortrag des katholischen Militärbischofs Franz-Josef Overbeck
zur Widerstandsgruppe Weiße Rose schließt die Hochschule für Philosophie
München (HfPh) am 15. Juli 2019 die Ringvorlesung "Bildung zum Widerstand"
ab. Unter dem Titel "Weiße Rose: Ethik des Widerstands - gestern und
heute" wird der Essener Bischof den Blick in die Zeit des
Nationalsozialismus mit den moralischen Herausforderungen der Gegenwart
verbinden. Anschließend diskutiert er mit dem Enkel des
Widerstandskämpfers Carl Goerdeler, Berthold Goerdeler, dem Autor Jakob
Knab, der Philosophin Barbara Schellhammer und dem Sozialethiker Markus
Vogt.

Die Veranstaltung beginnt um 15.00 Uhr in der Aula der HfPh
(Kaulbachstraße 31/33, München).

Eingerahmt werden Vortrag und Podiumsdiskussion von einer Führung durch
die DenkStätte Weiße Rose und einer Aufführung der Oper "Weiße Rose" von
Udo Zimmermann in Auszügen. Interessierte können alle Veranstaltungsteile
auch einzeln besuchen. Die Führung beginnt um 13:30 Uhr im Lichthof der
Ludwig-Maximilians-Universität (Geschwister-Scholl-Platz 1, München), die
Oper um 17:30 Uhr in der Aula der HfPh.

Die Hochschule veranstaltet den Tag gemeinsam mit dem Zentrum für ethische
Bildung in den Streitkräften, der Katholischen Militärseelsorge, der
Ludwig-Maximilians-Universität, der Sanitätsakademie der Bundeswehr
München, der Stiftung Kulturelle Erneuerung und der Weiße Rose Stiftung
e.V.

In der Reihe "Bildung zum Widerstand" untersucht die HfPh seit April unter
Leitung ihrer Dozentin Barbara Schellhammer in insgesamt elf Vorträgen,
was Bildung gegen die Versuchung von Populismus und seine scheinbar
einfachen Lösungen setzen kann und welche Rolle die Philosophie dabei
spielt. Dabei knüpfen die Vorträge an Erfahrungen der Vergangenheit an und
gehen auf gesellschaftspolitische Herausforderungen der Gegenwart ein. 




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution945

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule für Philosophie München, 03.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AUSSICHTEN/8695: Und morgen, den 10. Juli 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 10.07.2019 bis zum 11.07.2019 +++






[image: Jean-Luc 8695 Wetterfrosch - © 2019 by Schattenblick]






Fähnchen nach dem Winde schwenken

wird Jean-Luc den ganzen Tag,

um das Wolkenvolk zu lenken,

das sich gern zerstreuen mag.
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FORSCHUNG/202: Bissula erklärt die antike Wirtschaftsgeschichte (idw)


Universität Trier - 05.07.2019

Bissula erklärt die antike Wirtschaftsgeschichte



Mehr als zwei Jahre lang wurde an der Universität Trier ein römisches
Schiff für den Seehandel nachgebaut. Nun tritt es seine wissenschaftliche
Mission an.

In den vergangenen Jahren hat sich die Universität Trier zu einem
führenden Standort für experimentelle Archäologie entwickelt. Das bislang
spektakulärste Projekt dieser Forschungsrichtung ist der originalgetreue
Nachbau eines 16 Meter langen römischen Handelsschiffs. Die 
rheinland-pfälzische Ministerpräsidentin Malu Dreyer hat es heute in Trier 
auf den Namen "Bissula" getauft, die Geliebte des römischen Dichters 
Ausonius. Althistoriker Prof. Dr. Christoph Schäfer ist die treibende Kraft 
hinter den Rekonstruktionen antiker Vorbilder. Unter seiner 
wissenschaftlichen Leitung sind bereits römische Feldgeschütze und drei 
römische Militärschiffe wiedererschaffen und wissenschaftlich untersucht 
worden. Ein wichtiger Bestandteil des nun fertiggestellten Nachbaus eines
Handelsschiffs vom Typ Laurons 2 ist die Kooperation mit Michael Hoffmann
und Prof. Dr. Ing. Karl Hofmann-von Kap-herr vom Fachbereich Technik der
Hochschule Trier.

Ministerpräsidentin Malu Dreyer, Taufpatin für Laurons 2, bezeichnete es
als Leuchtturmprojekt der Wissenschaftsallianz Trier. "Es ist ein
treffendes Sinnbild für die besonderen Qualitäten der Stadt Trier und der
gesamten Region. Die Realisierung des Projekts bestätigt auf
eindrucksvolle Weise, dass wir in Trier einen leistungs- und
innovationsstarken Wissenschaftsstandort haben, der durch das Projekt noch
einmal nachhaltig gestärkt wird", sagte sie. Zum anderen unterstreiche das
Projekt erneut die Bedeutung der Stadt als Zentrum der Antike. "Mich
persönlich beeindruckt neben den historischen Aspekten vor allem, dass
Studierende der Universität und weitere Helfer und Helferinnen auch
ehrenamtlich sehr viel Zeit in das Projekt investiert haben. Es ist toll,
mit welcher Einsatzbereitschaft sie sich einbringen. Das verdient
Anerkennung und dafür möchte ich mich bei ihnen sowie bei allen anderen
Verantwortlichen und Beteiligten ausdrücklich bedanken."

Für den Wissenschaftsstandort Trier und das Transmare-Institut an der
Universität Trier ist das Projekt von besonderer Bedeutung. In Transmare
haben sich über 20 Wissenschaftler zusammengeschlossen, um gemeinsam
Forschung maritimer Art von der Antike bis ins 21. Jahrhundert zu
betreiben. Dabei geht es um den Transfer von Menschen, Gütern und Ideen
sowohl aus kultur- wie wirtschaftsgeschichtlicher Perspektive von der
Antike bis heute.

"Für alle Beteiligten war es ein 'duales Studium' der besonderen Art an
einem besonderen Ort. Theorie und Praxis haben sich in der gesamten
Rekonstruktionsphase des Schiffs die Hand gegeben. Entstanden ist ein
Vorzeigeobjekt, das nun zu einer schwimmenden Forschungsstation wird. Das
nenne ich moderne Altertumswissenschaft", sagte Prof. Dr. Michael Jäckel,
Präsident der Universität Trier.

Die "Bissula" soll dabei helfen, mehr über die Wirtschaftsgeschichte der
römischen Kaiserzeit zu erfahren. Ohne den Seehandel hätte das römische
Imperium nicht existieren können. Getreide, Olivenöl, Wein oder andere
Massengüter mussten über weite Strecken auf Mittelmeer, Atlantik oder
Nordsee transportiert werden, um die dortige Bevölkerung zu versorgen.
Historiker stehen vor dem Dilemma, lediglich über wenige überlieferte
Informationen zum Seehandel zu verfügen. Die anstehenden Messungen und
Datenerhebungen mit der seegängigen "Bissula" sollen daher belastbare
Rückschlüsse auf das Potential und die Intensität der römischen
Handelsschifffahrt und des Seehandels erbringen. "Darüber lassen sich
höchst aufschlussreiche Globalisierungsphänomene entdecken, die uns helfen
können, die Globalisierung heute besser zu verstehen", erklärt Prof. Dr.
Christoph Schäfer.

Auf der Basis gut erhaltener Funde mehrerer römischer Schiffe an der
französischen Küste bei Laurons haben Maschinenbauer der Hochschule Trier
ein digitales dreidimensionales Modell erstellt. Damit können Simulationen
und Berechnungen durchgeführt und mit Daten verglichen werden, die sich
bei den realen Messfahrten mit der "Bissula" ergeben. Letztlich soll der
Abgleich dieser beiden Messvarianten zeigen, inwieweit digitale Modelle
künftig aufwendige Nachbauten ersetzen können.

"Für die 3D-Rekonstruktion, die numerischen und Virtual Reality
Simulationen setzen wir in diesem Projekt Technologien, Software und
Methoden ein, die in der heutigen Automobil-, der Luftfahrt- und auch der
Schifffahrtindustrie zum Einsatz kommen. Diese Technologien können
natürlich auch historische Fragestellungen vorantreiben, denn sicher wird
man nicht tausende Schiffswracks im Nachbau rekonstruieren können", so
Michael Hoffmann von der Hochschule Trier.

"Dieses Projekt zeigt erneut, dass Trier prädestiniert ist für eine
Wissenschaftsallianz zwischen der Universität Trier und der Hochschule
Trier. Wir sind als Hochschule stolz, unseren Beitrag zum Erfolg dieses
Projektes beizutragen", sagte Claudia Hornig, Kanzlerin der Hochschule
Trier.

Bei der nun anstehenden wissenschaftlichen Mission der Bissula werden
Prof. Dr. Christoph Schäfer und Prof. Dr. Karl Hofmann-von Kap-herr von
der Hochschule Trier in erprobter Zusammenarbeit mit modernsten nautischen
Instrumenten Messungen zur Leistungsfähigkeit derartiger Handelsschiffe
durchführen. Den Fahrten auf der Mosel könnten weitere Tests auf hoher See
folgen.


Zum Projekt

Die 1:1-Rekonstruktion des römischen Handelsschiffes unter der Leitung von
Prof. Dr. Christoph Schäfer begann im Frühjahr 2016 mit dem Fällen
geeigneter Bäume. Nach einer einjährigen Trocknungszeit begann der
Schiffsbau, für den Studierende der Universität und weitere Helfer
unzählige ehrenamtliche Arbeitsstunden leisteten. Anleiter waren ein
spezialisierter Bootsbaumeister und erfahrene Bauleiter. Den Studierenden
eröffneten sich Bezüge zur handwerklichen Praxis und tiefere Einblicke in
die Leistungen der antiken Handwerker. Nach knapp zweijähriger Bauzeit
wurde das Schiff Anfang Juni von der Baustelle auf dem Campus der
Universität zum Liegeplatz des Wasserstraßen- und Schifffahrtsamtes Trier
transportiert. Nun folgen Mess- und Testfahrten der Bissula - zunächst auf
der Mosel, später möglicherweise auch auf See. Hauptförderer des Projekts
sind die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) und die Nikolaus Koch
Stiftung.

Zum Namen des Schiffs

Die Alemannin Bissula kam im Jahr 368 bei einem Feldzug in römische
Kriegsgefangenschaft. Sie wurde Sklavin des in Trier als Prinzenerzieher
tätigen Dichters Decimus Magnus Ausonius. Er verliebte sich in Bissula und
setzte ihr in dem Gedicht "de Bissula" ein literarisches Denkmal.

Weitere Informationen zum Projekt:

https://www.uni-trier.de/index.php?id=62438

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution103

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Trier, 05.07.2019
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MEMORIAL/204: 11. Juli 1899 - Gründung der Fiat, einer Dynastie des italienischen Industrie-Adels (Gerhard Feldbauer)


Aus der Geschichte einer Dynastie des italienischen Industrie-Adels

Vor 120 Jahren wurde die Fabbrica Italiana Automobili Torino (FIAT) gegründet

von Gerhard Feldbauer, 6. Juli 2019






[image: Foto: Maurizio Torchio [CC BY-SA 3.0 (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0)]]

Fiat 3,5 HP - das erste Automobil des 1899 in Turin gegründeten Industriekonzerns

Foto: Maurizio Torchio [CC BY-SA 3.0 (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0)]



Am 11. Juli 1899, vier Jahre bevor Henry Ford in Dearborn im US-Staat
Michigan seine Automobilgesellschaft gründete, wurde in Turin die
Gründungsurkunde der Fabbrica Italiana Automobili Torino (FIAT)
unterzeichnet. Zu den acht Unterzeichnern gehörte der Sohn eines
vermögenden Grundbesitzers und Offiziers der sabaudischen Kavallerie,
Giovanni Agnelli, Großvater Gianni Agnellis, der nach 1945 die
erfolgreiche Entwicklung des Unternehmens gestaltete. Giovanni Agnelli
stieg schon bald zum eigentlichen Beherrscher und Besitzer des
Konzerns auf. Ähnlich wie Carl Benz und Gottlieb Daimler in
Deutschland erkannte Agnelli, dass die Tage des Pferdes gezählt waren
und an die Stelle der Droschke das Auto entscheidendes Verkehrsmittel
werden würde.

Schon Ende 1899 verließ das erste Fahrzeug das Turiner Werk. Der "FIAT
1899" wirkte wie eine kleine Kutsche, die zwei bis drei Personen Platz
bot. Der 12 PS-Heck-Motor mit einem Hubraum von 679 cm³ brachte das
Fahrzeug auf maximal 40 km/h. Im rasanten Tempo entwickelte sich Fiat
über Norditalien hinaus und exportierte schon 1901 die ersten Autos
ins Renault-Land Frankreich. 1903 stellte FIAT das erste Auto für den
Transport schwerer Lasten, den Fünf-Tonner "24 HP", her. 1906 wurden
bereits 1149 Pkw produziert, von denen 300 nach England gingen.

Mit der Übernahme der Ansaldi-Werke 1905 entstand mit Fiat-Ansaldi,
aus der die Brevetti-Fiat-Gesellschaft hervorging, das größte
italienische Industrie-Unternehmen, das nicht nur Autos produzierte.
Schon seit 1903 hatte Ansaldi Schiffs- und Flugzeugmotoren
hergestellt. 1916 wurde die Società Italiana Aviazione (SIA)
gegründet, die, 1918 in Fiat-Aviazione umbenannt, die Jagdflugzeuge
Fiat G5 und Fiat G91 herstellte. Im Ersten Weltkrieg stieg das
Unternehmen zum größten Rüstungskonzern (Schwerpunkte gepanzerte
Fahrzeuge und Flugzeuge) auf. Hinzu kamen Werften, Eisenerzbergwerke
und eisenverarbeitende Fabriken. 1917 wurde der erste Panzer Fiat 2000
(Mod. 17) hergestellt, Anfang 1918 ein zweiter (Mod. 18).
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Mit dem Fiat 2000, dem schwersten Panzer seiner Zeit, entwickelte Fiat nach dem Ersten Weltkrieg den ersten Panzerkampfwagen Italiens

Foto: The original uploader was Riottoso at Italian Wikipedia [Public domain]



Die 40-Tonnen-Kampfwagen wurden vom italienischen Heer übernommen und
bildeten zusammen mit den bereits vorhandenen französischen Panzern
den Grundstock der ersten italienischen Panzer-Abteilung. Auf
Initiative Agnellis finanzierten Ettore Conti (Elektro-Sektor), Guido
Donegani (Chemie) und Alberto Pirelli (Reifen/Gummi) mit ihm zusammen
1915 das Kampfblatt Mussolinis Il Popolo d'Italia, das in
offenem Chauvinismus den Kriegseintritt Italiens an der Seite der
Entente forderte. Während des Krieges stieg der Rüstungsgigant zum
größten Kriegsgewinnler auf und produzierte 95 Kriegsschiffe, 3.800
Flugzeuge, 10.900 Kanonen und 10 Millionen Artilleriegeschosse.


"Großer Beitrag" zur faschistischen Machtergreifung

1919/20 trugen die Herausgeber des Popolo d'Italia mit
kräftigen Finanzspritzen zum Machtantritt des Faschismus unter
Mussolini bei. Zum Dank dafür, dass der ehrenwerte Agnelli "einen
großen Beitrag zur faschistischen Propaganda geleistet und seine
Unterstützung den Zeitungen zukommen (ließ), die für die
unverfälschte Wahrheit des Faschismus stehen", berief ihn der "Duce"
im September 1923 in den Senat. [1]

Mit dem Werk in Lingotto, einem Stadtteil von Turin, dem Sitz der
Konzernzentrale, entstand die zu dieser Zeit modernste Auto-Fabrik
Europas. Sie verstärkte das Image der Fiat, die in den 1920er Jahren
in Europa und weltweit die Auto-Produktion bestimmte. Weniger bekannt
wurde, dass Panzer und motorisierte Technik der eine halbe Million
Soldaten zählenden Kolonialarmee, die in einem blutigen Feldzug (mit
250.000 Toten) 1935/36 Äthiopien (das damalige Abessinien) eroberte,
von Fiat stammten und aus dessen Flugzeugen die mehr als 350 Tonnen
des auf Mussolinis Befehl eingesetzten Giftgases Yperit abgeworfen
wurden.
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Italienische Streitkräfte bei einem Angriff auf abessinische Stellungen in der Tembienschlacht am 1. Januar 1936

Foto: luce - ediz. d'arte v.e. Boeri - v. f. Corridoni, 7 Roma [Public domain]



Gianni Agnelli war Leutnant in der von Mussolini zur Unterstützung der
Aggression Hitlerdeutschlands gegen die UdSSR geschickten Armata
Italiana in Russia (ARMIR). Großvater Giovanni dürfte dafür gesorgt
haben, dass er zum deutsch-italienischen Afrika-Korps nach Tunis
versetzt wurde, bevor die 230.000 Mann zählende ARMIR im Dezember 1942
von der Roten Armee in der verschneiten Donezsteppe größtenteils
vernichtet wurde. Auch aus Tunis wurde Gianni vor der Kapitulation der
250.000 aus Italienern und Deutschen bestehenden Afrika-Armee am
13. Mai 1943 abberufen.

Die persönlichen Erfahrungen Giannis trugen dazu bei, dass der
Großvater, wie andere führende Wirtschaftskreise auch, erkannte, dass
Hitlerdeutschland den Krieg nicht mehr gewinnen konnte und mit ihnen,
um nicht in die Niederlage hineingezogen zu werden, auf die Seite der
Palastverschwörer wechselte, die sich im Juli 1943 Mussolinis
entledigten. Der Fiat-Besitzer vollbrachte ein Meisterwerk von
Ambivalenz. Während er sich zu der von König Vittorio Emanuele III.
eingesetzten Regierung von Marschall Pietro Badoglio in den von den
Anglo-Amerikanern besetzten Süden in Salerno begab, schickte er seinen
Generaldirektor Vittorio Valletta in das von der Wehrmacht besetzte
Norditalien zur Konzernzentrale nach Turin.
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Giovanni ("Gianni") Agnelli (links), 1940 mit seinem Großvater Giovanni Agnelli (rechts)

Foto: The original uploader was Dgtmedia - Simone at Italian Wikipedia [CC BY 3.0 (https://creativecommons.org/licenses/by/3.0)]




Generaldirektor Valletta auf der Liste der Kriegsverbrecher

Dort hielt dieser für Hitlerdeutschland die Kriegsproduktion aufrecht,
unterdrückte den Widerstand der Arbeiter dagegen und sorgte bis
Kriegsende für höchstmögliche Profite. Das hatte zur Folge, dass das
Nationale Befreiungskomitee für Norditalien, ein von den Alliierten
anerkanntes Organ der antifaschistischen Einheitsregierung, Valletta
auf die Liste der faschistischen Kriegsverbrecher setzte. Vor der
Festnahme durch Partisanen retteten ihn im April 1945 amerikanische
Offiziere. Vallettas Stellvertreter, Giancarlo Camerana, hatte im
Auftrag Agnellis bereits ein Jahr vorher in Bern mit Allen Dulles, dem
Gesandten des Strategic Service (OSS), einem Vorläufer der CIA, die
Nachkriegsexistenz von Fiat geregelt. [2]

Nach 1945 erwirtschaftete Fiat seinen gewaltigen Umsatz nur noch etwa
zur Hälfte im Autosektor. Sie verfügte über einen Raumfahrtkonzern
Snia, der seit den 80er Jahren SDI-Aufträge erhielt, war an
Raumfahrtprojekten von Arianespace und Eureka beteiligt, lieferte
Motoren und Hitzeschilde für Satelliten und produzierte
Raketentreibstoff für das US-Space Shuttle und Militär-Raketen. FIAT
Aviazione stellte Flugzeugtriebwerke, Schiffsantriebe und Gasturbinen
her. Die breit gefächerte Produktion des in fast 60 Ländern mit 1.051
Gesellschaften und 1,2 Millionen Beschäftigten präsenten Konzerns
reichte darüber hinaus vom Hoch- und Tiefbau über Maschinen und
Anlagen, Telekommunikations- und Automatisierungstechnik, Eisen, Stahl
und Kraftstoffanlagen bis zur Lebensmittelbranche, schloss Verlage,
Werbung und die hauseigene renommierte Tageszeitung La Stampa
ein. FIAT war als Banker und an der Börse dabei, sponserte Kunst- und
Forschungsprojekte.
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Vittorio Valletta in Turin neben einem Fiat 500 D - Aufnahme von 1964

Foto: Istituto Centrale per gli Archivi [Public domain]



Im Auto-Sektor konkurrierte Fiat in den 1970er Jahren mit Volkswagen
um den ersten Platz in Europa. Sie erwarb Alfa Romeo und Ferrari,
kaufte sich bei Maserati ein, übernahm die Mehrheit des
Kleinwagenhersteller Innocenti und hatte damit Anfang der 90er nahezu
die gesamte italienische Auto-Produktion in ihrer Hand. Nach dem
Untergang des Ostblocks gehörte FIAT-Auto zu den ersten, die in
Ungarn, Jugoslawien und Polen Fuß faßten und in der UdSSR, später
Russland, ihrem alten langjährigen Partner, neue Absatzmärkte
gewannen.

Nach dem Tod des 81jährigen Patriarchen Giovanni Agnelli im Januar
2003 trat der 13 Jahre jüngere Bruder Umberto an die Spitze des
Familienunternehmens. Als er bereits ein Jahr später verstarb,
übernahm der zu den Fiat-Erben gehörende Luca Cordero di Montezemolo
die Präsidentschaft. Ihm folgte 2010 der Enkel Agnellis, John Elkann,
der bereits seit 2004 Vizepräsident war.

Nachdem ein 1999 mit General Motors geschlossenes "Joint Venture"
gescheitert war, übernahm der Turiner 2014 den US-amerikanischen
Autobauer Chrysler und bildete mit Alfa Romeo, Lancia und Abarth sowie
den amerikanischen Modellen Jeep, Dodge und Ram unter Turiner Leitung
die Fiat Chrysler Automobile (FCA). 2019 wollte der US-Italiener eine
Allianz mit Renault schließen, um hinter Toyota und Volkswagen
drittgrößter Automobilkonzern Europas, unter Einschluß von
Renault-Partner Nissan sogar der weltgrößte zu werden. Der Vorstoß
scheiterte, zumindest vorerst, am Einspruch der französischen
Regierung, die Garantien für den Erhalt der Standorte von Renault und
der Arbeitsplätze forderte. Mehr noch dürfte, wie Medien, so der
Sender Franceinfo, kommentierten, eine Rolle gespielt haben,
dass mit einem bunten Gemisch sehr verschiedener Automarken von
Renault, Dacia und Lada über Fiat, Alfa Romeo und Lancia bis zu
Chrysler und Jeep, vielleicht sogar bis zu Nissan und Mitsubishi, ein
Riesenimperium entstanden wäre, das zwar neue Märkte hätte erschließen
können, aber auch schwer zu lenken und zu beherrschen gewesen wäre.
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Allen W. Dulles, späterer Chef der CIA, gegen Ende des Zweiten Weltkrieges im Dienste des OSS als Fiat-Protegé tätig

Foto: US Governement [Public domain]




Wechsel an den Hebeln der Macht

Nach 1945 passte sich Fiat erneut an die Machtverhältnisse an und
sicherte so seinen Einfluss darauf. La Stampa wies wiederholt
die Einmischung Washingtons in die Innenpolitik zurück. Italien sei
"kein Protektorat der USA, in dem es erlaubt sei zu begünstigen und zu
intervenieren oder Regierungen zu stürzen und zu machen", schrieb die
Fiat-Zeitung am 28. Oktober 1975. Damit ergriff der Wirtschaftsgigant
offen Partei für die Politik der "Historischer Kompromiss" genannten
Regierungszusammenarbeit zwischen dem Vorsitzenden der Democrazia
Cristriana (DC), Aldo Moro, und IKP-Generalsekretär Enrico Berlinguer.
Nach der Umwandlung der IKP in eine sozialdemokratische Linkspartei
(Partito Democratico della Sinistra - PDS, später Democratici di
Sinistra - DS) favorisierte Fiat lange Jahre deren reformistischen
Kurs. Agnellis Schwester Susanna war Staatssekretär im
Außenministerium und stieg nach dem mit Fiat-Hilfe 1996 errungenen
Wahlsieg zur Chefdiplomatin auf.

Ein Höhepunkt dieses Zusammenwirkens war 2000 Agnellis Teilnahme als
Ehrengast auf dem DS-Parteitag in Turin, bei dem er im Fernsehen auf
der Bühne in brüderlicher Umarmung mit DS-Chef Veltroni und
Regierungschef D'Alema zu sehen war. Die Sozialdemokraten wollten Fiat
für geleistete Wahlhilfe ihren Dank demonstrieren.

Gleichzeitig gehörte Fiat zu den Protegés der 1991 von Umberto Bossi
gegründeten Lega Nord. Das entsprach realistischen
Wirtschaftsinteressen, denn Leuten wie Agnelli war klar, dass die
Korruptionspraxis der DC vom Staatshaushalt nicht länger verkraftet
werden konnte und die Konkurrenzfähigkeit der italienischen Wirtschaft
in der EU bedrohte. Deshalb unterstützte Fiat die Entmachtung der
Christdemokraten durch die Partei Umberto Bossis in der Lombardei.


Den Fall Berlusconis bewerkstelligt

Agnelli widersetzte sich mit Erfolg dem Versuch des von der
faschistischen Putschloge P2 an die Macht gehievten
Medien-Unternehmers und Chefs der faschistischen Partei Forza Italia
(FI), Silvio Berlusconi (erstmals Ministerpräsident für neun Monate
1994, nochmals 2001-2006 und zuletzt 2008-2011), ihn als Nummer Eins
des italienischen Kapitals auszuschalten. Dass Berlusconi "den alten
Industrieadel" ausschalten wolle, sorge "für Zwiespalt im
Unternehmerlager", warnte die FAZ am 4. Juni 2002. Die
Auseinandersetzung endete anders als von Berlusconi erwartet. Am
6. April 2010 schrieb die Financial Times Deutschland, dass an
einem "Bündnis gegen Berlusconi" gebastelt werde. Die Fäden zum Fall
des Medientycoons im November 2011 zog kein Geringerer als der
Fiat-Erbe Luca Cordero di Montezemolo, damals FIAT-Präsident, der
Berlusconi "die Schuld am Bankrott" des Landes und der "beispiellosen
Staatskrise" gab.
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Luca Cordero di Montezemolo - hier am 7. Januar 1998 in Maranello bei der Präsentation des Formel-1-Rennwagens Ferrari F300

Foto: GianAngelo Pistoia [CC BY 3.0 (https://creativecommons.org/licenses/by/3.0)]



Damit ging ein Kapitel faschistischer Regierungspolitik zu Ende, ohne
dass ein neues verhindert wurde. Berlusconi spielt zwar nicht mehr die
erste Geige, die hat der Chef der faschistischen Lega, Matteo Salvini,
seit März 2018 Vizepremier, übernommen, der den Ex-Premier noch
braucht, wenn er selbst Regierungschef werden will. Was Fiat betrifft,
so herrscht seit der Gründung des neuen Unternehmens FCA in Italien
eher der Eindruck vor, dass mit Übernahme des US-Amerikaners die Ära
Fiat als Repräsentant des "alten Industrie-Adels", der maßgeblich die
Geschicke des kapitalistischen Landes mitbestimmte, zu Ende ist.


Fußnoten:


[1] Alan Friedman: Agnelli - Das Gesicht der Macht. Dt. Ausgabe
München 1989, S. 48.

[2] Marcella e Maurizio Ferrara: Cronache di Vita italiana 1944-1958,
Rom 1990, S. 125.
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AUSSTELLUNG/429: Hanau - "Zeitenwende in Hessen - Revolutionärer Aufbruch 1918/1919 in die Demokratie" bis 28.8.19


Stadt Hanau

Ausstellung zur Revolution 1918/1919 des Hessischen Landesarchivs
im Stadtladen



Im Stadtladen Hanau ist noch bis 24. August 2019 die Tafelausstellung
"Zeitenwende in Hessen - Revolutionärer Aufbruch 1918/1919 in die
Demokratie" zu sehen. Oberbürgermeister Claus Kaminsky dankte dem
Präsidenten des Hessischen Landesarchivs Professor Dr. Andreas Hedwig,
dass er auf Anfrage des Fachbereichs Kultur im letzten Jahr sogleich
bereit war, Hanau als Station der Wanderausstellung zu
berücksichtigen.

Die Novemberrevolution von 1918 markierte den revolutionären
Wendepunkt von der mit der Niederlage des Ersten Weltkriegs
scheiternden Monarchie zur ersten deutschen Demokratie. Der
entscheidende nächste Schritt gelang am 19. Januar 1919. An diesem Tag
wählten alle Deutschen, erstmals auch Frauen, die verfassunggebende
Weimarer Nationalversammlung, die eine demokratische Reichsverfassung
aushandelte und damit die Weimarer Republik begründete.

Dieser ereignisreichen, komplexen und so wirkungsmächtigen
historischen Phase und ihren Konsequenzen widmet das Hessische
Landesarchiv diese Tafelausstellung mit Begleitpublikation.
Ausstellung und Schrift dokumentieren den revolutionären Umbruch der
Jahre 1918/1919 auf dem späteren Gebiet des Bundeslandes Hessen und
zeichnen seine Auswirkungen auf den demokratischen Neubeginn in Hessen
1945/1946 nach. Hanau ist ein eigens Kapitel gewidmet.

Die reich bebilderte Schau widmet sich laut Professor Hedwig folgenden
Fragen: Wer waren die damaligen Revolutionäre? Welche Pläne und Ziele
verfolgten sie? Wie sind sie vorgegangen? Was haben sie durchsetzen
können, woran sind sie gescheitert? Und schließlich: Welche Bedeutung
hatte die Weimarer Republik für den demokratischen Neubeginn nach
1945?

Sie ist während der Öffnungszeiten des Stadtladens, Am Markt 14-18,
63450 Hanau bei freiem Eintritt zu sehen. Das Begleitbuch kostet 10
Euro und ist an der Tourist-Information oder im Buchhandel erhältlich
(ISBN 979-3-88964-221-9).

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 27. Juni 2019

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau
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KURSE/493: Mönchengladbach - "Tiere aus Gips und Draht" vom 20.-23. Juli 2019


Stadt Mönchengladbach

Tiere aus Gips und Draht

Kursus für Kinder und Jugendliche im Museum Abteiberg



Einen ganzen Zoo können die Kinder im Alter von 8 bis 12 Jahren, vom
20. Bis 23. August, jeweils 14.30 bis 17 Uhr, aus so einfachen
Materialien wie Gips, Holz und Draht herstellen. Dies ist leichter als
man denkt: Draht gebogen, Gipsbinden drüber, 20 Minuten trocknen
lassen und dann bunt anmalen. Anschließend werden die Tiere noch mit
Klarlack überzogen, damit sie richtig edel aussehen.

Kosten: 35 Euro

Verbindliche Anmeldungen sind ab sofort auf der Internetseite des
Museums möglich. www.museum-abteiberg.de (Menü:
Veranstaltungen/Praktische Kurse)

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 28. Juni 2019

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach
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E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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LESUNG/1877: Bielefeld - "Winnie Weile sehr in Eile" am 12. Juli 2019


Stadt Bielefeld

Bücherspaß für Kinder "Winnie Weile sehr in Eile"



Bielefeld (bi). Die Stadtbibliothek am Neumarkt stellt am Freitag, 12.
Juli, um 16 Uhr das Buch "Winnie Weile sehr in Eile" in der
Kinderbibliothek vor. Die Veranstaltung in der Reihe "Kunterbunter
Bücherspaß" mit Vorlesen, Spielen und Basteln ist für Kinder von zwei
bis drei Jahren geeignet. 

Eintrittskarten sind für zwei Euro in der
Kinderbibliothek oder unter Telefon 0521 51-2457 erhältlich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 8. Juli 2019

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. Juli 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / KUNST / VERANSTALTUNGEN





AUSSTELLUNG/9718: Hildesheim - "Hideki Nakajima: Made in Japan", 17.09.-02.10.2019


HAWK Hochschule für angewandte Wissenschaft und Kunst, Fachhochschule
Hildesheim/Holzminden/Göttingen

Hideki Nakajima: Made in Japan

Ausstellung über einen der wichtigsten zeitgenössischen Designer erstmals
in Deutschland an der HAWK in Hildesheim



Hideki Nakajima gehört zu den wichtigsten zeitgenössischen
Kommunikationsdesignern. Er hat zwölf Bücher veröffentlicht und seine
Werke befinden sich in den Sammlungen des Musée des Arts Décoratifs,
Centre Pompidou, Bibliothéque Nationale de France, Paris, The Museum of
Modern Art, New York und des British Museum, London. Jetzt kommt er vom
17. September bis 2. Oktober 2019 mit der Ausstellung "Hideki Nakajima:
Made in Japan" in das Raumlabor der Fakultät Gestaltung der HAWK in
Hildesheim.

Hideki Nakajima hat mit Mode- und Beautymarken wie Issey Miyake und Yohji
Yamamoto zusammengearbeitet. Er kooperierte mit Nan Goldin, Wolfgang
Tillmanns, Richard Prince und Jack Piason. Er hat Fotobücher,
Ausstellungskataloge und Poster für Yoko Ono, David Bowie und Sofia
Coppola entworfen. Zu seinen Hauptwerken gehören das Platten- und
CD-Cover-Design für den Musiker Ryuichi Sakamoto sowie das Editorial- und
Buchcover-Design für Ryumei Yoshimoto, Banana Yoshimoto, Masachi Ohsawa
und Kodansha Gendai Shinsho - und natürlich die Art Direction für das
Kultmagazin Cut. Nakajima hat viele Designpreise sowohl in Japan als auch
mehrfach Gold beim Art Directors Club New York gewonnen, ebenso wie beim
Tokyo Art Directors Club, den Tokyo Type Directors Club Grand Prix und die
New York Type Directors Club Awards.

Der Japaner Hideki Nakajima (geb. 1961) ist Art Direktor und
Grafikdesigner mit über drei Jahrzehnten Erfahrung. Wegweisend zu Beginn
seines Schaffens war der britische Designer Peter Saville. Im Laufe seiner
Karriere hat Nakajimas Arbeit ständig mit kreativen Konventionen gebrochen
und die Rolle und den Platz des Designers hinterfragt. "Egal ob Designer
in Japan oder auf der ganzen Welt, ich glaube, dass Design die Kraft gibt,
das eigene Leben zu verändern. Es geht nicht nur darum, mich selbst zu
erfüllen, sondern auch andere zu inspirieren, und ich denke, das ist sehr
wichtig", so Hideki Nakajima.

Nakajimas Karriere begann mit dem Ende der "Bubble Period" in Japan - dem
Wirtschaftsboom der Jahre 1986 bis 1991. "Alles war verrückt während der
Bubble-Periode! Die ganze Welt war immer wie Weihnachten beleuchtet. Als
die Blase platzte, wurden weniger luxuriöse Formen der Unterhaltung
populär, und es kamen mehr Zeitschriften und Pop-Musik heraus. Das war die
Zeit, als ich beim Cut Magazine begann und anfing, CD-Cover zu entwerfen.
Ich hatte großes Glück. Ich habe früher wie ein Maulwurf gelebt, an einem
Ort, auch ohne Badezimmer. Ich habe immer bis vier Uhr morgens gearbeitet",
berichtet Nakajima. Neben harter Arbeit ist die Nakajima-Philosophie auch
eine, Möglichkeiten zu schaffen und Veränderungen
herbeizuführen: "Ich tendiere dazu, von oben nach unten zu gehen, wie ein
Wasserfall, wie Wasser, anstatt von unten eine Treppe hinaufzusteigen."

Die Ausstellung "Hideki Nakajima: Made in Japan" ist eine umfassende
Retrospektive von Nakajimas Werk. Es umfasst Bücher, CDs, Schallplatten,
Poster sowie das persönliche Werk von Nakajima. Die Ausstellung wurde
zuvor am Sheffield Institute of Arts, England, gezeigt und ist nun an der
Fakultät Gestaltung der HAWK Hochschule für angewandte Wissenschaft und
Kunst Hildesheim/Holzminden/Göttingen zu sehen - erstmals in Deutschland.
Der Kontakt zu einem der wichtigsten Designer unserer Zeit wurde von Prof.
Barbara Kotte und Prof. Dominika Hasse bei einer Japan-Exkursion
hergestellt: "Hideki Nakajima hat uns damals sehr herzlich in seinem Büro
aufgenommen - seitdem stehen wir in Kontakt."

Die Ausstellung "Hideki Nakajima: Made in Japan" eröffnet am 17. September
um 18 Uhr und bleibt bis zum 2. Oktober im Raumlabor der Fakultät
Gestaltung der HAWK in Hildesheim. Die Öffnungszeiten sind von Montag bis
Freitag 10:00 Uhr bis 16:00 Uhr. Die Adresse lautet: Campus Weinberg,
Renatastraße 11, 31134 Hildesheim. Der Eintritt ist frei.

Mehr Information unter

www.hawk.de/g

Eröffnung am 17.09.2019 um 18 Uhr

Ausstellung vom 17.09.2019 bis 02.10.2019

Öffnungszeiten: Montag bis Freitag, 10:00 Uhr bis 16:00 Uhr

HAWK Hochschule für angewandte Wissenschaft und Kunst

Hildesheim/Holzminden/Göttingen

Fakultät Gestaltung

Raumlabor auf dem Campus Weinberg

Renatastraße 11

31134 Hildesheim


Weitere Informationen unter:

http://www.hawk.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution231

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

HAWK Hochschule für angewandte Wissenschaft und Kunst, Fachhochschule

Hildesheim/Holzminden/Göttingen, 04.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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DAS BLÄTTCHEN/1909: Populistische Finanzpolitik in Italien


Das Blättchen - Zeitschrift für Politik, Kunst und Wirtschaft

22. Jahrgang | Nummer 13 | 24. Juni 2019

Populistische Finanzpolitik in Italien

von Ulrich Busch



In Deutschland geht gegenwärtig die Angst davor um, Populisten könnten die
Rathäuser erobern oder als Wahlsieger in einige Landesparlamente einziehen.
In anderen Staaten bilden sie bereits die stärkste politische Kraft und
bestimmen die Regierungspolitik. So in Polen und in Ungarn, vor allem aber
in Italien. Seitdem Matteo Salvini und Luigi Di Maio in Rom das Sagen
haben, hat sich dort einiges verändert: Der Ton gegenüber Brüssel und der
Europäischen Union ist ein anderer geworden, Ausländerfeindlichkeit und
Fremdenhass haben zugenommen und im ganzen Land verbreitet sich ein
Nationalismus, wie man ihn in Europa seit Jahrzehnten nicht mehr erlebt
hat.

Der neue Politikstil und veränderte Tonfall betrifft keineswegs nur die
Flüchtlings- und Integrations-, Europa- und Außenpolitik, sondern auch die
Wirtschafts-, Finanz-, Geld- und Sozialpolitik. Während man in Berlin,
Paris, Madrid und Brüssel noch davon ausgeht, dass der Populismus, keine
eigenständige Ideologie darstelle und ihm folglich auch keine spezifischen
Inhalte oder Programme zugeordnet werden können, er vielmehr nur eine
besondere Diskursstrategie verkörpere, womit eine "politische Frontlinie"
aufgebaut werde, welche die Gesellschaft "in zwei Lager aufteilt und zu
einer Mobilisierung der 'Benachteiligten' gegen 'die an der Macht' aufruft"
(Chantal Mouffe), praktiziert Salvini mit seiner Mannschaft inzwischen ein
eigenes politisches Programm. Dies orientiert sich erwartungsgemäß an den
Prinzipien des Neoliberalismus und ist insofern nicht wirklich neu. Es aber
lediglich auf nationalistische und antieuropäische Rhetorik reduzieren zu
wollen, würde ihm auch nicht gerecht werden und griffe inhaltlich
entschieden zu kurz.

Bei dem, was in Italien gegenwärtig als "Politik" propagiert und
praktiziert wird, handelt es sich um einen Mix aus rechtsliberalen,
nationalistischen und linksvoluntaristischen Maßnahmen, welche in
populistischer Manier offeriert beziehungsweise umgesetzt werden. Dabei
bedienen sich die Politiker und "Macher" einer auffälligen Strategie und
Aktionsform mit besonderem Sprachstil, medienwirksamen Auftritten vor
laufenden Kameras und karnevalesken Events. In Italien hat dies bekanntlich
seit Berlusconi eine unrühmliche Tradition. Diese setzt sich nun fort.
Dabei verlieren die zuvor im Wahlkampf eingeübten Phrasen und Gesten einer
Scheinopposition gegenüber dem Neoliberalismus zunehmend an Bedeutung.
Dafür nehmen die Positionen der Regierungsprotagonisten immer mehr
nationalistische und autoritäre Züge an. Es zeichnet sich immer deutlicher
ab, dass die italienischen Populisten ein postdemokratisches, konservatives
und teilweise rechtsextremes Gesellschaftskonzept vertreten. Dies muss
zwangsläufig mit den in der Europäischen Union dominierenden Vorstellungen
kollidieren. Und tut dies auch. Zunächst in Worten und
Meinungsstreitigkeiten, dann in Maßnahmen und Handlungen, schließlich im
Bruch.

Auf ökonomischem Gebiet betrifft dies vor allem die Auseinandersetzungen um
den Staatshaushalt Italiens, welcher den Vorgaben der Europäischen Union
nicht entspricht. Dieser Streit konnte, nachdem er 2018 schon einmal zu
eskalieren drohte, im Winter beigelegt werden. Jetzt, nachdem neue Zahlen
vorliegen, droht er erneut aufzuflammen. Den Hintergrund dafür bildet die
Tatsache, dass es die Regierung in Italien nicht geschafft hat, den Anstieg
der Staatsschulden zu begrenzen. Da zugleich die wirtschaftliche
Entwicklung des Landes stagniert, nehmen die Probleme sichtlich zu und der
Ton wird schärfer. Normalerweise führt ein solches doppeltes Versagen der
Politik zu einem Imageverlust der Politiker, zu deren Rücktritt oder Abwahl
bei Neuwahlen. Dies gilt jedoch nicht für eine populistische Regierung wie
die in Italien. Hier folgten auf die wirtschaftlichen Fehlschläge und das
Versagen Salvinis keine Kritik an der Regierung, sondern ein Zusammenrücken
des Volkes und eine Solidaritätsbekundung mit der Regierung. Dies
ermunterte Salvini, gegenüber Brüssel nun erst recht auf Konfrontationskurs
zu gehen und eine Provokation nach der anderen zu wagen. Die zuletzt von
ihm ins Gespräch gebrachte Einführung einer Parallelwährung zum Euro in
Gestalt von "Mini-Bots" bildet den bisherigen Höhepunkt dieser
Konfrontation. Von der Einführung dieser Schuldscheine mit kurzer Laufzeit
und kleiner Stückelung, womit heimische Lieferanten öffentlicher
Auftraggeber bezahlt werden sollen und welche der Staat zur Begleichung von
Steuerschulden akzeptieren will, verspricht sich die Regierung in Rom eine
Belebung der wirtschaftlichen Aktivität bei gleichzeitiger Reduktion der
staatlichen Schuldenlast.

Italien will mit diesem "Trick" erreichen, dass der Ausweis seiner Schulden
geringer wird, da die Mini-Bots bei der Zusammenrechnung der staatlichen
Schulden nicht mitgerechnet würden. Zudem droht Salvini damit, die
Schuldscheine als Parallelwährung auszugeben, womit möglicherweise ein
Ausstieg aus dem Euro-System vorbereitet werden soll. Der Präsident der
Europäischen Zentralbank Mario Draghi reagierte darauf prompt: Entweder
sind die Mini-Bots gesetzliches Zahlungsmittel, dann sind sie "illegal".
Oder sie sind es nicht, dann sind es Schuldtitel, die bei der Aufrechnung
der Staatsschulden mitzuzählen sind. Das ist eine klare Ansage. Darauf
müssen die italienische Regierung und die Europäische Kommission nun
reagieren. Italien hat bereits regiert, indem es ungeachtet aller Kritik
die Emission von Mini-Bots beschlossen hat. Nun liegt der Ball bei der EU.
Der nächste Schritt wird die Einleitung eines Strafverfahrens wegen
überhöhter Staatsverschuldung sein. Darüber werden die EU-Finanzminister im
Juli abstimmen. Und sie werden dem wohl zustimmen. Im Handelsblatt
war darüber zu lesen: "Dass die Schuldenmacherei irgendwann in eine
Staatspleite führt, hat Griechenland eindrucksvoll vorgeführt. Italien ist
(noch) nicht an diesem Punkt." Aber "das Land wird von fiskalpolitischen
Hasardeuren regiert, die ihre Bevölkerung systematisch gegen die EU
aufhetzen." Wenn es hier nicht bald zu einer Lösung kommt, droht ein
Desaster - für Italien und für die EU.
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Auf Befehl der USA: Royal Marines kapern iranischen Tanker

Von Chris Marsden

8. Juli 2019



Die Beschlagnahme eines iranischen Supertankers mit zwei Millionen Barrel
Öl durch Großbritannien ist ein Akt der Piraterie und eine deutliche
Eskalation der schon vorhandenen Spannungen, die außer Kontrolle zu geraten
drohen. Die Anweisung dazu kam aus den USA und ist Teil ihrer Kampagne
militärischer Provokationen und wirtschaftlicher Sabotage gegen Teheran.

Der Vorfall ereignete sich am Donnerstagmorgen vor Gibraltar. Von hier
kontrolliert Großbritannien den Zugang zum Mittelmeer, seit es den
strategisch wichtigen Felsvorsprung 1713 nach dem Spanischen Erbfolgekrieg
im Frieden von Utrecht zugesprochen bekam. Der Tanker Grace 1 wurde von
einer Einheit von etwa 30 britischen Soldaten, darunter Marines von der
Kommandoeinheit 42, sowie Polizisten aus Gibraltar gekapert.

Großbritannien erklärte, es habe das Schiff beschlagnahmt, um den Iran
daran zu hindern, die Sanktionen gegen Syrien zu missachten.

Bei der Militäroperation am Donnerstag früh ließen sich die Soldaten per
Seil von einem Wildcat-Hubschrauber herab und kamen mit einem Schnellboot,
um die Grace 1 zu kapern, als sie durch die Meerenge von Gibraltar fuhr.
Laut der Lloyd's List hatte sie ihre Reise im Iran begonnen und gehörte zur
Reederei Russian Titan Shipping, einer Tochtergesellschaft von TNC Gulf in
Dubai. Der Iran hat mittlerweile Anspruch auf das Schiff erhoben.

Die 28 Mitglieder der Besatzung waren überwiegend indische Staatsbürger.

Laut Lloyds List ist die Grace 1 dieses Jahr der erste Tanker, der
iranisches Öl nach Europa bringt. Seine Beschlagnahme stellt einen
beträchtlichen Verlust für ein Land dar, das unter umfassenden Sanktionen
der USA und weiteren gezielten wirtschaftlichen Strafmaßnahmen der
Europäischen Union leidet. Im April 2018 hat der Iran 2,5 Millionen Barrel
pro Tag exportiert, im Juni dieses Jahres waren es laut Al Jazeera
noch 300.000 Barrel pro Tag. Andere Quellen behaupten, der Iran exportiere
nur noch 200.000 Barrel pro Tag, müsste aber mindestens 600.000 Barrel
täglich exportieren, um den Zusammenbruch seiner Wirtschaft zu verhindern.

Teheran bestellte daraufhin den britischen Botschafter ins Außenministerium
ein, um sich die Gründe für die "illegale Beschlagnahme" erklären zu
lassen. In einer Stellungnahme forderte der Iran die "sofortige Freigabe
des Öltankers, da er nach den derzeit verfügbaren Informationen auf Befehl
der USA beschlagnahmt wurde".

Der bedeutendste Kommentar kam von Mohsen Rezai, dem ehemaligen Chef der
iranischen Revolutionsgarde und Mitglied des Beraterstabs des Obersten
Führers Ajatollah Chamenei. Er erklärte, der Iran werde auf
Einschüchterungsversuche "ohne Zögern" reagieren, und warnte auf Twitter:
"Wenn Großbritannien den iranischen Öltanker nicht freigibt, ist es die
Pflicht der Behörden, einen britischen Öltanker zu beschlagnahmen."

Der britische Botschafter Rob Macaire bekräftigte die Haltung
Großbritanniens, das Schiff sei auf Anweisung der "Behörden von Gibraltar
beschlagnahmt worden, um Sanktionen gegen das Regime von Baschar al-Assad
durchzusetzen". Auch das britische Verteidigungsministerium betonte, die
britischen Truppen hätten auf Anweisung der Polizei von Gibraltar
gehandelt.

Der Chief Minister von Gibraltar, Fabian Picardo, fügte hinzu: "Wir haben
Grund zu der Annahme, dass die Grace 1 ihre Lieferung Rohöl an die
Raffinerie Banyas in Syrien bringen wollte [...] die einem Unternehmen
gehört, das den Sanktionen der Europäischen Union gegen Syrien unterliegt."

Hierbei handelt es sich um eine durchsichtige und dumme Lüge. Gibraltar mit
seinen knapp über 30.000 Einwohnern ist zu unabhängigem Handeln so wenig
fähig wie eine Maus im Käfig.

Der spanische Außenminister Josep Borrell erklärte, Gibraltar habe die
Grace 1 aufgrund eines Ersuchens der USA an Großbritannien beschlagnahmt.
Laut El País hat Borrell von der Sozialistischen Partei (PSOE)
behauptet, der US-Geheimdienst habe angedeutet, der Supertanker befinde
sich in britischen Hoheitsgewässern. Madrid wird jetzt eine formelle
Beschwerde wegen Großbritanniens Eindringen in spanische Hoheitsgewässer
einlegen. Borrell, der als Hoher Vertreter der Europäischen Union für 
Außen- und Sicherheitspolitik nominiert ist, erklärte: "Wir analysieren gerade
die Umstände und prüfen, inwieweit sie unsere Souveränität
beeinträchtigen."

Donald Trumps nationaler Sicherheitsberater John Bolton twitterte dazu:
"Großartige Nachrichten: Großbritannien hat den Supertanker Grace 1
beschlagnahmt, der gegen EU-Sanktionen verstoßen und iranisches Öl nach
Syrien bringen wollte. Amerika und seine Verbündeten werden weiterhin dafür
sorgen, dass die Regimes in Teheran und Damaskus nicht von diesem illegalen
Handel profitieren."

Angesichts der ständigen Spannungen zwischen Spanien und Großbritannien
wegen Gibraltar und der Frage, ob Spanien einen Zusammenstoß mit den USA
riskieren will, ist es schwer, die Bedeutung des Streits zwischen den
beiden Ländern abzuschätzen. Zudem erklärte ein spanischer Diplomat:
"Spanien wollte sich nicht einmischen, weil es um die Einhaltung von
Sanktionen der Europäischen Union ging."

Großbritannien spielt gleichwohl seine selbst gewählte Rolle als der
treueste militärische Verbündete Amerikas unter den imperialistischen
Mächten. Angesichts des britischen EU-Austritts im Oktober wird diese
Stellung noch unverzichtbarer.

Es ist sicherlich das erste Mal, dass ein EU-Mitgliedsstaat einen
iranischen Tanker auf See beschlagnahmt hat. Die EU hat bisher versucht,
das Atomabkommen zwischen dem Iran, den USA, China, Russland,
Großbritannien, Frankreich und Deutschland von 2015 am Leben zu erhalten
und die Uranbestände des Iran auf 300 Kilo zu beschränken, nachdem Trump
letztes Jahr von dem Abkommen zurückgetreten war.

Der iranische Präsident Hassan Ruhani warnte am Mittwoch, Teheran werde als
Reaktion auf die US-Aggressionen, die den Nahen Osten an den Rand eines
Krieges treiben, seine Urananreicherung nach dem 7. Juli auf "jedes von uns
gewünschte Maß" erhöhen.

Ruhani erklärte, der Iran habe im Januar 2016 den Kern aus dem Reaktor in
Arak entfernt und ihn mit Zement gefüllt. Doch wenn sich die restlichen
Unterzeichner des Abkommens von 2015 den USA nicht widersetzen und nicht
"gemäß dem Programm und dem Zeitrahmen sämtlicher bisher abgegebener
Verpflichtungen handeln, werden wir den Reaktor in Arak wieder in seinen
früheren Zustand zurückversetzen".

Weiter erklärte er, der Iran werde seine Bestände an angereichertem Uran
nur reduzieren, wenn Großbritannien, Frankreich, Deutschland, Russland und
China ihre Versprechen einhalten.

Großbritannien versucht eindeutig, die Entschlossenheit der EU zu stärken,
sich im Auftrag Washingtons gegen den Iran zu stellen. Gibraltars Chief
Minister Picardo erklärte, er habe "heute morgen an die Präsidenten der
Europäischen Kommission und des Europäischen Rates geschrieben und alle
Details der von uns umgesetzten Sanktionen geschildert". Britische
Diplomaten erklärten gegenüber El País, sie seien davon überzeugt,
dass Madrid und London auf das gleiche Ziel hinarbeiten: sicherzustellen,
dass die Sanktionen der EU gegen Syrien eingehalten werden. Die Zeitung
schrieb: "Bei der Aktion wurde das Völkerrecht eingehalten, und wir haben
keinen Zweifel daran, dass auch die Regierung von Spanien das
Sanktionsregime unterstützt, obwohl wir zugeben müssen, dass zwischen den
beiden Regierungen noch immer ein Konflikt um das Territorium Gibraltar
besteht."

Die EU-Exekutive verweigerte am Dienstag jeden Kommentar und erklärte, die
Umsetzung von Sanktionen sei Sache der Mitgliedsstaaten.

Doch unabhängig von den Unstimmigkeiten zwischen den USA und Europa wächst
die Kriegsgefahr weiter. Die Aufgabe, dagegen Widerstand zu leisten, darf
keiner imperialistischen Macht anvertraut werden. Europas "Vorsicht" ist
nichts anderes als ein Ausdruck seiner militärischen Schwäche im Vergleich
zu den USA und seiner Angst, dass es im ölreichen Nahen Osten ins
Hintertreffen geraten könnte. Doch Europa wird darauf reagieren, indem es
seine Stellung gegenüber Washington und der Wall Street stärkt - letztlich
durch Aufrüstung und die Schaffung einer EU-Armee. Nur die unabhängige
gesellschaftliche und politische Intervention der Arbeiterklasse kann einen
katastrophalen Krieg im Nahen Osten verhindern, der die Gefahr eines
Weltkriegs birgt.
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GRASWURZELREVOLUTION/1888: Gentrifizierung und Rassismus in Marseille


graswurzelrevolution Nr. 440, Sommer 2019

für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

Gentrifizierung und Rassismus in Marseille


Sechs Monate nach dem 5. November 2018. Ein Interview über die Opfer
der tödlichen Stadtpolitik, rassistische Polizeigewalt und den
Zusammenschluss von Anti-Gentrifizierungs- und Gelbwestenbewegungen

von Anja Svobodovna



In der GWR 439 vom Mai 2019 hat Lou Marin mit seinem Artikel
"Marseille: Einstürzende Altbauten"[*] die mörderische Mischung aus
Klientelismus und Gentrifizierung in der wichtigsten Hafenstadt
Frankreichs analysiert. Daran knüpft das folgende Interview an, das
Anja Svobodovna für die GWR geführt hat. (GWR-Red.)


Wir zählen sechs Monate seit dem geschichtsträchtigen 5.
November 2018, an dem in Marseille zwei Häuser in der Rue d'Aubagne
(dt. Straße Aubagnes) in einem der Arbeiter*innenviertel der
Innenstadt einstürzten und die Katastrophe mindestens acht Todesopfer
forderte [vgl. GWR 439]. Die Tragödie brach eine breite Diskussion und
Protestwelle zu Fragen von Gentrifizierung, Gewalt und Rassismus los.
Ich sprach mit der langjährig politischen aktiven X über die
Brutalität der Stadtpolitik, ihre Analyse der protesterfüllten letzten
Monate, ihre Liebe zu Marseille.


Anja Svobodovna: Kannst du dich bitte kurz vorstellen?

X: Ich bin eine 38-jährige Marseillerin, die in der Rue
d'Aubagne lebt, in Noailles, einem Arbeiter*innenviertel im
Stadtzentrum, mit einer großen Mischung von Hautfarbe und Herkunft.
Ich bin interessiert an meiner Stadt, ihrer Geschichte, ihrem
Potential. Gegen Gentrifizierung bin ich, weil sie rassistisch,
klassistisch, tödlich ist.


Anja Svobodovna: In Marseille wurde gerade der 5. Mai
begangen. Wieso ist der 5. jedes Monats so wichtig?

X: Der 5. Mai war speziell, weil es sechs Monate waren, also
quasi ein Halbjahrestag. Aber alle 5. des Monats sind wichtig seit dem
5. November. Um 9 Uhr 05 morgens sind die Häuser Nummer 63 und 65 der
Rue d'Aubagne eingestürzt und haben mindestens acht Menschen mit sich
gerissen, denn in den acht Toten zählen wir nur jene, welche
deklariert waren, also Papiere hatten. Von den beiden Gebäuden gehörte
eines der Stadt, das andere Vertretern der Stadtregierung. Deswegen
wird jeden 5. des Monats, um 9.05 oder um 18.00 Uhr nach der Arbeit
von den Marseillerinnen und Marseillern eine Andacht an diese acht
Personen organisiert.(1) In Folge dieser ersten Einstürze wurde die
Hälfte der Rue d'Aubagne evakuiert und innerhalb von weniger als einer
Woche haben wir uns mit mehr als 600 ausquartierten Personen
wiedergefunden, ohne Lösungen für ein neues Quartier. Zwei Monate
später waren es 2.500 Personen, welche in Hotels untergebracht wurden.
Und heute sind wir bei 3.600 ausquartierten Personen (Anm. aus
unterschiedlichen, zumeist farbig geprägten Arbeiter*innenvierteln),
wobei wir in diesen Statistiken nicht einmal jene zählen, welche sich
bei Freund*innen untergebracht oder sich eine andere Wohnung gemietet
haben, weil sie die Situation nicht mehr aushielten.


Anja Svobodovna: Was ist in den letzten sechs Monaten
passiert?

X: Der 5. November hat einen großen Schock bei vielen
Marseiller*innen hinterlassen, bei jenen, die verstanden, was vor sich
ging, und die nicht Gaudin (Bürgermeister der Stadt) glaubten, der
sagte, der Regen sei schuld an den Einstürzen. Fünf Tage später haben
wir als Kollektiv des 5. Novembers - ich sage wir, weil ich an der
Gründung des Kollektivs des 5. Novembers, ein Kollektiv der
Bewohner*innen von Noaille und Ausquartierten, welche Rechte auf
Wohnraum einfordern, mitbeteiligt war - eine Demo organisiert, welche
wir "Marche Blanche" nannten.

Für diesen "Weißen Marsch" riefen wir zu absolutem Pazifismus auf,
weil er in Erinnerung an die Opfer des Einsturzes war. Es kamen mehr
als 20.000 Personen, alle haben diesen Aufruf an Pazifismus
respektiert. Aber es war schwierig. Für mich war es empörend, zu
sehen, dass die Bullen nicht einmal die Straßen gesperrt hatten, damit
wir nicht überfahren werden, und dass es wir selbst waren, die sich um
den Verkehrsfluss kümmern mussten, obwohl der Marsch registriert war.
Wir haben es geschafft während des Marsches ruhig zu bleiben, weil wir
am 14. November den "Marche de la Colère" organisiert haben.

Während des "Marsches der Wut" waren wir sehr wütend. Aber wir haben
keine Aggressionen ausgeübt. Jedoch, als wir 20.000 am Alten Hafen
ankamen, hat man uns mit Tränengas ausgeräuchert und mit Schlagstöcken
geschlagen. Man hat Demonstrant*innen den Kiefer gebrochen, andere
haben Augen und Füße verloren und viele haben sich im Krankenhaus
wiedergefunden. Das alles, auf einmal. Wieso? Weil sich die Menschen
ausgedrückt haben. Wir sind auf die Straße gegangen, wir waren 20.000
und wir haben ihnen Angst gemacht. Am selben Tag haben es die
"charmanten" Polizisten nützlich gefunden sich in die Rue d'Aubagne
und nach Belsunce (Anm. ein weiteres Arbeiter*innenviertel im Zentrum)
zu begeben und dort etwas, das wir Ratonnades (dt. Ausschreitungen)
nennen, zu begehen. Unter Ratonnade verstehen wir, wenn Faschisten
oder Bullen, was oft auf das Gleiche rauskommt, in ein
Arbeiter*innenviertel gehen, um Araber*innen zu schlagen. An diesem
Tag fing es damit an, dass während allen Demos Polizisten in das
Viertel Noaille vordrangen, in dem sich auch die Rue d'Aubagne
befindet, und dort Ratonnade durchführten.


Anja Svobodovna: Das waren also die ersten zwei
Demonstrationen?

X: Ja, seitdem gehen sie weiter. Denn das Problem ist noch
nicht geregelt, man hält uns für Idiot*innen und versteht nicht was
Tote bedeuten. Die ausquartierten Personen finden sich ohne zur
Verfügung gestelltes Essen wieder, sie sind in Hotels und sie sollten
wohl in Restaurants gehen - wie praktisch.

In letzter Zeit ist Gaudin beunruhigt, weil seine Freunde aus der
Hotelbranche unglücklich sind, dass in der Hauptsaison noch immer
Zimmer in Hotels von ausquartierten Personen belegt sind, was bedeuten
wird, dass er sie in Turnsäle umquartieren will. Darum werden die
Demos weitergehen. Deshalb haben wir uns auch den Gelbwestenprotesten
angeschlossen, und nicht nur unsere Protestbewegung um Noailles, auch
die um La Plaine (Anm. ein weiteres Viertel in Marseille, das gerade
massiv gentrifiziert wird). Also, es ist immer noch ähnlich, die Demos
enden mit direkten Aggressionen der Polizei und mit Ratonnades in
Noailles. Im Moment ist Ramadan.

Im Unterschied zu anderen Jahren, in denen nur die Stadtpolizei und
die Anti-Kriminalitätseinheit der Polizei (Anm. fr. BAC, Brigade
anti-criminalité), die den Druck am Ende des Nachmittags gegen
Bewohner*innen von Noailles anhoben, Identitätskontrollen
durchführten, Menschen verhafteten, versuchten sich Geld zu machen,
sind dieses Jahr auch Polizeieinheiten der nationalen Ebene und die
Anti-Meute-Einheit der Polizei (fr. CRS, Compagnies Républicaines de
Sécurité, normalerweise nur gegen große Menschenmassen z.B. auf Demos
eingesetzt) vertreten. Etwa die Hälfte der Bevölkerung des
Arbeiter*innenviertels Noaille ist muslimisch. Ramadan ist eine
Periode, die selbst die Christ*innen des Viertels akzepieren, nur die
Bullen nicht. Sie haben sie noch nie akzeptiert, aber dieses Jahr
sehen wir, dass es noch schlimmer ist.


Anja Svobodovna: Wie hängen die Beispiele, die du uns
konkret gegeben hast, mit deinem größeren Bild der Gentrifizierung in
der Stadt zusammen?

X: Wenn es die Gentrifizierung nicht geben würde, würde es
keine Bereitschaft geben, die Häuser verrotten zu lassen. Es gäbe
keine Toten in den Arbeiter*innenvierteln mit großem Anteil farbiger
Bevölkerung. Gentrifizierung heißt auch, dass alle Macht bei der
Stadtregierung liegt und nicht bei den Menschen. Der bewaffnete Arm
der Stadtregierung ist die Polizei, die machen kann was sie will. Am
1. Dezember 2018 haben wir zu einem Marsch der Wohnungsgerechtigkeit
(fr. Marche de dignité de logement, wortwörtlich Würde des Wohnraumes)
aufgerufen.

Im vierten Stock eines Gebäudes von Noailles haben es die
Polizist*innen geschafft sich zu irren und auf eine Großmutter zu
zielen, welche dabei war ihre Fensterläden zu schließen. Sie ist am
nächsten Tag gestorben. Sie hieß Zineb Redounane.(2)

Sogar im Anbetracht dessen waren wir nie gewalttätig gegenüber der
Polizei, wir haben acht Tote, eine Tote indirekt über sie, 72
Schwerverletzte im Krankenhaus seit dem 14. November und wir haben der
Polizei noch nie irgendetwas angetan. Zerschlagen haben wir ebenfalls
nichts. Aber das sage ich nicht, um mich gegen Leute zu positionieren,
die auf Demos zerstören, denn das ist verständlich. Selbst wenn wir
ruhig demonstrieren, werden wir nicht einmal abgesichert, als wären
wir das Letzte. Ehrlich gesagt, ich würde auch Dinge zerschlagen, denn
wenn man zerschlägt, zerschlägt man ein Symbol von Kapitalismus, der
Gentrifizierung, der rassistischen und klassistischen Unterdrückung.
Deswegen habe ich nichts gegen Personen, die Dinge zerschlagen.
Selbst, wenn Menschen wütend sind und einen Fußtritt in ein
Schaufenster abgeben, rechtfertigt das noch lange nicht,
Tränengasbomben in den vierten Stock eines Gebäudes zu schießen.


Anja Svobodovna: Was kannst du mir zu den Bündnissen
zwischen den unterschiedlichen Bewegungen (Noaille, La Plaine,
Gelbwesten) sagen?

X: Da muss ich wieder auf die Gentrifizierung als
klassistischen und rassistischen Vorgang zurückkommen. Im Detail werde
ich nur ab 2018 sprechen, weil davor hat sie schon die Tour des
Paniers (Anm. Viertel in Marseille) gemacht, in welchem nur
Italiener*innen, Spanier*innen, Arab*innen und Komorianer*innen gelebt
haben, während jetzt nur Tourist*innen, AirBnB, Österreicher*innen und
der PetitTrain (Anm. Tourist*innenattraktion) dort sind.

Ende Sommer 2018 haben die Bauarbeiten auf LaPlaine begonnen,
Arbeiten, denen wir uns seit mehr als drei Jahren entgegengesetzt
haben. Wir haben vier unterschiedliche Projekte vorgelegt in den drei
Jahren und wir wurden ignoriert. Deshalb haben wir den Platz besetzt,
bis zum Schluss. Das hat nicht funktioniert, wir wurden mit Tränengas
eingesprüht, mit Schlagstöcken geschlagen, obwohl wir nichts machten,
außer einen Platz zu besetzen. Am 5. November sind wir aufgewacht und
dachten, es sei alles nur ein Albtraum, der nicht wahr sein könne. Als
Arbeiter*innenviertel der Innenstadt hat das Kollektiv von LaPlaine
das Kollektiv des 5. Novembers unterstützt. Die Kollektive der
Bewohner*innen von Belsunce ebenfalls, und die kleinen NGOs wie
"Innenstadt für alle", die NGOs von Noaille und Belsunce haben das
Kollektiv des 5. Novembers ebenfalls unterstützt und nehmen daran
teil. Die zwei Bewegungen rund um LaPlaine und Noailles haben sich
verbunden, da beide mit Arbeiter*innenvierteln der Innenstadt zu tun
haben. Das Kollektiv des 5. Novembers ruft zu den Demos des Kollektivs
LaPlaine auf, partizipiert und umgekehrt. Seit dem 17. November gibt
es eine nationale Bewegung, die sich Gelbwesten nennt [siehe
GWR-435-Schwerpunkt]. In Marseille war das lustig, weil wir davon vor
dem 10. Dezember nicht viel gesehen haben. Die Medien waren fast die
einzigen, die davon geredet haben, weil, wenn wir sie gesehen haben,
waren sie maximal um die 50 Personen. Die Tausenden, die wir auf den
Demos gesehen haben, waren von LaPlaine und Noailles. Sogar als die
Schüler*innen protestiert haben - sie
haben gegen Parcoussup protestiert, eine Bildungsreform, die sie in
eine schlechte Situation bringt(3) - haben die Zeitungen getitelt
"Gelbwesten", das war Blödsinn. Nach einiger Zeit haben sich aber die
Gelbwesten dann doch gedacht, sie sollten die große Stadt stürmen.

Bis dahin haben sie hauptsächlich außerhalb blockiert. Sie sind also
alle Samstagnachmittage nach Marseille zum Demonstrieren gekommen, wie
in allen großen Städten. Das hat die Anzahl der Leute auf der Straße
erhöht, und schlussendlich haben wir bei ihren Demos mitgemacht. Also
LaPlaine, das Kollektiv des 5. Novembers, Antifas, Feministinnen haben
mitgemacht.

Viele unserer Forderungen stimmen überein, die Forderung nach
Wohnraum, nach einem dezenten Leben, die Forderung, dass aufgehört
wird, zu sagen ein Mindestlohn reicht zum Leben aus und
Arbeitslosengeld und Mindestsicherung sind Urlaub, und mit dem Ziel,
dass sie aufhören uns für Idiot*innen zu verkaufen, alles teurer zu
machen, und dass sie aufhören 10% zu sein, die Milliarden verdienen
und der Rest stirbt langsam dahin. In Marseille spezifisch wollen wir,
dass statt 1,8 Millionen Euro in neue Umkleidekabinen des
Schwimmvereins gesteckt werden(4), dass das Geld in öffentliche
Schulen investiert wird, denn auch dort stürzen Dächer ein. Um ihr
Problem zu lösen, hat die Stadtregierung beschlossen eine sogenannte
PPP zu machen (Partenariat public-privé, dt. öffentlich-private
Partnerschaft) und die Instandhaltung der öffentlichen Schulen an
private Unternehmen zu verkaufen. Zumindest da haben wir aber
gewonnen, wir hatten die 15.000 Unterschriften, die es brauchte. Sie
werden vielleicht Anklage erheben, aber wir haben vor dem Gericht
gewonnen.


Anja Svobodovna: Liegt dir noch etwas am Herzen, das du
uns zur Situation in Marseille sagen möchtest?

X: Beginnen möchte ich mit einem Scherz: Endlich haben wir es
geschafft, die Überhand zu gewinnen - zwischen Noaille, LaPlaine und
den Gelbwesten - und es dazu gebracht, dass mittlerweile der Großteil
der Marseiller*innen endlich verstanden hat was Polizeigewalt ist. Das
ist jetzt nicht mehr nur uns nicht-weißen Menschen vorbehalten. Das
ist etwas, das mir am Herzen liegt, weil das ein Sieg ist, den wir
errungen haben - ohne kämpfen zu müssen. Ich will sagen, man wünscht
Menschen nicht an den Hals sich von der Polizei massakrieren zu
lassen, aber es waren schon Jahre, dass wir es ihnen gesagt haben.

Das Andere, was mir am Herzen liegt, ich bin es Leid, dass sie mein
Marseille verschandeln. Seit fast 40 Jahren lebe ich hier, ich bin
hier geboren, in der Rue d'Aubagne, aufgewachsen beim Alten Hafen und
LaPlaine, ich habe im Panier gewohnt, immer in der Innenstadt gelebt.
Jetzt gleicht sie einer weißen Innenstadt mit Dingen für
Tourist*innen, sie sieht nicht mehr gut aus. Sogar unsere Viertel will
man uns wegnehmen, man lässt die nördlichen Viertel(5) sterben und
tötet die Innenstadtviertel. Ich habe es satt.


[*] Hinweis der Schattenblick-Redaktion:

Sie finden den Artikel im Schattenblick unter:

www.schattenblick.de / Infopool → Medien → Alternativ-Presse

GRASWURZELREVOLUTION/1869: Marseille - Einstürzende Altbauten


Wichtige Links (auf Französisch):

Kollektiv des 5. Novembers: https://collectif5novembre.org

Kollektiv LaPlaine: https://www.facebook.com/assembleedelaplaine

Komitee Wahrheit, Gerechtigkeit und Würde für Zineb:

https://www.facebook.com/Comité-Vérité-Justice-et-Dignité-pour-Zineb-987020368173232

Legal Team Marseille, ein Kollektiv, das legale Unterstützung gegen
Repression anbietet:

https://mars-infos.org/+-legal-team-+ und www.legalteam-marseille@riseup.net


Anmerkungen:

(1) Ein Überblick über die Situation auf Deutsch findet sich z.B. in
GWR 435, 439 und hier:

https://www.akweb.de/ak_s/ak645/11.html

(2) Gruppen, welche die Aufklärung des Mordes an Zineb Redouane
fordern:

https://www.facebook.com/Comité-Vérité-Justice-et-Dignité-pour-Zineb-987020368173232 und

https://www.facebook.com/Hommage-%C3%A0-Zineb-Redouane-Zerari-2427278863967437/

(3) Änderungen steigern die Selektivität des Schulsystems und
Erschweren den Hochschulzugang, auf Deutsch finden sich Infos z.B.
hier:

https://www.tagesspiegel.de/wissen/studierendenproteste-wut-ueber-selektive-unis/21137406.html

(4) Infos zur mitten in der Wohnraumkrise beschlossenen
1.8 Millionen-Subvention der Umkleidekabinen des Schwimmklubs:

https://www.20minutes.fr/politique/2393135-20181211-marseille-pleine-crise-logement-conseil-departemental-vote-subvention-18-million-vestiaires-cercle-nageurs

(5) Frz. Quartiers Nords, ein armer, im Norden und großteils
abgeschnittener Teil der Stadt, mit vielen Wohnbauten in schlechtem
Zustand, in dem primär nicht-weiße Bewohner*innen leben.

 * 
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VORWÄRTS/1483: Nekane bleibt!


vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 19/20 vom 14. Juni 2019

Nekane bleibt!

vom Freenekane Bündnis



400 Personen, überwiegend Frauen*, zeigten am Samstag, 8. Juni, mit
einer Demonstration in Zürich ihre Solidarität mit Nekane Txapartegi.
Knapp eine Woche vor dem Frauen*Streik machten sie ihre Forderung
klar: Stoppt die politische Verfolgung von der Überlebenden von
sexualisierter Folter.


Eineinhalb Jahre nach ihrer Freilassung drohen die spanischen
Behörden mit einem neuen Haftbefehl gegen Nekane Txapartegi. Am
Mittwoch, 22. Mai 2019, war sie bei der Bundesanwaltschaft in Bern
vorgeladen, um per Videokonferenz durch das spanische Sondergericht
Audiencia Nacional befragt zu werden. Nekane Txapartegi ging in
Begleitung ihrer Anwält*innen und zweihundert solidarischer Menschen
zur Bundestaatsanwaltschaft. Sie wies die Schweizer Behörden darauf
hin, dass sich das Rechtshilfegesuch der Audiencia Nacional
ausdrücklich auf den Inhalt des unter Folter abgegebenen Geständnisses
bezieht. Da der spanische Antrag völkerrechtswidrig und daher nach
Schweizer Recht unzulässig ist, lehnte Nekane Txapartegi die Anhörung
per Videokonferenz ab. Die spanischen Behörden kündigten an, einen
Haftbefehl zu erlassen und die Schweiz mit einem neuen
Auslieferungsgesuch zu konfrontieren.


Folter und Haft

1999 wurde Nekane Txapartegi, damals Stadträtin von Asteasu, durch die
Guardia Civil festgenommen und während fünf Tagen schwer gefoltert und
vergewaltigt. Sie wurde unter Folter gezwungen, ein vorgefertigtes
Geständnis zu unterzeichnen. Aufgrund dieses Geständnisses
verurteilten sie die spanischen Behörden im Jahr 2007 zu elf Jahren
Haft. Nekane Txapartegi flüchtete vor drohender weiterer Folter und
Verhaftung. Seit mehreren Jahren lebt sie mit ihrer Tochter in der
Schweiz. Im Frühling 2016 wurde sie aufgrund eines
Auslieferungsantrages durch den spanischen Staat in Zürich inhaftiert.
Mit ihren Anwälten rekurrierte sie gegen die Auslieferung und stellte
zugleich einen Asylantrag an die Schweiz. Nach 17 Monaten Haft kam
Nekane Txapartegi 2017 frei, da die spanischen Behörden das
Auslieferungsbegehren zurückgezogen hatten. Dies weil das spanische
Gericht die ursprüngliche Haftstrafe reduziert hatte und die
Haftstrafe deshalb verjährt war.


Folter ist "glaubhaft"

Aufgrund der Reduktion der Haftstrafe musste die Schweiz letztlich
keine Stellung zum Foltervorwurf beziehen. Die beiden obersten
Gerichte der Schweiz sprachen jedoch eine unmissverständliche
Ermahnung zum Thema Folter aus. So stufte das Bundesgericht die
Foltervorwürfe am 31. Oktober 2017 als "glaubhaft" ein. Und auch das
Bundesverwaltungsgericht kam in seinem Urteil anlässlich der
Asylbeschwerde von Nekane Txapartegi am 27. November 2017 zum Schluss,
dass ihre Verletzungen in Haft stetig zunahmen und es "angesichts der
damaligen Umstände durchaus möglich ist, dass die Beschwerdeführerin
während ihres Aufenthalts in Tres Cantos der Guardia Civil sowie im
Gefängnis Soto del Real physischen wie auch psychischen Misshandlungen
ausgesetzt war."

Damit rügte das Bundesverwaltungsgericht den erstinstanzlichen
Entscheid des Staatssekretariats für Migration (SEM), wies das
Asylgesuch jedoch nicht an dieses zurück, womit eine Neubeurteilung
ausblieb. Begründet wurde dieser Entscheid damit, dass das spanische
Gericht die verhängte Haftstrafe offiziell für verjährt erklärt habe
und die Betroffene daher keine Verfolgung mehr zu befürchten habe.
Diese Einschätzung wird durch die erneute politische Verfolgung jetzt
aber in Frage gestellt.

Weitere Infos: 

freenekane.ch

 * 
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FILM/041: Neben der Spur (Soziale Psychiatrie)


Soziale Psychiatrie Nr. 163 - Heft 01/19, 2019

Rundbrief der Deutschen Gesellschaft für Soziale Psychiatrie e.V.

Neben der Spur

Von Ilse Eichenbrenner



Aufmerksame Leser haben es bereits bemerkt: Filmknäcke geht nicht nur
ins Kino! Denn auch Öffentlich-Rechtliche und Streamingdienste zeigen
interessante Filme und Serien. Außerdem können Sie diese Filme auch
noch sehen, nachdem Sie meine Besprechung in der SP gelesen haben. Aus
den Kinos sind die von mir besprochenen Filme meistens längst
verschwunden; nur bei den Berlinale-Filmen bin ich Ihnen immer um ein
paar Monate voraus.


Maniac

Mit großer Spannung war der Start der amerikanischen Miniserie
"Maniac" erwartet werden. Basierend auf einer norwegischen Serie
sollte es um psychisch Kranke und Medikamentenversuche gehen.
Regisseur Fukunaga wird seit der Serie "True Detective" unter
Liebhabern des Genres als Genie gehandelt. Auch die Namen der beiden
Hauptdarsteller (Emma Stone und Jonah Hill) versprachen Filmknäcke
Trost und Nahrung zum Abgang dieses traumhaften Sommers.

Ich will Sie nicht mit einer langen Inhaltsangabe quälen. Denn
"Maniac" ist vielleicht ein bisschen manisch, aber absolut kein
Psycho-Film. Annie und Owen haben unterschiedliche biopsychosoziale
Probleme. Sie ist arm, seine Familie ist reich. Aus unterschiedlichen
Gründen landen beide bei einer Psychopharmaka-Studie.

Zusammen mit den anderen Probanden müssen sie jeweils eine Pille
schlucken, die sie in einen fantastischen Traumzustand versetzt. Diese
Sequenzen sind "Filme im Film" und teilweise echt lustig: Beide sind
plötzlich ein Profi-Pärchen mit Kindern und jagen einem wertvollen
Lemur hinterher, dann sind sie Hauptakteure in einer nostalgischen
Gangster-Story, zuletzt irren sie wild kostümiert durch eine
Fantasywelt im Stil von "Herr der Ringe".

Ungewöhnlich sei - so wird immer wieder betont -, dass beide in ihren
Episoden miteinander verknüpft sind. Auch im wahren Leben kommen sie
sich ein wenig näher. Rund um die Traumszenen herum agieren völlig
überdrehte Forscher, denen ihre Computer über den Kopf wachsen. Jede
Szene ist prall gefüllt mit filmischen Zitaten, absurden Details,
überdrehten Anspielungen und Fundstücken aus Science-Fiction- und
Trash-Filmen. Am Ende der mich völlig überfordernden Handlung landet
Owen in der Klapse, und Annie befreit ihn. Es ist eine Psycho-Anstalt,
in der die Patienten eine rote Uniform tragen müssen und Owens
Entweichen zu einem riesigen Tumult führt. Die psychischen Störungen
der beiden bleiben obskure Behauptung; eine Philosophie oder so etwas
wie eine Logik der Ereignisse hat sich mir nicht erschlossen. Der
ganze Quatsch ist technisch ungeheuer brillant und wirkt wie eine
XXL-Tüte mit Süßkram: Man weiß, dass einem schlecht wird, und kann
trotzdem nicht aufhören. Vielleicht erging es dem genialen Regisseur
ebenso.


Leave no Trace - Hinterlasse keine Spur

Es ist nicht der zweite Film von Debra Granik, aber der zweite Film,
der (nach dem Meisterwerk "Winter's bone") international Beachtung
findet. Granik orientiert sich am Realismus; ihre Filme wirken
authentisch, dokumentarisch und sind doch Fiktion. "Leave no Trace"
basiert auf einer wahren Begebenheit. Das 13-jährige Mädchen Tom lebt
zusammen mit seinem Vater in einem großen Park. Sie haben sich hier
gut eingerichtet, sammeln und jagen und üben regelmäßig
Überlebenstechniken und das spurlose Verschwinden. Ab und zu gehen die
beiden in die Stadt, kaufen ein und besuchen eine Beratungsstelle für
Veteranen. Mir ist nicht ganz klargeworden, ob der Vater dort seine
finanzielle Unterstützung abholt. Auf jeden Fall erhält er
Medikamente, die er auf dem Schwarzmarkt vertickt. Denn Toms Dad ist
ein Veteran, und er hat eine posttraumatische Belastungsstörung. Der
Film wirft kurze Blicke in ein Milieu am Rande der US-Gesellschaft:
Männer, die im Krieg waren, die bei jedem Geräusch erschrecken, die in
Zelten hausen, Drogen nehmen und sich nur gegenseitig verstehen. Tom
und ihr Vater gehen beladen mit Lebensmitteln zurück in den riesigen
Park, wo sie entdeckt werden. Nach der Festnahme bringt man sie in
eine soziale Einrichtung. Sie werden erstaunlich behutsam befragt,
eingeschätzt und von einer Sozialarbeiterin zu einem Farmer gebracht,
der Weihnachtsbäume anbaut und ihnen einen Bungalow überlässt. Tom
lebt sich ein, findet erste Kontakte und fühlt sich allmählich wohl,
doch mitten in der Nacht reißt sie der Vater hoch, weil er wieder weg
will. Sie wechseln mit dem Bus den Bundesstaat, irren durch die Wälder
und finden in eisiger Kälte eine Hütte, die sie aufbrechen. Der Vater
will Lebensmittel besorgen und verletzt sich auf dem Rückweg das Bein.
Tom holt Hilfe in einer kleinen Siedlung, wo alte Hippies und andere
Aussteiger in einem Wohnwagencamp hausen. Ihr Vater wird von ihnen
abtransportiert und medizinisch versorgt; der Sommer kommt, und mit
ihm die abendlichen Gesänge am Lagerfeuer. Diese Menschen sind
tolerant und freundlich, und Tom hat endlich eine Heimat gefunden. Als
ihr Vater wieder losziehen will, kann sie das erste Mal sagen, dass
sie nicht mit ihm gehen wird. Verzweifelt akzeptiert er ihren
Entschluss. Er packt seinen Rucksack und verschwindet im Wald. An
einem der Bäume hängen die Frauen der kleinen Gemeinschaft immer
wieder einen Sack mit Lebensmitteln auf. Sie versorgen einen
Veteranen, den man seit Jahren nicht mehr gesehen hat.

Außergewöhnlich gut gelingt Granik die Beobachtung der kleinen Leute,
der Alten und Kinder, der Außenseiter und Eigensinnigen. Sie sind
vielleicht alle Opfer, aber sie kümmern sich umeinander, beruflich und
privat. Sozialarbeiterinnen sind vielleicht erfolglos, aber bemüht,
und die Kinder, die im Kaninchenzüchterverein das Präsentieren ihrer
Karnickel üben, nehmen das fremde Mädchen freundlich in ihrer Runde
auf. So wird hier der "White Trash" endlich einmal zum Sympathieträger
eines ganzen, inzwischen ausgezeichneten Kinofilms.


Endlich trocken. Wege aus der Sucht

Andrea Rothenburg, deren Filme ich an dieser Stelle nachdrücklich
empfehle, hat wieder einen ihrer bemerkenswerten Dokumentarfilme
fertiggestellt. Sie hat in zwei Einrichtungen alkoholkranke Menschen
besucht, um ihnen vor der Kamera das Wort zu geben.

In der vollstationären soziotherapeutischen Einrichtung Ahornhof in
Schleswig-Holstein gilt das Abstinenzgebot. Hier leben und arbeiten
Männer und Frauen seit Jahren und Jahrzehnten. Sie haben eine Heimat
gefunden. Die Suchttagesstätte Altas in Berlin-Wedding war die erste
ihrer Art und ist in der Berliner Szene durchaus berühmt. Hier werden
auch Rückfälle akzeptiert und begleitet. Auch bei Altes berichten
Männer und Frauen in sehr kurzen, thematisch sortierten Sequenzen
darüber, wie sie alkoholabhängig wurden und wie sie nun versuchen,
clean bzw. trocken zu bleiben. Den jungen Studierenden ist häufig gar
nicht klar, wie extrem zerstörend Drogen und Alkohol wirken. Mir ging
es genauso.

Mich hat an diesem Dokumentarfilm enorm beeindruckt, dass die
verheerenden Folgen der Sucht gezeigt werden und die Protagonisten
gleichzeitig ganz offensichtlich geschätzt, gewürdigt, vielleicht
sogar geliebt werden. Denn auch die Sozialarbeiterinnen und
Ergotherapeuten der beiden Projekte kommen zu Wort, erklären und
kommentieren, ohne zu dozieren. Die Betroffenen sprechen sehr offen
über ihre prekären Vorgeschichten. Sie berichten vom Entzugsdelir und
von epileptischen Anfällen, von Gewalt und Suizidversuchen; mehrere
der Hauptdarsteller lagen bereits im Koma. Sie reflektieren, jeweils
im Wechsel, über ihre Wünsche und Träume. Was hat ihnen geholfen? Die
meisten sind äußerlich gezeichnet vom exzessiven Konsum; sie sind
ungeheuer dankbar für die Chance, die sie in den Einrichtungen
erhalten. Und in der Tat staunt man über die Großzügigkeit des
deutschen Sozialsystems. Ich habe den Film im Rahmen der Berliner
Woche der Seelischen Gesundheit gesehen. Der Leiter eines
Sozialpsychiatrischen Dienstes wollte in der anschließenden Diskussion
tatsächlich wissen, wie man denn gegenüber dem Sozialamt begründen
könne, dass seit mehr als 20 Jahren die Eingliederungskosten hierfür
übernommen werden. Und ob das BTHG hier nicht zukünftig Grenzen setze.

Ich finde, dieser Film sollte in den unterschiedlichsten
biopsychosozialen Disziplinen, wenn zum Thema
Abhängigkeitserkrankungen aus- und fortgebildet wird, seinen Einsatz
finden. Er zeigt die tragische Wucht der Sucht und macht gleichzeitig
Betroffenen und Profis Mut.


Auf meiner Haut

Auch Stefano Cucchi (Alessandro Borghi) ist süchtig. Zwar hat er schon
mehrere Langzeittherapien hinter sich, aber er konsumiert noch immer.
Seine Eltern trauen ihm nicht mehr über den Weg, trotzdem hat ihm der
Vater einen Job in seiner Firma gegeben. Eines Tages wird Stefano von
der Polizei kontrolliert. Er hat eine größere Menge Drogen bei sich,
angeblich zum Eigenbedarf. Er wird festgenommen und noch auf der
Polizeiwache verprügelt. Die Schläge und Tritte werden nicht gezeigt;
doch die fatalen Spuren der Misshandlung sind deutlich zu sehen,
innere Verletzungen sind zu ahnen.

Der Film zeigt fast unerträglich minutiös die folgenden Tage bis zu
seinem Tod. Er zeigt, wie verzweifelt und erfolglos sich die Eltern um
Kontakt bemühen; er zeigt die Verlegung auf eine Krankenstation, auf
der sich Stefano weiterhin extrem abweisend und mürrisch verhält. Dass
Stefano kein Sympathieträger ist, macht diesen Film so andersartig und
gleichzeitig anstrengend. Die Story hat eine authentische Grundlage,
die in Italien ein breites Echo gefunden hat. Im Rahmen des Angebots
von Netflix ist dies ein ungewöhnlich harter Film, der außerdem nur in
der Originalfassung mit Untertiteln zu sehen ist.


Elternschule

Die Einladung zur Pressekonferenz hatte ich zur Seite gelegt. Babys
und kleine Kinder in einer psychosomatischen Klinik - nicht meine
Baustelle. Doch dann brach im Netz ein wahrer Shitstorm gegen die
beiden Filmemacher und vor allem das therapeutische Personal dieser
Kinderklinik in Gelsenkirchen aus. Also habe ich mich auf den Weg in
eines der beiden Kinos gemacht, die in Berlin diesen Dokumentarfilm
zeigen. Die mediale Debatte hatte natürlich dafür gesorgt, dass das
Kino gut gefüllt war.

Worum geht es? Das Team hat in der Kinder- und Jugendklinik
Gelsenkirchen gedreht, Abteilung "Pädiatrische Psychosomatik". Hier
landen Eltern, die am Ende sind. Ihre Kinder schlafen nur selten, aber
schreien viel, werden wütend oder essen kaum etwas. Eine Mutter meint,
dies sei der letzte Versuch. Wenn er scheitere, dann müsse das Kind
ins Heim. Im Zentrum des Films steht der Leiter der Abteilung, der
Psychologe Dietmar Langer. Zweimal wöchentlich hält er Vorträge und
versucht, den Eltern das Verhalten ihrer Kinder zu erklären. Er malt
viele Pfeile an die Tafel, spricht von Regulationsstörungen und
chronischem Stress. immer wieder zeigt er den Teufelskreis auf, in dem
sich Kinder und Eltern verstrickt haben. Dieser Kreis müsse
durchbrochen werden. Die Eltern sollten lernen, wieder Grenzen zu
setzen und das Heft in die Hand zu nehmen. Dazu bleiben Eltern und
Kinder mindestens drei Wochen gemeinsam auf der Station.

Es gibt Trainings für Essen und Schlafen und Verhalten; alles wird
gefilmt und von den Mitarbeiterinnen beobachtet. Mütter müssen sich
von ihrem Kind trennen und aushalten, dass das Kind nach ihnen
schreit. Sogar in der Nacht liegt das Kind beim Schlaftraining in
einem Bett mit hohen Gittern allein in einem dunklen Raum mit
Babyphone; regelmäßig schaut eine Mitarbeiterin nach dem Kind. Man
hört Langer im Gespräch mit Eltern und Kindern; er ist unermüdlich,
leidenschaftlich und überzeugend. Am Ende des etwas zu lang geratenen
Films ist die Beziehung zwischen Eltern und Kind reguliert, die
Machtkämpfe sind entschieden, und das Kind ist besiegt. Nach einigen
Monaten folgt ein kurzer Kontrollaufenthalt, und die Erfolge haben
sich verstetigt. Ganz ehrlich - mich hat das Konzept überzeugt.
Gewöhnungsbedürftig ist die kühle, wenig empathische Haltung der
Mitarbeiterinnen, wenn sie die Kinder füttern, mit ihnen spielen oder
um den See laufen. Aber es gehört wohl dazu, dass nicht ständig gelobt
und betüddelt wird. Gleichzeitig wischen sich die Mütter ständig die
Tränen aus den Augen.

Ich habe keine Ahnung von Kleinkinderziehung. Als Kindergärtnerin habe
ich tobende, schreiende, beißende und verweigernde Kinder erlebt. Aber
nur äußerst selten. Das waren die ersten Minuten, nachdem die Mütter
sich verabschiedet haben. Nicht auszudenken, wenn das rund um die Uhr
auszuhalten wäre.

Im Netz sind viele entsetzte Statements zu finden, von Experten und
Eltern. Es läuft eine Petition, die das Ausstrahlungsende des Films
und die Überprüfung der Klinikabteilung fordert. Gleichzeitig findet
sich auch ein positiver Pressespiegel auf der Website
www.elternschulefilm.de. Es wurde eine leidenschaftliche Debatte
ausgelöst - mehr kann ein Film nicht erreichen.

Wem das jetzt alles zu schwer ist, der kann sich auf Netflix mit einer
Art Vorabendserie entspannen.

Atypical sind Episoden für die müde Psycho-Arbeiterin und ihre
ganze Familie. Die Serie handelt von einem Jungen, der etwas neben der
Spur ist, und von seiner Familie. Man lernt darin eine Menge über
Pinguine und Autisten und amerikanisches family life.

 * 

Atypical

USA 2017/2018

Serie auf Netflix

D: Jennifer Jason Leigh, Keir Gilchrist

Auf meiner Haut (Sulla mia pelle)

Italien 2018 (OmU); 100 Min.

Seit 12. September 2018 auf Netflix

R: Alessio Cremonini

D: Alessandro Borghi, Jasmine Trinca, Andrea Lattanzi

Elternschule

Dokumentarfilm Deutschland 2018; 120 Min.

R: Jörg Adolph, Ralf Bücheler

Endlich trocken. Wege aus der Sucht 

Dokumentarfilm Deutschland 2018; 90 Min.

R: Andrea Rothenburg

DVD im Handel oder per info@psychiatrie-filme.de

Leave no Trace

USA 2018; 108 Min.

R: Debra Granik

D: Thomasin McKenzie, Ben Foster

Maniac

USA 2018

Miniserie auf Netflix

R: Cary Joji Fukunaga

D: Emma Stone, Jonah Hill

 * 
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PREIS/2246: Filmfest München 2019 - Preisverleihung (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 5.+ 6. Juli 2019

FILMFEST MÜNCHEN 2019

BR-Koproduktion "Lara" gewinnt Preis für besten Nachwuchsregisseur



Die Preisträger des von der Bavaria Film, dem BR und der DZ Bank
gestifteten und im Rahmen des FILMFEST MÜNCHEN verliehenen
Förderpreises Neues Deutsches Kino stehen fest. Jan-Ole Gerster ist
für seinen Film "Lara" als bester Nachwuchsregisseur ausgezeichnet
worden. Die RBB/BR/ARTE-Koproduktion startet ab 7. November 2019
bundesweit in den Kinos.

Der Film "Es gilt das gesprochene Wort" erhält den Förderpreis gleich
zweimal: Ilker Çatak und Nils Mohl werden in der Kategorie Drehbuch
ausgezeichnet und Ogulcan Arman Uslu als bester Schauspieler. Der
Förderpreis für die beste Produktion ging an Martin Lischke für den
Film "Leif in Concert".

Der mit insgesamt 70.000 Euro dotierte Förderpreis Neues Deutsches
Kino ist am Freitagabend, 5. Juli 2019, in der Münchner Hochschule für
Fernsehen und Film (HFF) verliehen worden. Die von Bavaria Film,
Bayerischer Rundfunk und DZ Bank gestiftete Auszeichnung zählt zu den
wichtigsten Nachwuchspreisen in Deutschland. Durch den Abend führte
Moderatorin Sandra Rieß.

Förderpreis Neues Deutsches Kino

REGIE (30.000 Euro): Jan-Ole Gerster für "Lara"


Jurybegründung für "Lara":

"Der Regisseur Jan-Ole Gerster hat sich für seinen zweiten Spielfilm
bemerkenswert weit von der Welt seines erfolgreichen Debüts "Oh Boy"
weg gewagt - im wahrsten Sinne des Wortes. (...) "Lara" ist auffällig,
aber nicht aufdringlich formbewusst inszeniert, findet starke und
originelle Bilder und ist in jeder Rolle grandios besetzt. Jan-Ole
Gerster brauchte Zeit für seinen zweiten Film. Die hat er sich
genommen, was sowohl dem Film als auch dem Filmemacher bekommen ist. "


Inhalt:

Es ist Laras (Corinna Harfouch) sechzigster Geburtstag, und eigentlich
hätte sie allen Grund zur Freude, denn ihr Sohn Viktor (Tom Schilling)
gibt an diesem Abend das wichtigste Klavierkonzert seiner Karriere.
Schließlich war sie es, die seinen musikalischen Werdegang entworfen
und forciert hat. Doch Viktor ist schon seit Wochen nicht mehr
erreichbar und nichts deutet darauf hin, dass Lara bei seiner
Uraufführung willkommen ist. Kurzerhand kauft sie sämtliche Restkarten
und verteilt sie an jeden, dem sie an diesem Tag begegnet. Doch je
mehr Lara um einen gelungenen Abend ringt, desto mehr geraten die
Geschehnisse außer Kontrolle.

"Lara" ist eine Produktion der Schiwago Filmproduktion (Produzenten:
Marcos Kantis, Martin Lehwald, Michal Pokorny) in Koproduktion mit
RBB, BR und ARTE, gefördert von Medienboard BerlinBrandenburg, DFFF,
FFA, BKM und Mitteldeutsche Medienförderung. Das Drehbuch schrieb Blaz
Kutin, die Redaktion im BR lag bei Claudia Simionescu. Kinostart ist
am 7. November 2019.


Förderpreis Neues Deutsches Kino

DREHBUCH (10.000 Euro): Nils Mohl und Ilker Çatak für "Es gilt das
gesprochene Wort"

SCHAUSPIEL (10.000 Euro): Ogulcan Arman Uslu für "Es gilt das
gesprochene Wort"


Jurybegründung für Nils Mohl und Ilker Çatak:

"Nach einer außergewöhnlich klaren Exposition schafft es das in drei
dramaturgisch und inhaltlich sinnhafte Kapitel unterteilte Drehbuch,
Klischees zu vermeiden, mit klugen Wendungen zu überraschen, jeder
Figur - auch in den Nebenrollen - eine erkennbare und interessante
Geschichte zu schenken. (...) Das Drehbuch ist eine bemerkenswerte
Mischung aus Begabung und Hingabe, aus dramaturgischer Souveränität,
Witz, Gewitztheit und Fleiß. "


Jurybegründung für Ogulcan Arman Uslu:

"Ogulcan Arman Uslu ist eine Entdeckung. Er offenbart eine neue
Körperlichkeit ohne aufdringlichen Machismo, seine nicht zu leugnende
Virilität bleibt zart, und er ist in jeder Phase der Geschichte, die
eine echte Entwicklung beschreibt, glaubwürdig und überzeugend."


Inhalt:

Während der kurdische Gigolo Baran (Ogulcan Arman Uslu) von einer
Zukunft in Europa träumt, hat die deutsche Pilotin Marion (Anne
Ratte-Polle), mit ihrer Krebsdiagnose zu kämpfen. Als die beiden sich
im türkischen Urlaubsort Marmaris begegnen, lassen sie sich auf ein
Doppelspiel ein und beschließen, zum Schein zu heiraten. Der Anfang
ist vielversprechend, eine gemeinsame Zukunft scheint zum Greifen nah.
Ganz so einfach wie vorgestellt ist das jedoch nicht, denn Gefühle und
Ängste verkomplizieren die Vereinbarung, zumal die zwei mehr als ein
Geheimnis mit sich herumtragen. Irgendwann stehen sie vor der schweren
Entscheidung, welche ihrer Träume sie verfolgen möchten - und ob sie
das überhaupt gemeinsam tun können. Regisseur Ilker Çatak ist ein
kraftvolles Drama geglückt, das seine Geschichte an den Rissen des
Weltkapitalismus entlang erzählt.

"Es gilt das gesprochene Wort" ist eine Produktion der if...
Productions (Produzent: Ingo Fliess) in Koproduktion mit Loin Derrière
lÒural (Xavier Delmas) im Verleih der X Verleih AG. Der
Weltvertrieb liegt bei LevelK. Regie führte Ilker Çatak. Kinostart ist
am 1. August 2019.

Förderpreis Neues Deutsches Kino

PRODUKTION (20.000 Euro): Martin Lischke für "Leif in Concert"

Jurybegründung für Martin Lischke:

"Produzent Martin Lischke hat seinem Regisseur Christian Klandt die
Möglichkeit gegeben, diese liebevolle und leidenschaftliche Verbeugung
vor großer menschlicher Individualität und den kleinen Künsten mittels
ungewöhnlicher Finanzierung und ebenso ungewöhnlicher Besetzung
schnell, aber auch überzeugend und ausgesprochen unterhaltsam zu
inszenieren."


Inhalt:

Es ist Lenes (Luise Heyer) erster Arbeitstag nach einer längeren
Auszeit. Es kommen Freunde und Bekannte in ihre Jazz-Blues-Bar,
diverse Stammgäste, aber auch Menschen, die sie noch nicht kennt.
Während Lene auf den dänischen Musiker Leif wartet, der an diesem
Abend sein Konzert geben soll, unterhalten sich die Leute über die
verschiedensten Themen. Da geht es um Elfenpop, unsichtbare Handys,
die Schneckenfrau oder Maden, die sich durch Leichen fressen. Aber
was, wenn Leif überhaupt nicht kommt? ... Die Geschichte um eine
Barfrau und ihre Gäste ist eine Liebeserklärung an die Musik und an
diese eine Kneipe, die jeder kennt. Ein gemeinsamer Abend in unserem
verlängerten Wohnzimmer, in dem jeder sein kann, wer er will.

"Leif in Concert" ist eine Produktion von Lischke&Klandt
Filmproduktion im Verleih von missingFilms, die auch den Weltvertrieb
übernimmt. Christian Klandt ist Drehbuchautor und Regisseur. Der
Kinostart ist für 2020 vorgesehen.


Der Förderpreis Neues Deutsches Kino

Der Förderpreis Neues Deutsches Kino zählt zu den höchstdotierten
Nachwuchspreisen in Deutschland. Im Wettbewerb stehen die Regisseure,
Produzenten, Drehbuchautoren und Schauspieler, deren Filme in der
Reihe Neues Deutsches Kino beim FILMFEST MÜNCHEN zu sehen sind und bei
denen es sich um den ersten, zweiten oder dritten langen Kinospielfilm
der Künstler handelt. Für Produzenten darf es maximal der sechste Film
sein.

In diesem Jahr waren 15 Regisseurinnen und Regisseure, 19
Drehbuchautorinnen und -autoren, 18 Schauspielerinnen und Schauspieler
sowie 21 Produzentinnen und Produzenten mit insgesamt 14 Spielfilmen
im Rennen um den Förderpreis Neues Deutsches Kino.

2019 wird der Preis zum 31. Mal im Rahmen des FILMFEST MÜNCHEN
vergeben. Bis 2001 hieß der Preis Regie-Förderpreis.


Die Jury

Die unabhängige Jury bestand dieses Jahr aus der in Teheran geborenen
Schauspielerin Melika Foroutan ("Begierde - Mord im Zeichen des Zen",
"Pari"), der Produzentin Claudia Steffen ("Gundermann", "High Life")
und der Produzent und Autor Alfred Holighaus (ehemaliger Präsident der
Spitzenorganisation der Filmwirtschaft - SPIO).
Berichterstattung im BR Fernsehen und in 3sat

"kinokino", das Filmmagazin des Bayerischen Rundfunks, berichtet in
"kinokino extra: Das Beste vom Filmfest München" vom 37. Filmfest
München und zieht Bilanz von Deutschlands größtem Sommerfestival.
Dabei stellt "kinokino" nicht nur die filmischen Höhepunkte des
Filmfests vor, sondern berichtet auch von der Preisverleihung des
Förderpreises Neues Deutsches Kino und stellt die Gewinnerfilme vor.
Am Sonntag, 7. Juli 2019 um 18.00 Uhr in 3sat und um 23.30 Uhr im BR
Fernsehen.

 * 


FILMFEST MÜNCHEN 2019


Erneute Auszeichnung für BR-Koproduktion "Lara"

Die RBB/BR/ARTE-Kinokoproduktion "Lara" ist im Rahmen des FILMFEST
MÜNCHEN am 6. Juli 2019 vom internationalen Verband der Filmkritik mit
dem FIPRESCI Preis ausgezeichnet worden. Bereits am Tag zuvor war
Regisseur Jan-Ole Gerster mit dem Förderpreis Neues Deutsches Kino als
bester Nachwuchsregisseur geehrt worden. Nach seinem erfolgreichen
Debütfilm "Oh Boy" ist "Lara" Gersters zweiter Kinofilm. Er startet ab
7. November 2019 bundesweit in den Kinos.

"Mit seinem zweiten Spielfilm 'Lara', dem vielschichtigen Porträt
 einer ungewöhnlichen Frau, ist es Jan-Ole Gerster erneut gelungen,
 sein außergewöhnliches Regietalent unter Beweis zu stellen. Das in
 klaren, stilsicheren Bildern gefilmte Werk ist ein cineastisches
 Kleinod, das zurecht von der internationalen Filmkritik mit dieser
 Auszeichnung geehrt wird. Wir gratulieren auch den Produzenten und
 dem ganzen Team und sind sehr glücklich, an der Seite des RBB diese
 Kinokoproduktion unterstützen zu können, die gleich mit zwei
 Preisen auf dem FILMFEST MÜNCHEN ausgezeichnet wurde."

 Claudia Simionescu, Redaktionsleitung Fernsehfilm, Bayerischer
 Rundfunk




Inhalt

Es ist Laras (Corinna Harfouch) sechzigster Geburtstag, und eigentlich
hätte sie allen Grund zur Freude, denn ihr Sohn Viktor (Tom Schilling)
gibt an diesem Abend das wichtigste Klavierkonzert seiner Karriere.
Schließlich war sie es, die seinen musikalischen Werdegang entworfen
und forciert hat. Doch Viktor ist schon seit Wochen nicht mehr
erreichbar und nichts deutet darauf hin, dass Lara bei seiner
Uraufführung willkommen ist. Kurzerhand kauft sie sämtliche Restkarten
und verteilt sie an jeden, dem sie an diesem Tag begegnet. Doch je
mehr Lara um einen gelungenen Abend ringt, desto mehr geraten die
Geschehnisse außer Kontrolle.


Filminfos

Regie: Jan-Ole Gerster

Drehbuch: Blaz Kutin

Darsteller: Corinna Harfouch, Tom Schilling, Volkmar Kleinert, André
Jung, Gudrun Ritter, Rainer Bock, Maria Dragus, Mark Filatov, Mala
Emde, Birge Schade u.a.

Redaktion: Cooky Ziesche (RBB), Claudia Simionescu (BR), Andreas
Schreitmüller (ARTE)

Produktion: Schiwago Filmproduktion (Produzenten: Marcos Kantis,
Martin Lehwald, Michal Pokorny) in Koproduktion mit RBB, BR und ARTE,
gefördert von Medienboard BerlinBrandenburg, DFFF, FFA, BKM und
Mitteldeutsche Medienförderung.

Kinostart: 7. November 2019


Der BR engagiert sich bei Kinokoproduktionen

Der Bayerische Rundfunk engagiert sich auch im Kinobereich. Kino ist
Teil seines Kulturauftrages. Mit der redaktionellen und finanziellen
Beteiligung liefert der Bayerische Rundfunk einen wichtigen
kulturpolitischen Beitrag mit dem Fokus auf besonders wertige,
gesellschaftlich relevante Filme. Die Ausstrahlung von Kinofilmen ist
sowohl im Ersten als auch im BR Fernsehen ein wichtiger Bestandteil
des Programms.

 * 

Quelle:
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PREIS/2245: 37. Filmfest München. Bayern 2 und SZ-Publikumspreis geht an "For Sama" (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 6. Juli 2019

37. Filmfest München

Bayern 2 und SZ-Publikumspreis geht an "For Sama"



"For Sama", ein einfühlsamer syrischer Dokumentarfilm, der ab dem Jahr
2012 die zunächst leisen Hoffnungen der Protestierenden und später
dann die zunehmende Brutalität im Land zeigt, erhält den Bayern 2- und
SZ-Publikumspreis. Das Kulturradio des Bayerischen Rundfunks suchte in
Zusammenarbeit mit der Süddeutschen Zeitung die beliebteste Produktion
auf dem 37. Filmfest München. Über seinen Favoriten konnte das
Publikum online abstimmen. Bayern 2-Programmbereichsleiter Stefan
Maier übergab am Abend die Trophäe.

Regisseurin Waad al-Kateab drehte diesen Film als Liebeserklärung an
ihre Tochter Sama. Er beginnt als persönliche Erzählung der
Entwicklungen in der syrischen Stadt Aleppo. Über fünf Jahre hinweg,
von 2012 bis 2016, fängt die Regisseurin beständig die anfänglichen
Hoffnungen der Protestierenden und später die zunehmende Brutalität im
Land ein. Dabei macht sie keinen Halt vor der Realität und
dokumentiert, wie viel Tod, Elend und Verlust der Krieg auf ziviler
Seite verursacht. Der Film widmet sich ebenso dem persönlichen Leben
al-Kateabs, die sich trotz der prekären Umstände verliebt, heiratet
und schließlich schwanger wird. Ihre Schwangerschaft wirft jedoch die
Frage auf, ob sie weiterhin für ihre Stadt und die Menschen dort
kämpfen soll oder ob sie es ihrer Tochter schuldig ist, das Land zu
verlassen. Der Film wurde auf den Filmfestival in Cannes als bester
Dokumentarfilm ausgezeichnet.

Regie: Waad al-Kateab, Edward Watts

Kamera: Waad al-Kateab

Musik: Nainita Desai

Produktion: ITN Productions, in Koproduktion mit Channel 4 News,
Channel 4, Frontline


Die Preisverleihung

Bisherige Gewinnerfilme:

2018: "Wackersdorf"

2017: "Immer noch jung"

2016: "Nur wir drei Gemeinsam"

2015: "PROJEKT A!"

2014: "Ein Geschenk der Götter"

2013: "Freedom Bus"

2012: "Leben Unplugged: Guaia Guaia"

2011: "Wader Wecker Vater Land"

2010: "Bergblut"

2009: "Keep Surfing"

2008: "Ich muss schlafen, mein Engel"

2007: "Die Band von nebenan"

2006: "Thank you for Smoking"

2005: "Die Höhle des Gelben Hundes"

2004: "Sommersturm"

Der Bayern 2- und SZ-Publikumspreis wurde am Samstag, 6. Juli 2019, um
19.00 Uhr im Rahmen der feierlichen Abschlussveranstaltung im
Carl-Orff-Saal im Gasteig überreicht und der Gewinnerfilm anschließend
in der HFF gezeigt.

Für den Preis konnte das Publikum online seinen Favoriten aus dem
gesamten Filmfestprogramm auswählen.

 * 

Quelle:
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THEMENREIHE/423: BR-Thementag "Luxus 4 Wände - Wohnen in der Zukunft", 10.7.2019 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 5. Juli 2019

BR-Thementag "Luxus 4 Wände - Wohnen in der Zukunft"

Mittwoch, 10. Juli 2019



Wird Wohnen zum Luxus, der die Gesellschaft zu spalten droht? Immer
mehr Gering-, aber auch Normalverdiener fürchten, aus teuren Städten
wegziehen zu müssen, weil sie sich die steigenden Mieten nicht mehr
leisten können. Am Mittwoch, den 10. Juli 2019, widmet sich der
Bayerische Rundfunk unter dem Motto "Luxus 4 Wände - Wohnen in der
Zukunft" einen Tag lang diesem Thema. In Fernsehen, Radio, und unter
br24.de/wohnen wird diskutiert, erklärt und nachgefragt: Was muss sich
politisch tun, damit Wohnen bezahlbar bleibt?

Wer eine Wohnung sucht, muss immer tiefer in die Tasche greifen. Nicht
nur in München, auch anderswo in Bayern steigen die Preise:
Regensburg, Ingolstadt oder Erlangen gehören mittlerweile zu den
teuren Städten Deutschlands. Und der Druck auf die Boom-Regionen wird
weiter steigen. Berlin hat auf Druck der Bevölkerung für die nächsten
fünf Jahre Mietobergrenzen beschlossen, das Gleiche will der
Mieterverein München mit einem Volksbegehren erreichen. Ist das ein
Teil der Lösung? Oder wie kann der Wohnungsbau angekurbelt und die
Mietpreis-Spirale gestoppt werden? Wie lässt sich die Wohnungsnot
bekämpfen, und was müssen Bund, Länder und Kommunen jetzt tun? Wie
muss Stadtentwicklung künftig aussehen?

Am BR-Thementag "Luxus 4 Wände - Wohnen in der Zukunft" am Mittwoch,
den 10. Juli, beleuchtet der Bayerische Rundfunk im BR Fernsehen, im
Hörfunk, online und in den sozialen Medien das Thema Wohnen aus
verschiedenen Perspektiven:


Bürgersendung "Jetzt red i" um 20.15 Uhr im BR
Fernsehen

"Jetzt red i" um 20.15 Uhr im BR Fernsehen kommt live aus München.
Bürgerinnen und Bürger diskutieren das Thema "Wenn die Miete
unbezahlbar wird - Wie wollen wir in Zukunft wohnen?" mit dem
bayerischen Staatsminister für Wohnen, Bau und Verkehr Hans Reichhart
(CSU) und Horst Arnold (SPD), Fraktionsvorsitzender im Bayerischen
Landtag.


Digitalprojekt über den Wohnungsmarkt mit zugehöriger
Fernseh-Doku

Zum Abschluss des 6-teiligen Digitalprojekts "Wer beherrscht Bayern -
Wir oder ausländische Investoren?" auf BR24 geht es in der letzten
Folge ebenfalls um das Thema Mieten. Kurze prägnante Videos für Web,
App und soziale Medien zeigen, wie sich der bayerische Wohnungsmarkt
in den letzten Jahren zu einem hart umkämpften Schauplatz entwickelt
hat, auf dem auch internationale Investoren mitmischen. Eine
Zusammenfassung des Projekts inklusive des Aspekts Wohnen sendet
DoKThema am 10. Juli um 22.00 Uhr im BR Fernsehen.


Zahlreiche weitere Sendungen und Beiträge in Hörfunk,
Fernsehen und BR24

Darüber hinaus blickt der BR-Thementag u.a. auf die aktuell laufende
erste Musterfeststellungsklage im Mietrecht (Notizbuch, 10.05 Uhr,
Bayern 2), auf sogenannte Tiny Houses (kulturWelt, 08.30 Uhr,
Bayern2), Notquartiere für (vorübergehend) Wohnungslose (STATIONEN,
19.00 Uhr, BR Fernsehen), nachhaltige Städteplanung (Kontrovers, 21.00
Uhr, BR Fernsehen) und auf den sozialen Wohnungsbau im Wandel der
Geschichte am Beispiel der Messestadt München-Riem und München-
Neuperlach (22.45 Uhr, BR Fernsehen).

BR24 bündelt das komplette digitale Angebot zum Thementag unter
br24.de/wohnen.


Luxus 4 Wände: Das TV- und Radio-Programm zum Thementag

Im Überblick: Das Programm unseres BR-Thementags zum Wohnen der
Zukunft im Radio und im Bayerischen Fernsehen. Aktuelle Reportagen,
Dokumentationen, Debatten und ein wieder entdecktes Kurzfilmjuwel.


Der Thementag auf BR24

Auf unserer Thementag-Seite finden Sie alle wichtigen Beiträge rund
ums Wohnen.

Im Livestream können Sie eine Podiumsdiskussion in Kooperation mit dem
DGB verfolgen: Explodierende Mietpreise - Wie können wir uns Wohnen
noch leisten? Es diskutieren: Uwe Brandl, der Präsident des Deutschen
Städte- und Gemeindebundes, Wohnungsmarktexperte Matthias Günther,
Beatrix Zurek vom Münchner Mieterverein und andere Experten und
Betroffene.

Und: Zum Abschluss des sechsteiligen Digitalprojekts "Wer beherrscht
Bayern - Wir oder ausländische Investoren?" zeigen Videos für Web, App
und soziale Medien, wie sich der bayerische Wohnungsmarkt in den
letzten Jahren zu einem hart umkämpften Schauplatz entwickelt hat, auf
dem auch internationale Investoren mitmischen.


Der Thementag im Bayerischen Fernsehen

Zum Start um 19.00 Uhr beschäftigt sich das Stationen mit dem
"Wohn-Wahnsinn" - und geht unter anderem der Frage nach, warum das
Finanzamt sozial eingestellte Wohnungseigentümer, die günstig
vermieten wollen, sogar noch abstraft.

Um 20.15 meldet sich unsere Debattensendung "Jetzt red i" aus München
mit der Frage"Wie wollen wir in Zukunft wohnen? Zu Gast im Talk sind
unter anderem Bayerns Wohnungsbauminister Hans Reichhart (CSU) und
Horst Arnold (SPD), Fraktionsvorsitzender im Bayerischen Landtag.

Um 21.00 Uhr sendet "Kontrovers" aktuelle Beiträge zum Thema.

Um 22.00 Uhr gibt das DokThema einen Überblick über das BR-
Digitalprojekt: "Wer beherrscht Bayern? Wir oder ausländische
Investoren?"

Im Anschluss zeigen wir zwei Folgen unserer Serie "Schöner Wohnen für
alle":

Um 22.45 Uhr geht es in die Messestadt München-Riem, wo die Planer
nach dem Wegzug des Flughafens eine Musterstadt am Reißbrett
entwickelten. Gut gedacht, schlecht gemacht? Um 23.30 Uhr taucht
Filmautorin Carina Bauer in den Alltag von Münchens erster und
einziger Satellitenstadt ein: Neuperlach.

Um 00.15 schließlich wartet ein Kurzfilmschmankerl auf alle
Fernsehnachtschwärmer: Rainer Erlers Kurzfilm "Der letzte Stammtisch"
von 1984 mit Gustl Bayrhammer, Hans Stadtmüller und Toni Berger. Auch
er spielt in Neuperlach spielt - das hier fast wie eine Science-
Fiction-Landschaft wirkt.


Der BR-Thementag im Radio

Bayern 1 sendet über den Tag verteilt aktuelle Beiträge aus allen
bayerischen Regionen.

Auf Bayern 2 beschäftigt sich die kulturWelt um 08.30 Uhr mit dem
Phänomen der "Tiny Houses". Ist das "Winzogwohnen" nur eine Mode oder
ein echter Zukunftstrend? Das Notizbuch um 11.05 Uhr widmet sich dem
Rechtsinstrument der Musterfeststellungsklage. Aktueller Fall: Eine
Schwabinger Immobiliengesellschaft hat ihren Mietern 2018 angekündigt,
die Wohnungen 2021 zu modernisieren - wodurch sich die Miete in vielen
Fällen knapp verdoppeln. Die Firma will so die vermieterfreundliche
alte Rechtslage ausnutzen - der Mieterverein hält die
"Vorratsankündigung" für würde. dem Thema einen Schwerpunkt.

Bayern 3 hat "Mietgeschichten" gesammelt - die Kuriosesten am
Thementag.

B5 aktuell sendet im Thema des Tages um 7.20 Uhr und 8.20 Uhr einen
Überblick über die Wohnsituation in verschiedenen Teilen Bayerns. Als
Gast dabei: Bayerns Wohnungsbauminister Hans Reichhart (CSU).

 * 
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FEATURE/1278: Deutschlandfunk Kultur - Traumwissen und Traumkulturen, 11.7.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Rätselhaftes Nachtleben

Traumwissen und Traumkulturen

Von Andrea und Justin Westhoff

Zeitfragen. Feature

Donnerstag, 11. Juli 2019, 19.30 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Menschen können fliegen, durch Mauern gehen, mit Tieren sprechen;
Zeitgrenzen verschwinden, Wünsche oder Ängste nehmen Gestalt an: Wenn
wir träumen, und das tut jeder Nacht für Nacht, dann tauchen wir ein
in eine Welt mit ihren eigenen Gesetzen. Neben Psychologen und
Neurobiologen beschäftigen sich zunehmend auch Kultur- und
Sozialwissenschaftler mit dem, was sich nächtens hinter unseren
geschlossenen Lidern abspielt.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 2. Juli 2019
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HÖRSPIEL/1959: Deutschlandfunk Kultur - "Alfred C." von Hermann Bohlen, 10.7.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Alfred C.

Aus dem Leben eines Getreidehändlers

Von Hermann Bohlen

DKultur/hr 2012/56'05

Hörspiel

Mittwoch, 10. Juli 2019, 22.03 - 23.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Alfred C. hat sein Leben lang alles gegeben, um dem Gemeinwesen zu
dienen. Er hat hunderte Millionen Mark gespendet, eine
Naturpark-Bewegung ins Leben gerufen und am Wochenende
Bonbon-Papierchen in der Lüneburger Heide gesammelt. Sein Bild findet
sich auf allen Veröffentlichungen der Stiftung, die er gegründet hat.
Wieso hört oder liest man nirgendwo ein Zitat von ihm, wieso wurden
offenbar alle seine Schriften getilgt? Hermann Bohlen ist der Sache
nachgegangen und hat bislang unbekannte Seiten im Leben des
Getreidehändlers rekonstruiert. Die Ähnlichkeit von Alfred C. mit dem
Hamburger Stifter und Kaufmann Alfred C. Toepfer ist kein Zufall.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio
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MUSIK/2933: Deutschlandfunk - Einführung zur 7. Sinfonie von Anton Bruckner, 10.7.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Wortspiel - Das Musik-Gespräch

Der Dirigent Robin Ticciati erläutert zusammen mit dem Deutschen
Symphonie-Orchester Berlin die 7. Sinfonie von Anton 
Bruckner

Am Mikrofon: Robin Ticciati

Spielweisen

Mittwoch, 10. Juli 2019, 22.05 - 22.50 Uhr, Deutschlandfunk



Erst seine 7. Sinfonie brachte Anton Bruckner 1884 die große
Anerkennung von Musikern und Publikum. In Leipzig wurde das
einstündige Riesenwerk uraufgeführt und zwar vom Gewandhausorchester
unter der Leitung des Dirigenten Arthur Nikisch. Arthur Nikisch hatte
das Publikum allerdings mit Werkeinführungen gut vorbereitet. Auch der
Chefdirigent des Deutschen Symphonie-Orchesters Berlin, der Brite
Robin Ticciati, hat Bruckners Meisterwerk in der Berliner Philharmonie
vor Publikum erkundet. In einer rund 20-minütigen Einführung samt
zahlreichen Musikbeispielen hat er die Architektur, die musikalischen
Ideen und Themen der Sinfonie samt eigener Deutungen vorgestellt. Wir
senden diese Konzerteinführung und einen Ausschnitt aus der
anschließenden Aufführung des gesamten Werkes.

 * 

Quelle:
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MUSIK/2932: Deutschlandfunk - Der Dirigent Arthur Fiedler (1894-1979), 11.7.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Geniale Hand für das Leichte

Der Dirigent Arthur Fiedler (1894-1979)

Von Norbert Hornig

Historische Aufnahmen

Donnerstag, 11. Juli 2019, 22.05 - 22.50 Uhr, Deutschlandfunk



Wie sein Vater spielte der in Berlin zum Geiger ausgebildete Arthur
Fiedler zunächst im Boston Symphony Orchestra. Doch Fiedler konnte
mehr. Als er 1930 zum Dirigenten des Boston Pops Orchestra ernannt
wurde, nahm seine Karriere die entscheidende Wende. Mit dem Ensemble,
das aus Mitgliedern des Boston Symphony Orchestra bestand, bereiste
Fiedler die ganze Welt. Das von ihm favorisierte Repertoire aus
leichter klassischer und klassisch arrangierter Musik mit vorwiegend
unterhaltendem Charakter erwies sich als äußerst zugkräftig. Auf
Schallplatten verkaufte es sich millionenfach. 1979 leitete Fiedler
ein Jubiläumskonzert anlässlich seiner 50-jährigen künstlerischen
Verbindung mit dem Boston Pops Orchestra. Nur wenige Wochen später, am
10. Juli 1979, verstarb der Maestro in seinem Haus in Brookline,
Massachusetts.

 * 
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STANDPUNKT/048: Null-Nachrichten der Tagesschau (Volker Bräutigam und Friedhelm Klinkhammer)


Selbstzensur der Macht um acht

Null-Nachrichten der Tagesschau

Statt brauchbarer Information über den Staatshaushalt und das
asoziale Steuersystem serviert ARD-aktuell Placebos

Von Friedhelm Klinkhammer und Volker Bräutigam, 8. Juli 2019



Wer verantwortlich für sich und die Seinen entscheiden will,
braucht exakte Informationen über sein Soll und Haben sowie über seine
Handlungsoptionen. Wer als Staatsbürger verantwortlich über die
Geschicke der Nation mitreden und -befinden will, muss wissen, wie es
um Staatsvermögen, Staatseinnahmen und -ausgaben steht. Offiziell wird
das Hochglanzbild vom "mündigen" Bürger gepflegt, für den sich Michel
Piefke und Lieschen Kraushaar halten sollen. Tagesschau & Co. sorgen
allerdings mit ihren regierungsfrommen und systemkonformen Nachrichten
dafür, dass zwischen Behauptung und Wirklichkeit Welten liegen.

Das Haushaltsrecht gilt als eine der wichtigsten parlamentarischen
Kompetenzen eines demokratisch verfassten Gemeinwesens. Nicht von
ungefähr werden Haushaltsdebatten im Bundestag auch zu
Generalabrechnungen der Opposition mit der Regierung genutzt. Die
Grundlage dafür ist der Vorschlag der Regierung für Einnahmen und
Ausgaben im nächsten "Haushaltsjahr". Juni-Meldung der ARD-aktuell:

Das Bundeskabinett hat den Haushaltsplan für das kommende Jahr
 auf den Weg gebracht. Vorgesehen sind Ausgaben von knapp 360
 Milliarden Euro, etwas mehr als für dieses Jahr geplant. Erneut
 will der Bund ohne neue Schulden auskommen. Das gelingt den Plänen
 nach nur, weil Finanzminister Scholz auf Rücklagen zugreift, die
 etwa für die Integration von Flüchtlingen vorgesehen waren.
 (1) 



Das ist die komplette Meldung über das fundamentale Thema in einer 
20-Uhr-Hauptausgabe der Tagesschau. Lediglich zwei zentrale Aussagen: Sie
streicht die Leistung der Regierung heraus und bedient den
Stammtischmief sowie den Wähler am rechten Rand.

"Ausgaben ohne neue Schulden": Unsere verlässliche Regierung
 beweist Verantwortungsbewusstsein für die künftige Generation.



"Zugriff auf Rücklagen für die Flüchtlinge": Es kann doch nicht
 angehen, dass unser Staat mehr für die Fremden ausgibt als für die,
 "die schon länger hier wohnen".



Mit ihrer Pseudo-Information macht die ARD-aktuell Bückling vor der
Bundesregierung und narkotisiert zugleich das kritische Bewusstsein
des Publikums. Man soll/darf gar nicht drüber nachdenken, was in
dieser "Nachricht" alles nicht mitgeteilt und erst recht nicht
erklärt wurde.

Beispiel: Berichtet wird da nur über die Ausgabenseite des
Bundeshaushalts-Entwurfs. Kein Wort zu Einnahmen und
Einnahmemöglichkeiten. Denn da müsste es um mehr als 200 Milliarden
Euro gehen, auf die der Staat jährlich in voller Absicht pfeift -
indem er auf Körperschaftssteuer für Kapitalgesellschaften verzichtet
(2), auf eine Vermögenssteuer (3), auf angemessene Erbschafts- und
Schenkungssteuer (4) und die Anhebung des Spitzensatzes von derzeit
nur 42 Prozent (5). Dieser Satz hatte 1990 noch bei 53 Prozent gelegen
(6) und war seither von SPD und der Grünen, später von Unionsparteien
und FDP und schließlich von der GroKo systematisch herunterschraubt
worden.

Schon ein Mini-Steuersatz von 0,1 (!) Prozent auf die Umsätze an den
deutschen Börsen brächte 40 Milliarden Euro in die Staatskasse (7),
aber im Unterschied zu Frankreich und anderen europäischen Staaten
kann sich die Regierung in Berlin nicht dazu durchringen. Am Thema
"Finanztransaktionssteuer" lutschen unsere Politluschen seit Jahr und
Tag nur, soweit publikumswirksam erforderlich.

Die Aufzählung ist unvollständig, in vielen weiteren Steuergesetzen
sind Regelungen versteckt, die den hiesigen Geldadel noch weiter
privilegieren.

Der Staat verfügt mit dem Steuerrecht über ein umfassendes
Instrumentarium zur Umverteilung. Er nutzt es seit Jahrzehnten nicht
mehr für sozialen Ausgleich. Im Gegenteil: Regierung und
Parlamentsmehrheit missachten den impliziten Auftrag des
Grundgesetzes.

"Die Bundesrepublik ist ein demokratischer und sozialer
 Bundesstaat." (8) 



Wie es damit bestellt ist, zeigt ein Blick auf die im Internet
aufrufbaren Seiten mit sogenannten "Vermögensuhren" und
"Schuldenuhren." (9) Dass hier "Uhren" - Mehrzahl - stehen muss, weil
die Angaben stark voneinander abweichen, beweist bereits das große
generelle Informationsdefizit: Es gibt keine präzisen Daten, sondern
nur einigermaßen verlässliche Schätzungen. Übereinstimmung besteht
lediglich darin, dass zwischen Arm und Reich hierzulande eine nach
vielen Billionen Euro (1 Billion = 1 Million mal 1 Million) zu
zählende Kluft besteht.

7,1 Millionen Menschen sind überschuldet. Eine der Hauptpositionen:
Mietschulden. Andererseits leben 1,3 Millionen Millionäre und 228
Milliardäre unter uns. (10) Das Netto-Geldvermögen (ohne Immobilien
und Sachvermögen, z.B. Schmuck, Kunstgegenstände) in Deutschland
beläuft sich auf 6,2 Billionen Euro (11), eine Summe, von der man sich
kaum mehr eine realistische Vorstellung machen kann.

Tagesschau, Tagesthemen & Co. versuchen es gar nicht erst, behilflich
zu sein. Ihre Berichterstattung über unseren Staatshaushalt, über
Steuereinnahmen und -ausgaben ist so fadenscheinig wie ein
abgelatschter Flickenteppich. Die Redaktion ARD-aktuell liefert eben
bloß weitgehend abstrakte Information, ohne Bezug zur Alltagsrealität,
losgelöst von Hintergründen, frei von Vergleichbarkeit und
Verständlichkeit. Obwohl sie laut Rundfunkstaatsvertrag verpflichtet
ist zur "Einordnung von Nachrichten", um den Zuschauern eine fundierte
Meinungsbildung zu ermöglichen, verfehlt sie dieses Ziel weit - und
wissentlich.

In der zweiten Junihälfte 2019 sendete die Redaktion zum Beispiel
insgesamt 25 Beiträge zum Thema Grundsteuer-Reform. Dargestellt wurden
zumeist Diskussionsverläufe im Bundestag, vorzugsweise die
Meinungsunterschiede zwischen Spitzenleuten und Steuerexperten der
Koalitionsparteien CDU/CSU und SPD. Viel über Befindlichkeiten, aber
nur ganz allgemein über inhaltliche Gestaltungsabsichten. Ein
typischer hohler Tagesschau-Nachrichten-Klassiker:

"Die Große Koalition hat sich auf eine Neuregelung der
 Grundsteuer geeinigt. Wie die Steuer künftig genau berechnet wird,
 ist allerdings noch nicht bekannt. Die Länder scheinen aber neue
 Rechte bei der Berechnung zu bekommen." (12) 



Mit solchen Mitteilungen lässt sich konkret überhaupt nichts anfangen.
Um welche Relationen es sich handelt, ob die bestehende soziale
Unausgewogenheit gemildert oder verstärkt wird und welche
Problematiken mit dem Reformvorhaben verbunden sind, bleibt im
Dunklen. Nur nebenher wurde die Größenordnung angesprochen, um die es
geht:

Um ein Steueraufkommen (der Grundsteuer B auf bebaute Grundstücke) von
bisher rund 14 Milliarden Euro. Dieser vergleichsweise kleine
Steuerertrag wird von den privaten Eignern eines gigantischen
Grundvermögens erhoben. Nach vorsichtigen Schätzungen verfügt rund die
Hälfte der privaten Haushalte über Immobilienbesitz im Wert von
jeweils mindestens 130 000 Euro, das macht insgesamt ca. 3 Billionen
Euro. (13)

Wie gesagt, angesichts solcher Summen endet unser
Vorstellungsvermögen. Deshalb sei hier ein bildhafter Versuch erlaubt:

Eine Million Euro, in 20-Euro-Scheinen gebündelt, wiegt rund 40
Kilogramm. Das heißt: Eine Milliarde Euro in 20er Banknoten wiegt 40
000 Kilo, ebensoviel wie 500 normalgewichtige Männer (80 kg)

Eine Milliarde Euro in 1-Euro-Münzen würde zwölf Eisenbahn-Waggons mit
jeweils 60 Tonnen Aufnahmegewicht füllen.

Und nun stelle man sich vor, dass eine Billion das jeweils
vertausendfachen würde. ...

Das private Baugrund-Vermögen würde, in Ein-Euro-Münzen dargestellt,
36 000 Güterwaggons füllen. Da ein Güterwaggon eine Normlänge von 18
Metern hat, ergäbe das einen Zug von 648 Kilometern Länge, gefüllt mit
1-Euro-Münzen; das entspricht der Bahnstrecke Hamburg-München über
Hannover, Kassel und Würzburg.

Wenn wir mit diesen Vergleichen zumindest eine halbwegs konkrete
Vorstellung vom Wert des privaten Baugrund-Eigentums entwickeln,
können wir auch ermessen, wie bescheiden die Grundsteuer B-Einnahme
des Staates darauf ist: Die 14 Milliarden entsprechen 168 Güterwaggons
mit Münzen, einer Zuglänge von etwas mehr als 3 Kilometern, der halben
Gleisstrecke zwischen Hamburg-Hauptbahnhof und dem Bahnhof 
Hamburg-Harburg.

Der Tagesschau wäre es technisch gesehen ein Leichtes, solche
bildlichen Vergleiche darzustellen, in Fotos, Grafiken, Filmen. Sie
denkt aber gar nicht dran, sie bleibt bewusst im Bereich des völlig
Unvorstellbaren.

Land- und Forstwirtschaft unterliegen der Grundsteuer A; deren
Gesamtaufkommen erreicht kaum 400 Millionen Euro pro Jahr. (14) Die
Grundsteuer A kann hier außer Betracht bleiben. Der Gesamtsteuerertrag
auf das Baugrundvermögen beläuft sich aber auch nur auf nicht einmal
0,5 Prozent des nach Grundsteuer B belasteten Wertes.

Dieser Durchschnittsprozentsatz ist, zugegeben, ebenfalls nur
abstrakt, er ignoriert die erheblichen sozialen Unterschiede, die auch
zwischen den Grundeigentümern bestehen. Beispiel: Eine halbe Million
besonders reicher Leute wohnt in Palästen mit einem Wert von jeweils
mehr als eine Million Euro, sie verfügen also über einen 
Immobilien-Gesamtwert von insgesamt 500 Milliarden Euro. In anderen Worten: eine
halbe Billion Euro.

Würde man diese Superreichen nicht mit nur 0,5 Prozent Grundsteuer
belasten, sondern mit 3 Prozent Luxussteuer, dann könnte der Staat auf
die Grundsteuern für alle anderen Eigentümer restlos verzichten. Was,
notabene, sich auch günstig auf die Wohnungsmieten auswirken müsste.

Realistisch ist diese Alternative angesichts der Berliner
Machtverhältnisse allerdings nicht. Trotzdem könnte die ARD-aktuell
sie und andere zu bedenken geben. Sie unterlässt es und trägt damit
dazu bei, dass eine solche Steuerreform mangels öffentlicher
Information und umfassender Debatte nicht die Spur einer
Realisierungschance hat.

Darüber hinaus unterhält die Immobilienbranche eine höchst
einflussreiche Lobby in Berlin. (15) Die veranstaltete im Juni zum
Beispiel das Groß-Event "Deutscher Immobilientag" in der Verti Music
Hall am Berliner Spreeufer. Geladen waren mit Horst Seehofer, Andreas
Scheuer, Svenja Schulz und Peter Altmaier gleich vier Bundesminister,
und auch die Fraktionsvorsitzenden Ralph Brinkhaus (CDU) und Christian
Lindner (FDP) sowie weitere hochrangige Politiker/innen aus Bundestag,
Bauministerium, Landes- und Kommunalpolitik entblödeten sich nicht,
daran teilzunehmen. (ebd.) Von der schönen Fete für die High Society
der Politik berichtete die Tagesschau natürlich kein Wort.

Zu den erwähnten parlamentarischen Scheingefechten über eine
Grundsteuerreform ist anzumerken: Im April 2018 hatte das
Bundesverfassungsgericht die gegenwärtig noch praktizierte
Steuerbemessung gekippt (16), weil sie aufgrund veralteter
Wertannahmen zu groben Verzerrungen und Ungleichbehandlung geführt
hatte. Das Gericht verlangte eine Korrektur bis Ende dieses Jahres, in
der jetzigen Form darf sie von Januar 2020 an nicht mehr erhoben
werden. Der Vorgang erinnert stark an das Schicksal der
Vermögenssteuer. Die wurde 1995 vom Bundesverfassungsgericht für
verfassungswidrig erklärt (17), weil das Immobilienvermögen
ungerechterweise erheblich günstiger besteuert worden war als das
Geldvermögen und andere Eigentumsarten.

Ein Reformkompromiss kam damals nicht zustande. Seit 1996 wird deshalb
überhaupt keine Vermögenssteuer mehr erhoben. In der Debatte über eine
Wiedereinführung wird jetzt gelegentlich sogar behauptet,
Vermögenssteuern seien an sich verfassungswidrig. Jeder kann sich
denken, wer so argumentiert und warum. Zustimmung zu einer
verfassungskonformen neuen Vermögenssteuer ist mit der jetzigen
Koalitionsregierung jedenfalls nicht vorstellbar. Erst recht nicht,
wenn die sich gegenwärtig vertiefende schwarz-grüne Umnachtung zu
einer entsprechenden Parlamentsmehrheit und ebensolchen
Regierungsbildung führen sollte.

Zu befürchten ist, dass es mit der Grundsteuerreform ganz ähnlich
laufen wird: Im Bundestag wird so lange darüber gestritten, bis die
derzeit noch fällige Steuer aufgrund des Karlsruher Urteils
abgeschafft werden muss. Und dann?

Die Einnahmen aus der Grundsteuer B kommen den Gemeinden zu; die
Kommunen müssten bei einem Wegfall eben mit höheren Anteilen an
Länder- bzw. Bundessteuern bedient werden. Wie das vonstatten ginge,
lässt sich angesichts der kapitalistischen "Werte"orientierung unserer
Gesellschaft leicht ausmalen: Dank seines dann steuerfreien Immobilien-
 und des eh schon steuerfreien übrigen Vermögens (an Geld und
Sachwerten) im Gesamtwert von 11 Billionen Euro (17) wäre der deutsche
Geldadel nahezu komplett von steuerlichen Lasten auf Eigentum befreit
und hätte nur noch übliche Verbrauchssteuern zu tragen. Zum Ausgleich
der öffentlichen Haushalte müssten dann natürlich "die kleinen Leute"
verstärkt herangezogen werden ...

Die Alternative? Eine Besteuerung des kompletten Privatvermögens
oberhalb von einer Million Euro mit 3 Prozent würde ausreichen, um
sämtliche Ausgaben des derzeitigen Bundeshaushalts zu decken. Dann
könnten der arbeitenden und vermögenslosen Bevölkerung die
Steuerlasten größtenteils abgenommen werden. (19)

Über derartige Alternativen hört man von Tagesschau, Tagesthemen & Co.
selbstverständlich kein Wort, ebensowenig wie darüber, wie die
sonstigen Giftkonstrukte im Staatshaushalt zu entfernen wären.
ARD-aktuell kommentiert zwar den Haushaltsentwurf kritisch:

"Der Haushalt von Finanzminister Scholz ist einfallslos ... Seit
 Jahren wird uns eine Finanztransaktionssteuer versprochen, also
 eine Einführung von Steuern auf Geld- und Wertpapiergeschäfte.
 Ebenfalls seit Jahren ist eine Digitalsteuer im Gespräch. Google,
 Amazon und wie sie alle heißen zahlen in Deutschland prozentual
 weniger Steuern als Kleinverdiener. Beides gibt es immer noch
 nicht. Multimillionäre zahlen auf ihre Kapitalgewinne gerade mal 25
 Prozent Steuern - so mancher Facharbeiter zahlt mehr. Denkbar wären
 auch höhere Spitzensteuern..." (20) 



... aber auch diese rare Kritik zielt nur auf einige Spezialitäten,
nicht auf das höchst ungerechte und unvollständige Gesamtsystem.
Normalerweise beschränkt sich die ARD-aktuell eben nur auf die
Wiedergabe von Verlautbarungen der Regierung und der Parteien, das
heißt: sie spielt ihre übliche Rolle als Pressestelle und
Transportgehilfin der Berliner Politik, gibt das jedoch als
unabhängigen Journalismus aus.

Dass der Haushalt vor allem von den schon genannten "kleinen Leuten",
den abhängig Beschäftigten und den Verbrauchern finanziert wird, nicht
jedoch von der hochvermögenden Geldelite, verschweigt ARD-aktuell
hartnäckig: Lohnsteuer und Mehrwertsteuer machen bereits die Hälfte
des Staatshaushalts aus. (21) Es könnte ja einen Aufschrei geben,
würde die Tagesschau einmal im Monat die Grafik herzeigen, die das
Bundesfinanzministerium selbst über Art und Verteilung des
Steueraufkommens veröffentlicht ... (ebd.)

Rund 110 Milliarden, fast ein Drittel der Einnahmen des
Bundeshaushaltes, stammen allein aus Lohnsteuern und
Solidaritätszuschlag. Der Arbeitnehmer muss aber darüber hinaus mit
eigenen Beiträgen für Rente, Arbeitslosen- und Krankenversicherung
aufkommen. Die Mehrwertsteuer mit 95 Milliarden Euro ist der
nächstwesentliche Einnahmeposten im öffentlichen Haushalt. Sie frisst
weitere erhebliche Teile der Löhne und Gehälter. Mineralöl- und
Stromsteuer sowie eine Reihe anderer "eingepreister" Verbrauchssteuern
schröpfen den Normalbürger auch noch. Für die Vermögenden ist das
hingegen alles nur Klimpergeld. So sieht sie aus, die
Steuergerechtigkeit im Verständnis unserer "Eliten".

Warum dennoch kein Aufschrei? Den gäbe es wohl, wenn in der
Bevölkerung mehr Faktenwissen darüber bestünde, in welch maßlos
ungerechter Art sich unser Gemeinwesen finanziert. Das wird jedoch,
wie schon angemerkt, mit der hierzulande praktizierten
Informationspolitik verhindert. Der Öffentlichkeit wird vielmehr
vorgemacht, es sei kein Geld da, um die zunehmenden Schäden der
Infrastruktur, dauerhafte Umweltschäden, Bildungsdefizite, Mängel im
Gesundheitswesen und in der Altenpflege zu beseitigen; Armutsrenten
seien unvermeidlich und, quasi gottgewollt, "alternativlos".
Änderungen seien nur möglich, wenn "alle den Gürtel enger schnallen",
das aber sei gegenwärtig "politisch nicht vermittelbar".

Solche saudummen Redensarten sind zwar in diesem Jahrhundert nicht
mehr ganz so gebräuchlich wie früher, aber die entsprechende
Grundeinstellung wird auch heute noch propagiert: Reformen kosten
Geld, das gegebenenfalls der "einfache Mann" aufbringen müsste.

Mit "Jetzt drohen Verteilungskämpfe" weiß ARD-aktuell die
Propagandasprüche von SPD und CDU aufzunehmen und tut dabei so, als
habe es diese Sprechblasen nicht schon unter der Schröder-Regierung
gegeben, als gebe es keinen Wählerbetrug, als bestünde keine
Komplizenschaft der Parteienmehrheit bei der Ausplünderung breiter
Bevölkerungsschichten, der Niedriglöhner, "Aufstocker", "prekär"
Beschäftigten, der Arbeitslosen, Rentnern. (22)

Oxfam, der internationale Verbund verschiedener Hilfe- und
Entwicklungsorganisationen, stellte Anfang des Jahres fest, dass in
Deutschland 1 Prozent der Bevölkerung über 31 Prozent des Vermögens
verfügt. ARD-aktuell berichtete hierüber, ließ die Angaben aber
sogleich von einer "opportunen Zeugin" wieder bezweifeln. Die
klassische Manipulationsmethode: Eine "Expertin" des "Instituts der
deutschen Wirtschaft", (IW), durfte begründungsfrei die
Berechnungsmethode von Oxfam in Frage stellen und diffamieren. (23)
Dass hinter dem IW mächtige Interessenverbände stehen (die
Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeber, BDA, sowie der
Bundesverband der Deutschen Industrie, BDI) verschwieg ARD-aktuell
geflissentlich und demonstrierte damit erneut ihre Gefügigkeit und ihr
journalistisches Kriechertum gegenüber Geldmacht und der
Regierungspolitik.

Innerhalb der Eurozone ist Deutschland nach Litauen das Land mit der
zweithöchsten Vermögensungleichheit. Unstrittig und noch
schwererwiegend ist außerdem, dass auch die Einkommensungleichheit
heute deutlich höher ist als noch vor gut 20 Jahren. In den letzten
Jahren ist die Armutsquote trotz guter konjunktureller Lage und
steigender Erwerbstätigkeit kaum zurückgegangen. Insbesondere alte
Menschen und Arbeitslose verarmen unübersehbar. (24)

Diese Entwicklung fördert - wie jede historische und auch die aktuelle
Erfahrung belegen - radikale politische Positionen. Mit diesen wächst
zugleich die latente Aggressionsbereitschaft mit allen negativen
Folgen. Dazu gehört insbesondere die Entwicklung hin zum Überwachungs-
und Polizeistaat.

Gerade der öffentlich-rechtliche Rundfunk hätte dem einiges
entgegenzusetzen. Er ist ja dazu verpflichtet, kritisches Bewusstsein
zu initiieren und zu unterstützen. Sein Nachrichtenangebot
demonstriert aber nichts anderes als Auftragsverweigerung. 
ARD-Tagesschau und ZDF-"heute" sind längst nicht mehr Produkte unabhängig
denkender und arbeitender Journalisten. Sie bewegen sich strikt in
einem politisch-gesellschaftlich vordefinierten Informationsrahmen.
Den füllen sie mit Einheitsware von Nachrichtenagenturen und
Pressestellen.

Stichworte dafür: Staatsfunk, Gleichschaltung. Es braucht dafür keine
Diktatur und keine Zensur mehr. Das alles funktioniert informell und
von alleine, als Selbstzensur gemäß den Wünschen des Geldadels, denen
sich Politik und Medien beugen.


Quellen:

(1) https://www.tagesschau.de/multimedia/sendung/ts-31995.html

(2) https://www.zeit.de/2005/37/Steuern

(3) https://www.zeit.de/wirtschaft/2016-01/vermoegensteuer-ungleichheit-reichtum-studie

(4) https://www.gesetze-im-internet.de/erbstg_1974/index.html

(5) https://www.financescout24.de/wissen/ratgeber/spitzensteuersatz

(6) http://www.schule-studium.de/Sozialkunde/Einkommensteuer-in-Deutschland.html

(7) s.u.a. https://www.boeckler.de/22099_22106.htm# ; 

https://www.zeit.de/wirtschaft/2015-03/finanztransaktionssteuer-studie-einnahmen-deutschland ; https://www.spiegel.de/wirtschaft/unternehmen/finanztransaktionssteuer-bringt-hohe-einnahmen-a-1022507.html ;

(8) https://www.bpb.de/politik/grundfragen/politik-einfach-fuer-alle/236661/deutschland-ein-demokratischer-und-sozialer-bundesstaat

(9) https://www.vermoegensteuerjetzt.de/topic/21.vermoegensuhr.html ; 

https://www.staatsverschuldung.de/schuldenuhr.htm ; 

https://steuerzahler.de/aktion-position/staatsverschuldung/dieschuldenuhrdeutschlands/?L=0 ; 

https://www.boerse.de/boersenwissen/staatsverschuldung/

(10) https://www.welt.de/wirtschaft/plus181373140/Ranking-der-Reichsten-Das-sind-Deutschlands-228-Milliardaere.html?wtrid=sea.google.weltplus_generic_dsa_neu.weltplus_artikel_feed.dsa-545852384299.0&gclid=EAIaIQobChMIyqaulqed4wIVBc93Ch0AQQLXEAAYAyAAEgJCfPD_BwE

(11) https://www.tagesgeldvergleich.net/statistiken/geldvermoegen.html ; s.a. 

https://de.statista.com/statistik/daten/studie/37880/umfrage/geldvermoegen-der-privathaushalte-in-deutschland/ 

(12) https://www.tagesschau.de/inland/grundsteuer-grundrente-101.html

(13) https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Einkommen-Konsum-Lebensbedingungen/Vermoegen-Schulden/Publikationen/Downloads-Vermoegen-Schulden/evs-geld-immobilienvermoegen-schulden-2152602189004.pdf?__blob=publicationFile&v=2

(14) https://www.haushaltssteuerung.de/weblog-aufkommen-der-grundsteuer-a-b-im-laender-und-zeitvergleich.html

(15) https://www.lobbycontrol.de/2019/06/zia-immobilientag-kein-guter-ort-um-ueber-wohnungspolitik-zu-diskutieren/#pk_campaign=20190706&pk_source=nl

(16) https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2018/04/ls20180410_1bvl001114.html

(17) https://www.cecu.de/vermoegenssteuer.html

(18) https://crp-infotec.de/wp-content/uploads/d-privatvermoegen-zusammensetzung.gif

(19) https://www.sueddeutsche.de/wirtschaft/ungleichheit-einkommensteuer-abschaffen-nur-vermoegen-belasten-1.2836584

(20) https://www.tagesschau.de/kommentar/scholz-haushalt-103.html

(21) http://www.bpb.de/wissen/TQ0PLW,0,0,Steuereinnahmen_nach_Steuerarten.html

https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_106.html

(22) https://www.tagesschau.de/wirtschaft/steuerschaetzung-koalition-101.html

(23) https://www.tagesschau.de/multimedia/video/video-250495.html

(24) https://www.boeckler.de/wsi_66092.htm


Das Autoren-Team:

Friedhelm Klinkhammer, Jahrgang 1944, Jurist. 1975 - 2008
Mitarbeiter des NDR, zeitweise Vorsitzender des NDR-Gesamtpersonalrats
und des ver.di-Betriebsverbandes sowie Referent einer
Funkhausdirektorin.

Volker Bräutigam, Jahrgang 1941, Redakteur. 1975 bis 1996 im
NDR, zunächst in der Tagesschau, von 1985 an in der Kulturredaktion
für N3. Danach Lehr- und Forschungsauftrag an der Fu-Jen-Uni in
Taipeh.

Anmerkung der Autoren:

Unsere Beiträge stehen zur freien Verfügung. Wir schreiben nicht für
Honorar, sondern gegen die "mediale Massenverblödung" (in memoriam
Peter Scholl-Latour). Die Texte werden auf der Seite
https://publikumskonferenz.de/blog dokumentiert.

 * 

Quelle:

Volker Bräutigam und Friedhelm Klinkhammer
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KURSUS/1924: Unna - Zwei Filmworkshops für junge Leute vom 22.-26.7. bzw. vom 22.-24.7.19


Stadt Unna

Freie Plätze bei den Ferienworkshops des Kulturrucksacks NRW in
Unna 



Kreisstadt Unna. Bald fangen die Sommerferien an und der/die eine oder
andere hat vielleicht noch keine Idee, was er/sie in dieser Zeit tun
soll? Die Angebote des Kulturrucksacks NRW bieten noch freie Plätze
für Kinder und Jugendliche zwischen 10 und 14 Jahren. In dem
Filmworkshop "Mysteriöses Verschwinden" mit dem Medienpädagogen André
Linhoff entsteht im zib (Zentrum für Information und Bildung) ein
eigener Film aus Real- und Trickfilm. Der Zeitraum ist von Montag, 22.
Juli bis Freitag, 26. Juli 2019 von 10 bis 15 Uhr.

In dem Workshop "Parkour - Der Videoclip" mit Pablo Giese und André
Linhoff ist Beweglichkeit, Ausdauer und ein gutes Auge gefragt, wenn
Hindernisse überwunden werden und ein Videoclip entsteht. Zeitraum des
Workshops ist vom Montag, 22. Juli bis Mittwoch, 24. Juli, 16 bis 19
Uhr. Für die Teilnahme an den Workshops ist eine Anmeldung notwendig,
die ab sofort möglich ist. Alle Angebote sind für die Teilnehmerinnen
und Teilnehmer kostenlos. Die Angebote und weitere Informationen zu
den Terminen finden Sie unter

www.zib.unna.de und www.kulturrucksack.nrw.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 25. Juni 2019

Stadt Unna

Pressestelle, Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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GERIATRIE/300: Länger gesund leben - Was die Altersmedizin von den Fischen lernen kann (idw)


Deutsche Gesellschaft für Geriatrie (DGG) - 04.07.2019

Länger gesund leben: Was die Altersmedizin von den Fischen lernen kann



Was passiert eigentlich genau beim Alterungsprozess? Warum altern wir? Und
wie können Menschen noch möglichst lange in ihrem Leben gesund und fit
bleiben? Zu diesen komplexen und spannenden Fragen forscht Professor Dr.
Christoph Englert am Leibniz-Institut für Alternsforschung -
Fritz-Lipmann-Institut in Jena. Um Antworten zu finden, helfen dem renommierten
Genetiker Experimente mit Tieren, wie zum Beispiel ein kurzlebiger
Killifisch aus Afrika oder Fadenwürmer.

Welche aktuellen Erkenntnisse hat er daraus gewonnen und wie kommen diese
möglicherweise auch dem älteren Menschen zugute? - Das zeigt Englert in
seiner Keynote "Warum altern wir? Möglichkeiten und Grenzen der
Alternsforschung" beim Jahreskongress der Deutschen Gesellschaft für
Geriatrie (DGG), der vom 5. bis 7. September 2019 in Frankfurt am Main
stattfindet.

Aktuell Eine grundsätzliche Frage, mit der sich Christoph Englert schon
lange intensiv auseinandersetzt, ist: Wie beeinflussen Genetik auf der
einen Seite und äußere Umweltfaktoren sowie Verhalten auf der anderen
Seite den eigenen Alterungsprozess und die Lebenserwartung? "Ich würde es
so beschreiben: Unsere Gene schaffen einen Möglichkeitsraum und mit
unserer Lebensweise füllen wir diesen Raum aus. Wie wir das machen, ist
uns selbst überlassen", erklärt er.

Tiermodelle in der Alternsforschung sollen Menschen nutzen

Anhand von Experimenten, etwa mit bestimmten kurzlebigen Fischarten,
versucht Englerts Forschungsgruppe herauszufinden, welche genetischen
Programme und biochemischen Signalwege die Lebensspanne von Wirbeltieren
steuern. "Es gibt sehr große Evidenz dafür, dass es allgemeine
Alterungsprinzipien gibt, die etwa beim Fadenwurm, beim Fisch, bei der
Maus und eben auch beim Menschen auftreten. Wir brauchen daher Tiermodelle
in der Alternsforschung, um Mechanismen für den Menschen abzuleiten und
uns zunutze zu machen", sagt Englert.

Englerts Vision: die Gesundheitsspanne im menschlichen Leben verlängern

In der Hoffnung auf ein längeres Menschenleben testet man in der
Pharmakologie derzeit zum Beispiel sogenannte Senolytika: Das sind
Medikamente, die darauf abzielen, bestimmte alternde Zellen zu entfernen.
Professor Dr. Englert kann die Faszination für ein sehr langes Leben zwar
nachvollziehen, hat selbst aber ein anderes Ziel: "Mit meiner Forschung
will ich dazu beizutragen, die Gesundheitsspanne in einem menschlichen
Leben zu verlängern, nicht das Leben insgesamt. Die multimorbiden Phasen
könnten so verkürzt und die Lebensqualität im Alter gesteigert werden."

Geriatrie wird in Zukunft immer wichtiger

Für die geriatrische Praxis würde das nur eine Verschiebung bedeuten.
"Auch wenn viele Menschen länger fit sein werden, wird die Altersmedizin
immer wichtiger. Denn es wird insgesamt immer mehr ältere Menschen geben -
und mit steigendem Alter nehmen nun auch einmal Krankheiten zu. Man denke
allein an Alzheimer", so Englert.

Der alte Mensch muss mehr in den gesellschaftlichen Fokus rücken

Damit Menschen länger gesund leben können, seien neben der Biomedizin aber
auch zahlreiche andere Bereiche gefragt: "Wichtige Faktoren sind zum
Beispiel Bildung, die Wohnsituation oder auch das Altersbild allgemein.
Den alten Menschen mehr in die Mitte der Gesellschaft zu rücken, ist auch
eine Aufgabe der Politik", so Englert. Noch sei das Altern für viele
Menschen eher eine Horrorvorstellung. Das könnte man ändern, wenn Senioren
mehr Bedeutung und Aufgaben in der Gesellschaft hätten.


Termin:

Prof. Dr. Christoph Englert

Keynote-Lecture: "Warum altern wir? Möglichkeiten und Grenzen der Alternsforschung"

Geriatrie-Kongress

Hörsaalzentrum, Campus Westend, Goethe Universität Frankfurt am Main

Freitag, 6. September 2019

14.30 Uhr, Hörsaal 2

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.dggeriatrie.de/presse/pressemeldungen/1590-pm-l%C3%A4nger-gesund-leben-was-die-altersmedizin-von-den-fischen-lernen-kann

http://geriatrie-kongress.de/

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment72387

PM: Länger gesund leben: Was die Altersmedizin von den Fischen lernen kann

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1658

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Gesellschaft für Geriatrie (DGG) - 04.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ONKOLOGIE/2006: Forschung - Einzelzelluntersuchungen decken unerwartete Unterschiede von Darmkrebszellen auf (idw)


Deutsches Krebsforschungszentrum - 04.07.2019

Einzelzelluntersuchungen decken unerwartete Unterschiede von Darmkrebszellen auf



Krebs entsteht oft durch Veränderungen in Genen, die für die Kommunikation
und die Informationsverarbeitung in Zellen wichtig sind. Viele moderne
Therapien setzen daher darauf, in diese veränderten Informationskanäle der
Zellen einzugreifen. Wissenschaftlern vom Deutschen Krebskonsortium DKTK
an der Charité - Universitätsmedizin Berlin ist es nun gelungen, auf
Einzelzellebene Auswirkungen charakteristischer Genmutationen zu
beschreiben. Dieser experimentelle Ansatz könnte der Behandlung von
Darmkrebs neue Wege eröffnen.

Im DKTK verbindet sich das Deutsche Krebsforschungszentrum (DKFZ) in
Heidelberg als Kernzentrum langfristig mit onkologisch besonders
ausgewiesenen universitären Partnerstandorten in Deutschland.

Beim Darmkrebs sind zwei Gene besonders häufig mutiert, die als KRAS und
BRAF bezeichnet werden. Die genetischen Veränderungen in KRAS oder BRAF
aktivieren in beiden Fällen denselben Signalweg. Als Reaktion auf diese
Signale beginnen die Zellen, sich unkontrolliert zu teilen.

Bislang gingen die Mediziner davon aus, dass die Veränderungen in diesen
beiden Genen zu ähnlichen Wachstumssignalen in allen Krebszellen führen.
Diese Annahme scheint jedoch falsch zu sein, wie die Wissenschaftler um
Markus Morkel und Nils Blüthgen vom Deutschen Krebskonsortium (DKTK) an
der Charité - Universitätsmedizin Berlin nun im Detail untersucht haben.

"Wir waren überrascht, dass Mutationen im KRAS-Gen beim Darmkrebs nur in
einem Teil der Krebszellen eine Zellantwort auslösten, in anderen jedoch
nicht. Der Unterschied scheint in der Zelldifferenzierung zu liegen, das
heißt, im Bestreben der Krebszelle, zu einem bestimmten Zelltyp
auszureifen. Das mutierte BRAF-Gen hingegen aktivierte die
Wachstumssignale in allen Zellzuständen", fasst Morkel die wesentliche
Entdeckung der Studie zusammen. Der KRAS-Signalweg spielt eine wichtige
Rolle für die Zellteilung und ist daher ein zentraler Ansatzpunkt für die
zielgerichtete Therapie von Darmkrebs.

Für Tumoren mit verändertem KRAS - dies betrifft fast die Hälfte aller
Darmkrebsfälle in Deutschland - gibt es bisher noch keine gezielte
Therapieoption. Die neuen Studienergebnisse sind daher sehr wichtig, um
langfristig die Behandlung von Darmkrebs zu optimieren. Da beim Darmkrebs
mit mutiertem KRAS jeweils nur ein Teil der Zellen veränderte
Wachstumssignale weiterleitet, bleibt der Tumor insgesamt sehr heterogen.
Das macht ihn für Therapien sehr schwer zugänglich.

"Unsere Ergebnisse legen nahe, dass Therapien zukünftig kombiniert werden
müssen, um die Darmkrebszellen zunächst zu synchronisieren, also in einen
einheitlichen Zustand zu bringen. Neben der grundlagenwissenschaftlichen
Bedeutung könnte diese Entdeckung auch klinisch relevant sein, da unsere
Untersuchungen helfen können, zukünftige zielgerichtete
Kombinationstherapien zu entwickeln", ordnet Blüthgen die Bedeutung der
Studiendaten ein.

Möglich machte diese Ergebnisse die Einzelzellanalyse. Mit deren Hilfe
sind Wissenschaftler heute in der Lage, Unterschiede zwischen Tausenden
einzelner Zellen eines Gewebes, wie z. B. des Darmgewebes, gezielt zu
erforschen. Darüber hinaus nutzten Morkel und Kollegen die sogenannte
Organoid-Technologie. Das Besondere daran: Aus Operationsmaterial
gewonnene Zellen des Krebsgewebes wachsen im Labor zu dreidimensionalen
Strukturen heran. Zusätzlich setzten die Forscher Computersimulationen
ein, um zu verstehen, an welcher Stelle die Signalverarbeitung von der
Zelle selbst blockiert werden kann. Die Krebszelle ist laut der
Studienergebnisse in der Lage, die Informationskette für die
unkontrollierte Zellteilung an bestimmten Punkten an- oder auszuschalten.
Dies erklärt auch die häufige Beobachtung, dass bestimmte Signalwege
innerhalb eines Darmtumors eben nicht in allen, sondern lediglich in einem
Teil der Krebszellen aktiv sind - und das hat wiederum Auswirkungen auf
die Behandelbarkeit der Tumoren.

Raphael Brandt, Thomas Sell, Mareen Lüthen, Florian Uhlitz, Bertram
Klinger, Pamela Riemer, Claudia Giesecke-Thiel, Silvia Schulze, Ismail Amr
El-Shimy, Desiree Kunkel, Beatrix Fauler5, Thorsten Mielke, Norbert Mages,
Bernhard G. Herrmann, Christine Sers, Nils Blüthgen & Markus Morkel: Cell
type-dependent differential activation of ERK by oncogenic KRAS in colon
cancer and intestinal epithelium.
Nature Communications 2019; https://doi.org/10.1038/s41467-019-10954-y


Originalpublikation:

Raphael Brandt, Thomas Sell, Mareen Lüthen, Florian Uhlitz, Bertram
Klinger, Pamela Riemer, Claudia Giesecke-Thiel, Silvia Schulze, Ismail Amr
El-Shimy, Desiree Kunkel, Beatrix Fauler5, Thorsten Mielke, Norbert Mages,
Bernhard G. Herrmann, Christine Sers, Nils Blüthgen & Markus Morkel: Cell
type-dependent differential activation of ERK by oncogenic KRAS in colon
cancer and intestinal epithelium.
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RADIOLOGIE/331: Kalkschulter per Ultraschall gezielt aufspüren und Schmerzen mit Stoßwellen lindern (idw)


Deutsche Gesellschaft für Ultraschall in der Medizin (DEGUM) - 04.07.2019

Kalkschulter per Ultraschall gezielt aufspüren und Schmerzen mit Stoßwellen lindern



Wenn die Schulter in der Nacht schmerzt und das vom Schlafen abhält oder
Haare kämmen nahezu unmöglich erscheint - dann kann eine Kalkschulter die
Ursache sein. Bei Kalkansammlungen, die starke Schmerzen verursachen, wird
den Patienten manchmal zur Operation geraten. Eine schonende Alternative
dazu kann die extrakorporale Stoßwellentherapie (ESWT) sein. Dabei richtet
der behandelnde Arzt mit einem Ultraschallgerät energiereiche Stoß- oder
Druckwellen gezielt auf die betroffene Schulter. Und auch bei der Diagnose
kann das Ultraschallverfahren sehr hilfreich sein.

Wie die Diagnostik und die Stoßwellentherapie genau funktionieren und
warum sie so erfolgsversprechend sind, erläutert Dr. Rainer Berthold,
Experte der Deutschen Gesellschaft für Ultraschall in der Medizin e.V.
(DEGUM).

 * 

Bei einer Kalkschulter bilden sich Kalkansammlungen in einer Sehne in der
Schulter. Ursache können mechanische Faktoren sowie lokale
Durchblutungs- oder Stoffwechselstörungen sein. "Bewegungen über Kopf, aber auch nach
hinten oder zur Seite mit Belastung sind äußerst schmerzhaft", so
beschreibt Dr. Rainer Berthold, einer der stellvertretenden
DEGUM-Sektionsleiter Chirurgie, die Symptome einer Kalkschulter. Die Vielfalt
der Beschwerden lässt die Kalkschulter als Chamäleon erscheinen. Wegen der
starken Schmerzen können die Patienten den Arm oft kaum noch bewegen und
nicht auf der betroffenen Schulter liegen; durch eine Schonhaltung kann es
sogar zur Versteifung der Schulter kommen.

Von einer Kalkschulter sind vor allem Menschen zwischen 35 und 50 Jahren
betroffen, rund zwei Drittel davon sind Frauen. Die Erkrankung wird
meistens erst recht spät diagnostiziert, denn solange die Ablagerungen
klein sind, verursachen sie keine Symptome. Es ist davon auszugehen, dass
ein asymptomatischer Kalkherd zu etwa 40 Prozent im weiteren Verlauf zu
Beschwerden führt. "Wir können die Verdachtsdiagnose, die wir aufgrund des
Beschwerdebildes und der Bewegungseinschränkung gewonnen haben, mit Hilfe
des Ultraschallverfahrens und einer Röntgenuntersuchung bestätigen",
erklärt Dr. Berthold. "Diese Kombination ist im Vergleich zur
Kernspintomographie von hoher Treffsicherheit und sie ist schnell und
kostengünstig durchführbar."

Warum sich die Kalkansammlungen bilden, ist noch nicht endgültig geklärt.
Eine Ursache könnte eine Mangeldurchblutung und damit ein Sauerstoffmangel
in den Schultersehnen sein. Ein therapeutischer Ansatz ist deshalb die
Aktivierung des Stoffwechsels - und somit auch der Durchblutung - durch
gezielte Bewegung. Spezielle Dehnübungen helfen, den Schmerz zu lindern.
Bei Bedarf verordnet der Arzt zudem noch Medikamente gegen Schmerzen oder
Entzündungen, um die Patienten, die häufig im Alltag und im Beruf stark
eingeschränkt sind, kurzfristig zu entlasten. Manchmal setzen auch
Physiotherapeuten therapeutischen Ultraschall unterstützend zur
Schmerzbehandlung ein.

Solange die Patienten mit ihren Beschwerden gut zurechtkommen, kann der
meist gutartige Spontanverlauf der Erkrankung abgewartet werden. Denn oft
lösen sich die Verkalkungen im Laufe der Zeit wieder von allein auf - das
kann aber Monate dauern und ist mit starken Schmerzen verbunden. Bei
großen Kalkansammlungen wird den Patienten manchmal zur Operation geraten.
Eine schonende Alternative dazu kann jedoch die Stoßwellentherapie sein.
Der Nutzen der Behandlung in Bezug auf eine Besserung der Symptome und
Verkleinerung der Kalkdepots ist inzwischen in vielen Studien
nachgewiesen. Dabei setzen Ärzte das Ultraschallverfahren nicht nur zur
Diagnose, sondern auch zur präziseren Behandlung ein.

Bei der fokussierten extrakorporalen Stoßwellentherapie (ESWT) werden mit
Hilfe der sogenannten Piezoelektrik außerhalb des Körpers Impulse erzeugt,
die innerhalb des Körpers wirksam werden. Bei der Therapie der
Kalkschulter richtet der Arzt fokussierte Stoßwellen gezielt auf das
Kalkdepot in der Schultersehne. Dieser Fokus lässt sich berechnen und das
Gerät je nach Position des Kalkdepots adaptieren. Die Stoßwellenwirkung
kann dann exakt auf die gewünschte Zone ausrichtet werden. Das Gewebe um
die Kalkansammlung - also die Haut, die Muskulatur und das Bindewebe -
wird somit nicht beeinträchtigt. "Oft wird angenommen, die Stoßwellen
würden das Kalkdepot zerstören. Dies ist aber nicht richtig - vielmehr
bewirkt der Druckimpuls die Induktion zellulärer Reaktionen", erklärt Dr.
Berthold. "Die vermehrte Durchblutung mit Gefäßneubildungen im betroffenen
Areal führt danach zur Auflösung der Kalkdepots."

Alternativ gibt es die kostengünstigere radiale Stoßwellentherapie. Sie
arbeitet meist mit Druckluft. Durch den Aufschlag eines Projektils auf
einen Applikator werden hier die nicht fokussierten Druckwellen erzeugt.
Allerdings ist die Effektivität dieses niederenergetischen Verfahrens
geringer - die Anzahl der notwendigen Behandlungen damit meist höher.
Die Anwendung gehört für gesetzlich Versicherte zu den individuellen
Gesundheitsleistungen (IGeL); der Patient muss die Kosten selbst tragen.
Die meisten privaten Kassen und Beihilfestellen übernehmen die Behandlung.
"Ein bis drei Behandlungen, die jeweils etwa zehn Minuten dauern, reichen
bei der fokussierten Stoßwelle meistens aus", versichert Dr. Berthold.
"Die Nebenwirkungen sind gering, die Patienten werden durch dieses
schonende Verfahren häufig wieder schmerzfrei und in der Schulter
beweglich. Die Krankheitsdauer wird verkürzt und eine Operation in der
Regel vermeidbar. Die ESWT lässt sich mit vorheriger Lokalisierung des
Kalkdepots mittels Sonografie nach meiner Erfahrung exakter durchführen."

Quelle: 

F. Dehlinger, T. Ambacher. Die Kalkschulter. Orthopädie und Unfallchirurgie up2date.2014; 439-458
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BILDUNG/1163: Forschungsaktivitäten junger Medizinerinnen und Mediziner als Weiterbildungszeit anerkennen (AWMF)


Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaftlichen Medizinischen Fachgesellschaften e.V.

Medizin - Kommunikation, 04.07.2019

AWMF fordert: Forschungsaktivitäten junger Medizinerinnen und Mediziner als Weiterbildungszeit anerkennen



Für eine wissenschaftlich fundierte Patientenversorgung braucht es
wissenschaftlich tätige Medizinerinnen und Mediziner: Die
Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaftlichen Medizinischen
Fachgesellschaften (AWMF) e.V. setzt sich daher seit vielen Jahren dafür
ein, wissenschaftliches Arbeiten von ärztlichem Fachpersonal stärker zu
fördern. Initiativen des Bundesministeriums für Bildung und Forschung
(BMBF) und der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) "Clinician
Scientists" mit Forschungs- und Weiterbildungsprogrammen zu unterstützen,
sei daher der richtige Weg.

Es fehle allerdings immer noch an attraktiven Karrierewegen für forschende
Ärztinnen und Ärzte. Außerdem müssten Zeiten für Forschung während der
Weiterbildung auch auf diese angerechnet werden, erklärt die AWMF.

Patientenversorgung, Lehre und Wissenschaft: Diese drei Aufgaben haben
lange Zeit den Alltag von Ärztinnen und Ärzten, insbesondere in der
Universitätsmedizin, geprägt. Allerdings fehlt heute vielen von ihnen
aufgrund der Arbeitsverdichtung in der Krankenversorgung die Zeit für
Forschungsaktivitäten. Auch gibt es für junge, im ärztlichen Dienst Tätige
wenige berufliche Perspektiven und attraktive Karrierewege in der
medizinischen Wissenschaft: Wer forschen will, muss das nicht selten am
Feierabend, in seiner Freizeit, machen. "Die enge Verknüpfung von
Forschung und Versorgung ist in der Medizin jedoch wichtig, um
Forschungserkenntnisse rasch in die Versorgung zu überführen oder um
Erfahrungen aus der Versorgung unmittelbar in die Forschung einfließen zu
lassen", betont AWMF-Präsident Professor Dr. med. Rolf Kreienberg.

Das Problem hat auch die Bundesregierung erkannt und in ihrem
Koalitionsvertrag die "bundesweite Implementierung von 'Clinician
Scientist-Programmen'" vorgesehen. Im Jahr 2018 hat die DFG zum ersten Mal
solche Programme ausgeschrieben. Derzeit werden 13 Forschungsprogramme für
medizinische Nachwuchskräfte gefördert, die sich in der Weiterbildung zur
Fachärztin/zum Facharzt befinden. Die Programme sollen sie zu
wissenschaftlichem Arbeiten während der Weiterbildung motivieren und über
ein forschungsbezogenes Curriculum sowie verbindliches Mentoring für
Forschung qualifizieren. Allerdings werden Forschungszeiten derzeit durch
die Landesärztekammern zum Teil nur sehr begrenzt und unterschiedlich für
die Facharztweiterbildung anerkannt. "Das muss sich dringend ändern, da
sich die gesamte Weiterbildungszeit für forschende Medizinerinnen und
Mediziner sonst deutlich verlängert", kritisierte Professor Dr. med. Leena
Bruckner-Tuderman, Vizepräsidentin der DFG, bei der letzten
AWMF-Delegiertenkonferenz. Das sei für das junge ärztliche Personal nicht
attraktiv und behindere ihre Karriere, anstatt sie zu befördern. "Die AWMF
wird sich weiterhin dafür einsetzen, dass Forschungszeiten angemessen für
die Fachärzteweiterbildung angerechnet werden", betont daher auch
Professor Dr. med. Rolf-Detlef Treede, stellvertretender Präsident der
AWMF.

Eine weitere wichtige Maßnahme ist es, den an Forschung interessierten
jungen Medizinerinnen und Medizinern attraktive Karrierewege zu eröffnen.
Ein Schritt in diese Richtung sind "Advanced Clinician
Scientist-Programme". Diese wenden sich an diejenigen, die ihre Weiterbildung zur
Fachärztin/zum Facharzt bereits abgeschlossen haben und zum Teil schon in
einer Leitungsfunktion sind. Denn auch nach der Weiterbildung braucht es
vertraglich geschützte Zeiten für Forschung. Außerdem haben diese
Programme, die jetzt starten sollen, einen weiteren wichtigen Effekt:
Diese Forschenden können ihrerseits über eigene Arbeitsgruppen den
Nachwuchs an wissenschaftliches Arbeiten heranführen.

Beide Programme sind gut, aber sie reichen noch nicht aus. Auch innerhalb
des Studiums müssten mehr wissenschaftliche Grundlagen vermittelt werden,
so Treede. Eine wichtige Rolle kommt außerdem den
wissenschaftlich-medizinischen Fachgesellschaften zu, die ihrerseits Nachwuchsakademien
schaffen, klinische Studien zu speziellen Themen unterstützen oder die
Vernetzung der "Clinician Scientists" begleiten können. Die AWMF ist sich
sicher: Man braucht die Unterstützung aller beteiligten Akteure. Denn ohne
eine krankheitsorientierte und patientennahe Forschung wird nicht nur die
Qualität der medizinischen Forschung in Deutschland sinken, sondern auch
die Qualität der Patientenversorgung.

Die Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaftlichen Medizinischen
Fachgesellschaften e. V. (AWMF) bündelt die Interessen der medizinischen
Wissenschaft und trägt sie verstärkt nach außen. Sie handelt dabei im
Auftrag ihrer 179 medizinisch-wissenschaftlichen Fachgesellschaften.
Gegründet 1962 mit dem Ziel, gemeinsame Interessen stärker gegenüber dem
Staat und der ärztlichen Selbstverwaltung zu positionieren, erarbeitet die
AWMF seitdem Empfehlungen und Resolutionen und vertritt diese im
wissenschaftlichen und politischen Raum. Die AWMF ist Ansprechpartner für
gesundheitspolitische Entscheidungsträger, wie den Gemeinsamen
Bundesausschuss, und koordiniert die Entwicklung und Aktualisierung
medizinisch wissenschaftlicher Leitlinien in Deutschland. Jede
gemeinnützige Fachgesellschaft in Deutschland kann Mitglied werden, sofern
sie sich wissenschaftlichen Fragen der Medizin widmet. Die AWMF finanziert
sich vorwiegend durch die Beiträge ihrer Mitgliedsgesellschaften und
Spenden.
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FORSCHUNG/4064: Fit trotz Fett - Hemmung des Fettabbaus schützt das Herz (idw)


Karl-Franzens-Universität Graz - 04.07.2019

Fit trotz Fett - ForscherInnen der Universität Graz zeigen: Hemmung des Fettabbaus schützt das Herz



Bei Stoffwechselstörungen wie Typ II Diabetes und Adipositas lagert sich
vermehrt Fett in den Organen ein. In der Folge kommt es häufig zu
Schädigungen und Funktionseinschränkungen des Herzmuskels. Günter
Haemmerle aus dem Forschungsbereich BioHealth an der Universität Graz
untersucht mit seiner Arbeitsgruppe die molekularen Mechanismen des
Fettstoffwechsels im Herzen. Dabei haben die ForscherInnen entdeckt, dass
zu viel Fett nicht unbedingt zum Problem werden muss, solange es
"ordnungsgemäß" gespeichert wird, um bei Bedarf als Energielieferant zu
dienen. Ihre Erkenntnisse publizierten die BiowissenschafterInnen kürzlich
im renommierten Fachjournal "Cardiovascular Research".

In der jüngsten Studie forschte Stephanie Kolleritsch aus der
Arbeitsgruppe von Günter Haemmerle an Mäusen, die aufgrund einer
genetischen Veränderung zu viel des Enzyms Perilipin 5 (PLIN5)
produzierten. "Eine Überexpression von PLIN5 im Herzmuskel hemmt den
Fettabbau, was bei unseren Mäusen zu einer massiven Herzverfettung
führte", berichtet Haemmerle. Was die ForscherInnen überraschte: Das Organ
funktionierte trotzdem normal. "Zwar wurde der Herzmuskel dicker,
gleichzeitig aber nahm auch das Volumen der Kammern zu, sodass es weder zu
einer Funktionseinschränkung noch zu einer Verkürzung der Lebensdauer der
Mäuse kam. Das legt den Schluss nahe, dass eine Herzschwäche bei
Adipositas und Typ II Diabetes nicht durch das in Form von Triglyzeriden
gespeicherte Fett zustande kommt, sondern erst durch toxische Produkte im
Zuge eines gesteigerten Fettabbaus", so der Molekularbiologe. Die neuen
Erkenntnisse bestätigen vorangegangene Studien.

Gelangen über die Nahrung zu viele Fettsäuren ins Herz, stößt der
Stoffwechsel an seine Grenzen und macht Fehler. Fettsäuren werden zum Teil
nur unvollständig oxidiert, und der Abbau von Neutralfetten wie der
Triglyzeride wird übermäßig gesteigert. "Dabei können freie Fettsäuren
übrig bleiben, die potenziell toxisch wirken. Unter anderem verändern sie
die Struktur der Mitochondrien, die für die Energieproduktion zuständig
sind", erklärt Haemmerle. Der gehemmte Fettabbau bewahrte die Mäuse in der
Grazer Studie vor diesen negativen Auswirkungen.
Und noch ein weiterer Zusammenhang könnte für die Herzfunktion relevant
sein: "Durch die Drosselung des Fettabbaus muss das Organ zur
Energiegewinnung auf Glukose zurückgreifen, was energetisch effizienter
ist - ein Vorteil für das Herz", ergänzt der Biowissenschafter.
Die neuen Erkenntnisse tragen wesentlich zum Verständnis des Fett- und
Energiestoffwechsels im Herzen bei und können damit auch für neue
Therapieoptionen interessant sein.


Originalpublikation:

Low cardiac lipolysis reduces mitochondrial fission and prevents lipotoxic
heart dysfunction in Perilipin 5 mutant mice

Stephanie Kolleritsch, Benedikt Kien, Gabriele Schoiswohl, Clemens Diwoky,
Renate Schreiber, Christoph Heier, Lisa Katharina Maresch, Martina
Schweiger, Thomas O. Eichmann, Sarah Stryeck, Petra Krenn, Tamara Tomin,
Dagmar Kolb, Thomas Rülicke, Gerald Hoefler, Heimo Wolinski, Tobias Madl,
Ruth Birner-Gruenberger, Guenter Haemmerle

Cardiovasc Res. 2019 May 6, DOI: 10.1093/cvr/cvz119
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AUSLAND/2532: Entwicklungsländer - Abstand zwischen zwei Geburten beeinflusst Kindersterblichkeit (idw)


Max-Planck-Institut für demografische Forschung - 04.07.2019

Entwicklungsländer: Abstand zwischen zwei Geburten beeinflusst Kindersterblichkeit

Ein größeres Geburtsintervall senkt die Todesrate von Säuglingen in
Entwicklungsländern deutlich.



Rostock. Für Kinder in den ärmsten Ländern dieser Welt hängen die
Überlebenschancen maßgeblich davon ab, wie viel Zeit zwischen ihrer Geburt
und der Geburt des nächsten Geschwisterkindes liegt, so das Ergebnis einer
neuen Studie unter Beteiligung des Max-Planck-Instituts für demografische
Forschung. Teilweise könnte bereits eine Pause von zwei Jahren die
Säuglingssterblichkeit halbieren.

Die Vereinten Nationen haben sich das Ziel gesetzt, bis zum Jahr 2030 das
Überleben von Neugeborenen und Kleinkindern weltweit zu sichern. Insgesamt
sinkt die weltweite Kindersterblichkeit, doch die Überlebenschancen für
Kleinkinder sind in den ärmsten Ländern Afrikas und Asiens immer noch sehr
schlecht. Neben dem Zugang zu Medikamenten, sauberem Wasser, Strom und
Impfungen, ist auch die Länge der Geburtsintervalle entscheidend für die
Überlebenschance von Babys, so legen es viele Studien nahe. Deswegen
empfiehlt die Weltgesundheitsorganisation (WHO) Frauen zwischen ihren
Geburten drei bis fünf Jahren verstreichen zu lassen, um das
Gesundheitsrisiko für Kinder und Mütter zu verringern.

In einer internationalen Vergleichsstudie hat Kieron Barclay vom
Max-Planck-Institut für demografische Forschung gemeinsam mit zwei Kollegen
aus Schweden die Bedeutung verschieden langer Geburtsintervalle in
unterschiedlichen Ländern untersucht. Eines der Ergebnisse: In einigen
Entwicklungsländern ließe sich die Hälfte aller Todesfälle bei Säuglingen
vermeiden, würde die Zeitspanne zwischen den Geburten zweier
Geschwisterkinder von 12 auf 24 Monate erhöht werden. "Der internationale
Vergleich, den wir in unserer Studie anstellen, hilft, die Wissenslücke zu
schließen, wie und ob die Länge der Geburtsintervalle in verschiedenen
Ländern und bei unterschiedlicher wirtschaftlicher Entwicklung von
Bedeutung sind", sagt Barclay.

Die Wissenschaftler untersuchten Daten aus insgesamt 77 Ländern. Wie die
Analysen ergaben nimmt im Durchschnitt aller Länder bis zu einem
Geburtsintervall von 36 Monaten die Wahrscheinlichkeit stark ab, dass ein
Kind im ersten Lebensjahr stirbt. Ab dem 36. Monat setzt sich dieser Trend
zwar fort, allerdings viel langsamer.

"Dies steht ein stückweit im Widerspruch zu der Empfehlung der WHO, die ja
eine Pause von drei bis fünf Jahren zwischen zwei Geburten empfiehlt.
Unseren Erkenntnissen zufolge reichen drei Jahre vollkommen aus, um die
Sterblichkeit massiv zu senken", sagt Barclay. "Nach dieser Zeitspanne
sind die Vorteile eines längeren Abstandes nicht mehr so groß, aber das
Risiko der Kindersterblichkeit nimmt bis zu Intervallen von fünf Jahren
und länger weiter ab."

Am stärksten macht sich der beobachtete positive Effekt in den ärmsten
Ländern bemerkbar, in denen die Säuglingssterblichkeit sehr hoch ist. In
manchen Regionen erreichen zehn Prozent der lebend geborenen Kinder das
erste Lebensjahr nicht. Dort halbiert eine Verlängerung des
Geburtsintervalls von 12 auf 24 Monate die Wahrscheinlichkeit, dass ein
Kind in seinem ersten Lebensjahr stirbt, stellten die Forscher fest.

"Unsere Ergebnisse legen nahe, dass es in den ärmsten Ländern der Welt ein
großes Potenzial gibt, die Kindersterblichkeit zu senken", sagt Joseph
Molitoris , Mitautor der Studie von der Universität Lund (Schweden).
"Weltweit werden mehr als 30 Prozent der Kinder innerhalb von zwei Jahren
nach ihrem älteren Geschwister geboren." Sein Rostocker Kollege Kieron
Barclay ergänzt: "Unsere Ergebnisse machen deutlich, wie wichtig das
Geburtsintervall für die Überlebenschancen der älteren Geschwister ist.
Wir hoffen, dass wir mit diesen Ergebnissen lokale Gesundheitsbehörden und
Hilfsorganisationen darin unterstützen können, Maßnahmen gegen die
Kindersterblichkeit zu erarbeiten."

Aus den Ergebnissen lasse sich, so Barclay, darüber hinaus die Empfehlung
für Mütter ableiten, lange zu stillen: "Wenn man Mütter zum Stillen
ermutigt, kann das durch eine optimale Ernährung der Säuglinge die
Kindersterblichkeit direkt senken. Und wenn eine Frau sechs Monate lang
ausschließlich stillt, reduziert sich zudem die Wahrscheinlichkeit, dass
sie schwanger wird. So kann das Stillen dazu beitragen, dass die
Geburtsintervalle verlängert werden, was die Kindersterblichkeit ebenfalls
senkt."

In reichen Länder mit geringer Säuglingssterblichkeit haben kürzere
Geburtsintervalle übrigens keinen Einfluss auf die Überlebenschancen der
Kinder.

Für die Studie nutzten die Forscher Daten des so genannten "Demographic
and Health Surveys"-Programm. Im Rahmen dieses Programmes werden seit 35
Jahren genaue, national repräsentative Daten zu Gesundheit und Bevölkerung
in Entwicklungsländern gesammelt. Das Projekt wird von der
US-amerikanischen Agentur für internationale Entwicklung finanziert (US
Agency for International Development, USAID) und von verschiedenen
Programmen der Vereinten Nationen finanziell unterstützt. Die
Wissenschaftler untersuchten die Daten von insgesamt 77 Ländern. Damit
enthielt ihr Datensatz circa 1,15 Millionen Frauen, die 4,56 Millionen
Kinder auf die Welt gebracht hatten. Von diesen 4,56 Millionen Kinder sind
etwa 370.000 im ersten Lebensjahr gestorben.


Über das MPIDR

Das Max-Planck-Institut für demografische Forschung (MPIDR) in Rostock
untersucht die Struktur und Dynamik von Populationen. Die
Wissenschaftler*innen des Instituts erforschen politikrelevante Themen wie
den demografischen Wandel, Altern, Geburtendynamik und die Verteilung der
Arbeitszeit über die Lebensspanne, genauso wie den digitalen Wandel und
die Nutzbarmachung neuer Datenquellen für die Erforschung von
Migrationsströmen. Das MPIDR ist eine der größten demografischen
Forschungseinrichtungen in Europa und zählt international zu den
Spitzeninstituten in dieser Disziplin. Es gehört der
Max-Planck-Gesellschaft an, der weltweit renommierten deutschen
Forschungsgemeinschaft.

www.demogr.mpg.de


Originalpublikation:

Molitors J., Barclay, K., Kolk, M., When Birth Spacing Does and Does Not
Matter for Child Survival: An International Comparison Using the DHS,
Demography

https://doi.org/10.1007/s13524-019-00798-y

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.demogr.mpg.de/go/Geburtsintervalle

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution763
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RHEUMA/290: Sjögren-Syndrom - Erwerbstätig trotz "Rheuma" der Speichel- und Tränendrüsen (idw)


Deutsche Gesellschaft für Rheumatologie e.V. - 04.07.2019

Fortschritte beim Sjögren-Syndrom: Erwerbstätig trotz "Rheuma" der Speichel- und Tränendrüsen



Menschen mit dem sogenannten Sjögren-Syndrom, einer seltenen
entzündlich-rheumatischen Erkrankung, sind heute seltener erwerbsunfähig als noch vor
zwei Jahrzehnten. Diesen Erfolg berichtet die Deutsche Gesellschaft für
Rheumatologie e.V. (DGRh) von einer aktuellen Auswertung der bundesweiten
Erwachsenen-Kerndokumentation des Deutschen Rheuma-Forschungszentrums
(DRFZ).

Beim Sjögren-Syndrom handelt es sich um eine entzündlich-rheumatische
Autoimmunerkrankung: Die körpereigene Abwehr greift exokrine Drüsen an und
ruft Entzündungsprozesse hervor. Die Betroffenen leiden vorrangig unter
trockenen und brennenden Augen und einer trockenen Mundschleimhaut.
Seltener sind auch Schleimhäute des Rachens, Kehlkopfes und der Vagina
betroffen, manchmal kommt es auch zu trockener Haut. Mindestens 0,2
Prozent der Erwachsenen sind am Sjögren-Syndrom erkrankt. "Wie viele
Menschen es in Deutschland insgesamt betrifft, ist leider nicht genau
bekannt, wir gehen von deutlich mehr aus", erläutert der Präsident der
DGRh, Professor Dr. med. Hendrik Schulze-Koops aus München. Betroffen sind
zu über 90 Prozent Frauen, die meist im Alter von Mitte 40 erkranken und
ihr Leben lang unter den Folgen zu leiden haben. "Allerdings ist natürlich
nicht jede Sicca-Symptomatik - also trockene Augen - auf das
Sjögren-Syndrom zurückzuführen. Das Wesen des Sjögren-Syndroms ist die Entzündung
der Speicheldrüsen."

Wie andere entzündlich-rheumatische Erkrankungen hat das Sjögren-Syndrom
Auswirkungen auf den gesamten Körper. "Vor allem können Gelenke und
Nerven, daneben auch Lunge und Nieren in Mitleidenschaft gezogen werden.
Auch die Entstehung von bösartigen Lymphomen, also Krebs des Lymphsystems,
wird mit dem Sjögren-Syndrom in Verbindung gebracht", erläutert Professor
Schulze-Koops: "Darüber hinaus belastet die Erkrankung die Psyche. Viele
Patienten leiden unter Erschöpfungszuständen bis hin zu Depressionen."
"Wir haben in der Vergangenheit beobachtet, dass die Patienten häufig
krankgeschrieben waren oder ganz aus dem Arbeitsleben ausgeschieden sind",
ergänzt Dr. rer. medic. Johanna Callhoff vom Deutschen
Rheuma-Forschungszentrum (DRFZ) in Berlin. Hier ist es in den letzten beiden
Jahrzehnten zu einer Trendwende gekommen, wie die Epidemiologin in einer
aktuellen Auswertung der "Erwachsenen-Kerndokumentation" des DRFZ zeigt.
An dieser beteiligen sich Rheumazentren aus ganz Deutschland, mit dem Ziel
die medizinische Versorgungsleistung von Rheumapatienten zu beschreiben
und zu analysieren. Die zeitliche Entwicklung der Versorgung und ihr
Zusammenhang mit der gesundheitlichen Situation der Patienten lassen sich
so ermitteln.

Laut den aktuell in "Clinical and Experimental Rheumatology"
veröffentlichten Zahlen der Erwachsenen-Kerndokumentation waren im Jahr
2016 insgesamt 64 Prozent der Patienten berufstätig, bei den unter
50-Jährigen lag der Anteil sogar bei 87 Prozent. "Im Jahr 1996 waren es
nur 43 beziehungsweise 44 Prozent", berichtet Dr. Callhoff. "Der Anteil
der Patienten, die vorzeitig in den Ruhestand gingen, ist sogar von 22 auf
10 Prozent gefallen." Statt 39 Prozent im Jahr 1996 waren 2016 nur 27
Prozent der Patienten wenigstens einmal im Jahr krankgeschrieben. Im
Krankenhaus mussten nur 7 statt 13 Prozent der Patienten behandelt werden.

Die Beschäftigungsrate ist auch bei anderen rheumatischen Erkrankungen
gestiegen: "Wir führen dies bei den anderen rheumatischen Erkrankungen auf
die frühzeitige Behandlung und vor allem auf den Einsatz von Antikörpern
und anderen Biologika zurück, die die fortschreitende Zerstörung der
Gelenke aufhalten", erklärt Professor Schulze-Koops, Leiter der
Rheumaeinheit an der Ludwig-Maximilians-Universität München. Beim
Sjögren-Syndrom kommen die Biologika jedoch selten zum Einsatz. Laut der
Kerndokumentation sind es gerade einmal 4,3 Prozent. Zugenommen hat
dagegen die Verordnung von Hydroxychloroquin (HCQ). "Das Mittel wurde
ursprünglich zur Vorbeugung und Behandlung der Malaria eingesetzt",
erläutert Professor Schulze-Koops. Später sei entdeckt worden, dass es
auch bei rheumatischen Erkrankungen wirkt. Beim Sjögren-Syndrom bessert es
häufig die Abgeschlagenheit, unter der viele Patienten leiden. Der Anteil
der Sjögren-Patienten, die mit Malariamitteln behandelt werden, ist von 31
auf 50 Prozent gestiegen.

93 Prozent der Erkrankungen verlaufen heute milder, gegenüber 62 Prozent
vor zwei Jahrzehnten. "Die Wahrnehmung der Erkrankung hat sich verändert,
sodass heute ein Sjögren-Syndrom früher erkannt wird. Wir versuchen dann
frühzeitig immunsuppressiv zu behandeln, mit Medikamenten wie
beispielsweise Hydroxychloroquin (HCQ). Die Kombination mit anderen
Basistherapeutika, wie Leflunomid oder Cyclosporin, wird zurzeit in
Studien getestet." In der Behandlung lernen die Patienten auch, wie sie
mit Augentropfen und Speichelersatz anhaltende Symptome lindern.

Sie finden diese Meldung online unter:

https://dgrh.de/Start/DGRh/Presse/Pressemitteilungen/Pressemitteilungen/2019/Pressemitteilung-Nr.-6-2020.html


Literaturangabe:

J. Callhoff, K. Thiele, T. Dörner, A. Zink, J.G. Richter, J. Henes, K.
Albrecht, Trends in employment and hospitalisation in patients with
Sjögren's syndrome 1996-2016: results from the German National database,
Clin Exp Rheumatol 2019; 37 (Suppl. 118): S00-S00.

https://www.clinexprheumatol.org/article.asp?a=13940
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STUDIE/100: Spezielle Schulungen für Psychiater verkleinern Unterschiede bei Gutachten zur Arbeitsfähigkeit (idw)


Schweizerischer Nationalfonds SNF, Medien, 03.07.2019

Arbeitsfähigkeit: Training verkleinert Unterschiede bei Gutachten



Psychiaterinnen und Psychiater beurteilen für die Sozialversicherungen,
wie viel jemand mit mentalen Problemen noch arbeiten kann. Die Gutachten
zur Arbeitsfähigkeit fallen allerdings viel zu unterschiedlich aus. Dank
einem neuen Training im Rahmen einer vom SNF finanzierten Studie konnten
die Einschätzungen einander angenähert werden.

Wer aus psychischen Gründen nicht mehr voll arbeiten kann, hat Anspruch
auf eine Rente. Wie hoch diese ausfällt, hängt davon ab, wie hoch
Psychiaterinnen und Psychiater die Arbeitsfähigkeit einschätzen.
Idealerweise würden Gutachten in ähnlichen Fällen entsprechend ähnliche
Arbeitspensen empfehlen, was bei Weitem nicht der Fall ist. Manchmal
liegen die Einschätzungen sogar hundert Prozent auseinander. Für
Anwältinnen, Richter, Versicherungen und die Gutachterinnen ist dies eine
unbefriedigende Situation.

Mit einer neuen Form der Beurteilung, der so genannten
funktionsorientierten Begutachtung, und speziellen Schulungen für
Psychiater konnten Forschende einheitlichere Einschätzungen der
verbliebenen Arbeitsfähigkeit erreichen. In der vom Schweizerischen
Nationalfonds (SNF), dem Bundesamt für Sozialversicherungen und der Suva
unterstützten Studie nahm die statistische Streuung der Beurteilungen um
mehr als einen Fünftel ab. Die Fachleute in der Praxis wünschen sich
allerdings deutlich tiefere Abweichungen. Hingegen beurteilten sowohl die
Antragsstellenden als auch die Gutachter den neuen Prozess als fair und
transparent. "Das ist wichtig, denn die Gutachten entscheiden über das
Schicksal einzelner Personen", sagt die Studienleiterin Regina Kunz vom
Universitätsspital Basel. Die Studie wurde in BMC Psychiatry publiziert
(*).

Konkret über die Arbeit sprechen

Im neuen funktionsorientierten Begutachtungsprozess stellten Psychiater
von Beginn des Begutachtungsgesprächs an die Arbeit anstatt die Krankheit
ins Zentrum des Gesprächs. Sie fragten beispielsweise, welche Tätigkeiten
die letzte Stelle der Antragsstellenden beinhaltete, welche noch möglich
sind und was Abhilfe schaffen würde - ein lösungsorientierter Ansatz. Zum
Schluss mussten die Gutachter noch 13 arbeitsbezogene Fähigkeiten
einstufen, die bei Menschen mit psychischen Erkrankungen häufig
eingeschränkt sind. Darauf begründet schätzten sie dann das mögliche
Arbeitspensum ein.

Für die Studie wurden die Gutachten von 35 Psychiatern miteinander
verglichen. Diese beurteilten die Arbeitsfähigkeit von 40
Antragsstellenden. Die Gespräche wurden auf Video aufgenommen und von
jeweils drei weiteren Gutachtern unabhängig beurteilt. Damit lagen zum
Schluss pro Antragsstellenden vier unterschiedliche Beurteilungen vor. Die
Differenzen dieser Gutachten wurden mit den Differenzen aus einer früheren
Beurteilungsrunde verglichen, bei denen die Psychiater ein deutlich
kürzeres Training erhielten, das zudem beim Zeitpunkt des Gutachtens über
ein Jahr zurücklag. Darin beurteilten 19 Gutachter die Arbeitsfähigkeit
von 30 Antragsstellenden.

Zu hohe Erwartungen?

Es wurde gezählt, wie oft sich zwei Gutachten um höchstens 25
Prozentpunkte in ihrer Einschätzung der Arbeitsfähigkeit unterschieden: In
der Kontrollgruppe lagen 39 Prozent der Vergleiche zwischen zwei
Gutachtern über diesem Schwellenwert. Durch das Training konnte der Anteil
auf 26 Prozent gesenkt werden. Ein statistisch signifikanter Effekt.

Um zu klären, wie gross die Abweichungen zwischen zwei Gutachten bei
derselben Person in der Praxis maximal sein sollten, machten die
Forschenden zuvor eine Umfrage bei über 700 Fachleuten in der Schweiz:
Gutachter, Vertreterinnen der Sozialversicherungen, Anwälte und
Richterinnen. Dabei wurde eine Differenz von höchstens 25 Prozentpunkten
als gerade noch akzeptabel für faire Verfahren betrachtet (**). "Wir haben
natürlich nie gedacht, dass unser Ansatz alle Probleme lösen wird", sagt
Studienleiterin Kunz. "Trotzdem sind wir natürlich enttäuscht, dass die
Beurteilungen nicht noch einheitlicher ausgefallen sind."

Dennoch zieht Kunz eine positive Bilanz: "Die Antragstellenden und
Gutachter waren zufrieden mit dem neuen Prozess, weil damit die
Transparenz und Nachvollziehbarkeit der Gutachten für die Versicherungen
und die Gerichte klar verbessert werden könnte." In einer weiteren Studie
möchten sie und ihre Kollegen testen, ob ein noch intensiveres Training
der Psychiater weitere Verbesserungen bringt.

Den Erwartungen der Anspruchsgruppen kann jedoch auch damit kaum Genüge
getan werden. Das Problem der grossen Variation betrifft die ganze
westliche Welt, wie die Forschenden in einer früher publizierten
systematischen Übersichtsstudie zeigten (***). "Ärzte sind keine
Arbeitsexperten, wie sie selbst sagen", erklärt Kunz. "Training alleine
wird nicht genügen." Man müsse deshalb in andere Richtungen weiterdenken,
und sie empfiehlt zum Beispiel, ganz neue Begutachtungssysteme in Erwägung
zu ziehen: "In den Niederlanden konzentrieren sich die Psychiater auf die
Therapie, und für Gutachten gibt es speziell dafür ausgebildete
Fachleute."

Der Text dieser Medienmitteilung und weitere Informationen stehen auf der
Website des Schweizerischen Nationalfonds zur Verfügung.


Originalpublikation:

(*) R. Kunz et al.: The reproducibility of psychiatric evaluations of work
disability: Two reliability and agreement studies. BMC Psychiatry (2019).

DOI: 10.1186/s12888-019-2171-y

https://doi.org/10.1186/s12888-019-2171-y

(**) S. Schandelmaier et al.: Attitudes towards evaluation of psychiatric
disability claims: a survey of Swiss stakeholders. Swiss Medical Weekly
(2015). 

DOI: 10.4414/smw.2015.14160

https://doi.org/10.4414/smw.2015.14160

(***) J. Barth et al.: Inter-rater agreement in evaluation of disability:
systematic review of reproducibility studies. BMJ (2017). 

DOI: 10.1136/bmj.j14

https://doi.org/10.1136/bmj.j14

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.snf.ch/de/fokusForschung/newsroom/Seiten/news-190703-MM-arbeitsfaehigkeit-training-verkleinert-unterschiede-bei-gutachten.aspx
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SUCHT/708: Aufklärung statt Akzeptanz (SH Ärzteblatt)


Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt 6/2019

Sucht

Aufklärung statt Akzeptanz

von Dirk Schnack



Jugendliche in Deutschland trinken weniger Alkohol: Mit dieser
erfreulichen Nachricht überraschte die Bundeszentrale für
gesundheitliche Aufklärung (BZgA) vergangenen Monat. Ihre jüngste
Studie zeigt, dass 8,7 Prozent der Jugendlichen im Alter zwischen
zwölf und 17 regelmäßig - also mindestens einmal wöchentlich - Alkohol
trinken. "Das ist ein historisch niedriger Stand", teilte die BZgA
mit. Zum Vergleich: Im Jahr 2004 hatte dieser Anteil noch bei 21,2
Prozent gelegen. Der höchste gemessene Anteil lag im Jahr 1986 sogar
bei 28,5 Prozent. Unter jungen Erwachsenen ist dieser Anteil von 43,6
Prozent 2004 auf nun 33,4 Prozent zurückgegangen. Der höchste
gemessene Anteil lag Mitte der 70er Jahre sogar bei 70 Prozent.
BZgA-Leiterin Dr. Heidrun Thaiss führt den seit Jahren zu
beobachtenden Rückgang in erster Linie auf die Präventionsarbeit von
Bund, Ländern und Kommunen zurück.

Können wir uns also zurücklehnen und müssen wir über weitere Maßnahmen
gegen Alkoholsucht nicht diskutieren? Soweit ist es noch nicht. Denn
die Studie zeigt auch, dass zum Beispiel das Rauschtrinken unter
jungen Erwachsenen nach einem zwischenzeitlichen Rückgang aktuell
wieder auf 37,8 Prozent gestiegen ist. "Es trinken sich nach wie vor
zu viele Jugendliche und insbesondere junge Erwachsene in einen
Alkoholrausch", betonte Thaiss. Die Drogenbeauftragte der
Bundesregierung, Marlene Mortler (CSU), will deshalb einen "lebenslang
bewussten Umgang mit Alkohol" erreichen. "Daher werde ich weiterhin
über die Folgen missbräuchlichen Konsums aufklären und die
Präventionsaktivitäten wo ich kann unterstützen." Die BZgA kündigte
bereits an, dass ihre Präventionskampagne "Alkohol? Kenn dein Limit"
ausgebaut werden soll. Die Kampagne richtet sich an 16- bis
20-Jährige. Laut BZgA handelt es sich um die umfangreichste
Alkoholpräventionskampagne in Deutschland, gefördert wird sie vom
Verband der Privaten Krankenversicherung.

Prävention - das wichtigste, vielleicht das einzige Mittel im Kampf
gegen zu hohen Alkoholkonsum? Suchtmediziner Dr. Jakob Koch vom
Universitätsklinikum Schleswig-Holstein (UKSH) reicht das nicht aus.
Auf einer Pressekonferenz der DAK Schleswig-Holstein in Kiel forderte
er kürzlich einschneidende Maßnahmen: höhere Preise, ein Werbeverbot
wie bei Zigaretten, eingeschränkte Zeiten für den Verkauf und dieser
ab einem bestimmten Alkoholgehalt auch nur noch in dafür lizensierten
Verkaufsstellen. Grund für seine weitreichende Forderung: "Alkohol ist
in Deutschland viel zu billig, wird zu viel beworben, ist gut
verfügbar und überall konsumierbar." Koch verwies auf Skandinavien, wo
Alkohol deutlich teurer und eingeschränkt erhältlich ist. Der Kieler
Facharzt für Psychiatrie und Psychotherapie hält auch die bisherige
Präventionsarbeit gegen Alkohol für ausbaufähig. Vorbild könnten die
Maßnahmen gegen das Rauchen sein: "Rauchen ist de-normalisiert
worden."

Anfang Texteinschub

ALKOHOL


21,5 Prozent der Beschäftigten in Schleswig-Holstein konsumieren
überhaupt keinen Alkohol. Zumindest gelegentlich trinken 78,5 Prozent
der Beschäftigten (81 Prozent unter den Männern, 76 Prozent der
Frauen). Jeder zehnte Beschäftigte - hochgerechnet auf
Schleswig-Holstein sind dies 126.000 Menschen - haben einen
Alkoholkonsum. Das heißt: Pro Tag mindestens 24 Gramm Reinalkohol für
Männer und 12 Gramm für Frauen. Dies entspricht zwei Bier à 0,3 Liter
für Männer oder einem Glas Bier à 0,3 Liter für Frauen am Tag. Auch
ein Glas Wein jeden Abend gilt als riskanter Alkoholkonsum. Unter den
Altersgruppen gilt die Faustformel: Je älter, desto höher ist der
Anteil von Beschäftigten, die abstinent sind oder Alkohol nur
risikoarm konsumieren.

Ende Texteinschub

Die in Kiel vorgestellten Zahlen aus dem DAK Gesundheitsreport
zeigen, wie verbreitet das Trinken unter den beschäftigten Menschen in
Deutschland noch ist. 126.000 Menschen in Schleswig-Holstein trinken
so viel, dass ihr Konsum als riskant eingestuft wird. Nur ein Fünftel
der beschäftigten Schleswig-Holsteiner konsumieren grundsätzlich
keinen Alkohol. Jeder zehnte trinkt so viel, dass sein Konsum als
riskant für die Entwicklung einer Sucht gilt. Besonders stark
ausgeprägt ist dieser zu hohe Konsum in der Altersgruppe der unter
30-Jährigen. Koch geht außerdem davon aus, dass Alkohol häufig im
Spiel ist, wenn Beschäftigte aus anderen Erkrankungsgründen
arbeitsunfähig geschrieben werden, etwa aus psychischen Gründen. Der
DAK-Report zeigt auch, dass Erwerbstätige mit einer Substanzstörung
doppelt so viele Fehltage haben wie Beschäftigte ohne Substanzstörung.
Bei den Fehltagen wegen Substanzstörungen spielt Alkohol die mit
Abstand größte Rolle.

Schleswig-Holsteins DAK-Chef Cord-Eric Lubinski ist deshalb ebenfalls
für mehr Aufklärung. "Entscheidend ist die gesellschaftliche Akzeptanz
und das, was die Eltern vorleben. Wir dürfen nicht nachlassen, immer
wieder über die Gefahren von Alkohol und die Folgen des Konsums
aufzuklären." Lubinski sieht auch die Schulen gefordert, das Thema
noch stärker aufzugreifen. Stichwort gesellschaftliche Akzeptanz: Seit
dem Tod von Helmut Schmidt findet man heute kaum noch Politiker, die
sich mit einer Zigarette vor die Kamera trauen. Beim Bier ist das
anders, wie nicht nur die alljährlichen Auftritte von Politikern beim
Oktoberfest zeigen. Der Deutsche Brauer-Bund vergibt seinen Titel
"Botschafter des Bieres" gerne an Politiker - und die lehnen nicht
etwa dankend ab, sondern freuen sich über den Titel und die damit
verbundene öffentliche Aufmerksamkeit. 2018 übernahm die
Bundesministerin für Ernährung und Landwirtschaft, Julia Klöckner
(CDU) diesen Titel, ein Jahr zuvor hatte Baden-Württembergs
Ministerpräsident Winfried Kretschmann von den Grünen die
Botschafterrolle für deutsches Bier übernommen.

Experten beobachten aber auch andere Süchte mit Besorgnis. Am
Computer spielen laut DAK-Report acht Prozent der Beschäftigten in
Schleswig-Holstein so intensiv, dass von einer riskanten Nutzung
gesprochen wird. Dies betrifft 12.000 Menschen in Schleswig-Holstein.
Auf die Gesamtbevölkerung bezogen könnte dieser Anteil noch größer
sein. Denn: "Junge Gamer finden nur schwer den Einstieg in die
Arbeitswelt. Sie haben dafür einfach keine Zeit", sagte Susanne
Hildebrandt vom Berliner IGES-Institut bei der Vorstellung des
Reports. Hildebrandt machte deutlich, dass sich die Sucht nach
Computerspielen für die Beschäftigten auch bei der Arbeit auswirkt. 47
Prozent der betroffenen Süchtigen spielen auch während der
Arbeitszeit, ein Viertel der "riskanten Nutzer" ebenfalls. Von den
"normalen Nutzern" machen dies immerhin noch elf Prozent. Um ein
Spielverhalten als riskant einzustufen, dient den Experten das
Messinstrument Internet Gaming Disorder Scale (siehe Kasten).

Anfang Texteinschub

GAMING


Von riskantem Verhalten gehen Experten bei acht Prozent der
Beschäftigten aus. Sie erfüllen zwei bis vier der folgenden Kriterien:


1. Übermäßige Beschäftigung mit (Internet)-Spielen.


2. Entzugssymptomatik (etwa Reizbarkeit, Ängste).


3. Intoleranzentwicklung.


4. Erfolglose Versuche, die Teilnahme an Spielen zu kontrollieren.


5. Interessenverlust an früheren Hobbys.


6. Fortgeführtes exzessives Spielen trotz Einsicht in die psychosozialen Folgen.


7. Täuschen von Familienangehörigen, Therapeuten und anderen bezüglich des zeitlichen Spieleumfangs.


8. Spielen, um einer negativen Stimmungslage zu entfliehen oder sie
abzuschwächen.


9. Gefährdung oder Verlust einer wichtigen Beziehung, der Arbeitsstelle oder Karriere wegen des Spielens.

Ende Texteinschub


Im Unterschied zu den Computerspielen bereitet Social Media den
Suchtexperten bislang weniger Sorgen. Für eine Abhängigkeit,
schädliche oder riskante Nutzung zumindest unter den Beschäftigten in
Schleswig-Holstein liegen laut Report derzeit keine Hinweise vor. Rund
80 Prozent der Beschäftigten nutzen Social Media zwar, ihr Gebrauch
wird bislang aber nicht als riskant eingestuft.

Anfang Texteinschub

ZIGARETTEN


21,3 Prozent der 18- bis 65-jährigen Beschäftigten in
Schleswig-Holstein gelten laut DAK-Gesundheitsreport als abhängige
Raucher. Damit sind hochgerechnet rund 270.000 Beschäftigte im Norden
zigarettenabhängig. Nur 2,6 Prozent der Raucher gelten als nicht
abhängig. 76,1 Prozent der Beschäftigten sind derzeit Nichtraucher.
Die niedrigste Raucherquote weisen die jüngsten Beschäftigten auf. In
der Altersgruppe der 18- bis 29-Jährigen rauchen aktuell nur 16,3
Prozent. 19,7 Prozent von ihnen sind Ex-Raucher, 64 Prozent haben nie
geraucht. Unter den 60- bis 65-Jährigen dagegen haben nur 29,3 Prozent
nie geraucht. 47 Prozent sind Ex-Raucher und 23,7 Prozent haben nie
geraucht. Zwei Prozent der Beschäftigten über alle Altersgruppen
rauchen E-Zigaretten. 5,8 Prozent sind Ex-Raucher der E-Zigarette.

Ende Texteinschub

Zigarettenabhängig sind trotz aller Maßnahmen in Schleswig-Holstein
noch immer rund 270.000 Beschäftigte. Aber: Der Nichtraucheranteil
beträgt inzwischen 76 Prozent. Besonders hoch ist der Anteil der
aktuellen Nichtraucher in der Altersgruppe der unter 30-Jährigen: Hier
haben 64 Prozent noch nie und 20 Prozent früher geraucht. Aktuell
rauchen in dieser Altersgruppe nur noch rund 16 Prozent. Über alle
Altersgruppen hinweg beträgt dieser Anteil 22 Prozent. Sorge bereitet
der DAK Schleswig-Holstein allerdings die E-Zigarette mit ihren zum
Teil unterschätzten Gefahren. Um deren weitere Verbreitung zu
verhindern, ist Raucherabstinenz der erfolgversprechendste Weg, wie es
im Report heißt: "Wer nie geraucht hat, dampft nicht."

In der aktuellen politischen Diskussion über eine Ausweitung des
Tabakwerbeverbots hatte sich Prof. Frank Ulrich Montgomery vergangenen
Monat noch in seiner Position als Präsident der Bundesärztekammer
dafür ausgesprochen, auch E-Zigaretten und Tabakerhitzer bei dem
Werbeverbot zu berücksichtigen. Gegen diese Überlegungen läuft die
Industrie wie erwartet Sturm - mit bekannten Argumenten. Bei einem
totalen Außenwerbeverbot, so ihr Argument, könnten sich Verbraucher
nicht mehr über bessere Produktalternativen informieren.


Gesamtausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts 6/2019
im Internet unter:

http://www.aeksh.de/shae/2019/201906/h19064a.htm

Zur jeweils aktuellen Ausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts:

www.aerzteblatt-sh.de

 * 
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ENTWICKLUNG/1460: Künstliche Intelligenz (KI) - Prävention stärken, Therapie und Pflege individualisieren (idw)


Lernende Systeme - Die Plattform für Künstliche Intelligenz - 04.07.2019

Prävention stärken, Therapie und Pflege individualisieren: Plattform zeigt Potenziale von KI in Gesundheit und Pflege



Expertinnen und Experten der Plattform Lernende Systeme regen an,
Gestaltungsmöglichkeiten für eine freiwillige "Datenspende" im
Gesundheitsbereich auszuloten. Die Arbeitsgruppe "Gesundheit,
Medizintechnik, Pflege" empfiehlt dies in ihrem Bericht, den sie gestern
auf der Jahreskonferenz der Plattform in Berlin präsentierte. Das
Expertengremium zeigt darin, wie Patientinnen, Patienten und Fachpersonal
zukünftig von Künstlicher Intelligenz (KI) profitieren können. Zudem
formulieren sie, welche spezifischen Voraussetzungen für einen sicheren,
ethisch wünschenswerten und wirtschaftlichen Einsatz von KI in Gesundheit
und Pflege geschaffen werden sollten.

München / Berlin, 04.07.2019 - Ob Prävention, frühzeitige Diagnose oder
passgenaue Therapiewahl - Künstliche Intelligenz und Maschinelles Lernen
können einen wesentlichen Beitrag dazu leisten, dass Menschen schon in
naher Zukunft medizinisch besser und individueller versorgt werden. Das
Potential der Technologien veranschaulicht der Bericht anhand von
Forschungsbeispielen und einem Anwendungsszenario zum Thema Lungenkrebs.
"Ärzte können beispielsweise bildgebende Verfahren mithilfe von
KI-Systemen präziser auswerten oder sich bei der Auswahl der passenden
Therapie von Lernenden Systemen beraten lassen - die Entscheidungshoheit
muss aber beim Fachpersonal liegen", sagt Klemens Budde, Standortleiter
des Campus Charité Mitte und Co-Leiter der Arbeitsgruppe.

Der Bericht beleuchtet auch das Zusammenspiel von Mensch und Maschine in
der Pflege: Dort könnte eine KI-gestützte Spracherfassung Pflegekräfte bei
Routineaufgaben wie zum Beispiel der Dokumentation entlasten; so bliebe
mehr Zeit für die menschliche Zuwendung. Assistenzroboter und KI-basierte
Technologien wie Exoskelette könnten es in Zukunft außerdem ermöglichen,
dass Menschen bis ins hohe Alter selbstbestimmt leben.

Den Alltag mit KI gesünder gestalten

Nicht nur Erkrankte können von medizinischen KI-Anwendungen profitieren:
Smartphone-Apps oder Wearables bieten auch Gesunden die Möglichkeit, die
eigenen Gesundheitsdaten zu erfassen und auszuwerten. Auf dieser Basis
können die Menschen ihren Alltag gesünder gestalten oder
Krankheitssymptome früh als solche identifizieren. Gerade in der
Prävention und Früherkennung von Krankheiten birgt KI somit ein großes
Potential.

Die Arbeitsgruppen-Mitglieder aus Wissenschaft, Wirtschaft, Krankenkassen,
Sozialunternehmen und Patientenvertretungen identifizieren zudem zentrale
Herausforderungen für den Einsatz von Lernenden Systemen in Gesundheit und
Pflege. "Dreh- und Angelpunkt sind Daten in ausreichender Menge und
Qualität. Wir brauchen eine repräsentative und kontrollierte
Gesundheitsdatenbasis, die Informationen aus allen Sektoren des
Gesundheitswesens beinhaltet. Ein Digital Health Institute nach dem
Vorbild einiger europäischer Länder ist dafür ein sinnvoller Ansatz. Auch
über Optionen einer sicheren, selbstbestimmten Datenspende sollten wir
diskutieren", sagt Klemens Budde. Die Datenspende sollte unbedingt auf den
Prinzipien der Freiwilligkeit und Autonomie fußen, damit die eigene
Gesundheit nicht mit sensiblen Daten bezahlt wird, heißt es dazu im
Bericht.

Des Weiteren betonen die Expertinnen und Experten, dass sich die
beruflichen Profile durch die neuen technologischen Möglichkeiten
verändern werden. Um KI-basierte Anwendungen in der Diagnostik oder
Therapiewahl verantwortungsvoll nutzen zu können, seien
Grundlagenkenntnisse im Bereich des Maschinellen Lernens und der
Informationstechnik erforderlich. Auch die Arzt-Patienten-Beziehung werde
sich wandeln, wenn Algorithmen Entscheidungsprozesse unterstützen und
Patientinnen und Patienten aktiver an der Datenerfassung und -auswertung
teilnehmen. "Eine exzellente Grundlagen- und Anwendungsforschung ist die
Basis dafür, dass wir das Potenzial Lernender Systeme erschließen können.
Um die Innovationen in den medizinischen und pflegerischen Alltag zu
bringen, ist zusätzlich ein umfassenderer Kompetenzaufbau nötig:
Digital-Health-Studiengänge oder -Ausbildungsprogramme sollten ebenso ausgebaut
werden wie Weiterbildungen für das Personal und Schulungen für
Patientinnen und Patienten", sagt Karsten Hiltawsky, Leiter der Abteilung
Technology and Intellectual Property der der Drägerwerk AG&Co. KGaA sowie
Co-Leiter der Arbeitsgruppe.

Damit die Innovation zum Patienten gebracht werden kann, müssen zudem
regulatorische Fragen beantwortet werden. Denn bei der Zulassung Lernender
Systeme in Medizin und Pflege entstehen spezifische Herausforderungen.
"Lernende Systeme verändern sich im laufenden Betrieb, weil sie durch neue
Daten ständig dazulernen. Die bisherigen Regelungen für klinische Studien
und die Zulassung von Medizinprodukten decken diesen Fall noch nicht ab.
Deswegen müssen neue Regeln für lernende Medizingeräte erarbeitet werden,
die Unternehmen Rechtssicherheit geben", unterstreicht Karsten Hiltawsky.

Im Mittelpunkt der technologischen Errungenschaften muss der Nutzen für
Patienten und Pflegebedürftige stehen, betonen die Autorinnen und Autoren.
"Die KI-Anwendungen sollen Fachkräfte in Krankenhäusern und der Pflege
unterstützen und keinesfalls ersetzen. Denn Kommunikation und Empathie
spielen in Medizin und Pflege eine wesentliche Rolle. Künstliche
Intelligenz kann die menschliche Zuwendung nicht ersetzen - sie ist aber
sehr wohl in der Lage, das Personal von Routinetätigkeiten zu entlasten,
so dass mehr Zeit für das Gespräch mit Patientinnen und Patienten
entsteht", sagt dazu Klemens Budde.

Die Arbeitsgruppe "Gesundheit, Medizintechnik und Pflege" formuliert in
ihrem Bericht Gestaltungsoptionen, um die Chancen von Lernenden Systemen
in Gesundheit und Pflege zu nutzen. Diese reichen vom Aufbau geeigneter
Infrastrukturen wie zum Beispiel einer Gesundheitsdatenbank und
dezentralen Architekturen über den Kompetenzaufbau in Forschung,
Entwicklung und Anwendung, das Schaffen von Standards für klinische
Studien und Zulassungen bis hin zur Beantwortung ethischer
Fragestellungen. Der Bericht steht zum Download bereit unter 

https://www.plattform-lernende-systeme.de/files/Downloads/Publikationen/AG6_Bericht_23062019.pdf

Über die Plattform Lernende Systeme

Die Plattform Lernende Systeme wurde 2017 vom Bundesministerium für
Bildung und Forschung (BMBF) auf Anregung des Fachforums Autonome Systeme
des Hightech-Forums und acatech gegründet. Sie vereint Expertinnen und
Experten aus Wissenschaft, Wirtschaft, Politik und Zivilgesellschaft aus
dem Bereich Künstliche Intelligenz. In Arbeitsgruppen entwickeln sie
Handlungsoptionen und Empfehlungen für den verantwortlichen Einsatz von
Lernenden Systemen. Ziel der Plattform ist es, als unabhängiger Makler den
gesellschaftlichen Dialog zu fördern, Kooperationen in Forschung und
Entwicklung anzuregen und Deutschland als führenden Technologieanbieter
für Lernende Systeme zu positionieren. Die Leitung der Plattform liegt bei
Bundesministerin Anja Karliczek (BMBF) und Karl-Heinz Streibich (Präsident
acatech).

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.plattform-lernende-systeme.de/files/Downloads/Publikationen/AG6_Bericht_23062019.pdf

https://www.plattform-lernende-systeme.de/anwendungsszenario-onkologie.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2210

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Lernende Systeme - Die Plattform für Künstliche Intelligenz - 04.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ENTWICKLUNG/1459: Künstliche Intelligenz für die molekulare Tumorklassifizierung (idw)


Universitätsspital Zürich - 04.07.2019

Forscher nutzen KI für die molekulare Tumorklassifizierung und die Prognose bei Patienten mit Dickdarmkrebs



Für eine zielgerichtete Therapie des kolorektalen Karzinoms benötigen die
behandelnden Ärzte Informationen über den molekularen Subtyp des Tumors.
Computer könnten dafür digitale Gewebebilder analysieren. Entwickelt hat
die Methode ein Forscherteam des Universitätsspitals Zürich und der
Universität Oxford.

Dickdarmkrebs ist die dritthäufigste Tumorerkrankung bei Männern und
Frauen mit weltweit jährlich rund 1.8 Mio. neuen Fällen, davon circa 4000
in der Schweiz. Operation, Bestrahlung und Chemotherapie sind bewährte
Behandlungswege. Daneben gibt es eine ganze Reihe von Medikamenten zur
zielgerichteten Therapie. Der Einsatz dieser Medikamente ist jedoch mit
relevanten Nebenwirkungen verknüpft. Mit genauen Informationen über den
molekularen Subtyp des Tumors mittels RNA-Sequenzierung kann die
personalisierte Therapie unterstützt werden. Patientinnen und Patienten
mit besonders aggressiven Tumoren können besser erkannt und molekular
klassifiziert werden. Das ist allerdings ressourcenintensiv und teuer; die
Untersuchung einer Probe kostet über 1000 CHF. Zudem können derzeit bis zu
20 Prozent der Proben nicht abschliessend klassifiziert werden, weil
beispielsweise zu wenig Material vorliegt oder die Ergebnisse nicht
eindeutig sind.

Weiterentwicklung dank Bildanalyse und künstlicher Intelligenz

Ein Forscherteam unter der Leitung von Prof. Dr. Viktor Kölzer, Institut
für Pathologie und Molekularpathologie des Universitätsspitals Zürich, und
von Prof. Dr. Jens Rittscher, Institute of Biomedical Engineering der
Universität Oxford, hat nun eine massiv günstigere und schnellere Methode
entwickelt: Sie lassen Computer hochauflösende Bilder von histologischen
Schnitten mit künstlicher Intelligenz analysieren. So erfahren sie das
Genexpressionsprofil des Tumors und erhalten Hinweise darauf, mit welchem
Medikament er sich allenfalls behandeln lässt. Im Gegensatz zum bisherigen
Goldstandard - der RNA-Sequenzierung - ist für dieses rein bildgestützte
Verfahren kein weiteres Gewebematerial notwendig. Es funktioniert auch an
sehr kleinen Gewebefragmenten und erlaubt die Klassifizierung bislang
aufgrund technischer Limitationen der Sequenzierung nicht zugänglicher
Gewebeproben. Das Verfahren generiert zudem potentiell deutlich geringere
Kosten. Bildgestützte Verfahren haben das Potential, die personalisierte
Therapie beim Dickdarmkrebs zu revolutionieren. Doch die neue Technik
erfordert eine entsprechende Aufbereitung histologischer Schnitte: «Damit
wir künstliche Intelligenz für die Tumoranalyse nutzen können, müssen wir
die Pathologie digitalisieren», sagt Kölzer.

Strategisch bedeutsam für die personalisierte Medizin

Im April dieses Jahres hat Kölzer am USZ die Professur für
computergestützte Bildanalyse in der Pathologie angetreten. Der erste
Lehrstuhl dieser Art in der Schweiz ist von grosser strategischer
Bedeutung für die personalisierte Medizin. Begonnen hat Kölzer die Arbeit
am KI-gestützten Verfahren während eines Aufenthalts an der Universität
Oxford, wo er im multi-institutionellen Stratification in Colorectal
Cancer Consortium breite interdisziplinäre Unterstützung durch Pathologen,
Bioinformatiker, Kliniker und Statistiker verschiedenster Institute und
Zentren fand.

Für die Studie wurden 1553 Scans von Gewebeschnitten mittels neuester
Verfahren maschinellen Sehens und künstlicher Intelligenz mit
RNA-Expressionsprofilen, Genmutationen und klinischen Verlaufsdaten
analysiert. Publiziert wurde die Studie über diese neue Technik erstmals
als Preprint Ende Mai 2019. Nun muss die neue Methode in prospektiven,
randomisierten klinischen Studien validiert werden. Noch arbeiten die
Pathologen weitgehend analog - doch das könnte sich ändern, selbst in
Ländern mit geringeren Ressourcen. Dazu sagt Kölzer: «Nach der Validierung
könnte man die Klassifizierung kolorektaler Tumoren zentralisieren und die
Technik verfügbar machen». Scans histologischer Schnitte könnten an
universitäre Zentren gesandt, dort ausgewertet und die Resultate auf
elektronischem Weg kommuniziert werden. Langfristig könnte die Methode
auch bei anderen Tumortypen und sogar bei anderen Erkrankungen zum Einsatz
kommen.

Originalpublikation:

Preprint der Studie unter

https://doi.org/10.1101/645143

S:CORT consortium

https://www.scort.org.uk/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1839

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universitätsspital Zürich - 04.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LABEL/5107: Glitterhouse Mail-Order-Mail 08.07.19 (glitterhouse)


GLITTERHOUSE MAIL-ORDER-MAIL (08.07.2019)



The Frictions - Torch

CD - EUR 13,75

Mittlerweile acht Jahre ist es her, dass Chris Eckman und seine
Mitstreiter (Bernard Kogovsek, Gitarre, Bassist Tomi Popit und
Drummer Luka Salehar) ihr bislang einziges Album "Halogen Sky"
veröffentlichten. Und es scheint, als sei die Zeit stehen geblieben,
so nahtlos schließen sich diese acht Songs an das damalige
Spät-Desertrock Meisterwerk an. Klar, die Songs sind etwas komplexer,
filigraner in Bezug auf Songwriting und Arrangement geworden, aber
das Gerüst bleibt und die zusätzlichen Nuancen tun ihm gut, heben
"Torch" aus dem Verdacht heraus, ein reines Spaßalbum zu sein (was ja
in der Qualität wie bei Halogen Sky nichts Verwerfliches ist). Wie
sagt die Band über sich: "We play rock music distilled to its basic
essence: electric guitar (left) / electric guitar (right) / bass /
drums. It is music crafted from the simple faith that noisy, hypnotic
songs played with conviction by 4 guys in a room, are more than
enough. Music for drunken nights and deserted highways."
Selbstverständlich gibt es auch andere Sinn machende Optionen, aber
das hier kommt der Essenz an Rockmusik schon sehr nahe. Chris Eckman
gewinnt als Sänger offensichtlich mit jeder neuen Veröffentlichung an
Kraft und Wucht, als Texter schafft er es ohnehin seit Jahrzehnten
auch diffizile gesellschaftspolitische Themen intelligent und
nuanciert, stets mit Haltung und Verve aufzugreifen. Die Dual-Leads
von Eckman und Kogovsek begeistern, die instrumentalen Psych-Parts
ebenso. Fast anachronistisch mutet die Tatsache an, dass dieses Album
als ebensolches angelegt ist. Keine Ansammlung von potentiellen
Streaming Hits, sondern acht ganz feine Songs, die in einem
wunderbaren Spannungsbogen zusammengestellt worden, so dass das Ganze
nochmals mehr als die Summe seiner Einzelteile wird. Chapeau! (lrm)


Post von Jade

Jade Jackson - Wilderness

2-LP/CD - EUR 23,95/14,95

Der betörende Engel des Country- & Roots-Rock steigt zum zweiten Mal
vom Twang- & Steel-Himmel herab, um mit der heftigen Hilfe von Mike
Ness gestanden traditionsnahes Wurzelwerk mit deftigem, mitunter auch
dreckigem Druck zu beschleunigen. Doch auch wenn der Social
Distortion-Kopf die vokal wehmütig und weich dargereichten Weisen mit
gehörig prasselndem Gitarrenfeuer unterfüttert, klingt das
unwiderstehlich mitreissende Ergebnis weniger nach Punk als nach
goldenen Twang Trust-Tagen oder der bewährten Buddy Miller Slide-,
Steel- & Swamp-Schule. Gekrönt von einer warm-weichen, mädchenhaft
naturnahe, dezent dunkelt gefärbten Stimme, bei der selbst Kennern
die einfach-klaren Vergleiche ausbleiben (ab und an vermeint man, die
junge Lucinda zu hören), gehen die puren, von berückend hymnischen
Melodien getragenen Roots-Juwelen bereits beim ersten Zusammentreffen
ungebremst in Ohr, Hirn und Herz. Zumeist deftig elektrisches
Saitenwerk, aber auch singende Steel, beseelte Fiddle, getragene
Hammond und raumgreifende Klavierakkorde prägen das reife
Instrumentalwerk, aus dessen wohlbereiteter Mitte Jade's
verführerisch natürliche Stimme ihre berührenden Geschichten tief in
des Hörers Seele trägt, gekleidet in Melodien, die bleibend
nachhallen. Mitunter machtvoll mitreissend, dann unwiderstehlich zum
Tanze ladend, aber auch in moll-weich formatfüllenden Country
Folk-Balladen wird hier die ganz große Schule des
traditionsverbundenden Americana-/Roots Rock zelebriert, gefasst in
ein deftiges Dutzend nahezu sämtlich von Jade verfasster
Song-Edelsteine, präsentiert mit vehementer Wucht und verzaubert
durch eine der bemerkenswertesten Stimmen des gesamten

Obacht: Dank der tatkräftigen Unterstützung seitens Label & Vertrieb
dürfen und können wir den ersten Bestellern des neuen Jackson-Juwels
jeweils zwei exklusive, vor allem aber ungemein augenfreundliche
Jade-Postkarten beilegen. So lange der Vorrat reicht!

Weiterhin lieferbar:

Jade Jackson - Gilded LP (+DLC)/CD 17,95/12,95


Der Juli-Mailorder-Katalog im Netz

Es hat ein wenig gedauert, aber: Wenn denn der mittelgute Server
mitspielt, findet sich im Laufe des heutigen Tages auch endlich der
Juli-Katalog im Glitter-Netz.


Auserwählte Pretiosen zur noch jungen Woche

B 52's - Cosmic Thing (30th Anniversary Edition)

2-CD - EUR 15,95

Gehörig aufgemoppelte Geburtstagsausgabe des fünften (und
erfolgreichsten) Albums der B 52's-Bandgeschichte, remastered und
erweitert um B-Seiten-Stücke, Misch-Fassungen und ein komplettes
Konzert der 1990er Cosmic Thing-Tour (16 Tracks incl. Bushfire,
Private Idaho, 52 Girls, Love Shack, Rock Lobster, Whammy Kiss und
Channel Z). Auf Rhino.


Peter Bruntnell - King Of Madrid

CD - EUR 15,95

Seligmachendes, gleichermaßen von britischen wie amerikanischen
Wurzeln geprägtes Singer-Songwriteralbum, dessen Melodien mit jedem
neuen Hören wachsen und einen ungeheuer nachhaltigen Nachhall
entfalten. Seit Jahren, ja Jahrzehnten pflegt der britische
Liedschmied die Kunst der gehobenen Roots-Aufarbeitung, wobei die
Song-Kleinode aus der kongenialen Partnerschaft Bruntnell/Bill
Ritchie von Album zu Album an Qualität sogar gewinnen, wirken doch
die Jahre der Erfahrung sich hörbar positiv auf die auch textlich
anspruchsvollen Weisen aus. Aber es ist der beeindruckend leichte,
dabei spürbar sichere Umgang mit den Möglichkeiten der
wurzelbeeinflußten Songwritingkunst, gepaart mit dem hehren Hang zur
feinen Note britischer Pop-Musik, der die barrierefrei zwischen
klassischem Country, Folk, Roots Rock und Singer-Songwriter-Pop
schwebenden Ohrwürmer so einzig macht, wobei die mal von tröstlicher
Steel Guitar beweinten, mal von akustischen Gitarren geerdeten, mal
von Keyboard-Klängen umwobenen Wunderweisen sehr wohl den einen oder
anderen adelnden Vergleich gestatten, ohne die edle Einzigartigkeit
des melancholischen Melodie-Meisters anzutasten. Dabei reichen die
mal offensichtlichen, mal zwischen den Zeilen schimmernden Verweise
von den Byrds bis zu den Beatles, von Tom Petty bis Kings Of
Convenience, aber es ist immer wieder die verblüffende Nähe zu den
besten Joe Pernice-Momenten, die Bruntnell's Lieder am ehesten
beschreiben hilft. Ein sonnengleißender, seliger Songreigen, bleibend
in Wert und Wirkung. (cpa)


Bill Callahan - Shepherd In A Sheepskin Vest

2-LP/CD - EUR 26,95/15,95

Ganz ausgezeichnete 19er, nach 6 Jahren ohne reguläre LP. Oft
Folkiges aus unorthodoxeren Blickwinkeln z.T., teils mit einer
gewissen "Strange Folk"-Tendenz, häufiger in Richtung Americana bzw.
Songwriter-Country, gar sowas wie Folk Rock oder (kurz) "Noise-Folk"
bis irgendwie seltsam/abgedreht/psychedelisch... Und unerwartet viele
(20!) Stücke, kürzer als gewohnt. Ein akustisches Werk, neben Gitarre
etwas Mandoline/Banjo, Lap Steel, Piano, (Pump) Orgel, sporadisch
Mellotron, Synth, Marimba/Kalimba, und ein wenig Drone-mäßige Klänge.
Assoziationen, punktuell/hier und da: Oldham und Lambchop (von
Ferne), Kozelek, Ryley Walker, auf eine gewisse Art auch mal Howe
Gelb oder eine Spur leisester Tim Buckley, relaxteste akust. Grateful
Dead, manche fühlten sich im Klangbild (Bass z.B., eh sehr apart) an
Astral Weeks erinnert. Die Atmosphäre wirkt sehr warm, manchmal
klingt's völlig "nackt", zart und leise und geht unter die Haut, oder
schön filigran vernetzt, gelassen-melancholisch, subtil bis
suggestiv, in sich versunken, anderswo wird's etwas bodenständiger,
fülliger bis bunter, entwickelt sogar gewissen beschwingten Zug
(resp. dezent höheres Tempo). Ab und zu führen Gesang und Gitarre ein
Eigenleben, heißt, haben erstaunlich wenig Bezug zueinander, wirken
"losgelöst". Klare Empfehlung! (dvd)


Roger Daltrey - The Who's Tommy Orchestral

2-LP/CD - EUR 27,95/16,95

Inspiriert durch eine 2018er Amerika-Tournee, bei der er
Symphonieorchester-begleitet die Hallen füllte und auch ein wenig
eingedenk des Goldenen Tommy-Jubiläums arrangierte der Who-Sänger die
legendenumwehte Rock-Oper gemeinsam mit dem renommierten Komponisten
David Campbell neu und ließ das Breitwand-Ereignis in Budapest und
Bethel (New York) live vor begeistertem Publikum aufnehmen. Nicht die
erste alternative Fassung des Townshend-Werks, auch nicht die erste
Orchester-Bearbeitung, aber sicher eine weitere werte Version, die
nicht nur eingeschworene Tommy-Sammler wie mich erfreut. Geboten wird
die klassische Rock-Oper-Fassung mit Daltrey in � der Vokalrollen,
welche er gar meisterlich mit Verve und Wucht erfüllt (wie
ungebrochen sein Stimmvolumen ist, bewies bereits das jüngste
Studioalbum, allzu riskante Höhenlagen werden geschickt umsungen),
von der kraftvoll agierenden Rock-Backing Band ist vor allem der
großartig zwischen Moon & Phillips brillierende Schlagwerker
hervorzuheben, und die so verdächtig Pete-Nah klingende Stimme stammt
wirklich von einem Townshend: Sohn Simon ist als Gitarrist und Sänger
ganz vorn mit dabei. Großartig gelungene, bei aller symphonischen
Breite nie zu bombastische Geburtstagsfassung, eine echte
Bereicherung der heimischen The Who-Wand. (cpa)


Doobie Brothers - Live From The Beacon Theatre

2-CD/2-CD+DVD/BluRay - EUR 15,95/21,95/21,95

Nach 25-jähriger Beacon-Bühnen-Abstinenz kehrten die Doobie Brothers
im November 2018 zurück in die legendäre New Yorker Lokalität, um
dort zwei herausragende Alben ihrer beeindruckenden Bandgeschichte in
kompletter Form darzubieten: Toulouse Street und The Captain And Me.
So gibt es neben ewigen Ohrwürmern wie Listen To The Music, Rockin'
Down The Highway, Don't Start Me Talkin' oder Long Train Runnin' auch
allerhand Album-Songs zu hören, die die Band noch nie live aufführte
(u.a. Mamaloi, O'Connelly Corners oder Ukiah). Im Zugabenberich gibt
es dann Take Me In Your Arms, Black Water und ein Wiederhören mit
Listen To The Music.


Fruit Bats - Gold Past Life

LP/Ltd. LP (+7")/CD - EUR 16,95/23,95/12,95

Da freue ich mich schon bei den ersten Tönen am 70er Retro-Sound.
Soft- und Yachtpop-Einflüsse, AOR, reife Größe. Meine Assoziationen
reichen von Electric Light Orchestra über Gilbert O'Sullivan bis zu
den Beatles. Mit markanter, hoher und oft chorunterstützter Stimme
(durchaus in Richtung John Lennon), was teils fast wie eine Jeff
Lynne-Produktion klingt. Häufig ist ein klassisches E-Piano das
Leadinstrument, auch sonst eher Keyboards oder auch mal Steelguitar
oder exotische Marimba. Die Songs sind purer Pop, total eingängig,
klassizistisch, teils ein wenig theatralisch, selten auch eher folky.
Und in der zweiten Albumhälfte dann auch etwas getragener, teils
pianoschwer und melancholisch. Eric D. Johnson (auch schon bei
Vetiver, Shins, Califone dabei) lässt hier seiner Leidenschaft für
die Plattensammlung seiner Eltern freien Lauf. Die Haltung ist zwar
tendenziell Indie-Pop, im Ganzen ist dieses kurzweilige Album aber
eine gekonnte Verbeugung vor dem Radio-Sound der ersten Hälfte der
70er. Als Gäste sind u.a. Neal Casal, Greta Morgan (Vampire Weekend),
und Meg Duffy (Hand Habits) dabei, produziert hat Thom Monahan (Neko
Case, Peter Bjorn & John, Devendra Banhart). (Joe Whirlypop)


Nick Garrie - The Nightmare Of J.B. Stanislas

2-LP/CD - EUR 29,95/14,95

Zum 50. Geburtstag endlich wieder ein angemessener Reissue
(limitierte Doppel-LP) von Tapete Records. Nick Garrie ist ein
tragischer Fall der Rock History - immerhin mit spätem Happyend. Sein
1969er Debütalbum "The Nightmare of J.B. Stanislas' schaffte aufgrund
mehr als unglücklicher Umstände mangels offiziellem Release nie den
verdienten Erfolg, entwickelte sich aber zum gesuchten Bootleg-Item
der Psych-Folk-Fraktion und wurde für bizarre Beträge gehandelt. Erst
2005 wurde das Debüt des damals 19Jährigen schließlich offiziell
veröffentlicht. Garrie zog sich damals frustriert von der
Musikindustrie zurück, lebte in Südfrankreich, tourte aber in den
80ern dann doch wieder mit Leonard Cohen durch Spanien und spielte
auf Soundtracks des befreundeten Kitschmeisters Francis Lai mit. In
seinen späten Karrierejahren veröffentlichte er dann doch noch zwei
schöne Alben, zuletzt 2017 "The Moon & The Village". Das Frühwerk
offenbart seine Schönheit vor allem mit ausgefallenen, teils
schwelgerischen Streicher-Arrangements und barock-psychedelischer
Atmosphäre. Es gibt Anklänge an Kevin Ayers, Nick Drake, Donovan,
John Cale und Scott Walker - letztlich klingt Nick Garrie aber doch
ganz und gar eigenwillig. Dieser willkommene Reissue glänzt neben den
zwölf Originalsongs mit acht Bonus-Tracks, darunter die "Queen of
Spades"-Single mit B-Seite, sowie diverse Demoaufnahmen. Dazu gibt es
rare Fotos und ausführliche Linernotes. (Joe Whirlypop)


Gov't Mule - Bring On The Music: Live At The Capitol
Theatre

2-LP (1)/2-LP (2)/2-CD/2-CD+DVD/BluRay - EUR
21,95/21,95/15,95/19,95/16,95

Zusammenfassung zweier Konzertabende, die das aktuelle Mule-Quartett
Haynes, Abts, Louis und Carlsson am 27.und 28. April 2018 im Capitol
Theatre, Port Chester, New York in Vorwegnahme ihres 25-jährigen
Bandjubiläums aufführten. Im 18 Song langen Tracklisting finden sich
dabei u.a. Hammer & Nails, Thorazine Shuffle, Larger Than Life,
Endless Parade, Raven Black Night, Stone Cold Rage, Whisper In Your
Soul, Little Toy Brain, Fool's Moon, Revolution Come Revolution Go.


King Crimson - The Elements Tour Box 2019

2-CD - EUR 18,95

In sammlerfreundlicher Regelmäßigkeit erscheint inzwischen
alljährlich die im gebundenen Hochformat dargereichte, von
28-Seiten-Booklet begleitete Doppel-CD-Tourbegleitung (diesmal zur
2019er Celebration Tour), randvoll gepackt mit Live- &
Studio-Material, voll ausgespielten Tracks, Outtakes,
Sessionaufnahmen und Soundschnipseln aus sämtlichen Bandphasen (und
von sämtlichen Formationen) des außergewöhnlichen
Progressive-Projekts. 26 Tracks, darunter eine Klavierfassung von Cat
Food, 21st Century Schizoid Man in einer Instrumental-Version, eine
von vier Sängern getragene Cadence And Cascade-Einspielung,
Live-Aufnahmen von The Letters, Red, Indiscipline, Neurotica, Three
Of A Perfect Pair, Level Five und Lizard Suite, die Sus-Tayn-Z-Suite
(aus 2002) und die ProjeKcts-Suite, abgerundet von einer 2015er
Live-Fassung von The ConstruKction Of Light.

Weiterhin/noch lieferbar (je 2-CD im Buch):

King Crimson - The Elements Tour Box 2018 - 18,95

King Crimson - The Elements Tour Box 2017 - 18,95

King Crimson - The Elements Tour Box 2016 - 18,95

King Crimson - The Elements Tour Box 2014 - 18,95


Ida Mae - Chasing Lights

LP/CD - EUR 21,95/14,95

Ein Debüt wie ein Donnerschlag, eine deftiges Duett-Filetstück, das
den Gourmet des guten Geschmacks derart vielschichtig beglückt, dass
man das Staunen auch beim siebten Hören nicht verlernt. Dabei ist das
Paar Christopher Turpin und Stephanie Ward gerade uns nicht völlig
unbekannt, stand es doch gleich unter zwei Bandnamen auf den
ehrwürdigen OBS-Plakaten, und zuletzt begeisterte das Kill It
Kid-Seiten- bzw. Nachfolgeprojekt unter neuem Namen auf der
Beverunger Bühne und hinterließ dort einen lang nachwirkenden
Eindruck. Als Ida Mae bündeln die beiden ihre instrumentalen und vor
allem auch gesanglichen Fähigkeiten zu einer kreativen Kraft, die nur
noch die ganz großen Vergleiche erlaubt und gerade durch die
Vielfarbigkeit der dargereichten genialen Roots-/Americana-Palette
Erinnerungen an verschiedenste, auch langjährige Lieblinge weckt.
Eingeläutet durch ein Garage-dreckiges Stück Roots-Rock'n'Roll geht
es quer durch die vielen wurzelgewachsenen Ausformungen der
amerikanischen Musik, wobei vor allem klangreich schillerndes
Saitenspiel zwischen verzerrter Akkord-Attacke, schneidender Slide,
akustischer Folk-Reinheit und rohem Rock-Riff und mal phantasievoll
federndes, mal unwiderstehlich mitreißendes Schlagwerk das
instrumentale Geschehen bestimmen, prägen, antreiben und füllen. Der
auch durch verschiedene Tastenwerk-Färbungen bereicherten Klangwelt
zwischen Folk- und Swamp-Blues, zwischen sanfter Folk-Ballade,
beseeltem Alternative Country und rauhem Garagen-Rock setzen die zwei
Protagonisten einen beeindruckenden, berührenden, bewegenden
zweistimmigen Vokal-Paarflug entgegen, der nicht selten an die
Hochzeiten der Civil Wars gemahnt, aber genügend Individualität der
beiden Singenden schenkt, um diese kongeniale Zwei-Einigkeit
unverwechselbar zu machen. Produziert von Ethan Johns, vereinen
Turpin und Ward in einem Dutzend deftiger Delikatessen
Slide-beseelten Larkin Poe-Blues, packende White Stripes-Wut, rohe PJ
Harvey-Energie, saftig-sumpfige My Baby-Grooves und den vokalen
Harmonie-Himmel der Civil Wars zu einer berauschend
abwechslungsreichen, herzhaft melodischen und beeindruckend
bleibenden Song-Kollektion, die auch dem bewanderten Roots-Freund
einen Blick in eine selige Zukunft schenkt. (cpa)


Buddy & Julie Miller - Breakdown On 20th Ave. South

LP/Ltd. LP/CD - EUR 17,95/17,95/14,95

Ein generöseres Geschenk kann es kaum geben - nach fast zehn Jahren
des gemeinsamen Schweigens überreicht uns dies einzigartige Paar des
reifen, aber ungemein lebendigen Roots Rock endlich wieder ein
Gemeinschaftswerk, welches in seiner runden Vollkommenheit
seinesgleichen sucht. Als wäre kaum ein Tag seit
Americana-Album-Glanztaten wie Love Snuck Up und Written In Chalk
vergangen, knüpft das kongeniale Duo direkt an einstige Höhenflüge
an, um die Güte des bereits bestehenden Schaffens mithilfe der
inzwischen gewonnenen Erfahrung in neuen, doch ungemein vertraut
wirkenden Songs zu vergolden. An der einzigartig edel-erdigen
Mischung hat sich zum Glück nichts geändert, bereits in den weit
zurückliegenden Solo-Tagen von unvergessenen Wurzel-Werken wie Broken
Things war es das nahezu magische Zusammenwirken von Julie's
traditionsreich lebendigem Songwriting und Buddy's markantem
Gitarrenspiel, das uns Ausnahme-Songs von bleibender Güte schenkte.
Ebenso unverkennbar wie des Meisters Saitenspiel ist aber auch die
mal schneidende, mal unendlich fragile Stimme der Protagonistin, die
mal im unter die Haut gehenden Alleingang, mal im packenden vokalen
Paarflug den Hörer vom ersten Moment an berührt und fesselt,
dargereicht in naturgewachsenen Melodien, die unaufhaltsam den Weg in
Herz und Seele finden. Perfekt gelagert in der Mitte zwischen
Sumpf-satt verzerrtem E- und Slide-Gitarren-Groove und zurückgenommen
akustischer Zerbrechlichkeit zelebrieren die zwei Wurzelzauberer eine
Alternative Country-Kunst, die ebenso weise wie wirkungsvoll,
empfindsam und elektrisierend, romantisch und Roots-treu die Sinne
der Kenner gefangennimmt. Bereits nach den ersten Hörgängen beginnen
sich die ersten Weisen in die Ewig-Besten-Liste zu schleichen; das
lange Warten hat sich gelohnt - ein wahres Miller-Meisterwerk! (cpa)


MINT - Juli 2019 (No. 29)

MAG - EUR 6,90

Unter dem Titelthema Woodstock & die Folgen beleuchtet das
Vinyl-Fachblatt nicht nur das legendäre Festival in einer
ausführlichen Retrospektive, auch das Jahr 1969 wird Monat für Monat
in prägenden Ereignissen aus der Musikwelt ausgebreitet. Desweiteren:
Ein Besuch beim namhaften Hamburger Kiez-Fotografen Günter Zint
(incl. eine kommentierte Auswahl seiner bekanntesten Portraitfotos
von Lennon bis Hendrix), von Doppelrillen und Lathe Cuts (eine
Dokumentation über Sonder-Vinyl-Schnitte), ein Bericht von der
Münchner High End-Messe, ein Heim-Portrait über DJ Miss Twist, mehr
als 100 LP-Rezensionen, Dr. Mint über die Moral beim Plattenkauf, 33
1/3-Cover, News, Vorschau und einiges andere mehr.


Lukas Nelson & Promise Of The Real - Turn Off The News

2-LP/CD - EUR 29,95/16,95

19er, bekanntlich Sohn von Willie & Teilzeit-Band von Neil Young.
Komplett zeitlos bzw. Einflüsse der 60er (u.a. auch in Backing Vocals
spürbar) und (v.a. frühen) 70er, variabel wie gehabt, starke
Saitenbetonung (vorzügliches Spiel, nicht in Form von Showdowns
sondern in den Nuancen, Fills oder kurzen aber edlen Soli von E- wie
manchmal akust. Gitarre, mehrfach Pedal Steel, auch Slide), und klar
songorientiert (teils sogar richtig eingängig!). Mal mehr Pop als
Rock (in uralten Zeiten, z.B. bei Roy Orbison wildernd, soundmäßig
aktualisiert, eine Prise Pathos), mal beides zu gleichen Teilen
vermählt (in Richtung Traveling Wilburys/Tom Petty). Americana in
tanzend-angerockt und süffig, herrlich leichtfüßig-nuanciert sowie
transparent-filigran, oder mit viel Seele sachte, poetisch,
atmosphärisch. Little Feat-Anleihen mit leichter Pop-Note. Boogie &
Southern Rock & Schärfe & Tempo. Entzückender catchy
Folk/Country-Pop. Multiple/umfassende jeweils schön federnde Roots,
ob mit Blues-, Reggae- und R'n'B-Verweisen oder Westcoast-Country
Rock meets R'n'B und Southern Rock. Modifizierter bis zeitgemäßer
unerhört süffiger 60s-Pop. Bei all dem fällt immer wieder die
ausgesprochen aparte Rhythmik auf, differenzierter als üblich! Und
sporadisch bewegen sie sich auch in der Nähe von Willie Nelson (der
neben Neil Young, Sheryl Crow, Margo Price, Kesha u.a. gastiert).
Feines Album! (dvd)


Noiseshaper - King Size Dub Special/Various Artists
CD - EUR 6,95

Mein meistgehörtes Promo-Album der jüngsten Zeit - und das aus guten
Gründen. Und die heißen Dub & Bass, Groove & Flow. Die beiden
Noiseshaper Axel Hirn und Flo Fleischmann entsprangen einst der
Wiener Coffeetable-Szene (Kruder & Dorfmeister etc.), gingen nach
Berlin, landeten beim Rockers Hi-Fi-Label Different Drummer und
zuletzt auch auf dem Soundtrack zu CSI: Miami. Aber auch für eine
beachtliche Liste an Remixes sind die beiden bekannt, u.a. für Sly &
Robbie, Outkast und Carl Douglas (natürlich "Kung Fu Fighting").
Diesen klassischen Sound der späten 90er kultivieren Noiseshaper bis
heute. Getragen von einem mächtigen, weichen und warm den Bauch
pinselnden Bass. Oft ohne Gesang (Gastvokalisten wie Farda P, Juggla,
Jackie Dean), dafür aber mit smoothen Dub-Effekten, was für einen
herrlich federnden, elastischen Groove sorgt. Im Gegensatz zu
schematischem TripHop oder historischem Dub ist hier das meiste
upbeat, funky und tanzbar - lässt sich aber noch besser zum
Entspannen hören. Erstaunlicherweise gefallen mir die wenigen
house-lastigen Numern am besten, das ist fast schon eleganter Minimal
Dub der Berliner Schule. Also viel besser als herkömmliche "Lounge
Music". Dies ist eine Compilation ihrer besten Nummern (inkl. Remixes
von Adrian Sherwood und Groove Corporation), vom verdienten Echo
Beach-Label zum Midprice vertickt. Soon come! (Joe Whirlypop)


Quantic - Atlantic Oscillations

2-LP (+MP3)/CD - EUR 23,95/13,95

Will "Quantic" Holland ist meistens schon einen Schritt weiter.
Während ich noch immer von seinen ergiebigen Streifzügen durch
Südamerika zehre, klingt sein neues Album schon wieder anders.
Nämlich nach opulentem Streicher-Soul und orchestralem Funk. Ob mit
oder ohne Gastvokalisten haben Genregrenzen hier keine Bedeutung.
Quantic bedient sich diesmal für seine Verhältnisse auffallend häufig
der geraden Bassdrum, was zusammen mit flockigem Synthie-Geblubber
gleich mehrfach an kosmische Italo-Disco erinnert, was aktuell ja
ohnehin im Trend liegt. Er macht das aber eben Quantic-Style, mit
Verwurzelung bei Latin- und auch kleinen Afro-Sounds, mit luftigem
Groove und abwechslungsreichen Arrangements. Mal ambitioniert und ein
wenig abstrakt, dann wieder umstandslos für den Dancefloor gemacht.
So treffen elegante Philly-Streicher auf elastische Hi-Hat-Disco und
kleine WahWah-Funk-Licks, oft milde psychedelisch angehaucht.
Verziert mal mit einem rollenden Salsa-Piano, Highlife-Gitarren,
Balafon oder brasilianischem Bossa-Beat - aber immer weit entfernt
von klischeehafter "Weltmusik-Disco". Besonders schön gerät auch das
verschwurbelt-psychedelische Finale "Is It Your Intention".
Aufgenommen wurde im eigenen Studio in Brooklyn, wo Quantic
neuerdings lebt. (Joe Whirlypop)


Raconteurs - Help Us Stranger

LP (+MP3)/CD - EUR 24,95/15,95

Nach zwei Alben und elf Jahren der relative Band-Ruhe nimmt das Prall
& Pracht-Objekt um die kongeniale Kreativ-Kernzelle Jack White und
Brendan Benson wieder volle Fahrt auf und überwältigt uns mit einer
in allen Rock-Farben schillernden Wundertüte, die bei aller
Phantasiefülle dennoch nie den roten Faden verliert und knapp 6
Jahrzehnte (vorwiegend britischer) populärer Musik in einem Dutzend
deftiger Songs auf den packenden Punkt bringt. Richtig inaktiv waren
die beiden Haupt-Täter in den Zwischenjahren ja nicht, und so hört
man die vielfältigen Erfahrungen im und am neuen Album, das bei aller
Güte der beiden Vorgängerwerke noch bunter, vielfältiger, tiefer
wirkt. Auch wenn die zwei Klang- & Stil-Zauberer mal offenkundig, mal
zwischen den Zeilen, aber stets unverkennbar ihre vokalen und
instrumentalen Spuren legen, so ist auch die 2019er Album-Breitseite
definitiv ein Gemeinschaftswerk, wachsen hier doch die mitunter
höchst unterschiedlichen Vorlieben des federführenden Duos zu einer
elektrisierenden Einheit zusammen. Zwischen akustischer Folk-Ballade
und satt elektrifiziertem Fiddle-Country, roh-rauhem Rock'n'Roll und
Keyboard-lastigem Progressive Pop, Stones-Riff-Rock und saftiger Led
Zeppelin-Härte, psychedelischen Beatles-Schwebteppichen und packendem
Punk, heftig-schneidendem Mundharmonika-Blues, barock überbordenden
Queen-Pop-Phantasien und Glam Rock-Gleißen von Sweet bis T. Rex wird
hier eine mitreißende Rock-/Power-Pop-Melange gefeiert, die
ihresgleichen sucht. Und dennoch agieren die Schöpfer dieses kaum mit
Worten zu umzäunenden Kreativ- & Kraftpakets stets erkennbar im
Mittelpunkt des mächtigen Maelstroms, und das wuchtige Zusammenwirken
von ohrenfreundlichen Benson-Melodien und vehementen
White-Gitarren-Kaskaden ist und bleibt einzig. Als wären sie nie weg
gewesen .. (cpa)


Rolling Stones - The Rolling Stones Rock And Roll Circus
(exp. & rem. & ltd.)

3-LP/2-CD/Ltd. 2-CD+DVD+BluRay - EUR 59,95/21,95/79,95

2019er Jubiläumsausgabe der legendären Zirkusshow, zu der die
Gastgeber u.a. The Who, Jethro Tull, Taj Mahal, Marianne Faithfull
und The Dirty Mac (incl. Eric Clapton, Keith Richards, Mitch Mitchell
und John Lennon) in der Arena begrüßten. Der Soundtrack wurde einer
Klangauffrischung unterzogen und auf 28 Tracks erweitert, die
DeLuxe-Ausgabe bietet die Originalshow auf DVD und BluRay und ein
begleitendes 44-Seiten-Buch.


Savoy Brown - City Night

2-LP/CD - EUR 37,95/14,95

You get what you pay for: Nach gut 50 Jahren Savoy Brown ist
natürlich klar, wie auch das neue, ca. 40. Album der Briten klingt -
nämlich nach deftigem, oft ziemlich hartem Bluesrock. 12 neue Songs
in einer knappen Stunde, ohne Überraschungen, dafür aber von
beständiger Qualität. Kaum zu glauben, dass Frontmann Kim Simmonds
Jahrgang 1947 ist. Das hört man jedenfalls nicht im Ansatz. Die
Vocals sind entspannt und komplett alterslos, seine Gitarre ist ein
ziemliches Brett, oft mit fettem Slide, messerscharf, teils richtig
funky und immer gut geerdet. Seit mittlerweile zehn Jahren sind seine
Sidemen Pat DeSalvo (Bass) und Garnet Grimm (Drums) dabei, was man
ebenfalls hören kann. Die Band spielt rund und tight, die Produktion
vom Meister selbst ist vorzüglich. Seit 1965 ist Simmonds mit
wechselnden Mitspielern unterwegs und er weiß, wie man sein Publikum
auch in einem Genre mit eng definierten Grenzen bestens unterhalten
kann. "City Night" gerät so zu einem makellosen Bluesrock-Album von
zeitloser Klasse. Obacht: Im Herbst gehen Savoy Brown auch
hierzulande wieder auf Tour! (Joe Whirlypop)


Sigur Ros - Agaetis Byrjun: A Good Beginning (20th
Anniversary Edition)

2-LP (+DLC)/4-CD - EUR 28,95/33,95

Das vom Q Magazine ebenso treffend wie zu Recht als "das letzte große
Album des 20. Jahrhunderts" betitelte 1999er Werk der isländischen
Himmelsklangschöpfer erhält zum 20. Geburtstag seine wohlverdiente
Aufwertung, wobei die 4-CD-Ausgabe neben dem kompletten Konzert zur
1999er Albumveröffentlichung noch zahlreiche Demo-Versionen,
Live-Aufnahmen und Alternativ-Fassungen aus den Jahren 1995 bis 2000
bietet (33 Tracks insgesamt). Das Doppel-Vinyl umfasst das
Originalalbum, macht das Bonusmaterial aber mit beigefügter
Download-Card verfügbar.


Starry Eyed & Laughing - Live At Rockpalast 1976

2-CD+DVD - EUR 18,95

Die 2019er MIG-Veröffentlichung bietet die einzige offiziell
existierende Video-Aufzeichnung eines Konzertes der Band, und
zusätzlich zur Rockpalastaufzeichnung auf CD 1 finden sich die
Studio-Song-Originale der Live-Stücke, die bereits auf den beiden
Starry Eyed & Laughing-Alben veröffentlicht waren, auf CD 2.


Travis - The Man Who (20th Anniversary Edition)
LP/CD - EUR 21,95/18,95

Wohlverdiente Aufwertung des 1999er Albums der Briten, welches nicht
nur durch die bekannten Songs wie Writing To Reach You; Driftwood,
Turn und Why Does It Always Rain On Me noch heute bestens im Ohr ist.
Neben dem remasterten Originalwerk bietet die Doppel-CD-Ausgabe noch
12 Bonusstücke.


Travis - Live At Glastonbury '99

2-LP/CD - EUR 29,95/16,95

Nur wenige Wochen nach der The Man Who-Veröffentlichung spielten
Travis diesen nahezu legendären Auftritt auf der nicht minder
legendären Bühne des Glastonbury-Festivals und sangen das Album
nachhaltig in die Herzen ihrer Verehrer. Diese 2019er
Concord-Veröffentlichung versammelt die 16 Live-Songs dieses
bemerkenswerten Konzertabends.


Woodstock: Back To The Garden (50th Anniversary Collection) -
 Various Artists

5-LP/3-CD - EUR 179,95/18,95

Zum 50. Geburtstag des unvergessenen Festivalereignisses versammeln
die Warner Brüder noch einmal die 42 bemerkenswertesten
Live-Aufnahmen dieser Mutter aller Festivals, wobei sich nahezu alle
der damals auftretenden 32 Acts sich auf den 5 bzw. 3 Tonträgern
wiederfinden.


Woodstock: Back To The Garden (50th Anniversary Experience) -
 Various Artists

10-CD - EUR 164,95

Die volle Packung: In dieser schwerwiegenden Sammlung von
162-Woodstock-Aufnahmen erlebt man erstmals alle Künstler, die in den
seligen Tagen des August 1969 in den weiten Weiden von Max Yagurs
Farm die Bühne betraten, darunter Richie Havens, Sweetwater, Bert
Sommer, Tim Hardin, Ravi Shankar, Melanie, Arlo Guthrie, Joan Baez,
Country Joe McDonald, John B. Sebastian, Canned Heat, Grateful Dead,
CCR, Janis Joplin, Sly & The Family Stone, The Who, Jefferson
Airplane, Joe Cocker, Ten Years After, The Band, Blood Sweat & Tears,
CSN&Y, Butterfield Blues Band und Sha Na Na.


LIVE!!! LIVE!!! LIVE!!!

Derzeit und baldigst sind viele Glitterhouse-Künstler in Europa
unterwegs. Ein Konzert empfehlenswerter als das andere. Also bitte:
Vollversammlung.

DIE NERVEN

dienerven

01.-04.08.2019 DE - Westergellersen - A Summer's Tale

DISTANCE, LIGHT & SKY

18.09.2019 DE - Berlin - Arkaoda

20.09.2019 DE - Stuttgart - Laboratorium

21.09.2019 CH - Zürich - El Lokal

HUGO RACE FATALISTS

hugoracefatalists.com

13.09.2019 CZ - PÍSEK - Cool v Plote festival (Hugo Race solo show)

15.09.2019 DE - Berlin - Badehaus

17.09.2019 DE - Bremen - Schlachthof

18.09.2019 DE - Mülheim a. d. Ruhr - Freilichtbühne

20.09.2019 DE - Halle - Objekt 5

STEINER & MADLAINA

steinermadlaina

17.07.2019 CH - Gurten Festival - Bern

02.08.2019 DE - Böblingen - Böblinger Songtage

03.08.2019 DE - Luhmühlen - A Summer's Tale

02. - 03.08.2019 DE - Burg Friedland - Jenseits von Millionen Festival

09.08.2019 DE - Bergfunk Open Air - Königs Wusterhausen

09. - 10.08.2019 DE - Nürnberg - Brückenfestival

22.08.2019 DE - Jena - Kulturarena

22. - 24.08.2019 DE - Schwabmünchen - Singoldsand Festival 2019

29.08.2019 DE - Villingen-Schwenningen - Innenhof Festival

29. - 01.09.2019 DE - Homberg - Musikschutzgebiet Festival

07. - 08.09.2019 DE - Berlin - Lollapalooza Festival'

10.10.2019 AT - Dornbirn Spielboden Dornbirn

11.10.2019 AT- Ebensee, KINO EBENSEE

12.10.2019 AT- Saalfelden, Kunsthaus Nexus

14.10.2019 DE - Heidelberg, halle2

15.10.2019 DE - Kassel, Kulturzentrum Schlachthof Kassel

17.10.2019 DE - Rostock, Helgas Stadtpalast

20.10.2019 DE - Stuttgart, clubCANN

21.10.2019 DE - Köln, YUCA

23.10.2019 DE - Dresden, GrooveStation Dresden

24.10.2019 DE - Erfurt, Museumskeller und HsD Erfurt

25.10.2019 DE - Mainz, Kulturclub Schon Schön

26.10.2019 DE - Ulm, ROXY.ulm


Alle guten Wünsche für Euch & die Euren!

 * 

Quelle:

Glitterhouse Records, Label & Mailorder

Grüner Weg 25, D-37688 Beverungen

Telefon: 05273/36 36 36, Fax: 05273/36 36 37

E-Mail: mailorder@glitterhouse.com

Internet: www.glitterhouse.com
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AKTION/2775: Hamburg/Lübeck - Jugendsinfonieorchester der Dominikanischen Republik, 14./16.7.19


Universität Hamburg

Jugendsinfonieorchester der Dominikanischen Republik zu Gast in
Norddeutschland



Universitätskonzerte mit karibischen Klängen: Im Rahmen eines
internationalen Austauschprojektes finden am 14. und 16. Juli 2019
gemeinsame Konzerte des Sinfonieorchesters der Universität Hamburg und des
Nationalen Jugendorchesters der Dominikanischen Republik statt.

Nach der erfolgreichen Konzert- und Begegnungsreise des Sinfonieorchesters
der Universität Hamburg in die Dominikanische Republik im März 2018 folgt
nun der Gegenbesuch des Nationalen Jugendsinfonieorchesters aus der
Karibik. Gemeinsam werden nicht nur bekannte klassische Werke wie die
Overtüre zu "Hebriden" von Felix Mendelssohn-Bartholdy präsentiert,
sondern auch Musik, die die Gäste aus der Heimat mitbringen.
Südamerikanische Rhythmen werden nicht nur auf der Bühne für Stimmung
sorgen. Die gemeinsamen Konzerte finden statt

am Sonntag, dem 14. Juli 2019, um 20.00 Uhr,

in der Friedrich-Ebert-Halle Hamburg, Alter Postweg 34, 21075 Hamburg,

und

am Dienstag, dem 16. Juli 2019, um 19.00 Uhr,

in der St. Jakobi Kirche zu Lübeck, Jakobikirchhof 3, 23552 Lübeck.

Der Eintritt ist jeweils frei.


Das Jugendsinfonieorchester gastiert vom 9. bis 19. Juli 2019 in
Deutschland. Geplant ist neben den Konzerten ein kulturelles und
musikalisches Austauschprogramm für die Gäste aus der Karibik mit
Stadtführungen, dem Besuch wichtiger kultureller Institutionen sowie
gemeinsamen Proben. Im Anschluss reist das Jugendsinfonieorchester weiter
nach Berlin, um dort am Young Euro Classics Festival teilzunehmen.

Das Nationale Jugendsinfonieorchester der Dominikanischen Republik ist das
Hauptorchester eines nationalen, dominikanischen Förderprogramms, das sich
mit der Gründung von Kinder- und Jugendorchestern im ganzen Land dafür
einsetzt, möglichst vielen Kindern aus allen Bevölkerungsschichten den
Zugang zu klassischer Musik durch Instrumentalunterricht und
Orchestermusik zu ermöglichen und sie so in ihrer persönlichen Entwicklung
zu fördern.


Weitere Informationen:

https://www.unimusik.uni-hamburg.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution109

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Hamburg, 05.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AKTION/2774: 1LIVE-Hörer*innen nehmen Ed-Sheeran-Song in Essen auf, 10.7.2019 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 9. Juli 2019

Ed Sheeran feat. der Sektor

1LIVE-Hörer*innen nehmen Ed-Sheeran-Song in Essen auf



Ed-Sheeran-Fans aufgepasst: 1LIVE ruft seine Hörer*innen dazu auf, am
Mittwoch, 10. Juli, zum Singen auf den Willy-Brandt-Platz nach Essen
zu kommen.

Anlass ist das neue Ed-Sheeran-Album, das Ende der Woche erscheint.
Jeden Song auf dem Album hat Ed Sheeran mit einem anderen Künstler
aufgenommen - darunter Bruno Mars, Justin Bieber, Cardi B und Eminem.
Bei all den Stars auf dem Album hat Ed Sheeran jedoch den größten
überhaupt vergessen: den 1LIVE Sektor!

Das will 1LIVE ändern. Zwischen 12 und 20 Uhr wird die 1LIVE
Sektor-Lounge als mobiles Aufnahmestudio auf dem Willy-Brandt-Platz
vor dem Hauptbahnhof stehen. Hier haben die 1LIVE-Hörer*innen die
Chance, "Shape of you" einzusingen - und so Teil eines einzigartigen
Songs zu werden. Mit allen Stimmen wird 1LIVE am Ende ein großes Ed
Sheeran feat. der Sektor inklusive Musikvideo produzieren. Das Video
geht dann natürlich auch an Ed Sheeran.

Alle Infos zur Aktion gibt es auf 1LIVE.de, den fertigen Song gibt es
ab Freitag on air im Radio, das Video auf 1LIVE.de.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 9. Juli 2019

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de
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AKTION/2773: Wertheim - "Herr der Ringe"-Konzert auf der Burg am 27. Juli 2019


Stadt Wertheim

"Herr der Ringe"-Konzert auf der Burg Wertheim

Chor und Orchester zu Gast mit "Pippin" Billy Boyd



Wertheim. Die fantastische Welt der Hobbits und Elben aus J.R.R.
Tolkiens "Herr der Ringe" kommt als Open-Air-Konzert mit symphonischen
Orchester und Chor am Samstag, 27. Juli, um 15 Uhr nach Wertheim. In
einer zweistündigen Nachmittagsaufführung erwecken fast 100
Mitwirkende die sagenhafte Welt von Mittelerde in der einmaligen
Atmosphäre der Burg zum Leben.

Von den bedrohlichen Klängen Mordors und dem schrillen Angriff der
schwarzen Reiter bis hin zu den wunderschönen lyrischen Melodien der
Elben: Howard Shore, der die Musik für die Filmtrilogie "Der Herr der
Ringe" und "Der kleine Hobbit" komponiert hat, wurde für diese mit
einem Oscar ausgezeichnet. Seine Leitmotive lassen wie bereits bei
Richard Wagners "Ring des Nibelungen" das Publikum spüren, wenn der
Ring seine Macht entfaltet und den Träger aller Macht korrumpiert:
Eine Parabel, die bestens auch ins heutige Zeitalter passt.

Aus den beiden Filmtrilogien ist Darsteller Billy Boyd dabei, der für
Regisseur Peter Jackson "Edge of Night" in "Der Herr der Ringe" sowie
"The Last Goodbye" in "Der Hobbit" komponiert und gesungen hat. Er
wird diese Werke mit einem Orchester einem Live-Publikum präsentieren.
Billy Boyd war ursprünglich nur als Schauspieler für die Filmfigur des
Hobbits "Pippin" verpflichtet worden, sang aber eines Nachts in einer
Karaoke Bar in Neuseeland so beeindruckend, dass ihn die Produzenten
fragten, ob er ein Lied für den Film komponieren könne.

Zwei Tage später präsentierte er bei Peter Jackson drei
selbstkomponierte Songs - einen Tag später wurde die Szene mit seinem
Song "Edge of Night" gedreht, da Komponist Howard Shore mit weiteren
Liedern noch nicht so weit war. Nun wird Boyd erstmals dem Publikum
den Song "Before The Dawn" präsentieren, den er für "Der Herr der
Ringe" und "Der Hobbit" geschrieben hatte.

Karten sind bei allen bekannten Vorverkaufsstellen und online unter
www.eventim.de erhältlich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Samstag, 6. Juli 2019

Stadtverwaltung Wertheim - Presse und Information

97877 Wertheim

Tel.: 09342/301-300 oder -301

Fax: 09342/301-503

E-Mail: pressestelle@wertheim.de
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AUSLAND/9117: Aus aller Welt - 09.07.2019 (SB)




MELDUNGEN



Neues Kabinett in Griechenland vereidigt

In Athen legte die neue Regierung von Ministerpräsident Kyriakos
Mitsotakis heute ihren Amtseid ab. Mitsotakis konservative Partei Nea
Dimokratia (ND) hatte bei den vorgezogenen Parlamentswahlen am
Sonntag einen klaren Sieg eingefahren. Die bisherige Regierungspartei
Bündnis der Radikalen Linken (SYRIZA) von Premier Alexis Tsipras war
als zweitstärkste politische Kraft aus dem Urnengang hervorgegangen.
Eurogruppenchef Mário Centeno mahnte den neuen Regierungschef bei
einem Treffen mit den Finanzministern der Eurozone, frühere
Sparzusagen Athens einzuhalten, um nicht an Vertrauen zu verlieren.
Mitsotakis hatte im Wahlkampf Neuverhandlungen mit Griechenlands
Geldgebern versprochen.

9. Juli 2019
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JUSTIZ/9117: Kriminalität und Rechtsprechung - 09.07.2019 (SB)




MELDUNGEN



Polizei nimmt mutmaßlichen Bankräuber fest

Wenige Stunden nach einem Überfall auf die Filiale der Stadtsparkasse
am Rosenheimer Platz in der Innenstadt von München hat die Polizei
den mutmaßlichen Räuber vor dessen Wohnung in Haidhausen
festgenommen. Dort fanden die Ermittler auch einen Teil der
erbeuteten 2.000 Euro. Der 59jährige sei noch nicht polizeibekannt,
teilten die Behörden mit. Weitere Details wurden zunächst nicht
genannt.

9. Juli 2019
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MILITÄR/9114: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 09.07.2019 (SB)




MELDUNGEN



China kritisiert US-Waffengeschäft mit Taiwan

Mit scharfer Kritik reagierte das chinesische Außenministerium auf
das geplante Rüstungsgeschäft der Vereinigten Staaten mit Taiwan.
Außenministeriumssprecher Geng Shuang wertete den Waffendeal als
schweren Verstoß gegen das Ein-China-Prinzip und einen groben
Eingriff in Chinas innere Angelegenheiten. Peking forderte Washington
dazu auf, seine militärischen Beziehungen zu Taipeh zu beenden und
den Frieden und die Stabilität in der Region nicht zu gefährden. Das
US-Außenministerium hatte am Montag trotz Widerstands aus China ein
Rüstungsgeschäft mit Taiwan im Wert von 2,2 Milliarden Dollar (knapp
2 Milliarden Euro) gebilligt und dies mit den Sicherheitsinteressen
der USA begründet.

9. Juli 2019
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POLITIK/9116: Aus Parlament und Gesellschaft - 09.07.2019 (SB)




MELDUNGEN



Einhaltung der Arbeitszeitregeln nicht besonders häufig kontrolliert

Nach Ansicht der stellvertretenden Fraktionsvorsitzenden der
Linkspartei im Bundestag, Susanne Ferschl, werden die
Arbeitszeitregeln in Deutschland nur unzureichend kontrolliert. Der
Schutz des Arbeitszeitgesetzes stehe für die Beschäftigten nur auf
dem Papier, kritisierte die Politikerin in einem Gespräch mit der
Deutschen Presse-Agentur. Wie aus einer Antwort der Bundesregierung
auf eine Linke-Anfrage hervorgeht, ging die Zahl der Kontrollen durch
die zuständigen Länderbehörden im vergangenen Jahr in 9 der 16 Länder
im Vergleich zu 2017 zurück. Die Linke-Fraktion hob hervor, daß die
Zahl aufgedeckter Verstöße bei Kontrollen laut der Regierungsantwort
teils sehr hoch war.

9. Juli 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9114: Tragisches und Kurioses - 09.07.2019 (SB)




MELDUNGEN



Touristenbus in Norwegen umgekippt

Eine 22köpfige deutsche Touristengruppe ist in Norwegen mit dem
Schrecken davongekommen: Ihr Reisebus kippte gegen einen Berghang,
nachdem er einem entgegenkommenden Schwertransporter ausweichen
mußte. Laut Polizeiangaben ereignete sich der Unfall auf einer
Landstraße in der Nähe von Garmo in der Provinz Oppland. Alle
Businsassen seien durch die Heckscheibe aus dem Fahrzeug gebracht
worden. Verletzte gab es demnach keine.

9. Juli 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8199: Aus Forschung und Technik - 09.07.2019 (SB)




MELDUNGEN



Rußland entwickelt wiederverwendbare Trägerrakete

Russische Ingenieure arbeiten an einer eigenen Variante einer
wiederverwendbaren Raketenstufe. Der Erstflug einer teilweise
wiederverwendbaren Trägerrakete namens "Krilo-SV" sei in zwei bis
drei Jahren geplant, teilte der Leiter der Russischen Stiftung für
fortgeschrittene Forschungsprojekte, Andrej Grigorjew, der
Nachrichtenagentur Tass mit. An dem ambitionierten Projekt arbeitet
die russische Weltraumbehörde Roskosmos gemeinsam mit dem russischen
Luftfahrtkonsortium OAK und anderen Raumfahrtunternehmen. Nach
bisherigen Kenntnissen soll die neue Rakete bis zu 50 Flüge
absolvieren und maximal 600 Kilogramm Nutzlast in eine erdnahe
Umlaufbahn transportieren können.

9. Juli 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8213: Aus aller Welt - 09.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Frankreich führt Ökosteuer auf Flugtickets ein

Frankreichs Verkehrsministerin Élisabeth Borne hat am Dienstag in
Paris die Einführung einer Ökosteuer auf Flugtickets angekündigt. Die
Abgabe soll für bestimmte Flüge zwischen 1,50 Euro und 18 Euro
betragen. Auf diese Weise will die französische Regierung rund 180
Millionen Euro einnehmen, die hauptsächlich in den Schienenverkehr
des Landes investiert werden sollen. Die Steuer wird bei Starts auf
französischen Flughäfen erhoben, jedoch nicht bei Zwischenlandungen
internationaler Flüge, Umsteigeflügen sowie Flügen nach Korsika und
in die französischen Überseegebiete. Bei der Ökosteuer handelt es
sich nicht um die von Präsident Emmanuel Macron und auch vom
deutschen Bundesumweltamt für die gesamte EU geforderte Kerosinsteuer
zur Beschränkung klimaschädlicher Kohlendioxidemissionen. Der globale
Flugverkehr hat daran einen Anteil von rund 2,7 Prozent.

9. Juli 2019
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GESUNDHEIT/8171: Medizin und Gesundheitswesen - 09.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Baden-Württemberg baut Kurzzeitpflege aus

Die Pflege hierzulande ist eine einzige Katastrophe. Das Land
Baden-Württemberg hat daher laut Deutschem Ärzteblatt 7,6 Millionen
Euro für den Ausbau von Angeboten der Kurzzeitpflege bereitgestellt.
Das Förderprogramm "Solitäre Kurzzeitpflege" richtet sich vorrangig
an Einrichtungen, die qualitativ anspruchsvolle therapeutische und
rehabilitativ ausgerichtete Konzeptionen in die Praxis umsetzen
wollen. Mit den ersten 2,7 Millionen Euro sollen zunächst 55 neue
Kurzzeitpflegeplätze geschaffen werden. Fünf davon entstehen im
Evangelischen Altenzentrum in Bruchsal, 20 durch die Caritas in Bad
Schönborn, die restlichen 30 werden durch den DRK-Kreisverband in 
Wertheim errichtet.

9. Juli 2019
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JUSTIZ/8201: Kriminalität und Rechtsprechung - 09.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Verantwortliche der Operation Condor in Rom verurteilt

In Italien sind 24 Personen zu lebenslanger Haft verurteilt worden,
weil sie in den 1970er und 1980er Jahren für die Gefangennahme,
Folter und Ermordung Hunderter oppositioneller Aktivisten im Rahmen
der Operation Condor verantwortlich waren. Unter den Opfern sind 23
Italiener. Vor dem Berufungsgericht in Rom war mit Jorge Tróccoli,
einem 69jährigen uruguayisch-italienischen Marinekapitän, nur einer
der Verantwortlichen aus Bolivien, Chile, Peru und Uruguay
erschienen. Die anderen werden wahrscheinlich nicht von ihren Ländern
an Italien ausgeliefert werden. Das juristische Verfahren, welches
Opferangehörige angestrengt hatten, zog sich über zwei Jahrzehnte hin.
Operation Condor war eine gegen Kommunisten gerichtete Mordkampagne
südamerikanischer Militärdiktatoren sowie hochrangiger Militärs und
Polizisten unter Federführung des US-Auslandsgeheimdienstes CIA.
Neben den genannten Ländern waren im Laufe der Zeit Argentinien,
Paraguay, Brasilien, Ecuador und Peru beteiligt. Nach Angaben der
römischen Staatsanwaltschaft sind allein in Argentinien mindestens
100 linke Aktivisten getötet worden. Menschenrechtsgruppen gehen von
insgesamt 50.000 Opfern unter Dissidenten, Linken, Gewerkschaftern,
Geistlichen, Intellektuellen und Studenten aus. 350.000 Menschen
blieben verschwunden und 400.000 wurden inhaftiert.

9. Juli 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8124: Sprache, Kunst und Medium - 09.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Berlin stellt zwei Dutzend Litfaßsäulen unter Denkmalschutz

In Berlin hat ein neuer Betreiber die rund 2550 in der Stadt
verteilten Litfaßsäulen übernommen. Davon sollen viele
ausgetauscht oder auch abgerissen werden.

Ein Wort mitreden wollte auch das Landesdenkmalamt, das nun 24 dieser
historische Werbeträger unter Denkmalschutz stellte. Sie sollen in
mehreren Bezirken als Zeugnisse der Stadtgeschichte erhalten bleiben.
Das älteste Stück wurde vermutlich um 1900 aufgestellt, wie die
Senatskulturverwaltung mitteilte.

Laut Sender rbb hatte der Berliner Senat im vergangenen Jahr die
Rechte für Werbung an Litfaßsäulen neu vergeben. Der bisherige
Betreiber wurde vertraglich verpflichtet, die alten, teils
asbestverseuchten Säulen zu entfernen, wie eine Sprecherin mitteilte.
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MILITÄR/8190: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 09.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Taliban wollen afghanische Zivilisten schonen

In Katars Hauptstadt Doha haben Delegierte der Taliban-Milizen zwei
Tage lang mit afghanischen Politikern, die als Privatpersonen
auftraten, und Vertretern der Zivilgesellschaft aus unterschiedlichen
Regionen Afghanistans über Wege zur Einstellung der kriegerischen
Auseinandersetzungen am Hindukusch gesprochen. Vertreter der
Regierung in Kabul waren nicht geladen gewesen. Die sogenannte
"innerafghanische Dialogkonferenz" war von den Regierungen Katars und
Deutschlands organisiert worden. Zum Abschluß der Konferenz in der
Nacht auf Dienstag erklärten die Teilnehmer ihre Absicht, Angriffe
auf religiöse Zentren, Schulen, Krankenhäuser, Bildungszentren,
Basare, Wasserdämme un Arbeitsplätze einzustellen und zivile Opfer
des Konflikts vollständig zu vermeiden. Außerdem sollen ältere und
kranke Kriegsgefangene und Gefangene mit Behinderungen freigelassen
werden. In Doha hat man auch die Bedingungen für einen
Waffenstillstand ausgelotet sowie über die Rechte von Frauen und
Minderheiten gesprochen. Die afghanischen Frauen sollen im Rahmen
islamischer Werte ihre Rechte in den Bereichen Soziales, Wirtschaft,
Bildung und Kultur erhalten. Die Taliban führen keine direkten
Friedensgespräche mit der afghanischen Regierung, weil sie in dieser
eine Marionette Washingtons sehen. Statt dessen verhandeln die Milizen
seit einem Jahr direkt mit den USA.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8204: Aus Parlament und Gesellschaft - 09.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Von der Leyen wird von den EU-Grünen öffentlich befragt

Bundesverteidigungsministerin Ursula von der Leyen wird sich den
Grünen im Europaparlament am Mittwochnachmittag als Kandidatin für
das Amt der EU-Kommissionspräsidentin vorstellen. Die rund
anderthalbstündige Befragung werde im Internet live übertragen,
kündigte der Abgeordnete Sven Giegold an. Dieser betonte, die
europäische Öffentlichkeit habe ein Recht zu erfahren, wofür von der
Leyen europapolitisch stehe. Die Ministerin sei da ein nahezu
unbeschriebenes Blatt. Sie habe ihr Programm während des Wahlkampfes
zur Europawahl nicht vorgestellt. Nächste Woche Dienstag wird das
Parlament über den Personalvorschlag des EU-Rates abstimmen. Sollten
die Abgeordneten von der Leyen akzeptieren, tritt sie im Herbst die
Nachfolge von Jean-Claude Juncker an.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8174: Tragisches und Kurioses - 09.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Der Euro das unbekannte Zahlungsmittel

In Lohr am Main hatte sich am Wochenende jemand für ein inseriertes
Klavier interessiert und war nach der Begutachtung bereit, dafür 3000
Euro zu bezahlen. Aber als das Käufertrio 15 200-Euro-Scheine auf den
Tisch blätterte, wurde der Verkäufer mißtrauisch. Er hielt die
Banknoten für Falschgeld und schaltete deshalb die Polizei ein.

Die Beamten kannten sich aber auch nicht aus und nahmen die Käufer
kurzfristig fest. Auf der Revierwache gab es auch erst nach einer
längeren Prüfung Entwarnung.

Zwar seien die Scheine 17 Jahre alt, aber ein gültiges Zahlungsmittel
gewesen. Die arglosen Käufer, die auch nicht wußten, ob sie vielleicht
Blüten in den Händen hielten, wurden freigelassen und konnten mit dem
Klavier abziehen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8202: Arbeit, Soziales und Familie - 09.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Warnstreik beim WDR

Die Gewerkschaft Verdi und der Deutsche Journalisten-Verband (DJV)
hatten für Dienstag einen Warnstreik beim WDR in Köln organisiert.
Die Kameraleute ließen ihre Geräte stehen, so daß das "Morgenmagazin"
von ARD und ZDF zeitweise nicht live ausgestrahlt werden konnte.
Verdi-Mitglieder waren mit Warnwesten und Flaggen in das
Morgenmagazin-Studio marschiert. Vor der WDR-Verwaltung fand am
Vormittag eine Versammlung von rund 300 streikenden Angestellten
statt. Weitere Aktionen waren für den gesamten Tag vorgesehen. Die
Arbeitnehmervertreter wollen damit ihre Positionen zur dritten Runde
der Tarifverhandlungen am Donnerstag bekräftigen. Verdi fordert für
die Beschäftigten einen Sockelbetrag von 150 Euro und eine
Gehaltserhöhung von sechs Prozent. Auch Auszubildende sollen mehr
bezahlt bekommen. Die WDR-Verwaltungsdirektorin Vernau drohte
angesichts der in ihren Augen hohen Forderungen mit weiterem
Personalabbau und Einschnitten in das Programm.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8182: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 09.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Hitzewelle in Alaska

Auch wenn das manchen Politikern nicht ins Konzept paßt, der
Klimawandel ist nicht mehr zu leugnen. So verzeichnete laut afp
Alaskas größte Stadt einen neuen Temperaturrekord. Nicht weniger als
32,2 Grad wurden am internationalen Flughafen Anchorage gemessen.
Nach Auskunft des nationalen Wetterdienstes NWS lag der bisherige
Rekord mit 29,4 Grad, gemessen am 14. Juni 1969, fast drei Grad
darunter. Auch in anderen Gegenden entlang der Küste des
US-Bundesstaates wurden Temperaturrekorde gemessen. So verzeichnete
der NWS in den Kleinstädten Kenai und King Salmon jeweils 31,6 Grad.
In den arktischen Zonen Alaskas wurden dieses Frühjahr ebenfalls
ungewöhnlich hohe Temperaturen beobachtet. Die Folgen der steigenden
Temperaturen ist katastrophal. Entlang der alaskischen Küste löst
sich der Dauerfrostboden, der immerhin rund 85 Prozent der Oberfläche
Alaskas bedeckt, immer weiter auf, wodurch Gebäude einstürzen und
Ökosysteme zerstört werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8190: Märkte und Finanzen - 09.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Forschungszentrum Jülich sucht Kooperation mit Google

Das Forschungszentrum Jülich (FZJ) geht mit dem
Suchmaschinenbetreiber Google eine Kooperation bei der Entwicklung
von Quantencomputern ein. Diese haben das Potential, auf lange Sicht
bei bestimmten Aufgaben wie z. B. künstlicher Intelligenz heutige
Supercomputer bei weitem zu übertreffen. Die Zusammenarbeit schließt
den wissenschaftlichen Austausch und die gemeinsame Ausbildung von
Experten ein. Das berichtete das Bundeswirtschaftsministerium am
Dienstag. Der Ressortchef Altmaier hält sich zur Zeit in den USA auf,
wo er die Firmenzentrale von Google aufsuchte. Anschließend erklärte
er, in Deutschland müsse das Innovationstempo mit allen Mitteln
gesteigert werden, damit es bei der Digitalisierung führendes
Industrieland bleibe.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8205: Aus Forschung und Technik - 09.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Wissenschaftler wollen Quallen als Mikroplastikfilter einsetzen

Insbesondere bei der Grundlagenforschung tun sich Laien oftmals
schwer, den tatsächlichen Nutzen der dabei gewonnenen Erkenntnisse zu
erkennen. Anders ist es bei der Anwendungsforschung, bei der der
Praxisbezug oftmals auf der Hand liegt. So meinen Wissenschaftler des
Geomar Helmholtz-Zentrums für Ozeanforschung in Kiel, daß Quallen
nützlich für den Menschen sein könnten. Bislang traten die seit rund
500 Millionen Jahren in den Weltmeeren existierenden Nesseltiere vor
allem als Plage auf, wenn sie das Baden im Meer verhinderten, weil
der Kontakt mit den oftmals meterlangen Tentakeln zumindest sehr
schmerzhaft, wenn nicht sogar lebensgefährlich sein kann. Doch damit
könnte schon bald Schluß sein. So ist die Meeresbiologin und
Quallenforscherin Prof. Jamileh Javidpour von der Universität
Süddänemark in Odense laut dpa der Ansicht, daß Quallen künftig als
Bio-Dünger in der Landwirtschaft, als Futter für Fischzuchten oder
für Kosmetikprodukte dienen könnten. Und nicht nur das: Ein
EU-Forschungsprojekt prüft gerade, ob Quallenschleim als Bio-Filter
zu verwenden ist, um Mikroplastik aus Kläranlagen herauszufiltern.
Erste Laborversuche seien vielversprechend gewesen. Verläuft alles
nach Plan, soll in drei Jahren ein Prototyp eines Mikroplastikfilters
entwickelt sein.

9. Juli 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





BIOCHEMIE/243: Molekulare Energiemaschine als Filmstar (idw)


Paul Scherrer Institut (PSI) - 04.07.2019

Molekulare Energiemaschine als Filmstar



Forschende des Paul Scherrer Instituts PSI haben mithilfe der Synchrotron
Lichtquelle Schweiz SLS eine molekulare Energiemaschine in Bewegung
aufgenommen und so aufgedeckt, wie die Energiegewinnung an Zellmembranen
funktioniert. Dazu entwickelten sie eine neue Untersuchungsmethode, die
die Analyse von zellulären Vorgängen deutlich effektiver machen könnte als
bislang. Ihre Ergebnisse veröffentlichen sie nun in der Fachzeitschrift
Science.

Strukturelle Änderungen in Proteinen sind in allen Lebewesen für vielerlei
biochemisch gesteuerte Funktionen verantwortlich, zum Beispiel der
Energiegewinnung an Zellmembranen. So kommt das Protein Bacteriorhodopsin
in Mikroorganismen vor, die an der Oberfläche von Gewässern leben.
Angeregt durch Sonnenlicht pumpt das Molekül positiv geladene Teilchen,
Protonen, durch die Zellmembran vom Zellinneren nach aussen. Dabei
verändert es fortwährend seine Struktur.

Einen Teil dieses Vorgangs konnten Forschende des PSI bereits durch
Experimente an Freie-Elektronen-Röntgenlasern (FEL) wie dem SwissFEL
aufklären. Nun ist es ihnen gelungen, auch den noch unbekannten Teil des
Prozesses in einer Art molekularem Film aufzuzeichnen. Hierfür
entwickelten sie eine Methode für die Synchrotron Lichtquelle Schweiz SLS
weiter, die vorher nur an den FEL anwendbar war. Die Studie unterstreicht
die Synergie zwischen den Analysemöglichkeiten an den beiden
Grossforschungsanlagen SwissFEL und SLS am PSI. «Mit der neuen Methode an
der SLS können wir nun auch den letzten Teil der Bewegung des
Bacteriorhodopsins nachvollziehen, bei dem die Schritte im
Millisekundenbereich liegen», erklärt Tobias Weinert, Erstautor der
Studie. «Mit Messungen an den FEL in den USA und Japan hatten wir bereits
vor der Inbetriebnahme des SwissFEL die ersten beiden Teilprozesse
gemessen», so Weinert. «Diese laufen sehr schnell, innerhalb von Femto-
bis Mikrosekunden ab.» Eine Femtosekunde ist ein Billiardstel einer
Sekunde.

Um solche Prozesse beobachten zu können, verwenden die Forschenden die
sogenannte «Pump-Probe» oder «Anregungs-Abfrage»-Kristallografie. Mit
dieser Methode können sie Schnappschüsse der Proteinbewegungen aufnehmen,
die sie dann zu Filmen zusammensetzen. Für die Experimente werden Proteine
in Kristallform gebracht. Ein Laserstrahl, der das Sonnenlicht imitiert,
löst die Bewegungskette im Protein aus. Röntgenstrahlen, die danach auf
die Probe treffen, erzeugen Beugungsbilder, die von einem hochauflösenden
Detektor aufgenommen werden. Computer berechnen daraus dann ein Bild der
Proteinstruktur zum jeweiligen Zeitpunkt.

Der aus den Messungen an der SLS entstandene Film zeigt, was für
Strukturveränderungen im Molekül Bacteriorhodopsin in den nächsten 200
Milisekunden passieren, nachdem es durch Licht angeregt wurde. Damit ist
nun ein kompletter sogenannter «Photozyklus» des Moleküls aufgeklärt.

Bacteriorhodopsin fungiert als biologische Maschine, die Protonen vom
Inneren der Zelle durch die Membran nach aussen pumpt. Dadurch entsteht
ein Konzentrationsgefälle an der Zellmembran. An ihrer Aussenseite
befinden sich mehr Protonen als an ihrer Innenseite. Dieses Gefälle nutzt
die Zelle, um Energie für ihren Stoffwechsel zu gewinnen, indem sie den
Protonen an anderer Stelle erlaubt, ihre ausserhalb und innerhalb
unterschiedlichen Konzentrationen auszugleichen. Dabei produziert sie ATP,
einen universellen Energieträger in Lebewesen. Anschliessend stellt
Bacteriorhodopsin das Konzentrationsgefälle wieder her.

«Bei der neuen Studie konnten wir nun die grössten je in Echtzeit
aufgenommenen, strukturellen Veränderungen eines Moleküls sehen», mit
«gross» meint der Wissenschaftler neun Ångström, das ist eine Million Mal
feiner als ein menschliches Haar dick ist. Durch diese strukturellen
Änderungen des Proteins öffnet sich eine Lücke im Protein, in der sich
eine Kette von Wassermolekülen bildet, die für den Protonentransport durch
die Zellmembran verantwortlich ist. «Diese Wasserkette hat noch niemand
vor uns direkt beobachtet», freut sich der Biochemiker.

Diese Beobachtungen waren nur dadurch möglich, dass die vorher am SwissFEL
angewandte Methode nun auch für die Nutzung an der SLS modifiziert wurde,
und dank des neuen hochauflösenden und schnellen "Eiger"-Detektors an der
SLS. Die neue Untersuchungsmethode mithilfe von Synchrotrons wie der SLS
wird die Forschung weltweit beflügeln, ist sich Weinert sicher.
«Forschende können die neue Methode nutzen und so viel effizienter sein,
da es weltweit viel mehr Synchrotrons gibt als Freie Elektronenlaser.
Ausserdem benötigt man dafür weniger Proteinkristalle als es für
Experimente an den FEL bedarf», ergänzt Weinert.

Für die sehr schnell ablaufenden, molekularen Prozesse und um besonders
scharfe Bilder und genaue Ergebnisse zu erhalten, sind die Forschenden
dennoch auf den SwissFEL angewiesen. «Die Abläufe zu Beginn des
Photozyklus passieren innerhalb von Femtosekunden. Solche schnellen
chemischen Reaktionen zu beobachten ist nur an den FEL möglich.» Zudem
können an den FEL Strukturen mit höherer Auflösung aufgenommen werden.
Denn dadurch, dass am Linearbeschleuniger so viele Photonen auf einmal auf
die Probe treffen, kann der Detektor ein extrem scharfes Bild aufnehmen.

Weinert betont die Synergie der beiden Grossforschungsanlagen: «Am
SwissFEL steht nur wenig Strahlzeit zur Verfügung. Mit den Messungen an
der SLS können wir vorher sicherstellen, dass unser Experiment am SwissFEL
erfolgreich sein wird. So wird dessen Effizienz gesteigert».

Die Ergebnisse der Studie veröffentlichen die Forschenden nun im
Fachjournal Science.

Text: Paul Scherrer Institut/Christina Bonanati


Über das PSI

Das Paul Scherrer Institut PSI entwickelt, baut und betreibt grosse und
komplexe Forschungsanlagen und stellt sie der nationalen und
internationalen Forschungsgemeinde zur Verfügung. Eigene
Forschungsschwerpunkte sind Materie und Material, Energie und Umwelt sowie
Mensch und Gesundheit. Die Ausbildung von jungen Menschen ist ein
zentrales Anliegen des PSI. Deshalb sind etwa ein Viertel unserer
Mitarbeitenden Postdoktorierende, Doktorierende oder Lernende. Insgesamt
beschäftigt das PSI 2100 Mitarbeitende, das damit das grösste
Forschungsinstitut der Schweiz ist. Das Jahresbudget beträgt rund CHF 407
Mio. Das PSI ist Teil des ETH-Bereichs, dem auch die ETH Zürich und die
ETH Lausanne angehören sowie die Forschungsinstitute Eawag, Empa und WSL.


Originalpublikation:

Proton uptake mechanism in bacteriorhodopsin captured by serial
synchrotron crystallography

Tobias Weinert, Petr Skopintsev, Daniel James, Florian Dworkowski,
Ezequiel Panepucci, Demet Kekilli, Antonia Furrer, Steffen Brünle, Sandra
Mous, Dmitry Ozerov, Przemyslaw Nogly, Meitian Wang, Jörg Standfuss

Science, 5. Juli 2019

DOI: https://dx.doi.org/10.1126/science.aaw8634

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution695

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Paul Scherrer Institut (PSI), 04.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ASTRO/405: Physik-Nobelpreisträger Takaaki Kajita eröffnet Teilchenbeschleuniger im Dresdner Felsenkeller (idw)


Technische Universität Dresden - 04.07.2019

Physik-Nobelpreisträger Takaaki Kajita eröffnet Teilchenbeschleuniger im
Dresdner Felsenkeller



Was geht im Inneren der Sonne und den anderen unzähligen Sternen des
Universums vor? Diese Frage beschäftigt Wissenschaftler weltweit. Bislang
konnten sie jedoch nur an zwei Orten mittels Experimenten Antworten darauf
bekommen. Nach zwei Jahren Bauzeit wurde nun eine dritte Forschungsstätte
eingeweiht: Am 4. Juli ging das gemeinsam von Helmholtz-Zentrum
Dresden-Rossendorf (HZDR) und TU Dresden errichtete Felsenkellerlabor in
Betrieb. Die Forschungsstätte, gelegen am südwestlichen Stadtrand von
Dresden in einem ehemaligen Lager der Felsenkeller-Brauerei, wurde in
Anwesenheit des Physik-Nobelpreisträgers Prof. Takaaki Kajita von der
Universität Tokio eröffnet.


Dem Inneren von Sonne und Sternen auf der Spur

"Der Untertage-Beschleuniger im Felsenkeller wird ein entscheidendes
Instrument sein, um die Entstehung der Elemente im Universum zu verstehen
und bessere Vorhersagen über den Neutrinofluss von der Sonne zu treffen.
Da diese Maschine Wissenschaftlern aus aller Welt offen steht, kann die
gesamte Gemeinschaft der nuklearen Astrophysik von ihr profitieren. Als
Neutrino- und Gravitationswellenphysiker freue ich mich daher sehr auf
neue Daten aus dem Felsenkeller Untergrund-Teilchenbeschleuniger",
erklärte Kajita zur Eröffnung des unter einer 45 Meter dicken Felsdecke
gelegenen Ionenbeschleunigers. Das Dresdner Labor ist erst das zweite
dieser Art in Europa und das dritte weltweit. "Wir sind damit in der Lage,
fundamentale Prozesse, die in allen Sternen ablaufen, zu simulieren",
ergänzte Dr. Daniel Bemmerer vom HZDR, technischer Leiter des
Felsenkeller-Labors.

Mit der Eröffnung schließt sich ein Kreis. Zum Richtfest des
Felsenkellerlabors vor fast genau zwei Jahren, am 28. Juni 2017, hielt der
ebenfalls 2015 mit dem Nobelpreis für Physik ausgezeichnete Prof. Arthur
B. McDonald aus Kanada den Festvortrag. Kajita und McDonald waren für ihre
Entdeckung, dass durch Reaktionen im Inneren der Sonne freigesetzte,
winzige Elementarteilchen sich auf ihrem Weg zur Erde in eine andere
Teilchenfamilie umwandeln, die sogenannte Neutrino-Flavour-Oszillation,
ausgezeichnet worden.

Angespornt von dieser Entdeckung, bemühen sich seither Physiker weltweit,
das Modell der Sonne zu verbessern, um präzisere Voraussagen über die Zahl
der von der Sonne ausgesendeten Neutrinos, also vor der Oszillation, zu
erhalten. Hierzu werden unter anderem die Kernreaktionen aus dem Innern
der Sonne im Labor nachgestellt. Weil diese Reaktionen sehr langsam
ablaufen, können sie nur in besonders abgeschirmten Beschleunigerlabors
unter Tage untersucht werden. Das Stollen-Gestein bildet einen natürlichen
Schild gegen die kosmische Höhenstrahlung, die die Erde im Sekundentakt
mit Teilchen bombardiert. "Da das unsere Messungen verzerrt, können wir
die Experimente nicht an der Erdoberfläche durchführen", erläuterte Kai
Zuber, Professor für Kernphysik an der TU Dresden und wissenschaftlicher
Leiter des Labors.

Die Zusammenarbeit der Physiker Zuber und Bemmerer im Labor des
Felsenkellers ist ein Beispiel für die gelebte Vernetzung Dresdner
Wissenschaftseinrichtungen im Verein DRESDEN-concept.
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MELDUNG/830: Wie sich lebende Materie durch chemische Signale selbst organisiert (idw)


Max-Planck-Institut für Dynamik und Selbstorganisation - 04.07.2019

Wie sich lebende Materie durch chemische Signale selbst organisiert

Wissenschaftler vom Max-Planck-Institut für Dynamik und Selbstorganisation
zeigen neuen Mechanismus der Selbstorganisation lebender Materie.



Zellen und Mikroorganismen produzieren und absorbieren verschiedenste
Arten von Chemikalien, von Nährstoffen bis hin zu Signalmolekülen.
Dasselbe geschieht auf der Nanoskala innerhalb der Zellen selbst, wo
Enzyme die Produktion und den Verbrauch der für das Leben notwendigen
Chemikalien katalysieren. In einer neuen Arbeit, veröffentlich in Physical
Review Letters, haben Jaime Agudo-Canalejo und Ramin Golestanian von der
Abteilung "Physik lebender Materie" am Max-Planck-Institut für Dynamik und
Selbstorganisation (MPIDS) und der University of Oxford einen allgemeinen
Mechanismus gefunden, durch den sich solche chemisch aktiven Partikel,
seien es Zellen, Enzyme oder künstliche synthetische Kolloide, gegenseitig
wahrnehmen und letztendlich in vielfältiger Weise selbst organisieren
können.

Sich gegenseitig durch Chemie spüren

Mit einer Kombination von theoretischen Methoden und Computersimulationen
untersuchten die Forscher das Verhalten von Mischungen verschiedener
Teilchenarten, die ein chemisches Signal erzeugen oder absorbieren oder
konsumieren, das sie wiederum anzieht oder abstößt. Dabei fanden sie
heraus, dass sich die Partikel spontan und in verschiedenen
Konfigurationen zu Clustern zusammenfinden oder voneinander entfernen,
abhängig von den Eigenschaften der einzelnen Teilchenarten sowie von den
Verhältnissen, in denen die Arten gemischt sind. Mischungen einer
Produzenten- und einer Konsumentenart können sich beispielsweise unter
bestimmten Bedingungen vollständig in zwei separate Cluster aufteilen,
sich unter anderen Bedingungen jedoch zu einem Cluster mit einer genau
definierten Zusammensetzung zusammenschließen. Noch spektakulärer ist,
dass diese Cluster spontan anfangen können, sich wie ein Komet aus eigenem
Antrieb heraus zu bewegen, wobei eine dicht gedrängte Gruppe von
Produzenten von einem Schweif von Konsumenten verfolgt wird
beziehungsweise umgekehrt.

Drittes Newtonsches Gesetz gebrochen

Nach Agudo-Canalejo und Golestanian ist dieses chemisch vermittelte
Zusammenwirken eine Besonderheit, da es effektiv das dritte Newtonsche
Gesetz von gleicher Aktion und Reaktion brechen: Zum Beispiel kann ein
Partikel der einen Spezies von einem Partikel der anderen Spezies
angezogen werden, während die zweite von der ersten abgewiesen wird, so
dass ein Partikel schließlich den anderen verfolgt. Diese und andere
Besonderheiten sind eine direkte Folge der chemischen Aktivität, die für
lebende Materie charakteristisch ist, und sind für das große Spektrum an
Selbstorganisation verantwortlich, das in solchen System beobachtet werden
kann, jedoch in einem nichtlebenden System fehlen würde.

"Wir erwarten, dass sich unser Minimalmodell auf eine Vielzahl von
Problemen in Biologie und Technik anwenden lässt. Die beobachteten sich
selbst antreibenden Cluster können beispielsweise relevant sein, um
Mechanismen der kollektiven Migration von Zellen oder Mikroorganismen in
heterogenen Geweben oder Kolonien zu verstehen. Auf einer viel kleineren
Skala innerhalb der Zelle kann das Modell erklären, warum Enzyme, die
gemeinsam an katalytischen Prozessen teilnehmen, dazu neigen, auch
räumlich nahe beinander zu sein - eine Beobachtung, die bisher keine
generische Erklärung hatte;" betont Erstautor der Studie, Jaime
Agudo-Canalejo. MPI-Direktor Ramin Golestanian ergänzt: "Wir halten auch
Anwendungen in der Entwicklung von aktiven Materialien für möglich, bei
denen sich synthetische Partikel, die chemische Reaktionen katalysieren,
selbstständig zu einem größeren Ganzen zusammensetzen."
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AUSSEN/2157: Hongkong - Internationale Verlässlichkeit Chinas auf dem Prüfstand


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 9. Juli 2019

Hongkong: Internationale Verlässlichkeit Chinas auf dem Prüfstand



Anlässlich der Erklärung von Hongkongs Regierungschefin zum
Auslieferungsgesetz erklärt Jürgen Trittin, Mitglied im Auswärtigen
Ausschuss:

Hongkongs Regierungschefin Carrie Lam hat das geplante
Auslieferungsgesetz für "tot" erklärt. Es ist gut, wenn diese Pläne
nicht mehr verfolgt werden. Wenn das ruhende Gesetzesvorhaben auf
diese Weise Ende des Jahres ohnehin ausläuft, kann man es auch jetzt
zurückziehen. Das wäre nach dem langen Lavieren von Lam endlich ein
deutliches Zeichen an China.

China erklärt Hongkong zur inneren Angelegenheit und will so eine
Debatte verhindern. Das darf die Bundesregierung nicht hinnehmen. Sie
muss der chinesischen Führung klar machen: In Hongkong steht die
internationale Verlässlichkeit Chinas auf dem Prüfstand. Es geht um
die Frage, ob die völkerrechtliche Vereinbarung "ein Land, zwei
Systeme" respektiert wird oder nicht. Die chinesische Regierung redet
gern von internationaler Ordnung. Jetzt gilt es zu zeigen, dass sie
sich auch daran hält.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 9. Juli 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. Juli 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





EUROPA/1807: Wahlen in Griechenland - Nordmazedonien muss sich auf neue griechische Regierung verlassen können


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 8. Juli 2019

Wahlen in Griechenland: Nordmazedonien muss sich auf neue griechische Regierung verlassen können



Anlässlich der Wahlen in Griechenland erklärt Manuel Sarrazin, Sprecher
für Osteuropapolitik:

Wir gratulieren Kyriakos Mitsotakis zu seinem Wahlsieg und wünschen
ihm politischen Mut und europäische Weitsicht für die anstehenden
Herausforderungen.

Kyriakos Mitsotakis darf die Zukunft Nordmazedoniens nicht aufs Spiel
setzen. Der Namensstreit zwischen beiden Ländern ist gelöst und muss
es bleiben. Alle europäischen Regierungen sollten deshalb die
EU-Beitrittsverhandlungen mit Nordmazedonien im Herbst eröffnen. Alles
andere wäre unverantwortlich und eines europäischen Miteinanders nicht
würdig.

Mit Alexis Tsipras wurde ein mutiger Europäer abgewählt. Er hat nicht
nur Griechenland aus dem Euro-Rettungspaket herausgeführt und wichtige
Reformen umgesetzt. Mit der Lösung des Namensstreits mit
Nordmazedonien hat er auch europäische Geschichte geschrieben. Dafür
gebührt ihm und dem mazedonischen Premier Zoran Zaev großer Dank. In
Zeiten von endlosen Brexit-Dramen und plumpem Populismus haben beide
eindrücklich bewiesen, dass nur europäisches Miteinander zu
tragfähigen Lösungen führen kann.

 * 
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UMWELT/1864: Start des Hochrangigen Politischen Forums in New York - Nachhaltige Entwicklung vorantreiben


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 9. Juli 2019

Start des Hochrangigen Politischen Forums in New York: Nachhaltige Entwicklung vorantreiben



Zum Start des Hochrangigen Politischen Forums der Vereinten Nationen
(HLPF) in New York erklären Uwe Kekeritz, Sprecher für
Entwicklungspolitik, und Gerhard Zickenheiner, Mitglied im
parlamentarischen Beirat für nachhaltige Entwicklung:

Das High Level Forum bietet die Chance, die konkrete Umsetzung der
Agenda 2030 und der 17 globalen Nachhaltigkeitsziele voranzubringen
und dem Prozess neues Momentum zu verleihen. Hierzu braucht es einen
starken Appell als Grundlage für das Gelingen des SDG-Gipfels im
September dieses Jahres. Leider hinken Deutschland und die
internationale Gemeinschaft bei der Umsetzung der Agenda 2030
hinterher. In vier Jahren ist viel zu wenig passiert. Dabei sind die
Nachhaltigkeitsziele ein Meilenstein der internationalen
Zusammenarbeit. Sie sind - gemeinsam mit dem Pariser Klimaabkommen -
ein einmaliges globales Transformationsprojekt hin zu einer
friedlicheren, gerechteren und lebenswerteren Welt. Darum braucht es
konkrete Maßnahmen, die für unsere Weltgemeinschaft verbindlich sind
und auf ökologischer, wirtschaftlicher und sozialer Ebene messbare
Veränderungen herbeiführen.

Zum Erreichen der Agenda 2030 muss sowohl die Zusammenarbeit
innerhalb, als auch zwischen den Regierungen endlich besser werden.
Statt kleinkariertem Kirchturmdenken braucht es den Willen, gemeinsam
etwas zu verändern. Die drängendsten Zukunftsfragen können nur
zusammen bewältigt werden. Insbesondere auch in Deutschland zeigt sich
eine mangelnde Seriosität im Umgang mit unserer Zukunft. Die
Regierungen investieren viel zu wenig Mittel in die Umsetzung der
Nachhaltigkeitsziele. Das muss sich umgehend ändern, denn gerade in
Sachen Klimaschutz bleibt keine Zeit. Ein wichtiger Treiber für
Veränderung ist die Zivilgesellschaft. Sie muss sowohl bei den
Gipfeln, als auch bei der Umsetzung der SDGs viel ernsthafter
beteiligt werden.

Leider scheitert die Bundesregierung weiterhin daran, die Widersprüche
der eigenen Politik und die damit verbundenen Zielkonflikte
aufzulösen. Statt global zu denken und lokal zu handeln, stehen Merkel
und Co. beispielsweise bei den Zukunftsthemen Umwelt und Klima weiter
auf der Bremse. Statt schädliche Subventionen abzubauen und für einen
gerechten Handel einzutreten, werden die Agrarindustrie und die
Massentierhaltung hofiert und auch aus dem Kanzleramt eine ungerechte
Handelspolitik vorangetrieben. Kurz: Nachhaltigkeit, also eine
soziale, faire und klimagerechte Zukunft, braucht aktives und
beherztes Handeln. Wir fordern die Bundesregierung auf, sich in New
York und bei den kommenden Gipfeln endlich dementsprechend zu
verhalten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 9. Juli 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. Juli 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





UMWELT/1863: Anton Hofreiter zu Klimaschutz/Klimakonsens, Syrien und Seenotrettung


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 8. Juli 2019

Statements des Fraktionsvorsitzenden Anton Hofreiter zu den Themen Klimaschutz/Klimakonsens, Syrien und Seenotrettung:



Klimaschutz/Klimakonsens

"Wir haben bereits einen Klimakonsens. Dieser Klimakonsens ist
einstimmig im Deutschen Bundestag verabschiedet worden, es ist das
Pariser Klimaschutzabkommen. Dieses Pariser Klimaschutzabkommen muss
jetzt umgesetzt werden. Wir Grünen haben ein Konzept vorgelegt für ein
Sofortprogramm zum Klimaschutz, die Umweltministerin hat ein Konzept
vorgelegt und die Union? Die Union hat es bis jetzt immer nur
geschafft, zu allen konkreten Maßnahmen im Klimaschutz Nein zu sagen.
Der Verkehrsminister ist im Bereich des Klimaschutzes ein
Totalausfall. Die Agrarministerin ist über Ankündigungen nicht
hinausgekommen, auch beim Wirtschaftsminister Herrn Altmaier liegt
jetzt seit sechs Monaten der Konsens zum Kohleausstieg in der
Schublade, ohne dass erkennbar wird, was geschehen ist.

Dabei sind die Maßnahmen bekannt: Wir brauchen einen schnellen Ausbau
der erneuerbaren Energien, einen schnellen und raschen Kohleausstieg
in Absprache mit den Regionen und den Beschäftigten, eine
Verkehrswende und eine Agrarwende. Allein vom Reden wird nichts
geschehen. Und deshalb erwarten wir von der Bundesregierung, dass sie
nicht mehr diskutiert, wie und ob sie Klimaschutz macht, sondern wir
erwarten von der Bundesregierung, dass sie endlich anfängt mit
konkreten Klimaschutzmaßnahmen, denn uns droht die Zeit davonzulaufen.

Die Klimakrise verschärft sich in einem Ausmaß, wie das selbst viele
Wissenschaftler in der Heftigkeit und in der Kürze nicht erwartet
hatten. Wir sehen es am immer schneller schmelzenden Eis in der Arktis
und der Antarktis. Wir sehen es an immer heftigeren Stürmen und Dürren
und Regenereignissen, deshalb: Der Zeitpunkt zum Handeln ist endgültig
gekommen und die Union soll aufhören, mit Nebelkerzen und Neinsagerei
den Klimaschutz zu blockieren."

Syrien

"Ich erwarte von der Bundesregierung, dass sie zu den abenteuerlichen
Ankündigungen von Herrn Trump in Bezug auf Syrien, ein klares Nein
sagt. Der Einsatz in Syrien ist bereits jetzt hochproblematisch und
völkerrechtswidrig und dieser Einsatz darf auf gar keinen Fall
ausgeweitet werden. Die Kurden sind in einer sehr, sehr schwierigen
Lage, denn sie stehen auf der einen Seite von Syrien und auf der
anderen Seite vom NATO-Mitgliedsland Türkei unter Druck. Da müssen die
Bundesregierung und die Europäische Union diplomatisch mehr
politischen Druck ausüben, damit die Kurden nicht wieder Opfer
unverantwortlichen politischen Handelns werden."

Seenotrettung

"Der Zustand der europäischen Seenotrettung ist beschämend. Es kann
nicht sein, dass die europäischen Staaten Woche für Woche, Monat für
Monat versagen, Menschen aus Seenot zu retten, und dann noch die
Retter angegriffen und kriminalisiert werden. Ich erwarte von der
Bundesregierung, dass sie sich verstärkt darum kümmert, dass wir
endlich zu einer europäischen Lösung kommen. Was wir brauchen, ist
eine schnelle Wiederauflage eines europäischen Seenotrettungsprogramms
und eine faire Verteilung. Es gibt zahlreiche Städte und Gemeinden,
die bereit wären, Geflüchtete aufzunehmen, es mangelt aber an
nationalen Regierungen, die diese Hilfsbereitschaft auch zulassen.
Das, was im Mittelmeer passiert, ist nicht nur erschütternd, sondern
es steht auch im Widerspruch zu den Werten, für die die Europäische
Union eigentlich stehen sollte."

 * 
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VERKEHR/808: Ziel von null Verkehrstoten weit verfehlt


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 9. Juli 2019

Ziel von null Verkehrstoten weit verfehlt



Angesichts der aktuellen Zahlen des Statistischen Bundesamtes zu den
Straßenverkehrsunfällen 2018 erklärt Daniela Wagner, Sprecherin für
Stadtentwicklung:

Der Bundesverkehrsminister muss das Thema Verkehrssicherheit endlich
mit konkreten Maßnahmen angehen, wenn das Ziel von null Verkehrstoten
mehr als ein Lippenbekenntnis sein soll.

Die Straßenverkehrsordnung muss endlich im Sinn einer nachhaltigen
Verkehrswende und eines Mehr an Sicherheit geändert werden. Die
Kommunen benötigen höhere Freiheitsgrade, um städtebauliche Ziele zu
verwirklichen und die Entwicklung einer neuen Mobilitätskultur zu
unterstützen.

Es muss den Kommunen leichter möglich sein, eigenständig und
unbürokratisch über die Einführung von Tempo 30 innerorts auf allen
Straßen zu entscheiden. So werden Fußgängerinnen und
Fahrradfahrerinnen effektiv geschützt. Auch sollte es vereinfacht
werden, Fahrbahnen in Fuß- und Fahrradwege umzuwidmen oder
ausschließlich für den öffentlichen Personennahverkehr auszuweisen.

Zusätzlich sind neben den Abbiegeassistenzsystemen für LKW mehr
Notausweich- und Notbremsassistenzsysteme zum Schutz von Fußgängern
und Radfahrern notwendig. Auch die Einführung eines Tempolimits von
130 km/h auf Autobahnen ist angesichts der vorliegenden Zahlen im
Sinne des gesunden Menschenverstandes.
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BILDUNG/1032: Das neue Aufstiegs-BAföG stärkt die berufliche Bildung


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 8. Juli 2019

Das neue Aufstiegs-BAföG stärkt die berufliche Bildung

Wichtiger Beitrag zur Gleichwertigkeit von beruflicher und
akademischer Bildung



Am vergangenen Samstag hat Bundesbildungsministerin Anja Karliczek
erste Inhalte der Novelle des Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetz
(AFBG) öffentlich gemacht. Hierzu erklären der bildungs- und
forschungspolitische Sprecher der CDU/CSU-Fraktion, Albert Rupprecht,
und der zuständige Berichterstatter, Stephan Albani:

Albert Rupprecht: "Die vorgesehenen Verbesserungen bei der
Aufstiegsförderung sind ein weiterer Meilenstein zur Stärkung der
beruflichen Bildung, die für uns ein Kernthema ist und bleibt. Die
berufliche Bildung sichert den Fachkräftenachwuchs und ist
beständiger Garant für die Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands. Das
neue Aufstiegs-BAföG wird noch besser dabei helfen, dass jeder seine
Talente auf dem Bildungsweg bestmöglich zur Entfaltung bringen kann.
Wir freuen uns auf das parlamentarische Verfahren zu einer Novelle,
die aktiv zur Gleichwertigkeit von beruflicher und akademischer
Bildung beitragen wird."

Stephan Albani: "Die Berufliche Bildung ist ein wichtiges
Anliegen der Arbeit der Unionsfraktion im Deutschen Bundestag. Mit
der Einigung zum Aufstiegs-Bafög wird das zentrale Versprechen der
sozialen Markwirtschaft erneuert, durch Arbeit, Ausbildung und
Weiterbildung den sozialen Aufstieg zu ermöglichen. Es ist ein großer
Erfolg der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, dass wir die berufliche wie
die akademische Ausbildung stärken.

Die Erlassregeln für Darlehen werden deutlich großzügiger ausfallen
und so noch mehr Menschen motivieren, eine Aufstiegsqualifizierung
aufzunehmen. Die Darlehen werden sogar vollständig erlassen, wenn ein
Betrieb übernommen oder gegründet wird. Ein starkes Zeichen für
Existenzgründer und kleine Unternehmen. Ab 2023 sollen die Darlehen
dann auch ohne Zinsen gewährt werden. Ich freue mich besonders über
die verbesserten Bedingungen für Familien, zur Kinderbetreuung und
zur Unterhaltsförderung."

 * 
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INNEN/3488: Kommunale Kassenkredite abbauen - Länder in die Pflicht nehmen


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 8. Juli 2019

Kommunale Kassenkredite abbauen - Länder in die Pflicht nehmen

Föderale Strukturen einzuhalten ist kein "Schwarzer-Peter-Spiel"



Das "Aktionsbündnis für die Würde unserer Städte" fordert einen
gemeinsamen Altschuldenfonds von Bund, Ländern und Kommunen. Dazu
erklärt der Vorsitzende der Arbeitsgemeinschaft Kommunalpolitik der
CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag Christian Haase:

"Wir sehen die Not der betroffenen Kommunen und haben für ihre
Forderung Verständnis, bestehende Kassenkredite abzubauen und die
Kommunen zu entschulden.

Dabei darf aber nicht vergessen werden: Die Länder sind für eine
auskömmliche aufgabenangemessene Finanzausstattung der Kommunen
verantwortlich. Dazu gehört auch der Abbau kommunaler Kassenkredite.
Das Land Hessen hat mit seiner 'Hessenkasse' gezeigt, wie es geht.
Die hessischen Kommunen haben Ende 2018 ihre Kassenkredite von rund
4,9 Mrd. Euro an die 'Hessenkasse' übertragen und sind damit
entschuldet. Dies ist ein Vorbild auch für die anderen betroffenen
Länder. Föderale Strukturen einzuhalten, was die Länder an anderer
Stelle immer einfordern, darf kein 'Schwarzer-Peter-Spielen' sein.

'Wer bestellt, bezahlt' ist der richtige Ansatz - die Forderung aber
an den Bund zu richten, verkennt die Tatsachen. Jedes Bundesgesetz,
das zu Belastungen der Länder führt, die diese an die Kommunen
weitergeben, bedarf der Länderzustimmung im Bundesrat. Für die
Mehrbelastung erhalten die Länder einen finanziellen Ausgleich vom
Bund. Wenn drei Flächenländer hohe kommunale Kassenkredite aufweisen
und zehn andere Flächenländer nicht, zeigt das deutlich, wo die
Probleme zu verorten sind - bei den jeweiligen Ländern. Hinzukommen
landesinterne Rahmenbedingungen: So kämpfen nordrhein-westfälische
Kommunen nach wie vor mit den Folgen einer finanzstrukturellen
Änderung im Finanzausgleichsgesetz, die Mitte der 80er Jahre
vorgenommen wurde und die Bildung von Kassenkrediten befördert hat -
ein Umstand, an dem der Bund gänzlich unbeteiligt war.

Genauso wichtig wie der Abbau kommunaler Kassenkredite sind
strukturelle Änderungen, um eine Neuverschuldung dauerhaft zu
verhindern. Nur wenn dies verlässlich sichergestellt werden kann,
sehen wir eine Verhandlungsoption über ein Bundesengagement bei der
Tilgung von Altschulden. Die Neuordnung des
Bund-Länder-Finanzausgleichs ab 2020 leistet dafür einen wichtigen
Beitrag. Die Länder erhalten mehr Bundesmittel, und die kommunale
Finanzlage fließt stärker als bislang in die Mittelverteilung ein.
Während der Bund strukturelle Änderungen unterstützt, ist
diesbezüglich von Länderseite in der Kommission zur Schaffung
gleichwertiger Lebensverhältnisse nichts zu vernehmen gewesen. Ohne
Eigenengagement nur auf den Bund zu schielen, ist der falsche
Ansatz."

Hintergrund:

Das "Aktionsbündnis für die Würde unserer Städte", ein
Zusammenschluss mehrerer hochverschuldeter Kommunen vornehmlich aus
Nordrhein-Westfalen, dem Saarland und Rheinland-Pfalz, fordert bei
der Umsetzung der Ergebnisse der Kommission zur Schaffung
gleichwertiger Lebensverhältnisse einen gemeinsamen Altschuldenfonds
von Bund, betroffenen Ländern und Kommunen einzurichten.

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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SOZIALES/1997: Wirksamkeit des Entgelttransparenzgesetzes weiter beobachten


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 9. Juli 2019

Wirksamkeit des Entgelttransparenzgesetzes weiter beobachten

Ja zu Informationskampagnen, Nein zur Verschärfung des Gesetzes



Am morgigen Mittwoch wird das Bundeskabinett den Bericht der
Bundesregierung zur Wirksamkeit des Gesetzes zur Förderung der
Entgelttransparenz zwischen Frauen und Männern beschließen. Dazu
erklärt die stellvertretene Vorsitzende der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Nadine Schön:

"Der Bericht zeigt vor allem eins: Die Datenerhebung und die
Bewertung des Entgelttransparenzgesetzes erfolgten zu einem sehr
frühen Zeitpunkt: Insbesondere gilt das für ein zentrales Instrument,
den individuellen Auskunftsanspruch. Dieser kann seit dem 6.1.2018
geltend gemacht werden, erste Interviews über die neue Regelung
erfolgten bereits im Mai und im Juni 2018. Daher ist eine umfassende
Beurteilung zum jetzigen Zeitpunkt überhaupt noch nicht möglich.

Die Bundesregierung spricht in ihrer Stellungnahme selbst davon, dass
das Evaluationsgutachten von Kienbaum lediglich erste Hinweise auf
die Wirksamkeit des Gesetzes geben kann. Mehr aber auch nicht.

Wir haben im Koalitionsvertrag mit der SPD festgelegt, dass wir auf
der Grundlage der ersten Erfahrungen über weitere erforderliche
Schritte entscheiden werden. Sinnvoll sind sicherlich die von der
Bundesregierung vorgeschlagenen Informations- und Beratungsangebote,
um die Regelungen des Gesetzes bekannter zu machen. Verschärfungen
dagegen, wie sie Kienbaum empfiehlt, wären übereilt."

 * 

Quelle:
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VERKEHR/759: Opposition betreibt Sommertheater


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 9. Juli 2019

Opposition betreibt Sommertheater

Opposition beantragt Sondersitzung des Verkehrsausschusses zur
PKW-Maut



Die Fraktionen der FDP, DIE LINKE und BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN haben am
08. Juli 2019 eine Sondersitzung des Ausschusses für Verkehr und
digitale Infrastruktur für den 10. Juli 2019 beantragt, mit dem Ziel
der Unterrichtung durch das Ministerium zu den Folgen des
EuGH-Urteils zur PKW-Maut. Hierzu erklärt die verkehrspolitische
Sprecherin der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Daniela Ludwig:

"Der Opposition fehlt jedes ernsthafte Interesse an einer sachlichen
Debatte über die Folgen des EuGH-Urteils zur PKW-Maut. Wer am Montag
eine Sondersitzung des Verkehrsausschuss für den übernächsten Tag
beantragt, kann nicht für sich in Anspruch nehmen, ein geordnetes
Verfahren mit wirklichem Erkenntnisgewinn zu wollen. Am 18. Juni
urteilte der Europäische Gerichtshof auf Klage der Republik
Österreich in Sachen Infrastrukturabgabe in Deutschland. Das
Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur hat
daraufhin umgehend eine Task Force eingerichtet, die sich seitdem mit
den Folgen des Urteils beschäftigt. Am 25. Juni wurden die
Vertragsunterlagen den Abgeordneten zur Einsicht zur Verfügung
gestellt. Der Bundesverkehrsminister hat in der Sitzung des
Ausschusses am 26. Juni persönlich zum Urteil Stellung genommen und
die Fragen der Ausschuss-mitglieder beantwortet, ebenso in der
Aktuellen Stunde des Bundestages am gleichen Tag. Schriftlich
eingereichte Fragen wurden im Nachgang zur Ausschusssitzung am 26.
Juni beantwortet. Das Ministerium hat von Anfang an umgehend und
umfassend Transparenz hergestellt. In der parlamentarischen
Sommerpause eine Sondersitzung des Ausschusses zu inszenieren, ohne
konkret benennen zu können, welche Fragen in der Sitzung geklärt
werden sollen, zeigt, dass die Opposition kein Interesse an den
Fakten, sondern nur an der eigenen Selbstdarstellung hat."

 * 
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EUROPA/1731: Zu den Wahlen in Griechenland


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 8. Juli 2019

Zu den Wahlen in Griechenland



Zu den Wahlen in Griechenland kommentiert Jörg Schindler,
Bundesgeschäftsführer der Partei DIE LINKE:

Syriza verliert die Wahl und damit sitzen die Verursacher der Krise
wieder im Sattel. Die linke Regierung Tsipras ist mit Ihrem Versuch,
sich gegen das neoliberale Spardiktat zu stellen, gescheitert. Nicht
zuletzt die Bundesregierung hat Griechenland in eine ökonomisch
falsche und extrem unsoziale Sparpolitik gezwungen, die das gesamte
Land politisch und auch sozial lähmt.

Daher müssen wir auch anerkennen, dass die Linksregierung in
Griechenland auch an der Schwäche der linken Kräfte in anderen
europäischen Ländern gescheitert ist. Wir als europäische Linke waren
nicht in der Lage, die Regierungen der EU dazu zu zwingen, die
Erpressung Griechenlands zu beenden.

Besonders tragisch ist, dass wohl auch die erfolgreiche Beendigung des
Nordmazedonien-Konfliktes zu Stimmenverlusten für Syriza führte, weil
konservative Kräfte dieses Friedensprojekt als einen Angriff auf ein
vermeintliches Griechentum karikierten. Erneut haben konservative
Kräfte nationalistischer Diskurse bedient, um ihre eigene Position zu
stärken.

Aber wir geben nicht auf. DIE LINKE steht für einen konsequenten Kampf
gegen neoliberale Politik und nationalistische Mobilisierung. Für
diesen Kampf müssen wir stärker werden, wachsen. Es sind die
Auseinandersetzungen um Tarifverträge, um soziale Ansprüche und
Lebensqualität, um demokratische Rechte, um Antirassismus und
Humanität, um Klimaschutz. Mit diesen Kämpfen, die dort sind wo das
Leben spielt, können wir es schaffen.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 8. Juli 2019

Bundesgeschäftsstelle
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INNEN/5059: Martina Renner zu den Protesten gegen das Rechtsrock-Festival in Themar und der Unteilbar Demonstration


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 8. Juli 2019

Zu den Protesten gegen das Rechtsrock-Festival in Themar und der Unteilbar Demonstration in Leipzig, erklärt Martina Renner, stellvertretende Vorsitzende der Partei DIE LINKE



Erneut haben sich am Wochenende Nazis in Themar getroffen, um ihre
menschenverachtenden Hassbotschaften zu verbreiten. Bereits im Vorfeld
formierte sich ein breiter zivilgesellschaftlicher Widerstand, um
dieses Treiben nicht unwidersprochen geschehen zu lassen. Auch von
staatlicher Seite gab es ein klares Bekenntnis, dass Nazis nicht
erwünscht sind: Begrenzung des Alkoholgehaltes auf dem
Festivalgelände, Sicherstellung des Alkohols über 2,7 Vol.-% und eine
konsequente Kontrolle der auftretenden Bands. Kurz gesagt, ein breites
Bündnis aus linken, antifaschistischen Demonstranten hat sich mit
Unterstützung der Thüringer Behörden erfolgreich gegen das
Nazi-Festival gestellt. Ein gutes Signal, auch für Sachsen.

7.500 Demonstrantinnen und Demonstranten auf der Unteilbar
Demonstration in Leipzig. Ihr Wunsch nach Veränderung, nach einer
gerechten Gesellschaft ist allgegenwärtig. Gemeinsam mit verschiedenen
NGOs, Verbänden und anderen Parteien, hat die LINKE ein Zeichen für
Weltoffenheit, Demokratie und Antirassismus gesetzt. Ein Auftakt nach
Maß!

Mein Dank gilt allen Akteurinnen und Akteuren, die sich vor Ort gegen
faschistische Strukturen engagieren und mit Projekten und Aktionen
zivilgesellschaftliche Strukturen stärken. DIE LINKE steht solidarisch
an der Seite der Bürgerinnen und Bürger, die sich tagtäglich rechten
Meinung und Strukturen entgegenstellen. Wir sind unteilbar.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 8. Juli 2019

Bundesgeschäftsstelle
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SICHERHEIT/1978: LINKE gegen jeglichen Syrieneinsatz


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 8. Juli 2019

LINKE gegen jeglichen Syrieneinsatz



"Mit der LINKEN gibt es weder einen Einsatz von deutschen Truppen in
Syrien, noch eine Fortsetzung der militärisch-logistischen
Unterstützung des aktuellen völkerrechtswidrigen Militäreinsatzes",
erklärt Sevim Dagdelen, stellvertretende Vorsitzende und
abrüstungspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE. Dagdelen
weiter:

"Ein Kampfeinsatz deutscher Soldaten in Syrien auf Wunsch der USA ist
außenpolitisches Abenteurertum und eklatanter Völkerrechtsbruch.
Bereits jetzt ist der Einsatz der Bundeswehr ohne
UN-Sicherheitsratsbeschluss völkerrechts- und damit auch
grundgesetzwidrig. Daran ändert sich auch nichts, wenn der
Völkerrechtsbruch zum Gewohnheitsrecht wird.

Eine weitere, gar stärkere militärische deutsche Beteiligung am Krieg
in Syrien ist das Letzte, was dem Land Frieden bringt. Es ist ein
außenpolitisches Armutszeugnis für die Bundesregierung, wenn sie
bereit ist, das Völkerrecht weiter zu demontieren, um am Ende den
Bündnispartner USA nicht zu verprellen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 8. Juli 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.
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SICHERHEIT/1977: LINKE lehnt Einsatz deutscher Bodentruppen in Syrien ab


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 7. Juli 2019

LINKE lehnt Einsatz deutscher Bodentruppen in Syrien ab



"DIE LINKE warnt die Bundesregierung eindringlich davor, den
Bundeswehreinsatz in Syrien auszuweiten. Bodentruppen der Bundeswehr
nach Syrien zu schicken, lehnen wir strikt ab, das wäre ein Tabubruch.
Es braucht ein klares Bekenntnis der Bundesregierung, den Einsatz
deutscher Truppen in Syrien abzulehnen. Gedankenspiele, dies
sorgfältig zu prüfen, erklären wir eine klare Absage." Zudem wäre eine
solche Entsendung völkerrechtswidrig. Ersatz für US-amerikanische
Truppen in Syrien zu stellen, ermöglicht den USA, ihre Truppen
anderweitig einzusetzen. "Statt über Bodentruppen zu diskutieren, ist
es dringend geboten, die Tornados aus dem laufenden Einsatz abzuziehen
und den Einsatz nicht zu verlängern."

 * 

Quelle:
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UMWELT/693: Klimaschutz und soziale Gerechtigkeit gehören zusammen


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 8. Juli 2019

Klimaschutz und soziale Gerechtigkeit gehören zusammen



"Der für den Herbst angekündigte 'Nationale Klimakonsens' mit der
Opposition ist nur ein weiterer Versuch, auf die Zukunft gerichtete
Entscheidungen zu verhindern", erklärt die für Klimaschutz zuständige
Arbeitskreisleiterin der Fraktion DIE LINKE, Gesine Lötzsch, zum von
CDU-Chefin Annegret Kramp-Karrenbauer angestrebten nationalen
"Klimakonsens". Lötzsch weiter:

"Spätestens seit dem 2016 im Angesicht des Pariser Klimaabkommens
verabschiedeten 'Klimaschutzplan 2050' des Kabinetts ist klar, dass
bereits bis 2030 drastische Treibhausgaseinsparungen in allen
Wirtschaftssektoren auf der Tagesordnung stehen. Doch bis heute ist
nach diesem unverbindlichen Papier weder ein Klimaschutzgesetz
verabschiedet, noch der Kohleausstieg gesetzlich geregelt - von
bindenden Vorgaben für Verkehr, Gebäude und Landwirtschaft ganz zu
schweigen.

Unsere Botschaft an Frau Kramp-Karrenbauer ist deutlich: Klimaschutz
und soziale Gerechtigkeit gehören zusammen. Die dramatischen
Klimaveränderungen betreffen überall die Ärmsten. Sie müssen besonders
geschützt werden."

 * 

Quelle:
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Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin

Telefon: 030/240 09-0, Fax: 030 / 240 09 220

E-Mail: bundesgeschaeftsstelle@die-linke.de

Internet: www.die-linke.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. Juli 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





BUNDESTAG/8625: Heute im Bundestag Nr. 768 - 09.07.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 768

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 9. Juli 2019, Redaktionsschluss: 13.32 Uhr

1. Neue Cäcilienbrücke in Oldenburg

2. Bahnprojekte in Baden-Württemberg

3. Geringere Kosten von Rücküberweisungen

4. Handreichungen bleiben intern

5. Rohstoffabbau und Menschenrechte

6. Entwicklungen beim Wohngeld



1. Neue Cäcilienbrücke in Oldenburg

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Der Neubau der Cäcilienbrücke in Oldenburg soll nach
Angaben der Bundesregierung voraussichtlich Mitte 2024 abgeschlossen
sein. Dies sei unter anderem von Dauer und Ausgang des
Planfeststellungsverfahrens abhängig, schreibt sie in einer Antwort
(19/11253) auf eine Kleine Anfrage (19/10463) der Fraktion Die Linke.
Entgegen der ursprünglichen Planung sei die Herstellung der
Behelfsbrücke aus dem Planfeststellungsverfahren entkoppelt und
vorgezogen worden.

 * 

2. Bahnprojekte in Baden-Württemberg

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Von den 3.164 Eisenbahnbrücken in Baden-Württemberg
sind laut Infrastrukturkataster 2018 141 in den kommenden Jahren
sanierungsbedürftig. 1.004 Brücken seien in einem sehr guten Zustand,
schreibt die Bundesregierung in einer Antwort (19/11293) auf eine
Kleine Anfrage (19/10611) der FDP-Fraktion. Im Zeitraum bis
einschließlich 2030 würden zudem nach Auskunft der Deutschen Bahn AG
14 Tunnel in Baden-Württemberg erneuert. Hierfür seien Kosten von rund
306 Millionen Euro veranschlagt.

Darüber hinaus werde derzeit zwischen dem Land Baden-Württemberg und
der DB Station&Service AG das Bahnhofsmodernisierungsprogramm 2
verhandelt. Dabei gehe es um die nachhaltige Verbesserung der
Infrastruktur und die Ausstattung von Bahnhöfen unter dem
Gesichtspunkt der ganzheitlichen Modernisierung sowie der stufenfreien
Anbindung über Aufzüge und Rampen.

 * 

3. Geringere Kosten von Rücküberweisungen

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Die Bundesregierung will die Kosten bei
Rücküberweisungen von Migranten in ihre Herkunftsländer reduzieren,
damit ein höherer Anteil des überwiesenen Gesamtbetrages beim
Empfänger ankommt. Dies erleichtere die Erfüllung von
Grundbedürfnissen und trage somit in den Entwicklungsländern zu
weniger Armut bei, schreibt sie in einer Antwort (19/11272) auf eine
Kleine Anfrage (19/10821) der AfD-Fraktion. Zugleich stehe mehr Geld
für Investitionen zu Verfügung, wodurch auch die lokale
Wirtschaftsentwicklung unterstützt werde.

Die Bundesregierung arbeite mit der internationalen
Staatengemeinschaft zusammen an der Verbesserung der Rahmenbedingungen
für grenzüberschreitende Geldtransfers, heißt es in der Antwort
weiter. Ziel sei es, bis 2030 die Transaktionskosten für
Rücküberweisungen auf weniger als drei Prozent zu senken.

 * 

4. Handreichungen bleiben intern

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Die Bundesregierung kann der AfD keine Übersicht
über alle verwaltungsinternen Handreichungen des Bundesministeriums
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) übermitteln.
Auch ohne Kenntnis der Handreichungen sei eine Kontrolle der
Bundesregierung, insbesondere mit Blick auf die Verwendung von
Haushaltsmitteln, möglich und ein transparentes Regierungshandeln ist
gewährleistet, begründet sie diese Entscheidung in einer Antwort
(19/11275) auf eine Kleine Anfrage (19/10822) der AfD-Fraktion.
Handreichungen seien interne Handlungs- und Ausführungsempfehlungen
und -richtlinien ohne Bindungswirkung nach außen und sicherten eine
einheitliche Aufgabenwahrnehmung der jeweiligen Organisation.

Die Abgeordneten hatten sich insbesondere nach der Handreichung Nummer
HR023 erkundigt, in der die inhaltlichen und formalen Vorgaben der
bilateralen staatlichen Entwicklungszusammenarbeit zusammengestellt
sind. Dazu schreibt die Bundesregierung, die genannte Handreichung
regele Angelegenheiten, die den Kernbereich der exekutiven
Eigenverantwortung beträfen und sei nur für den internen Gebrauch
vorgesehen. "Eine Veröffentlichung hätte erhebliche nachteilige
Auswirkungen auf die Verhandlungsposition der Bundesregierung bei
entwicklungspolitischen Regierungskonsultationen und -verhandlungen
und würde in die Beurteilungs- und Einschätzungsprärogative der
Bundesregierung bei der Gestaltung internationaler Beziehungen
eingreifen", betont sie. Beispielsweise könnte das Partnerland
Entscheidungsspielräume zu Verfahrensschritten und technische
Voraussetzungen für die Projektumsetzung hieraus ablesen.

 * 

5. Rohstoffabbau und Menschenrechte

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Ob beim Abbau von seltenen Erden in den
Partnerländern der deutschen Entwicklungszusammenarbeit (EZ)
Menschenrechte beziehungsweise Sozial- und Umweltstandards verletzt
werden, will die FDP-Fraktion mittels einer Kleinen Anfrage (19/11279)
erfahren. Außerdem wollen die Abgeordneten von der Bundesregierung
wissen, welche konkreten Projekte und Maßnahmen im Rahmen der EZ in
den Jahren 2015, 2016, 2017 und 2018 durchgeführt wurden, um die
Umwelt- und Sozialstandards im Bereich der mineralischen
Rohstoffgewinnung zu verbessern.

 * 

6. Entwicklungen beim Wohngeld

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Aktuelle Daten und Entwicklungen beim Wohngeld sind
Thema einer Kleinen Anfrage (19/11281) der AfD-Fraktion. Unter anderem
wollen die Abgeordneten von der Bundesregierung wissen, wie und nach
welchen Kriterien sie die Effektivität des Wohngeldes als
armutsvermeidende Sozialleistung bewertet und welche Studien,
Gutachten und Analysen zur sozialpolitischen Wirksamkeit sie seit der
letzten Wohngeldreform vom 1. Januar 2016 in Auftrag gegeben hat.
Außerdem erkundigt sich die Fraktion nach der Entwicklung der Zahl der
Wohngeldanträge und Wohngeldbewilligungen sowie der Summe der
Wohngeldleistungen in den vergangenen zehn Jahren.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/8624: Heute im Bundestag Nr. 767 - 09.07.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 767

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 9. Juli 2019, Redaktionsschluss: 10.56 Uhr

1. Bewertung von Grundwasser-Ökosystemen

2. Ableitung des deutschen Klimazieles

3. Fragen zum Zwischenlager Jülich

4. Abfälle auf bundeseigenen Flächen

5. Deutsche Beteiligung an Galileo

6. Wochenruhezeit von Lkw-Fahrern



1. Bewertung von Grundwasser-Ökosystemen

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Der Zustand von Grundwasserökosystemen wird in der
EU und Deutschland nicht systematisch erfasst. Auch die Biodiversität
im Grundwasser wird in Deutschland nicht systematisch bewertet. Dies
schreibt die Bundesregierung in einer Antwort (19/10590) auf eine
Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/10203). Die
Bundesregierung verweist in der Antwort auf Forschungsprojekte von
Bund und Ländern zu Indikatoren für die Zustandsbewertung von
Grundwasserökosystemen.

 * 

2. Ableitung des deutschen Klimazieles

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Die Bundesregierung leitet das Klimaziel 2050 nicht
aus einem globalen CO2-Budget ab. Vielmehr habe die Bundesregierung
bereits 2010 auf Grundlage des vierten IPCC-Sachstandsberichts
beschossen, die Emissionen bis 2050 um 80 bis 95 Prozent zu
reduzieren. Der Klimaschutzplan 2050 sehe nunmehr vor, bis Mitte des
Jahrhunderts weitgehende Treibhausgasneutralität zu erreichen, heißt
es in einer Antwort (19/10890) auf eine Kleine Anfrage der
AfD-Fraktion (19/10450).

 * 

3. Fragen zum Zwischenlager Jülich

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen thematisiert in
einer Kleinen Anfrage (19/11321) die Zwischenlagerung von 152
Behältern mit Brennelementen des Versuchsreaktors Jülich. Vor dem
Hintergrund der Lagerung der Brennelemente ohne gültige Genehmigung am
aktuellen Standort fragen die Grünen die Bundesregierung unter anderem
zu Details zu der Entscheidung des Forschungszentrums Jülich, ein für
ein neues Zwischenlager nutzbares Grundstück nicht mehr zur Verfügung
stellen zu wollen.

 * 

4. Abfälle auf bundeseigenen Flächen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Das Problem der Verschmutzung von Flächen durch
Abfälle ("Littering") ist Thema einer Kleinen Anfrage (19/11074) der
FDP-Fraktion. Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung unter
anderem wissen, welche Menge an Kunststoffabfällen in den Jahren ab
2013 jährlich auf den bundeseigenen, durch die Deutsche Bahn AG
genutzten Flächen, erhoben wurden. Außerdem fragen sie, welche
Maßnahmen der Sammlung oder Reduzierung der Abfälle dienen und wie
effektiv sie sind.

 * 

5. Deutsche Beteiligung an Galileo

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Die deutsche Beteiligung am europäischen
Navigationssystem Galileo ist Gegenstand einer Kleinen Anfrage
(19/11209) der FDP-Fraktion. Die Abgeordneten wollen von der
Bundesregierung erfahren, was die deutschen Interessen und Ziele bei
der Umsetzung und Mitgestaltung des Galileo-Programms sind, zu wie
viel Prozent die Bundesrepublik Deutschland an der Finanzierung
beteiligt ist und welche Schlussfolgerungen sie bisher aus dem Projekt
zieht.

 * 

6. Wochenruhezeit von Lkw-Fahrern

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Die von der EU vorgenommene Einschränkung der
nationalen Kontrollbefugnisse bei der Wochenruhezeit von Lkw-Fahrern
beschäftigt die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/11217). Die
Abgeordneten wollen von der Bundesregierung wissen, welche Position
sie dazu gegenüber der EU-Kommission vertreten hat und wie viele
Kontrollen der Wochenruhezeit im Jahr 2018 mit welchem Ergebnis
durchgeführt wurden. Außerdem fragen sie nach den Strafen bei
Verstößen sowie der Zahl der Plätze für Lkw-Fahrer in festen
Unterkünften, Hotels oder Motels.

 * 
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BUNDESTAG/8623: Heute im Bundestag Nr. 766 - 08.07.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 766

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 8. Juli 2019, Redaktionsschluss: 12.51 Uhr

1. Psychische Gefährdungen von Studenten

2. Gesetzgebung zu beruflicher Bildung

3. Studien zu Bildung und Forschung

4. Chemiewaffen bei Dersim-Aufstand

5. Diplomatische Beziehungen zu Syrien



1. Psychische Gefährdungen von Studenten

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antwort

Berlin: (hib/ROL) Die Zahl der Diagnosen von psychischen
Beeinträchtigungen bei jungen Menschen hat zugenommen. Dies zeigen
sowohl Studien, die auf Selbsteinschätzungen von Studenten beruhen,
als auch Daten aus der Versorgung, die auf einer Erhebung
diagnostizierter psychischer Belastungen fußen, schreibt die
Bundesregierung in der Antwort (19/11285) auf eine Kleine Anfrage der
AfD-Fraktion (19/10799). Die Abgeordneten hatten diese Statistiken
dergestalt interpretiert, dass die Bologna-Reform mitverantwortlich
für die starken psychischen Belastungen der Studenten ist. Außerdem
würden die Statistiken die Schlussfolgerung nahelegen, dass ein
ständig wachsender Teil der Studenten den Anforderungen eines Studiums
offenbar nicht mehr gewachsen sei.

Nach den Ergebnissen der 21. Sozialerhebung des Deutschen
Studentenwerks hatten im Sommersemester 2016 unter Einbeziehung
sämtlicher gesundheitlicher Beeinträchtigungen elf Prozent der
Studierenden eine oder mehrere gesundheitliche Beeinträchtigung(en),
die sich nach Aussagen der Betroffenen erschwerend auf das Studium
auswirkten, gegenüber sieben Prozent im Jahr 2012. Für das kommende
Jahr (Sommersemester 2020) ist erneut eine bundesweite und vom
Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) geförderte
Befragung von Studierenden in Deutschland geplant.

Die Zunahme psychischer Erkrankungen beschränkt sich nicht allein auf
die Gruppe der Studierenden, betont die Bundesregierung. Seit Jahren
werde in Deutschland, unter anderem in der Statistik von
Krankenkassen, eine gesamtgesellschaftliche Zunahme diagnostizierter
psychischer Erkrankungen beobachtet. Laut BARMER Arztreport 2018 sei
die Anzahl diagnostizierter psychischer Störungen insgesamt um 31
Prozent zwischen 2005 und 2016 und bei jungen Erwachsenen um 38
Prozent gestiegen. Studenten seien von fast allen Diagnosen
psychischer Störungen deutlich seltener betroffen als gleichaltrige
Nichtstudierende.

Ein kausaler Zusammenhang zwischen der Studienstrukturreform und der
Zahl der psychischen Beeinträchtigungen unter Studierenden lasse sich
auf Grundlage der in den Quellen genannten Studien nicht ableiten. Der
Bundesregierung seien keine Untersuchungen bekannt, die einen
sprunghaften Anstieg psychischer Erkrankungen bei Studenten durch die
Bologna-Reform nahelegen würden.

 * 

2. Gesetzgebung zu beruflicher Bildung

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antwort

Berlin: (hib/ROL) Die Bundesregierung ist bestrebt, Regierungshandeln
transparent und damit für die Bürger nachvollziehbar zu gestalten.
Deutschland habe sich im Dezember 2016 der internationalen Initiative
"Open Government Partnership" angeschlossen, um die Transparenz des
Regierungshandelns für die Bürger weiter zu erhöhen. schreibt die
Bundesregierung in der Antwort (19/11288) auf die Kleine Anfrage der
Fraktion Die Linke (19/10879).

Die Bundesregierung betont, dass das Bundeskabinett am 15. November
2018 eine "Vereinbarung zur Erhöhung der Transparenz in
Gesetzgebungsverfahren" getroffen hat. Hierdurch soll die bereits in
der 18. Legislaturperiode erprobte Praxis fortgesetzt werden, Gesetz-
und Verordnungsentwürfe in der Form, in der sie in eine
Verbändebeteiligung gegangen sind, sowie den von der Bundesregierung
beschlossenen Gesetzentwurf der Öffentlichkeit zugänglich zu machen.

Die Linksfraktion hatte unterstrichen, dass die Einflussnahme von
Interessenvertretern auf den Inhalt eines Gesetzentwurfs nicht nur im
Deutschen Bundestag, sondern auch beim Verfassungsorgan
Bundesregierung, nämlich in den einzelnen Bundesministerien geschehe.
Allerdings wüssten die Mitglieder des Deutschen Bundestages wenig
Konkretes über die Erkenntnisquellen des Entwurfs eines Gesetzes zur
Modernisierung und Stärkung der beruflichen Bildung
(Bundesratsdrucksache 230/19), die gegebenenfalls durch externe Dritte
im Prozess der Erstellung des Gesetzentwurfs eingeführt wurden und auf
denen die konkreten Regelungsvorschläge gegebenenfalls beruhen.

Die Bundesregierung unterstreicht, dass neben der Vereinbarung zur
Erhöhung der Transparenz ebenfalls beschlossen worden sei, die
Stellungnahmen aus der Verbändeanhörung (Paragraph 47 Absatz 3 GGO) zu
veröffentlichen. Bis zur Errichtung einer zentralen Plattform werde
die Veröffentlichung über die Internetseiten der jeweiligen Ressorts
erfolgen, auf die auch vom zentralen Internetauftritt der
Bundesregierung aus verlinkt werde. Ferner weist die Bundesregierung
darauf hin, dass der weitere Verlauf des jeweiligen
Rechtsetzungsvorhabens auf der Internetseite des Gemeinsamen
Dokumentations- und Informationssystems von Bundestag und Bundesrat
recherchiert werden kann. Öffentlich bereitgestellte Informationen
machten Regierungshandeln besser nachvollziehbar, unterstreicht die
Bundesregierung.

Parlamentarische Kontrolle von Regierung und Verwaltung verwirkliche
den Grundsatz der Gewaltenteilung. Die Gewaltenteilung stelle aber
nicht nur den Grund, sondern auch die Grenze der parlamentarischen
Kontrolle dar. Parlamentarische Kontrolle sei politische Kontrolle,
nicht "administrative Überkontrolle", schreibt die Bundesregierung.
Parlamentarische Kontrolle könne die Regierungsfunktion auch stören
und bedürfe daher der Begrenzung auf ein funktionsverträgliches Maß.

 * 

3. Studien zu Bildung und Forschung

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antwort

Berlin: (hib/ROL) Soweit Studien im besonderen Maße in die
Gesetzgebung eingeflossen sind, ist dies regelmäßig der jeweiligen
Begründung des Regierungsentwurfs zu entnehmen, die typischerweise in
solchen Fällen auf das veröffentlichte Gutachten ausdrücklich Bezug
nimmt. Das schreibt die Bundesregierung in der Antwort (19/11309) auf
eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/10924). Es sei nicht möglich,
nachträglich darzustellen, inwieweit die Ergebnisse der in Auftrag
gegebenen Studien bei der Fördermittelvergabe oder beim
Abstimmungsverhalten in nationalen und internationalen Gremien im
erfragten Zeitraum von fast sechs Jahren eingeflossen sind.

Die Abgeordneten hatten darauf hingewiesen, dass die Bundesregierung
verschiedene Studien bei externen Unternehmen, Universitäten,
Forschungseinrichtungen und anderen Organisationen in Auftrag gibt, um
ihre Arbeit fakten- und wissenschaftsbasiert ausführen zu können und
dauerhaft auf dem neuesten Stand der Entwicklung zu sein. Damit bei
der Auftragsvergabe für Studien sowohl eine Neutralität in der
Ausgestaltung und ein haushälterisch vernünftiges Maß gegeben sind,
müsse das Parlament darüber in Kenntnis sein, wie die Bundesregierung
sich extern Informationen, Wissen und Daten organisiert. Ein
Auswachsen solcher Verbindungen zu externen Beratern wie im Falle des
Bundesministeriums der Verteidigung dürfe sich nicht wiederholen,
hatten die Abgeordneten gefordert.

 * 

4. Chemiewaffen bei Dersim-Aufstand

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Den "Einsatz deutscher Chemiewaffen im
ostanatolischen Dersim 1937/38" thematisiert die Fraktion Die Linke in
einer Kleinen Anfrage (19/11303). Die Bundesregierung soll unter
anderem Stellung beziehen zu "im Mai 2019 veröffentlichten, bisher
unbekannten Dokumenten aus türkischen Staatsarchiven über die
Bestellung von chemischen Waffen durch den damaligen türkischen
Präsidenten Mustafa Kemal Atatürk in Deutschland".

Die Abgeordneten fragen außerdem, inwieweit die Bundesregierung
angesichts der neu veröffentlichten Dokumente über die mögliche
Lieferungen chemischer Waffen und deren Einsatz gegen die Bevölkerung
von Dersim im Jahr 1937 an der in der Antwort auf Bundestagsdrucksache
19/9548 getätigten Feststellung zu den Massakern und Vertreibungen
1937/1938 in Dersim/Tunceli festhält, "der Prozess einer historischen
und politischen Aufarbeitung muss jedoch in erster Linie innerhalb der
Türkei erfolgen".

 * 

5. Diplomatische Beziehungen zu Syrien

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Die diplomatischen Beziehungen zwischen Deutschland
und Syrien sind Thema einer Kleinen Anfrage der AfD-Fraktion
(19/11332). Die Abgeordneten wollen unter anderem erfahren, wie viele
syrische Staatsangehörige sich zum Stichtag 31. Mai 2019 insgesamt in
Deutschland aufgehalten haben, wie viele seit 2010 eingebürgert worden
sind und wie viele Deutschland seit dem 1. Januar 2016 wieder
verlassen haben, ohne danach wieder eingereist zu sein. Gefragt wird
auch nach deutschen Staatsbürgern, die sich in Syrien aufhalten.
Außerdem soll die Bundesregierung angeben, ob sie die syrische
Regierung um Präsident Baschar al-Assad als legitime und alleinige
hoheitliche Vertretung des syrischen Staates anerkennt und wie sich
die Zusammenarbeit mit der syrischen Botschaft in Deutschland
gestaltet.

 * 
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BUNDESTAG/8622: Heute im Bundestag Nr. 765 - 08.07.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 765

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 8. Juli 2019, Redaktionsschluss: 11.33 Uhr

1. FDP will Biergärten retten

2. Studien des Arbeitsministeriums

3. Arbeiten im Schlachthof

4. Gebührenpraxis bei IFG-Anträgen



1. FDP will Biergärten retten

Arbeit und Soziales/Antrag

Berlin: (hib/CHE) Die FDP-Fraktion will die Biergartenkultur erhalten
und fordert deshalb, die Arbeit auf Abruf für Gastronomen und
Beschäftigte zu erleichtern. In einem entsprechenden Antrag (19/11328)
bezeichnen die Liberalen die Biergartenkultur als unverzichtbaren
Bestandteil der Lebenskultur in Innenstädten. Biergarten-Betreiber
seien aufgrund des veränderten Ausgehverhaltens in den späten
Abendstunden besonders darauf angewiesen, zeitlich flexibel auf
schwankende Nachfrage reagieren zu können. Die Fraktion verlangt
deshalb, im Teilzeit- und Befristungsgesetz entsprechende
Ausnahmeregeln für Außengastronomie-Betriebe zuzulassen.

 * 

2. Studien des Arbeitsministeriums

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Die Studien, die das Bundesministerium für Arbeit
und Soziales (BMAS) in Auftrag gibt, werden überwiegend
veröffentlicht. Auch nicht veröffentlichte Studien werden im digitalen
Zeitalter mit anderen Ressorts regelmäßig geteilt. Das betont die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/11308) auf eine Kleine Anfrage
(19/10921) der FDP-Fraktion. Es sei daher rein faktisch nicht möglich,
nachträglich darzustellen, inwieweit die Ergebnisse der in Auftrag
gegebenen Studien bei der Fördermittelvergabe oder beim
Abstimmungsverhalten in nationalen und internationalen Gremien in fast
sieben Regierungsjahren eingeflossen seien. "Zudem fließen regelmäßig
zahlreiche Faktoren in die politische Entscheidungsfindung ein, die
sich im Nachhinein typischerweise nicht entflechten lassen. Soweit
Studien im besonderen Maße in die Gesetzgebung eingeflossen sind, ist
dies regelmäßig der jeweiligen Begründung des Regierungsentwurfs zu
entnehmen, die typischerweise in solchen Fällen auf das
veröffentlichte Gutachten ausdrücklich Bezug nimmt", heißt es in der
Antwort.

 * 

3. Arbeiten im Schlachthof

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Im Juni 2018 hat es rund 189.000 Beschäftigte
(sozialversicherungspflichtig und ausschließlich geringfügig) in der
Fleischindustrie gegeben. Darunter waren knapp 25.000 oder 13 Prozent
ausschließlich geringfügig beschäftigt. Das schreibt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/11284) auf eine Kleine Anfrage
(19/10537) der Fraktion Die Linke. Aus der Antwort geht weiter hervor,
dass knapp 40 Prozent der Beschäftigten zum Niedriglohn arbeiten. In
den östlichen Bundesländern ist der Anteil mit rund 75 Prozent
besonders hoch.

 * 

4. Gebührenpraxis bei IFG-Anträgen

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Um die Gebührenpraxis der Bundesministerien bei der
Bearbeitung von Anträgen nach dem Informationsfreiheitsgesetz (IFG)
geht es in der Antwort der Bundesregierung (19/11312) auf eine Kleine
Anfrage der FDP-Fraktion (19/10974). Danach hat das Bundesministerium
des Innern, für Bau und Heimat (BMI) in einem Gerichtsverfahren um 235
Euro IFG-Gebühren die vom Gericht zugelassene Sprungrevision zum
Bundesverwaltungsgericht eingelegt. Das Verfahren diene dazu, auch vor
dem Hintergrund eines Berufungsurteils des Oberverwaltungsgerichts
(OVG) Berlin-Brandenburg vom 14. September 2017 in einem vom
Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (BMWi) betriebenen
Verfahren "eine grundsätzliche Klärung herbeizuführen".

Laut Bundesregierung weicht das Urteil des Oberverwaltungsgerichts von
der bisherigen Rechtsprechung seit Inkrafttreten des IFG Bund im Jahre
2006 ab, "die die Gebührenfestsetzungspraxis der Ressorts nicht
beanstandet hatte". Das Oberverwaltungsgericht habe die Aufstellung
"näherer Kriterien" bei der Festsetzung von IFG-Gebühren gefordert.

Es wolle mit seiner Forderung nach der Aufstellung "näherer Kriterien"
einer "seines Erachtens ansonsten vorliegenden Ungleichbehandlung
begegnen, die zwischen Antragstellern entstehe, die zum Beispiel 1.000
Euro Verwaltungsaufwand, 5.000 Euro Verwaltungsaufwand oder 20.000
Euro Verwaltungsaufwand verursachen und trotzdem (wegen der
Kappungsgrenze von 500 Euro) alle gleichermaßen 500 Euro Gebühr zahlen
sollen", schreibt die Bundesregierung weiter. Der Unterschied zwischen
tatsächlich bei der Bearbeitung von IFG-Anträgen entstehendem
Verwaltungsaufwand und der Begrenzung der Gebühr auf maximal 500 Euro
solle auf Gebührenfestsetzungen unterhalb der Kappungsgrenze von 500
Euro abgebildet und IFG-Gebühren generell abgesenkt werden.

Der Antwort zufolge hatte das BMWi gegen die Entscheidung nicht die
vom OVG zugelassene Revision zum Bundesverwaltungsgericht eingelegt,
sondern nach der OVG-Entscheidung Gebührenbemessungskriterien
aufgestellt. Das BMI halte seine Gebührenpraxis nicht für rechtswidrig
und bis zur Klärung durch das Bundesverwaltungsgericht an ihr fest.

 * 
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BUNDESTAG/8621: Heute im Bundestag Nr. 764 - 08.07.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 764

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 8. Juli 2019, Redaktionsschluss: 10.28 Uhr

1. Studien werden veröffentlicht

2. Verbindliche Sicherheitsrichtlinien

3. Rahmenbedingungen für die Geburtshilfe

4. Verkehrsprojekte in Mitteldeutschland

5. Jury für Computerspielpreis

6. Masterplan Binnenschifffahrt



1. Studien werden veröffentlicht

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Das Bundesgesundheitsministerium und dessen
nachgeordnete Behörden haben seit Oktober 2013 etliche Studien zu
unterschiedlichen Fragestellungen in Auftrag gegeben. Das geht aus der
Antwort (19/11320) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage
(19/10932) der FDP-Fraktion hervor.

Die Studien würden nach dem Auftragsende grundsätzlich auf der
Internetseite des Ministeriums veröffentlicht. In einzelnen Fällen
werde davon abgewichen, wenn etwa sensible Daten enthalten seien.
Zudem würden Studien, die der internen Verwendung, insbesondere der
Vorbereitung der Gesetzgebung oder der Unterstützung interner
Verwaltungsangelegenheiten dienten, nicht veröffentlicht.

 * 

2. Verbindliche Sicherheitsrichtlinien

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Das Bundesgesundheitsministerium will die
IT-Sicherheit bei niedergelassenen Ärzten verbessern. In einem
Referentenentwurf sei vorgesehen, dass die Kassenärztliche
Bundesvereinigung (KBV) und die Kassenzahnärztliche Bundesvereinigung
(KZBV) bis Ende März 2020 verbindliche Richtlinien zur Gewährleistung
der IT-Sicherheit festlegen müssen, heißt es in der Antwort (19/11314)
der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/10936) der
FDP-Fraktion.

Beide Vereinigungen sollen zudem die Möglichkeit erhalten,
IT-Dienstleister zu zertifizieren. Wie aus der Antwort weiter
hervorgeht, waren im Juni 2019 rund 100.000 Arzt- und Zahnarztpraxen
an die Telematikinfrastruktur (TI) angeschlossen. Es sei davon
auszugehen, dass in einem ersten Schritt insgesamt rund 177.000 Arzt-
und Zahnarztpraxen, rund 2.000 Krankenhäuser und rund 19.500 Apotheken
an die TI angeschlossen werden.

 * 

3. Rahmenbedingungen für die Geburtshilfe

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Mit den Rahmenbedingungen für die Geburtshilfe
befasst sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/11271). Die
Abgeordneten wollen unter anderem wissen, welche Erkenntnisse die
Bundesregierung bezüglich bestehender Engpässe bei der
Hebammenversorgung im ambulanten und stationären Bereich hat.

 * 

4. Verkehrsprojekte in Mitteldeutschland

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die FDP-Fraktion hat eine Kleine Anfrage (19/11115)
zur Umsetzung wichtiger Verkehrsprojekte in Mitteldeutschland
gestellt. Darin fragt sie die Bundesregierung unter anderem nach dem
Ausbau verschiedener Bundesstraßen.

 * 

5. Jury für Computerspielpreis

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die FDP-Fraktion hat eine Kleine Anfrage (19/11132)
zum Deutschen Computerspielpreis gestellt. Die Bundesregierung soll
unter anderem beantworten, weshalb keine Bundestagsabgeordneten der
Oppositionsfraktionen in der Jury für 2019 vertreten waren.

 * 

6. Masterplan Binnenschifffahrt

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die FDP-Fraktion hat eine Kleine Anfrage (19/11136)
zur Umsetzung des Masterplans Binnenschifffahrt gestellt. Darin fragt
sie die Bundesregierung unter anderem, nach welchen Kriterien
entschieden wird, ob es ein auf die Binnenschifffahrt zugeschnittenes
Forschungsprogramm geben wird.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1887: Regierungspressekonferenz vom 8. Juli 2019 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Montag, 8. Juli 2019

Regierungspressekonferenz vom 8. Juli 2019

Themen: Forderung der USA nach dem Einsatz deutscher Bodentruppen in
Syrien, Stopp eines iranischen Öltankers durch Großbritannien, iranisches
Nuklearprogramm, Parlamentswahl in Griechenland, Seenotrettung von
Flüchtlingen im Mittelmeer, in der Türkei inhaftierte Deutsche, Einsatz der
Bundeswehr in Afghanistan, Lkw-Blockabfertigung an der Grenze zu
Österreich, Bericht der Kommission "Gleichwertige Lebensverhältnisse",
Niedrigzinspolitik der EZB, Nachfolger von Christine Lagarde beim
IWF


Sprecher: StS Seibert, Breul (AA), Routsi (BMVg), Kalwey (BMF),
Alter (BMI), Deutschbein (BMZ), Friedrich (BMVI), Baron (BMWi)



Vorsitzender Feldhoff eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS Seibert
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

Frage: Ich weiß nicht, ob die Frage an Herrn Seibert, Herrn Breul oder Frau
Routsi geht. Seit dem Wochenende ist ja die erneute Forderung der USA
offenkundig, dass sich Deutschland in Syrien militärisch auch am Boden
engagiert, verbunden mit der Aussage: Wir hätten gern im Juli noch eine
Antwort. - Können die USA im Juli noch mit einer Antwort rechnen?

StS Seibert: Ich fange vielleicht einmal an. Deutschland leistet ja seit
Jahren einen erheblichen und auch international anerkannten Beitrag zur
Anti-IS-Koalition. Wir sind in der Luftaufklärung tätig, in der
Luftbetankung und auch bei der Ausbildung von irakischen Einheiten.

Jetzt sind wir gemeinsam mit unseren Verbündeten, mit der amerikanischen
Seite, im Gespräch, wie sich das Engagement in der Region weiter entwickeln
soll. Denn das ist ja klar: Die Herausforderung durch den sogenannten
Islamischen Staat ist noch keineswegs verschwunden. Es ist gelungen, ihm
Gebiete abzunehmen, die er vormals in Syrien und Irak gehalten hat. Aber
die Gefahr durch den "Islamischen Staat" besteht weiterhin.

Bei diesem Austausch, den wir unter Partnern haben, geht es um eine ganze
Reihe von sowohl militärischen als auch zivilen Komponenten, die geeignet
sein könnten, um vor Ort in der Region eine Stabilisierung zu erreichen.
Also es geht nicht um eine spezifische Art des Beitrags, es geht um eine
Reihe von Komponenten, zivil wie militärisch, und sie müssen unter den
Beteiligten sinnvoll aufgeteilt werden.

Der deutsche Ansatz ist, dass wir unsere bisherigen Maßnahmen möglichst
fortführen wollen. Sie wissen, dass das Mandat für das deutsche
Anti-IS-Mandat zum 31. Oktober ausläuft. Das heißt, über eine solche
Fortführung der bisherigen Maßnahmen hat der Deutsche Bundestag zu
entscheiden. Das ist der amerikanischen Seite auch bekannt.

Zusatzfrage: Sie sagen, es gebe eine ganze Reihe von militärischen und auch
zivilen Komponenten, um dieses Ziel zu erreichen. Nun hat ja der
Sonderbeauftragte der USA sehr gezielt über deutsche Medien die Forderung
nach militärischen Komponenten gestellt. Ich gehe davon aus, dass ihm die
deutsche Rechtslage bezüglich der Mandatierung durchaus bekannt war. Es
gibt ja den ausdrücklich geäußerten Wunsch nach einer Antwort noch im Juli.
Können Sie da nur sagen: Die USA kennen doch die Rechtslage? Oder müssen
Sie da etwas deutlicher werden?

StS Seibert: Ich muss mich wiederholen: Von Seiten der Bundesregierung ist
es ins Auge gefasst, die bisherigen Maßnahmen, die wir zur
Anti-IS-Koalition beitragen, möglichst fortzuführen. Darüber hat der
Deutsche Bundestag zu entscheiden. Denn das Mandat läuft zum 31. Oktober
ab. Wenn ich sage "bisherige Maßnahmen", dann habe ich sie ja aufgezählt.

Breul: Ich kann vielleicht, wenn ich darf, kurz ergänzen.

Herr Jeffrey war am Freitag im Auswärtigen Amt zu Gesprächen. Er hat dort
den u. a. für Syrien zuständigen Abteilungsleiter getroffen. Das waren sehr
gute konstruktive Gespräche. Ich möchte auch nicht verhehlen, dass die
Amerikaner es sehr wertschätzen, wie wir uns in der Anti-IS-Koalition
einbringen. Herr Seibert hat es gerade schon erwähnt - wir bekommen dafür
internationale Anerkennung. Dementsprechend waren das gute Gespräche. Herr
Jeffrey kennt unser Bundestagsmandat. Er kennt auch die von Herrn Seibert
genannten Zeitlinien. Von daher gibt es da für die amerikanische Seite
eigentlich keine Überraschung.

Frage: Herr Seibert, wenn Sie von einer Fortführung der bisherigen
Maßnahmen sprechen, dann bedeutet das für mich logisch, dass die
Bundesregierung nicht plant oder vorhat, über die bisherigen Maßnahmen
hinaus - in Bezug auf ihren Umfang und ihre Struktur - etwas zu entsenden,
zu mandatieren, vor allem nicht im Hinblick auf das, was die US-Amerikaner
gern hätten, also einen verstärkten Einsatz von Bundeswehrkräften am Boden.
Ist diese Interpretation richtig? Entspricht das dem, was die
Bundesregierung denkt und will?

StS Seibert: Ja, wenn ich sage, dass die Bundesregierung es ins Auge fasst,
ihre bisherigen Maßnahmen im Rahmen der Anti-IS-Koalition fortzuführen,
dann zählen dazu bekanntlich keine Bodentruppen.

Zusatzfrage: Sie sagten eingangs, es werde sozusagen über einen Korb
verschiedenster Maßnahmen geredet. Wird auch über das, was die
US-Amerikaner gern hätten, mit den Amerikanern geredet? Oder hat die
Antwort, die Sie eben gegeben haben, die Bedeutung: Darüber reden wir
nicht?

StS Seibert: Nein. Ich habe gesagt, dass wir und auch die anderen
Verbündeten innerhalb dieser Anti-IS-Koalition mit den amerikanischen
Partnern darüber reden, wie sich das Engagement in der Region
weiterentwickeln soll. Denn es ist erfreulicherweise gelungen, dem IS
erhebliche Territorien, die er besetzt hielt, in denen er seine
schreckliche Herrschaft aufrechterhalten hatte, abzunehmen.

Dennoch müssen wir feststellen, dass die Gefahr, die Herausforderung durch
den IS, nicht gänzlich verschwunden ist. Also es ist richtig, dass man
unter Verbündeten in der Anti-IS-Koalition darüber nachdenkt, wie man auf
die neue Situation reagiert und wie man den Einsatz weiterentwickelt. Dabei
geht es um Stabilisierungsmaßnahmen, die sowohl zivil als auch militärisch
sein können. Darüber sind wir in einem Austausch, aber eben nicht
bilateral, sondern im Rahmen der Koalition unter den Partnern.

Frage: Herr Seibert, Sie sagen, es sei ins Auge gefasst, das, was man jetzt
tut, fortzuführen. Ist das tatsächlich konsolidierte Position der
Bundesregierung und der Koalition? Oder gibt es darüber, ob man dieses
Mandat tatsächlich so fortführen und so an den Bundestag herantreten will,
noch Diskussionen innerhalb der Bundesregierung?

StS Seibert: Also ich spreche hier für die Bundesregierung. Gleichwohl
läuft das Mandat ja erst Ende Oktober aus. Das heißt, wie wir dann an den
Deutschen Bundestag herantreten, um eine Verlängerung zu bekommen, das wird
sich in den kommenden Monaten noch entscheiden. Aber das ist das, was ich
für die Bundesregierung heute sagen konnte.

Frage: Ich will es noch einmal bei Herrn Breul versuchen. Ist James Jeffrey
am Freitag in dem Gespräch die bekannte und lange praktizierte Position
Deutschlands noch einmal deutlich gemacht worden, also keinerlei
Bodentruppen in Syrien einzusetzen? Wie hat er darauf reagiert?

Breul: Ehrlich gesagt: Die Gespräche mit Herrn Jeffrey und Herrn Ackermann,
die ja am Freitag stattgefunden haben, finden im Drei-Monats-Zyklus statt.
Dazwischen tauschen sich die Experten regelmäßig aus. Sie wissen vielleicht
auch, dass die USA hier eine nicht ganz Kleine Botschaft haben. Sie
verfolgen natürlich auch die Debatten, die wir hier intern führen. Also ich
kann Ihnen sicher sagen: Den USA ist unsere Position sehr wohl bekannt. Da
gab es am Freitag keinerlei Überraschungen.

Frage: Der Sonderbeauftragte fordert ja deutsche Bodentruppen für die
Unterstützung der von PED und YPG angeführten syrisch-demokratischen
Kräfte. Die Türkei stuft ja die beiden Organisationen als
Terrororganisationen ein. Beabsichtigt die deutsche Bundesregierung, über
ihre Entscheidung zur amerikanischen Forderung mit der Türkei zu sprechen?

Breul: Ich kann nur darauf hinweisen - und das gilt auch für einige andere
Fragesteller -: Schauen Sie sich vielleicht die Äußerung von Herrn Jeffrey
in Gänze an. Bei dem, was er fordert, geht es ja nicht nur um Deutschland,
sondern um eine ganze Reihe von Staaten, von denen er sich verstärktes
Engagement in der Anti-IS-Koalition wünscht. Er äußert sich auch zu
Nordostsyrien. Die Frage, ob mit seinen Truppenforderungen eventuell eine
mögliche Pufferfunktion zwischen der Türkei und bestimmten kurdischen
Gruppen gemeint sei, verneint er ausdrücklich. Es geht hier um das Mandat
und den Kampf gegen den IS - um keine anderen Themen.

Zusatzfrage: Hat die Bundesregierung Beziehungen irgendeiner Art zur PED
und YPG?

Breul: Nein.

Frage: Eine Frage an das Verteidigungsministerium: Ich hätte ganz gern
gewusst, ob die Bundeswehr denn das könnte, was angefragt wird? Das ist die
eine Frage.

Die zweite Frage an Herrn Seibert: Wir haben jetzt über Militär geredet.
Aber es gibt ja noch eine Paralleldebatte, dass sich Deutschland am
Wiederaufbau in Syrien beteiligt. Ist da Bewegung in die Debatte innerhalb
der Bundesregierung gekommen, und könnten Sie sich vorstellen, dass die
Bundesregierung in den nächsten Monaten aktiv in den Wiederaufbau Syriens
miteingreift?

Routsi: Ich glaube, Sie haben Verständnis dafür, dass ich hier nicht im
Konjunktiv antworten werde. Gerade jetzt verbieten sich jegliche
Spekulationen. Der Regierungssprecher hat sich dazu eingelassen. Es geht
nicht darum, was wir könnten, sondern was wir im Moment tun. Das ist ja
klar umfasst. Dabei möchte ich es auch belassen.

Zusatzfrage: Ich möchte noch einmal nachfragen: Es geht um ein
Fähigkeitsprofil. Es ist also nicht eine hypothetische Frage.

Routsi: Das ist ja öffentlich einsehbar. Dem können Sie auch entnehmen, wie
wir unsere Zukunft bis 2031 sehen. Das möchte ich aber jetzt nicht in
diesen Zusammenhang einbringen.

StS Seibert: Bevor man sich mit konkreten Gedanken an den Wiederaufbau
befasst, muss es in Syrien zu einer ganz anderen Lage kommen, nämlich zu
einer stabilen friedlichen Lage, in der die Gewaltanwendung gegen Syrer
aufhört. Da sind wir ja noch nicht. Es gibt immer wieder, fast täglich,
Berichte von Angriffen auf Zivilisten und auch von Gräueltaten. Das heißt,
wir brauchen den politischen Prozess, der noch nicht weit genug
vorangekommen ist. Es ist immer wieder ein Thema - auch wenn die
Bundeskanzlerin sich mit dem russischen Präsidenten trifft, wenn sie sich
mit dem türkischen Präsidenten trifft, wie zuletzt bei G20.

Wir haben immer gesagt: Ein wichtiger Schritt, um diesen politischen
Prozess noch weiter voranzubringen oder überhaupt voranzubringen, wäre die
Einrichtung eines Verfassungskomitees. Darüber wird unter Vermittlung der
Vereinten Nationen nun schon sehr lange gesprochen. Dieses
Verfassungskomitee ist immer noch nicht ganz auf die Beine gestellt. Wir
brauchen da eine glaubwürdige, inklusive Zusammensetzung. Aber die letzten
Schritte sollten ja auch noch zu schaffen sein. Die Bemühungen müssen
fortgesetzt werden. Das alles steht vor dem Nachdenken über eine aktive
Beteiligung am Wiederaufbau.

Frage: Eine Frage an Herrn Seibert. Sie haben das Verfassungskomitee
erwähnt. Da gab es vor zwei Wochen meiner Meinung nach einen Bericht aus
Syrien, dass genau dieses nun vollständig ist, dass die letzten sechs
Mitglieder bestimmt wurden und es in Genf weitergehen kann. Können Sie das
so bestätigen oder ist das so nicht korrekt?

StS Seibert: Wenn es so wäre, dann wäre das erfreulich. Ich kann es hier
jetzt nicht bestätigen. Das müssten wir überprüfen. Wichtig ist ja, dass
nicht nur die syrische Seite alle Mitglieder dieses Verfassungskomitees
akzeptiert, sondern dass es auch das Wohlwollen und die Zustimmung der
Vereinten Nationen und der anderen Kräfte findet.

Ich muss das nachprüfen. Nach meinem Stand fehlten - zuletzt jedenfalls,
als man sich bei G20 traf - noch einige Namen auf dieser Liste. Aber ich
gehe dem noch einmal nach.

Frage: Ich hoffe, es ist okay, wenn ich den Komplex Tanker für Syrien beim
Stichwort Syrien mit einführe.

Britische Kräfte haben ja einen Supertanker, der angeblich mit seiner
Ladung für Syrien bestimmt gewesen sein soll, unter Berufung ausgerechnet
auf EU-Sanktionen gestoppt. Ist das etwas, was innerhalb der EU ventiliert
wurde? Die Frage geht, glaube ich, am ehesten an das AA. Oder handelt da
jedes Land autark, autonom, eigenständig, allein und sagt: Die Sanktionen
nehmen wir jetzt und deswegen setzen wir sie durch?

Breul: Grundsätzlich ist es richtig: Dabei handelt es sich um einen
möglichen Verstoß gegen EU-Sanktionen. Die Überwachung und die Einhaltung
der EU-Sanktionen muss dann von den Mitgliedstaaten sichergestellt werden.
Von daher ist das jetzt keine Aktion der EU. Aber es geht um die Umsetzung
von EU-Sanktionen.

Zusatzfrage: Wird das in irgendeiner Form dann noch einmal in der EU
besprochen oder aufgearbeitet? Oder macht das jedes Land für sich und das
wird dann nicht noch einmal in der EU in irgendeiner Form behandelt?

Breul: Es wird natürlich darüber berichtet, wenn Sanktionsverstöße bemerkt
werden und dagegen vorgegangen wird. Die Überprüfung durch die Behörden
läuft ja noch. Wenn die Überprüfung abgeschlossen ist, dann wird natürlich
innerhalb der EU-Mitgliedstaaten darüber informiert und das zur Kenntnis
gegeben.

Frage: Herr Breul, gegebenenfalls Frau Routsi: Das war ja ein britisches
Militärkommando, das den Tanker - ich sage es einmal untechnisch - gekapert
hat. Wurde eigentlich die Bundeswehr, die Bundesregierung, über diese
Maßnahme vorab informiert beziehungsweise konsultiert oder nur nachträglich
darüber in Kenntnis gesetzt? Oder haben Sie es dann auch nur aus der Presse
entnommen?

Routsi: Mir liegen dazu keine Erkenntnisse vor.

Breul: Mir auch nicht. Das wäre jetzt aber auch nicht außergewöhnlich. Dass
da eine Vorabkonsultation stattfinden müsste, das wäre mir nicht bekannt.

Zusatzfrage: Wenn zur Durchsetzung von EU-Sanktionen ein britisches
Militärkommando sozusagen die Gewalt über ein Schiff übernimmt, darüber
wird nicht vorab innerhalb der EU-Gremien diskutiert? Nein?

Breul: Wie gesagt: Die Überwachung der EU-Sanktionen und das Drängen auf
Einhaltung der EU-Sanktionen geschieht durch die national zuständigen
Behörden.

Frage: Der Iran hat heute angekündigt, dass er nicht nur die Menge des
schwach angereicherten Urans, die laut Atomvertrag erlaubt ist, sondern
auch den erlaubten Grad der Anreicherung überschritten habe. Was ist die
Reaktion der Bundesregierung darauf?

Vielleicht könnten Sie uns auch den jetzt schon mehrfach erwähnten
Streitschlichtungsmechanismus erklären. Welche Kaskade von Schritten
innerhalb des Atomabkommens wird jetzt in Gang gesetzt?

Breul: Ich denke, die Ankündigung, auf die Sie sich beziehen, ist die
bereits gestern erfolgte. Wir haben bereits ebenfalls gestern mit einer
Sprechererklärung reagiert. Ich könnte sie Ihnen zuschicken, wenn Sie sie
noch nicht haben. Aber ich denke, das muss ich hier nicht im Einzelnen
vorlesen.

Jetzt ist die IAEO am Zug. Wie Sie wissen, sind die Inspektoren
kontinuierlich vor Ort und werten die dort gewonnen Daten aus. Wir gehen
davon aus, dass die IAEO dem IAEO-Gouverneursrat in Kürze offiziell über
die Ergebnisse berichten wird. Am Mittwoch kommt der IAEO-Gouverneursrat zu
einer Sondersitzung zusammen und wird sich mit Irans Umsetzung der
JCPOA-Verpflichtungen befassen. Wir werden dabei darauf drängen, dass die
laufende Überwachungs- und Verifikationsmission der IAEO fortgesetzt wird,
diese unterstützen und im Übrigen auf die Bemühungen der JCPOA-Teilnehmer
hinweisen, die aktuellen Herausforderungen bezüglich der Umsetzung im
Rahmen des JCPOA und der Joint Commission zu lösen.

Das ist genau das Stichwort. Sobald der Bericht der IAEO vorliegt, werden
wir uns mit den Staaten, die in der Joint Commission vertreten sind,
darüber verständigen, was genau die nächsten Schritte sind und wann wir uns
das nächste Mal treffen, um dann über das zu beraten, was Sie soeben
nannten, nämlich darüber, welche Prozeduren dann gegebenenfalls in Gang
gesetzt werden müssen.

Zusatzfrage: Können Sie noch ein bisschen präzisieren, wann dieser Bericht
Ihrer Meinung nach vorliegen könnte?

Verstehe ich es richtig, dass erst dann eine Entscheidung darüber fallen
kann, ob auch die Europäer aus dem Atomabkommen aussteigen?

Breul: Grundsätzlich - das hatte ich, glaube ich, hier schon vergangene
Woche gesagt - reagieren wir nicht auf Ankündigungen. Wir reagieren auf
das, was die IAEO berichtet. So ist es im Abkommen auch festgelegt. Genau
aus diesem Grunde gibt es all diese Transparenz- und Überwachungsmaßnahmen.
Dieser Bericht liegt uns noch nicht vor. Er kommt, aber ich kann Ihnen
nicht genau sagen, wann. Das hängt von vielen Faktoren vor Ort ab. Wir sind
uns aber sicher, dass die IAEO das tun wird, so schnell sie kann. Er wird
also sehr bald kommen. Es ist also eher eine Frage von Tagen als von
Wochen. Dann werden wir uns über diesen Bericht beugen. Wie Sie wissen,
sind wir in der Joint Commission nicht allein, sondern mit unseren
Partnern, die damals das Abkommen auf die Beine gestellt haben. Dann werden
wir beraten, wie wir weiter vorgehen können.

Ihnen ist wahrscheinlich bekannt, dass es im Abkommen selbst Mechanismen
gibt, wie in solchen Fällen vorzugehen ist. Auf Artikel 36 und Artikel 37
kann ich Sie noch einmal hinweisen. Es ist ja ein öffentlich einsehbares
Dokument. Das wird wahrscheinlich der Rahmen sein, in dem sich die
Mitglieder der Joint Commission dann bewegen werden.

Frage: Herr Breul, ab welchem Zeitpunkt ist für die Bundesregierung eine
rote Linie überschritten? Ist es der Zeitpunkt, zu dem die Inspektoren
sagen: "Ja, es ging über die 3,67 Prozent hinaus", oder liegt die Grenze
bei 5 Prozent oder 20 Prozent waffenfähigen Urans?

Breul: Unser Ziel ist es, dass sich der Iran an das Abkommen hält. Das ist
notwendig, um auf lange Sicht die Nuklearvereinbarung zu bewahren. Solch
eine Vereinbarung ist nur dann von Nutzen, wenn sich die Parteien daran
halten. Dazu muss der Iran dringend alle Schritte einstellen
beziehungsweise rückgängig machen, die mit diesen Verpflichtungen
unvereinbar sind.

Darüber, wie wir das prozedural genau machen, werden wir jetzt mit den
Staaten in der Joint Commission beraten. Das wollen wir nicht über die
Presse tun, sondern untereinander. Dafür ist diese Joint Commission da, und
dafür haben wir in dem Abkommen ja auch bestimmte Schritte festgelegt.
Daran werden wir uns jetzt halten.

Zusatzfrage: Sie haben mehrfach darauf hingewiesen, dass diese Schritte im
JCPOA festgelegt sind. Worüber genau ist denn dann zu beraten, wenn das
alles schon vorformuliert ist?

Breul: Wie es in Texten oft ist, gibt es dort bestimmte und unbestimmte
Begriffe und Regelungen. Man muss sich natürlich ansehen, wann sie greifen
und wann sie nicht greifen.

Aber ich sage es vielleicht noch einmal andersherum: Wichtig ist für uns,
uns jetzt nicht im Prozess zu verlieren. Wichtig für uns ist es, den Iran
dazu zu bringen, sich wieder an das Abkommen zu halten. Das steht an erster
Stelle, und so können wir alle anderen womöglich folgenden Schritte
vermeiden. Der Ball liegt klar im Feld des Irans. Wir wollen das Abkommen
erhalten. Dazu müssen sich die Parteien daran halten.

Frage: Herr Breul, welchen Zusammenhang gibt es zwischen den Ankündigungen
des Irans und der Zweckgesellschaft INSTEX? Diese Zweckgesellschaft ist
jetzt ja seit einiger Zeit "operational". Wird das noch weitergeführt? Ist
damit zu rechnen, dass demnächst die ersten Geschäfte abgewickelt werden,
hat das vielleicht schon stattgefunden, oder wird das jetzt sozusagen "on
hold" gesetzt, weil das Uranabkommen vonseiten des Irans verletzt wurde?

Breul: Letztlich gilt auch dafür: Das werden wir zu beraten haben. - Aber
im Grunde zählen wir weiter darauf, dass der Iran zum Abkommen zurückkehrt
und bereit ist, sich daran zu halten. Wir werden dementsprechend auch
weiter mit der Operationalisierung mit INSTEX fortschreiten. Ich hatte,
glaube ich, am Freitag hier gesagt, dass großes Interesse der Unternehmen
daran besteht und dass einige Transaktionen quasi kurz vor der Umsetzung
stehen. Das ist der aktuelle Stand, und daran wird auch weitergearbeitet.

Frage: Nun argumentiert der Iran, er fühle sich von den Europäern ein Stück
weit damit alleingelassen, sozusagen das auszugleichen, was mit der
einseitigen Aufkündigung dieses Abkommens durch die USA passiert und
eingetreten sei. Inwiefern haben die Europäer bei der Weiterführung des
Abkommens - in Anführungszeichen - versagt? Welche Schuld trifft Europa?

Was befürchten Sie jetzt auch mit Blick auf Handlungen der USA?

Breul: Ich kann vielleicht das noch einmal wiederholen, was wir hier,
glaube ich, schon öfter gesagt haben und was auch der Außenminister oft
gesagt hat. Wir haben uns nicht der Illusion hingegeben und gegenüber den
Iranern auch nie den Eindruck erweckt, dass wir das, was durch den
US-Ausstieg aus dem Abkommen eingetreten ist, wirtschaftlich kompensieren
könnten. Das haben wir immer wieder kommuniziert.

Wir haben gleichzeitig deutlich gemacht, dass wir das Abkommen umsetzen
wollen, einschließlich der Zusagen, die dem Iran im wirtschaftlichen
Bereich gemacht wurden und die in unserer Umsetzbarkeit liegen. Darauf
haben wir gedrungen. Das ist auch der Grund für das INSTEX-Instrument, das
Herr Brössler gerade ansprach. Daran haben wir gearbeitet und gleichzeitig,
wie eingangs erwähnt, gegenüber der iranischen Seite immer
Erwartungsmanagement betrieben.

Was die US-Seite angeht, kann ich hier eigentlich keine Prognosen abgeben.
Ich möchte das betonen, was ich hier, glaube ich, schon vier Mal getan
habe: Wir wollen das Abkommen erhalten, und dazu ist es notwendig, dass der
Iran jetzt von den Schritten, die er in den letzten Tagen eingeleitet hat,
zurücktritt und sie rückgängig macht.

Zusatzfrage: Was wäre Ihr Appell an die US-Regierung?

Breul: Ich wüsste nicht, warum ich im Moment einen Appell an die
US-Regierung richten sollte.

Frage: Der israelische Premierminister Netanjahu hat die iranische
Ankündigung als Beleg dafür gewertet, dass der Iran in Wahrheit nichts
anderes im Sinn habe, als eine Atombombe zu bauen, und die westlichen
Vertragspartner aufgefordert, Maßnahmen zu ergreifen. Diese Position Herrn
Netanjahus ist in der Sache nicht unbedingt neu, aber welche Rolle spielt
sie, jetzt neuerlich eingebracht, in den Diskussionen? Befürchtet die
Bundesregierung, dass die israelische Regierung gegebenenfalls von sich aus
Maßnahmen gegen den Iran unternimmt - das hat es ja auch schon gegeben -,
zum Beispiel Luftschläge gegen Atomanlagen und Ähnliches? Haben Sie diese
Option sozusagen in der Diskussion mit im Blick oder nicht?

Breul: Ich glaube nicht, dass es sinnvoll ist, dass wir uns jetzt irgendwie
am medialen Austausch über mögliche Konsequenzen und Handlungsmöglichkeiten
beteiligen. Denn wir haben ja extra für diesen Fall dieses Abkommen
geschaffen, in dem genau festgelegt ist, was die nächsten Schritte sind,
wenn sich eine Partei womöglich nicht mehr an das Abkommen hält.

Ich habe es vorhin gesagt: Das Wichtigste sind für uns nicht mediale
Ankündigungen, sondern das, was die IAEO sagt. Sie prüft jetzt, wird
Bericht erstatten, und dann schauen wir, welche nächsten Schritte wir
ergreifen.

Zusatz: Nun ist das, was Herr Netanjahu gesagt hat, kein medialer
Austausch, sondern er hat eine sehr klare politische Botschaft gesendet.
Dem, was Sie sagen, entnehme ich, dass sie in den Überlegungen der
Bundesregierung und in der Diskussion mit den verbliebenen Vertragspartnern
jedoch keine Rolle spielt.

Breul: Die Position Israels ist uns bekannt.

Frage: Ich habe eine Frage zum Handelsvolumen von INSTEX. Sie haben gesagt,
dass Transaktionen kurz bevorstünden. Was für Geschäfte können das denn
sein? Wie groß ist das Volumen von INSTEX im Moment? Welche Summe ist
hinterlegt?

Breul: Da die Transaktionen noch nicht stattgefunden haben, kann ich Ihnen
darüber keine Auskünfte erteilen.

Frage: Der russische Vertreter bei der IAEO Michail Uljanow hat gesagt, er
hoffe, dass der neue Anreicherungssatz nicht mehr als 5 Prozent betrage.
Das sei kein Proliferationsrisiko. Sehen Sie das als Versuch der russischen
Seite, das JCPOA ein bisschen aufzuweichen, oder würden Sie ihm zustimmen,
dass eine "Neubalancierung" - ich glaube, davon sprach er - angebracht sei?

Breul: Ich versuche es noch einmal. Wir haben bisher Ankündigungen gehört.
Wir haben noch keinen Bericht der IAEO. Diesen würden wir gern abwarten und
dann mit den anderen Mitgliedsstaaten in der Joint Commission beraten, wie
wir weiter vorgehen.

Frage: Herr Seibert, ich hätte gern einen Kommentar über die Wahl in
Griechenland. Hat Frau Merkel Herrn Mitsotakis schon gesprochen, ihm
gratuliert?

Welche Erwartungen haben Sie an Herrn Mitsotakis?

StS Seibert: Ich kann für die Bundeskanzlerin sagen, dass sie dem
Wahlsieger Kyriakos Mitsotakis zum großen Erfolg seiner Nea Dimokratia
gratuliert, dass sie sich auf eine enge, freundschaftliche Zusammenarbeit
mit ihm freut, wie es der deutsch-griechischen Freundschaft und
Partnerschaft auch entspricht.

Gleichzeitig dankt sie dem jetzt scheidenden Ministerpräsidenten Alexis
Tsipras und seiner Mannschaft dafür, dass es auch in sehr herausfordernden
Jahren möglich war, immer eine vertrauensvolle und respektvolle
Zusammenarbeit miteinander zu pflegen.

Zusatzfrage: Ich habe auch über Erwartungen gesprochen. Haben Sie
Erwartungen? Herr Mitsotakis will zum Beispiel noch einmal über den
Primärüberschuss verhandeln, auch mit Frau Merkel.

StS Seibert: Wir haben grundsätzlich keine Erwartungen an demokratisch
gewählte Regierungen in EU-Partnerstaaten auszudrücken. Wir hoffen darauf,
dass sich die bilaterale Zusammenarbeit so freundschaftlich und so
vertrauensvoll weiterentwickelt, dass beide Länder gemeinsam zur Stärkung
der EU beitragen können und dass sich die Dinge in Griechenland im
Interesse der Bürger, die in Griechenland in den letzten Jahren auch
schwere Lasten zu tragen hatten, gut entwickeln werden.

Frage: Eine Frage an das Finanzministerium: Es hat ja immer einmal wieder
Debatten über eine Entlastung Griechenlands, was Altschulden angeht,
gegeben. Steht die Bundesregierung solchen Diskussionen jetzt mit dem neuen
Ministerpräsidenten positiver gegenüber?

Erwarten Sie durch die neue Regierung irgendeine Änderung des griechischen
Verhaltens in der Eurofrage oder der Eurozone?

Kalwey: Wie Sie sicherlich wissen, befindet sich Griechenland zurzeit in
der sogenannten Nachprogrammüberwachung. In dem Zusammenhang informiert die
EU-Kommission die Eurogruppe regelmäßig über den Stand der Dinge. Auch
heute wird sie das wieder tun. Heute findet ja in Brüssel das Treffen der
Eurogruppe statt. In diesem Rahmen werden auch Gespräche geführt. Die
Kommission wird, wie gesagt, auch da informieren. Alles Weitere dann zu
gegebener Zeit.

Zusatz: Meine Frage richtete sich darauf, was das Finanzministerium möchte
oder erwartet, also darauf, ob Sie offen dafür wären, jetzt erneut eine
Altschuldendebatte zu führen.

Kalwey: Ich kann dem nichts hinzufügen. Die Diskussionen werden im Rahmen
der Eurogruppe geführt, und da möchte ich sie auch gern belassen.

Frage: An das Verteidigungsministerium: Es gibt griechische Berichte, dass
die Türkei 42 Leopard-2A4-Panzer nach Nordzypern verlegt habe. Können Sie
diese Berichte bestätigen? Wenn ja, wie ordnen Sie sie ein?

Routsi: Ich habe die Berichte zur Kenntnis genommen, aber ich kann Sie
Ihnen nicht bestätigen. Das muss ich erst verifizieren. Selbst wenn sich
das bestätigen sollte, müssten Sie damit an die Türkei herantreten und
nicht an das deutsche Verteidigungsministerium.

Zusatzfrage: Gibt es keine Bestimmungen darüber, wenn zum Beispiel deutsche
Panzer in besetzte Gebiete verschickt werden?

Routsi: Sie nehmen hier eine Mutmaßung vor, die ich mir überhaupt nicht zu
eigen machen will.

Frage: Herr Seibert, noch einmal zu den Erwartungen an die neue griechische
Regierung. Das Prespa-Abkommen, das zur Lösung des Namensstreits zwischen
Griechenland und Nordmazedonien geführt hat, hat der neue griechische
Ministerpräsident Mitsotakis angezweifelt. Er hat auch im Parlament dagegen
gestimmt. Deutschland hat sich in dieser Frage sehr engagiert. Haben Sie in
dieser Frage trotzdem irgendwelche Erwartungen an Herrn Mitsotakis?

StS Seibert: Wenn Sie das Prespa-Abkommen ansprechen, möchte ich sagen,
dass die Lösung dieses jahrelangen Streits durch die Regierungen in Skopje
und Athen eine historische Leistung ist. Das hat die Bundesregierung, das
hat die Bundeskanzlerin mehrfach gesagt. Das ist eine Leistung, die eine
Normalisierung auch der Beziehungen zwischen Nordmazedonien und
Griechenland ermöglicht. Wir hoffen sehr, dass sich auch die neue
griechische Regierung an diesem positiven Normalisierungsprozess
konstruktiv beteiligen wird.

Frage: Ich habe zwei Fragen zur Seenotrettung. Frage an das AA: Michael
Roth hat heute noch einmal betont, dass eine Koalition gesucht wird, um
europäisch eine Lösung in Sachen Seenotrettung zu finden. Wie stünde denn
die Bundesregierung dazu, möglicherweise bilateral eine Lösung mit einem
sicheren Hafen zu finden?

Dann noch eine Frage an das BMI: Salvini hat ja nicht so höflich auf den
Brief von Seehofer geantwortet. Gedenkt der Minister, darauf noch einmal zu
reagieren?

Breul: Ich kann gerne beginnen. Ich glaube, wir haben hier schon mehrfach
betont, dass das, was im Mittelmeer passiert, nämlich die in Seenot
geratenen Migranten, für uns ein sehr wichtiges Thema ist, dass für uns
aber auch klar ist, dass das ein europäisches Problem ist, für das wir eine
europäische Lösung brauchen.

Die Lücken bei der Seenotrettung sind, wie ich denke, offensichtlich. Eine
Schließung dieser Lücken setzt eine verlässliche europäische Lösung voraus,
die Schiffen ermöglicht, nach einer Rettung rasch einen schnell zu
identifizierenden Hafen anzulaufen. Das ist derzeit leider nicht gegeben.
Die Kooperation der Anrainerstaaten des Mittelmeers ist hierfür
unerlässlich. Das ist die Baustelle, an der wir arbeiten, auch mit Blick
auf eine mögliche europäische Seenotrettung.

StS Seibert: Ich will das, was der Kollege des Auswärtigen Amtes gesagt
hat, ausdrücklich unterstreichen. Wir brauchen eine verlässliche
europäische Lösung, weil das, was im Mittelmeer passiert, die Not von
Menschen dort, die Zustände, nicht nur drei oder vier europäische
Mitgliedstaaten angehen.

Gleichwohl hat sich die Bundesregierung immer bei der Aufnahme von konkret
betroffenen Menschen engagiert, die auf Seenotretterschiffen in
italienische Häfen oder maltesische Häfen eingelaufen sind, obwohl wir
diese europäische Lösung noch nicht haben. So ist es jetzt ja auch so, dass
wir bereit sind, von der "See-Watch" 40 Menschen aufzunehmen und von der
"Alan Kurdi" ebenso. Das heißt, Deutschland hat die größte Zahl von
Seenotgeretteten unter den übernahmebereiten Mitgliedstaaten übernommen.
Dennoch bleibt es politisch notwendig, an einer gesamteuropäischen Lösung
zu arbeiten, weil diese Ad-hoc-Verteilungen natürlich keine Dauerlösung
sein können.

Alter: Vieles ist schon gesagt. Ich will vielleicht bei der Gelegenheit
noch einmal aus Sicht des BMI den Dank an die Europäische Kommission
richten, die seit vergangenem Freitag unentwegt und sehr intensiv mit den
Mitgliedstaaten Gespräche führt, um eine solidarische Verteilung der aus
Seenot geretteten Menschen in den aktuellen Fällen zu erreichen.

Die Gespräche sind noch nicht abgeschlossen, aber immerhin waren sie
gestern so weit gediehen, dass die maltesische Regierung entschieden hat,
die Menschen von zwei Schiffen an Land gehen zu lassen. Das ist zunächst
einmal eine positive Nachricht.

Zu Ihrer konkreten Frage kann ich nur sagen: Der Minister hat sich am
Samstag mit einem Schreiben an den italienischen Innenminister sehr klar
und sehr deutlich positioniert, sodass es auch inhaltlich jetzt keine
Veranlassung gibt, bilateral noch einmal nachzulegen oder zu reagieren. Das
heißt aber natürlich nicht, dass man in der Sache nicht in den europäischen
Gremien mit den europäischen Mitgliedstaaten weiterhin für diese
solidarische Lösung und den Mechanismus vorangeht und auch dafür streitet.

Zusatzfrage: Es sind ja wirklich nur geringe Zahlen von Menschen, die jetzt
ankommen. Hat die Bundesregierung schon einmal überlegt, ob sie bis zu
einer gewissen Grenze alle aufnehmen könnte, die kommen? Wie bewerten Sie
den Pull-Faktor, den so etwas auslösen könnte?

Alter: Ich möchte noch einmal Folgendes sagen: Der Bundesinnenminister und
eigentlich auch die gesamte Bundesregierung haben von Anfang an eine
Position vertreten, von der wir bis heute auch nicht abweichen. Es geht
nicht darum, dieses Thema durch nationale Lösungen zu lösen, sondern es
geht um eine europäische Verantwortung und um Solidarität. Es muss das Ziel
sein, dass sich möglichst viele Mitgliedstaaten - bestmöglich alle
Mitgliedstaaten - daran beteiligen.

Frage: Es gibt ein sogenanntes Working Paper des Rates der EU zum Thema
"disembarkation", das aus dem Juni stammt. Herr Seibert, inwiefern ist der
Bundesregierung bekannt, dass diese Richtlinien bereits angewandt werden?
Wird zum Beispiel bei der "Alan Kurdi" danach verfahren?

Es heißt immer, dass Deutschland 40 Personen aufnimmt. Wie werden denn
diese Menschen aktuell untergebracht? Der Europäische Flüchtlingsrat
spricht von "detention", also von Inhaftierung. Wissen Sie etwas darüber?
Werden diese Menschen inhaftiert beziehungsweise können sie sich auf Malta
frei bewegen?

Alter: Ich habe keine konkrete Kenntnis darüber, in welchen Unterkünften
sich die aus Seenot geretteten Menschen aufhalten. Wir gehen davon aus,
dass die Art und Weise, wie die Menschen behandelt werden, nicht zu
beanstanden ist. Es liegen bei uns auch keine gegenteiligen Berichte
darüber vor. Insofern gibt es keinen Grund, daran zu zweifeln.

Ich kann Ihnen aber sagen, dass die Bundesregierung beziehungsweise das
Bundesinnenministerium die Verteilung der Menschen, für die wir die Zusage
erteilt haben, schnellstmöglich vorantreibt. Das heißt, wir schieben nichts
auf die lange Bank. Wir stehen zu dieser gestrigen Aussage und werden dafür
eintreten, dass die Personen, die nach Deutschland kommen, das auch
schnellstmöglich können, soweit die Prozesse, die vor Ort abzulaufen haben,
auch abgelaufen sind.

Zusatzfrage: Wenn Sie sagen, dass Sie nichts auf die lange Bank schieben,
können Sie eine zeitliche Rahmengröße nennen? Sprechen wir von ein, zwei
Tagen, von zwei, drei Wochen, von vier, fünf Monaten? Es gab bereits in der
Vergangenheit Fälle, wo Deutschland Menschen aus Malta aufgenommen hat.
Vielleicht können Sie kurz schildern, wie da der zeitliche Ablauf ist.

Zweitens. Nach welchen Kriterien werden diese Menschen von wem ausgesucht?

Alter: Es ist so, dass man hier keine pauschale Zeitleiste benennen kann.
Das ist sehr unterschiedlich, teilweise auch im Einzelfall. Es findet eine
medizinische Untersuchung statt; es findet eine Überprüfung durch die
Sicherheitsbehörden statt. Das kann unterschiedlich lange dauern. Natürlich
wird bei der Verteilung der Menschen auch geprüft, inwieweit sich
Dublin-Zuständigkeiten möglicherweise ohnehin ergeben. Wenn es also
Menschen gibt, bei denen Bezugspunkte zu Deutschland gegeben sind, dann
würde man natürlich konkret diese Personen auswählen.

Bei der gestrigen Entscheidung, als es zunächst einmal nur um das
Zahlenverhältnis ging, sind noch keine konkreten Personalien diskutiert
worden.

Frage: Entwicklungshilfeminister Müller hat einen gemeinsamen humanitären
Einsatz Europas und der Vereinten Nationen zur Rettung der Flüchtlinge in
Libyen gefordert. Gibt das die Haltung der Bundesregierung richtig wieder?
Wie könnte so ein Einsatz aussehen?

StS Seibert: Ich weiß nicht, ob sich der Sprecher von Bundesminister Müller
dazu äußern möchte.

Ich kann für die Bundesregierung sagen, dass wir natürlich in der Sache
Lösungen finden müssen und dass tatsächlich der Schlüssel für diese
Lösungen in Libyen liegt. Es muss also politisch alles getan werden, um zur
Stabilisierung der Lage in Libyen beizutragen. Es müssen alle politischen
Mittel genutzt werden, um zu verhindern, dass es noch einmal zu einem so
grauenvollen Bombenangriff wie vor Kurzem auf ein Flüchtlingslager in
Libyen kommt, bei dem sehr viele Menschen den Tod fanden.

Die internationale Gemeinschaft muss IOM und UNHCR stärken und muss beiden
Organisationen ermöglichen, in Libyen Zugang zu den Migranten und
Flüchtlingen zu bekommen, um ihre Lebensverhältnisse zu verbessern und sie
bei einer freiwilligen und geordneten Rückkehr in ihre Heimatländer zu
unterstützen. Gleichzeitig müssen wir natürlich auch daran arbeiten, dass
wir sichere legale Wege aus Libyen heraus für besonders schutzbedürftige
Flüchtlinge finden.

Das ist die politische Aufgabe, an der sich die Bundesregierung mit Kraft
beteiligt, insbesondere bei der Unterstützung von IOM und UNHCR, auch der
finanziellen Unterstützung, die aber natürlich ein ganz dickes Brett ist.
Wenn Sie sehen, in welcher Situation von Staatlichkeit oder
Nichtstaatlichkeit Libyen derzeit ist, wenn Sie sehen, dass dort zurzeit
ein innerlibyscher Konflikt mit kräftiger Beteiligung von außen tobt, so
muss das alles zur Ruhe und zur Stabilität gebracht werden.

Deutschbein: Ich kann nur noch einmal das, was Herr Seibert gerade gesagt
hat, bestätigen. Der Minister hat in seinem Interview gesagt, dass vor
allem die Herausforderung ist, den Menschen, die in den Lagern in Libyen
sind, die Rückkehr in ihre Heimat zu ermöglichen. Vonseiten unseres
Ministeriums gibt es Programme für Rückkehrer, die dabei unterstützen
können. Das andere ist, dass den Menschen, die sich akut in Seenot
befinden, geholfen werden muss. Das ist eine große humanitäre
Herausforderung.

Breul: Ich kann, wenn Sie mögen, das noch mit Zahlen unterlegen. 2019 haben
wir bereits 6,6 Millionen Euro an humanitärer Hilfe zum Schutz von
Flüchtlingen, Migranten und Binnenvertriebenen und für medizinische
Grundversorgung in Libyen zur Verfügung gestellt. Davon gingen 3 Millionen
Euro an den UNHCR, welcher Evakuierung aus den sogenannten "detention
centers" organisiert und vor Ort unter anderem medizinische Grundversorgung
leistet. Zudem kommt unser Engagement im Bereich der
Resettlement-Programme. Dazu hat das BMI hier schon einmal vor ein paar
Tagen vorgetragen. Dort haben wir bereits 300 Plätze für besonders
vulnerable Flüchtlinge aus Syrien bereitgestellt, die nach Niger evakuiert
wurden. Diese Zahl werden wir mit 300 weiteren Resettlement-Plätzen
verdoppeln.

Frage: Herr Seibert, Sie haben eben gesagt, dass die Bundesregierung nach
wie vor auf eine verlässliche europäische Lösung setzt. Das hört sich doch
sehr optimistisch an, wenn man sieht, dass die Bundesregierung versucht
hat, jahrelang eine Lösung zu erreichen. Erwarten Sie bei diesen Bemühungen
möglicherweise einen neuen Schub mit der neuen EU-Führung?

StS Seibert: Wir tun doch beides: Wir beharren darauf - und ich denke, dass
das absolut richtig ist -, dass das, was im Mittelmeer geschieht, dass die
Not der Seenotgeretteten eine Angelegenheit europäischer Solidarität sein
muss. Gleichzeitig versagen wir denjenigen, die jetzt schon in dieser Not
sind und die in Malta oder in Lampedusa an Land gebracht werden, nicht die
humanitäre Unterstützung. Das heißt, wir stellen uns nicht auf das Prinzip
"Wir tun gar nichts, bevor wir nicht die europäische Lösung haben". Aber
weil wir in den Einzelfällen versuchen, humanitär zu handeln, verzichten
wir doch nicht darauf, eine europäische Lösung, wie sie politisch geboten
ist, anzustreben. So setzen sich alle Mitglieder der Bundesregierung ein.
So wird sich auch der Innenminister im Kreise seiner EU-Kollegen demnächst
wieder einbringen.

Zusatzfrage: Die Frage habe ich ja gar nicht in Abrede gestellt. Die Frage
war, ob Sie bei der neuen EU-Kommission möglicherweise darauf hoffen, dass
es dann wieder verstärkt Bemühungen gibt, auch auf europäischer Ebene diese
Lösung zu erreichen.

StS Seibert: Diese Hoffnung haben wir jetzt, und die werden wir auch nicht
aufgeben.

Frage: Herr Breul hat es gerade angesprochen: Es gibt bereits seit 2017
diese Evakuierungsprogramme aus Libyen. Wenn Sie sagen, dass Deutschland
speziell für diese Programme dem UNHCR drei Millionen Euro zur Verfügung
stellt, wenn ich das richtig verstanden habe, könnten Sie vielleicht Bilanz
ziehen, wie viele Menschen man seit 2017 aus den Flüchtlingslagern in
Libyen herausgeholt hat?

Dazu ergänzend die Frage an das BMZ: Was meint der Minister genau, wenn er
eine Initiative zur Evakuierung fordert, wenn es so etwas schon gibt? Ist
ihm das nicht genug? Fordert er etwas völlig Neues? Fordert er etwas
Kraftvolleres? Was verbindet er konkret mit der Forderung?

Breul: Ich kann richtigstellen: Die drei Millionen Euro sind nicht 2017,
sondern dieses Jahr zur Verfügung gestellt worden.

Was die absoluten Zahlen angeht, müsste ich sie mir noch einmal an Land
ziehen. Die liegen mir jetzt gerade nicht vor. Aber sie würden dann
natürlich auch von UNHCR und IOM erhoben und nicht von uns. Wir können aber
gerne versuchen, das nachzureichen.

Vorsitzender Feldhoff: Das BMI kann etwas zu Zahlen sagen.

Alter: Ich habe die Information, dass im Rahmen dieses sogenannten
Emergency Transit Mechanism seit 2018 von diesen 300 Zusagen inzwischen 276
Personen nach Deutschland eingereist sind. Zwölf Personen konnten aus
medizinischen Gründen noch nicht einreisen. Das steht aber bevor, sobald es
medizinisch möglich ist. Wie schon erwähnt, gibt es weitere 300 Plätze, an
denen wir uns beteiligen.

Deutschbein: Es gibt ja bereits das Programm "Perspektive Heimat", das von
unserem Haus gefördert wird und das natürlich grundsätzlich auch Menschen
aus Libyen offensteht, die in ihre Heimat zurückkehren. Das betrifft jetzt
vor allem Menschen aus Westafrika, die dorthin wieder zurückkehren. Das ist
ein Programm, dass wir natürlich fortführen und nach Möglichkeit noch
ausbauen wollen.

Zusatzfrage: Haben Sie denn vielleicht Zahlen über die vorliegen, die über
Ihr Programm schon freiwillig aus Libyen nach Mali oder in andere
westafrikanische Länder zurückgekehrt sind?

Deutschbein: Darüber haben wir keine Zahlen vorliegen, nein.

Frage: Ich hoffe, das überschneidet sich jetzt nicht oder war nicht schon
durch eine vorherige Frage beantwortet worden. Gerade wird gemeldet, dass
Europastaatsminister Roth sagte, die Bundesregierung gebe den Gedanken an
eine gesamteuropäische Flüchtlingsverteilung auf, und man konzentriere sich
jetzt darauf, dass es eine Gruppe der Willigen geben soll. Ist das neu
beziehungsweise korrekt zitiert? Im Hintergrund schwang das ja schon einmal
mit.

Zweite Frage: Vor der Flüchtlingsverteilung liegt die Flüchtlingsrettung.
Auch da gab es in der Vergangenheit ja gesamteuropäische staatliche
Ansätze, von "Mare Nostrum" bis zur Frontex-Operation "Sophia". Jean-Claude
Juncker hat einmal die Beendigung von "Mare Nostrum" als großen Fehler
bezeichnet. Kann zu einer solchen Strategie der Koalition der Willigen auch
gehören, dass es eine neue staatliche Initiative zur Flüchtlingsrettung
gibt und man dies nicht nur privaten Schiffen überlässt?

Breul: Ich vermute, ohne dass ich die Meldung, auf die Sie sich beziehen,
jetzt gesehen habe, dass diese Meldung aus einem Interview des
Staatsministers von heute Morgen im Frühstücksfernsehen zitiert. Ich
glaube, das, worum es hier geht - das ist nicht neu; das hat Außenminister
Maas auch schon an vielen Stellen unterstrichen -, ist, dass Teil der
Beratungen natürlich ist, wie sich alle EU-Mitgliedstaaten einbringen
können und wie die, die sich an der Verteilung der Flüchtlinge nicht direkt
beteiligen wollen - aus welchen Gründen auch immer -, sich gegebenenfalls
anderweitig engagieren. Diese Debatte ist nicht neu. Die führen wir.

Aus unserer Sicht ist es wichtig, dass - Herr Seibert hat es gerade gesagt -
 wir eine Lösung finden, die solidarisch ist, und zwar vonseiten aller
EU-Mitgliedstaaten. Dazu gehört auch, dass wir dann bei der Frage der
Aufnahme und der Verteilung der Flüchtlinge eine größtmögliche Zahl von
EU-Mitgliedstaaten einbeziehen. Das ist aus unserer Sicht ein ganz
wichtiges Kriterium für einen solchen Mechanismus.

Was die staatliche Seenotrettung angeht: Dazu hatte ich ja gerade schon
einmal ein bisschen gesagt. Wir sehen auch, dass es da eine Lücke in der
Seenotrettung gibt, und wir müssen darüber debattieren, wie diese
geschlossen werden kann. Aber - das wiederhole ich gerne noch einmal - das
wird uns natürlich nur gelingen, wenn es danach auch einen Hafen für die
Schiffe gibt, in den sie einfahren können und in dem die Flüchtlinge auch
von Bord gehen können, und wenn sie anschließend verteilt werden. Eines
geht also nicht ohne das andere.

Zusatz: Das bedeutet aber, wenn sich im Zusammenhang mit solchen Gesprächen
herausstellen sollte, dass es erstens eine Koalition von Willigen gibt, die
zur Flüchtlingsaufnahme bereit ist - mit einer genügend großen Zahl der
beteiligten Staaten -, und dass es zweitens auch Häfen gibt, die zur
Aufnahme bereit sind, dass dann auch wieder der Einsatz von Schiffen in
Betracht kommt, die dann letztlich vermutlich unter militärischer Flagge
einzelner Staaten unterwegs sind, nicht nur zivile Retter. Das ist dann
sozusagen mit im Kalkül enthalten.

Breul: Ihre Frage hatte mir jetzt eindeutig zu viele Konjunktiven, als dass
ich Ihnen eine klare Antwort geben würde, aber diese Art von Debatten
führen wir.

Frage: Ich habe noch eine Frage zum Verteilungsmechanismus. Übt die
Bundesregierung Druck auf andere europäische Partner aus? Wenn ja, auf
welche?

StS Seibert: Das ist, einmal grundsätzlich gesagt, nicht unsere europäische
Methode.

Zusatzfrage: Sie haben gesagt, das sei nicht eine Frage zwischen ein paar
Staaten, also nicht zwischen Italien und Deutschland. Welches sind also die
Partner, die gedrückt werden sollen?

StS Seibert: Ich weise Ihre Frage mit dem Wort Druck zurück. Wir sind
überzeugt, dass das, was im Mittelmeer geschieht, und die Not der
Flüchtlinge und Migranten auf hoher See eine Sache der europäischen
Solidarität ist. Derzeit gibt es immer drei bis fünf Staaten - ich habe
jetzt einmal eine Zahl genannt, aber ich glaube, etwa in dieser
Größenordnung bewegt sie sich; vielleicht sind es auch sechs -, die sich
bereit erklären, Kontingente von Migranten von den betroffenen Schiffen bei
sich aufzunehmen - von 28. Unsere Überzeugung ist, dass es mehr sein
müssten. Aber natürlich sind wir auch willens, was Zwischenlösungen angeht;
denn es geht ja auch um humanitäre Angelegenheiten. Trotzdem geben wir die
Überzeugung nicht preis, dass das eine Frage ist, die europäisch gelöst
werden muss. Das ist keine Geschichte, die nur zwei oder drei Staaten im
Zentrum Europas und die Mittelmeeranrainer betrifft.

Zusatz: Deswegen meine Frage!

StS Seibert: Wir arbeiten immer mit Überzeugung.

Frage: Ich habe noch eine Nachfrage, weil ich vorhin nach den "Guidelines
on temporary arrangements for disembarkation" gefragt hatte. Herr Seibert,
können Sie uns vielleicht den Stand liefern?

Werden diese Richtlinien jetzt im Fall der "Alan Kurdi" angewandt, oder
wurden sie angewandt? Vielleicht weiß das Auswärtige Amt etwas darüber.

Herr Breul, dann noch ganz kurz: Ist denn, wenn man es jetzt konkret macht,
irgendein Hafen in Libyen oder in Tunesien für Sie ein sicherer Hafen?

StS Seibert: Es ist ja die Europäische Kommission, die die Verteilung von
aus Seenot Geretteten auf bereitwillige europäische Mitgliedstaaten
organisiert; so habe ich das immer verstanden. Dann müssten Sie bei der
Europäischen Kommission nachfragen, auf welcher Grundlage und nach welchen
europäischen Beschlüssen Sie das genau tut. Wir erklären von Fall zu Fall
unsere Bereitschaft dafür, dass sich Deutschland an dieser Aufnahme
beteiligt, aber die Organisation liegt in den Händen der Europäischen
Kommission, was - noch einmal gesagt - ein weiteres Mal zeigt, dass das ein
europäisches Anliegen ist, kein bilaterales.

Zusatz: Laut diesen "Guidelines" sind aber die Mitgliedstaaten, die eben
aufnehmen oder diese Menschen sozusagen weiterleiten, ja daran beteiligt.

StS Seibert: Ja, das sage ich ja. Deswegen hat sich Deutschland in jedem
dieser Fälle auch bereit erklärt, sich zu beteiligen. Nichtsdestotrotz wird
das Ganze organisatorisch von der Europäischen Kommission betreut, aber das
kann Ihnen der Kollege aus dem BMI vielleicht noch besser erklären.

Alter: Ich habe nicht wahnsinnig viel zu ergänzen, weil das zutreffend
dargestellt worden ist. Wenn man sich jetzt einmal diesen Fall der "Alan
Kurdi" vor Augen führt: Vergangene Woche Freitag gab es eine Initiative aus
Deutschland gegenüber der Europäischen Kommission vor dem Hintergrund der
Tatsache, dass die "Alan Kurdi" unter deutscher Flagge fährt. Wenn ein
solcher Impuls bei der Europäischen Kommission eingeht, dann wird dort auch
die Koordinierung wahrgenommen. Das heißt, die Kommission führt Gespräche,
die Kommission verhandelt mit den Mitgliedstaaten und nimmt dann natürlich
auch zur Kenntnis, welche Position diejenigen Staaten haben, vor deren
Häfen diese Schiffe liegen. Dann wird ein Ergebnis gesucht. Die Richtlinien
oder die Gesprächsinhalte müssten Sie bei der Europäischen Kommission
erfragen.

Breul: Ich weiß nicht; wir hatten diese Thematik, glaube ich, hier schon
einmal sehr umfänglich besprochen, auch ihre völkerrechtlichen Dimensionen.

Klar ist: Die libysche Seite braucht weiterhin Unterstützung beim Aufbau
von Fähigkeiten, also Kapazitäten, um Menschen im Mittelmeer vor dem
Ertrinken zu retten, weil das das Ziel ist. Diese Unterstützung, die wir
der libyschen Seite gerne geben wollen - auch im Rahmen einer EU-Mission -,
wird natürlich durch die Verhältnisse vor Ort sehr erschwert. Das ist
natürlich zu berücksichtigen, wenn es für einen Kapitän beziehungsweise
eine Kapitänin darangeht, zu beurteilen, wo jetzt der nächste sichere Hafen
ist, um Flüchtlinge auszubringen.

Insofern kann ich Ihre Frage so pauschal nicht beantworten. Das ist etwas,
das im Fluss ist und das übrigens natürlich auch mit den jeweiligen
Gegebenheiten auf dem Schiff zu tun hat, damit, wo es sich gerade befindet,
usw. Das führt uns auch, ehrlich gesagt, nicht weiter. Wir haben schon
mehrfach gesagt: Wir streben an, dass wir eine vernünftige Lösung dafür
finden, Häfen zu identifizieren, in denen Schiffe anlanden können, und eine
Verteilungslösung zu finden. Daran arbeiten wir.

Frage: Herr Alter, es gab parallel zu dem deutschen Rettungsschiff, das
jetzt so halb auf Malta anlanden durfte, auch ein Schiff einer
italienischen Rettungsorganisation. Wird Deutschland auch von diesem Schiff
Flüchtlinge aufnehmen? Wenn ja, wie viele? Gilt auch diese Bereitschaft,
dass Deutschland sagt "Wir sind immer bereit, uns an diesem
Ad-hoc-Mechanismus zu beteiligen, auch bei Schiffen, die nicht unter
deutscher Flagge oder unter Beteiligung von deutschen NGOs fahren"?

Alter: Ich fange einmal von hinten an: Für uns gilt die Position, dass es
für uns keine Rolle spielt, unter welcher Flagge ein Schiff fährt oder
welche Organisation dahintersteht, sondern wir haben unsere Position
unabhängig davon deutlich gemacht.

Jetzt müssen wir ein bisschen sortieren. Es gab ja am vergangenen
Wochenende verschiedene Schiffe. Es gab die "Alex", die letztlich in einen
italienischen Hafen eingefahren ist. Nach meiner Kenntnis fährt die unter
italienischer Flagge. Dazu ist kein Diskussionsprozess über die Europäische
Kommission im Gange. Gleichwohl hat der Bundesinnenminister am
Samstagvormittag grundsätzlich die Bereitschaft signalisiert, auch hier
Personen zu übernehmen. Das ist aber offenbar von italienischer Seite
sozusagen gar nicht erwogen worden.

Dann gab es zwei andere Schiffe, die "Alan Kurdi" und ein Schiff der
maltesischen Marine. Diese beiden Schiffe hatten insgesamt 123 Personen an
Bord, und von diesen 123 Personen sollen jetzt 94 verteilt werden.
Deutschland hat sich bereit erklärt, davon bis zu 40 Personen aufzunehmen.

Frage: Noch einmal ganz kurz ganz grundsätzlich die Nachfrage: Sie sind ja
schon für eine staatlich organisierte Seenotrettung.

Alter: An wen richtet sich die Frage?

Zusatzfrage: An Herrn Seibert.

StS Seibert: Deutschland hat sich jedenfalls mit den Schiffen der Marine
lange Zeit innerhalb der europäischen Missionen aktiv daran beteiligt und
hat Zehntausenden von Menschen auf dem Mittelmeer das Leben gerettet. Wir
haben bedauert, dass die Mission "Sophia" nicht fortgeführt werden konnte.
Aber es ist bisher bei den unterschiedlichen Interessen unterschiedlicher
Mitgliedstaaten kein sinnvolles Mandat für eine solche Mission in Sicht,
dem auch alle zustimmen könnten.

Frage: Herr Alter oder Frau Routsi, es gibt Berichte, wonach Auszubildende
der libyschen Küstenwache, sobald sie an Bord europäischer Schiffe sind, um
Asyl bitten. Ich wollte fragen: Ist das auf einem deutschen Schiff schon
einmal vorgekommen? Wenn ja, wie viele Personen haben das getan?

Alter: Beim Bundesamt für Migration und Flüchtlinge liegen keine
Erkenntnisse darüber vor, dass es solche Fälle gegeben hat.

Zusatzfrage: Aber sind Ihnen die Berichte bekannt?

Alter: Die Berichte sind uns bekannt. Aber zumindest hat es keinen Fall
gegeben, in dem letztlich beim Bundesamt für Migration und Flüchtlinge ein
Asylantrag eingegangen oder eine Person nach Deutschland gebracht worden
wäre.

Routsi: Ich kann das nicht ergänzen. Mir ist davon nichts bekannt.

Frage: Ich habe eine Frage an das Auswärtige Amt. Es geht um die fünf
Deutschen, die in der Türkei aus politischen Gründen immer noch in Haft
sind. Was tut die Bundesregierung im Fall dieser fünf Männer? Warum kommt
keine Bewegung in diese Fälle? Warum tut sich da nichts?

Breul: Ich kann Ihnen berichten, dass sich aktuell insgesamt 50 deutsche
Staatsangehörige in türkischer Haft befinden, davon zehn Doppelstaatler.
Daneben sind 37 Fälle von Deutschen bekannt, die aufgrund von
Ausreisesperren die Türkei nicht verlassen können.

Darüber hinaus - darüber haben wir uns hier im Februar länger unterhalten -
möchten wir nicht über Zahlen sprechen, was Fälle angeht, die von
besonderer politischer Relevanz sind. Die sind nach wie vor ein schwieriges
Thema in den Beziehungen zur Türkei. Darüber sind wir laufend mit Ankara im
Gespräch, und für deren Lösung setzen wir uns ein.

Hinsichtlich der speziellen Einzelfälle gilt, wie gesagt, natürlich das,
was immer gilt, nämlich der Schutz der Persönlichkeitsrechte, und ich habe
kein Mandat dafür, Ihnen im Einzelfall zu den Fällen, die noch übrig sind,
nähere Informationen zu geben.

Zusatzfrage: Es gibt ja einige, die von Geiselnahmen durch die Regierung
Erdogan sprechen. Stimmen Sie dem zu?

Breul: Wir haben hier immer von Fällen gesprochen - ich habe es gerade
schon erwähnt -, die von besonderer politischer Relevanz sind. Das ist eine
sorgsam gewählte Formulierung. Das Wort Geiselnahme möchte ich mir hier
nicht zu eigen machen.

Frage: Zum Bundeswehreinsatz in Afghanistan: Donald Trump - das ist ja
nichts Neues - hat immer wieder betont, dass er so schnell wie möglich
Truppen aus verschiedenen Kriegsgebieten wieder nach Hause bringen möchte.
Deshalb führt man auch die Gespräche oder Diskussionen um Syrien. In
Afghanistan ist es dasselbe Spiel. Dazu hat er vor Kurzem in einem
Interview gesagt, dass er still und heimlich 7000 US-Soldaten abgezogen
habe. Meine Frage: Was würde denn ein kompletter Abzug der US-Truppen für
den Bundeswehreinsatz in Afghanistan bedeutet?

Routsi: Wenn ich mich jetzt nicht irre, haben wir diese Frage hier schon
erörtert. Auch hier sind wir wieder im Konjunktiv, deshalb möchte ich
darüber gar nicht sprechen. Ich kann Ihnen sagen, dass gemäß dem aktuellen
Mandat vom 21. März 2019 bis zu 1300 deutsche Soldaten eingesetzt werden
können. Sie werden eingesetzt im Bereich Beratung, Ausbildung,
Unterstützung der afghanischen nationalen Verteidigungs- und
Sicherheitskräfte. Wir sind eben vor Ort, um für ein stabiles Umfeld zu
sorgen. Mehr kann ich Ihnen dazu jetzt auch nicht sagen.

Zusatzfrage: Können Sie denn die Aussage von Donald Trump bestätigen, dass
er in den letzten Monaten 7000 US-Soldaten abgezogen hat?

Routsi: Mir liegen dazu keine Informationen vor.

Frage : An das Bundesverkehrsministerium: Frau Friedrich, was ist denn zum
Thema Behinderung des Lkw-Verkehrs an der Grenze zu Österreich -
Blockabfertigung ist da das Stichwort - der Stand der Gespräche
beziehungsweise Verhandlungen, die es unter dem Dach der EU geben soll oder
gibt? Gibt es auch direkte Gesprächskontakte Ihres Ministeriums zur
Landesregierung von Tirol?

Friedrich: Ich kann Ihnen das sagen, was ich hier auch schon am Freitag
erläutert habe: Heute Nachmittag findet ein Gespräch bei der Europäischen
Kommission in Brüssel auf Arbeitsebene statt. An diesem Gespräch werden
Österreich, Italien und Deutschland teilnehmen, aber auch die Regionen
Tirol, Südtirol, Trento und auch Bayern sowie die Europäische Kommission
selbst. Bei diesem Gespräch geht es einfach erst einmal um die Verkehrslage
und vor allem darum, den Gesprächsfaden nicht abreißen zu lassen. Das
heißt, die Gespräche werden erst einmal fortgesetzt, und da würden wir
jetzt erst einmal abwarten.

Zusatzfrage: Wenn ich nachfragen darf: Vor einigen Tagen wurde ja gesagt,
dass Sie in Ihrem Hause eine Klage gegen Österreich prüfen. Können Sie
sagen, wie weit die Prüfung ist? Ist die vielleicht schon abgeschlossen?
Warten Sie noch darauf, die jetzt einzureichen?

Friedrich: Dazu kann ich Ihnen aktuell keinen neuen Stand geben.

Frage: Gibt es Informationen dazu, wie sehr diese Staus dort im Moment der
deutschen Industrie schaden?

Baron: Ich kann Ihnen dazu keine Zahlen nennen oder Angaben machen; dazu
haben wir keine Erkenntnisse.

Frage: Es gibt erste Berichte zur Kommission "Gleichwertige
Lebensverhältnisse". Die Ost-West-Trennung macht bei der Regionalförderung
nur noch wenig Sinn. Wie konkret sind denn die Überlegungen im
Innenministerium, das Ganze auf neue Beine zu stellen und zum Beispiel
Kleinteiliger zu machen?

Alter: Wir haben die Berichterstattung, die jetzt schon existiert,
natürlich zur Kenntnis genommen, aber ich verweise darauf, dass der Bericht
erst am kommenden Mittwoch im Kabinett zur Entscheidung beziehungsweise zum
Beschluss vorliegen wird und wir vorher natürlich keine Stellung nehmen.

Vorsitzender Feldhoff: Aus eigenem Interesse lade ich gerne dazu ein, am
Mittwoch die Pressekonferenz der drei zuständigen Minister hier in diesem
Saal zu besuchen.

Frage: Ich möchte dazu noch einmal nachfragen. Sagen wir es einmal so: Wir
berichten dann wieder darüber und es wird möglicherweise einmal mehr das
Ergebnis geben: Bringt nicht viel, wir haben nach wie vor ungleiche
Lebensverhältnisse. Wir haben sicherlich auch schwierige oder
benachteiligte Regionen im Westen der Republik, die hinterherhinken, aber
trotzdem wird sich vermutlich wieder das Bild einstellen: Der Osten kommt
nicht auf die Beine. Dann muss es ja trotzdem schon irgendeine Antwort,
irgendein Signal oder irgendeine Idee geben, nach dem Motto: Was machen wir
eigentlich, bringt das eigentlich so in der Form noch etwas oder müssen wir
tatsächlich alles noch einmal komplett überdenken oder uns insoweit ehrlich
machen, dass es einfach Regionen gibt, die benachteiligt bleiben werden,
dass nicht in jeder Kleinen Region die ärztliche Versorgung adäquat zu der
in der Stadt sein kann und dass wir Regionen haben, in denen es digital
einfach duster bleibt?

Alter: Es ist die Aufgabe der Kommission, sich genau mit diesen
Fragestellungen zu beschäftigen. Daraus resultiert ein Bericht, der hier am
kommenden Mittwoch öffentlich vorgestellt wird, nachdem er vom Kabinett
beschlossen wurde. Ich bitte um Verständnis, dass es heute noch zwei Tage
zu früh ist.

Frage: An Herrn Seibert, aber vielleicht auch an das BMF: Macht sich die
Bundesregierung die Erwartung der CDU-Vorsitzenden Kramp-Karrenbauer zu
eigen, dass die neue EZB-Chefin Lagarde ein Ende der Niedrigzinspolitik
herbeiführen wird oder soll?

Kalwey: Ich kann dazu sagen: Das ist eine Äußerung, die aus dem politischen
Raum kommt, und Äußerungen, die aus dem politischen Raum kommen,
kommentieren wir grundsätzlich nicht.

StS Seibert: Ich halte es ähnlich, um nicht zu sagen: genauso.

Frage: Wäre für die Bundesregierung als Nachfolger von Frau Lagarde auch
ein Kanadier akzeptabel? Es gibt ja eine Debatte darüber, wer das sein
könnte. Der britische Notenbankchef hat ja auch eine kanadische
Nationalität. Besteht die Bundesregierung darauf, dass es ein Europäer an
der Spitze des IWFs wird, und wäre der britische Notenbankchef akzeptabel?

StS Seibert: Der Prozess der Findung eines Nachfolgers beziehungsweise
einer Nachfolgerin hat jetzt gerade begonnen. Ich möchte da für die
Bundesregierung jetzt keine Namen oder Nationalitäten ins Spiel bringen.
Wir werden uns an diesem Prozess beteiligen.

Zusatzfrage: Es geht ja ums Prinzip - bisher ist dieser Posten immer von
einem Europäer besetzt worden. Bleibt es bei diesem Prinzip oder wäre die
Bundesregierung da flexibel?

StS Seibert: Es bleibt jedenfalls bei meiner Antwort.

Montag, 8. Juli 2019

 * 

Quelle:

Regierungspressekonferenz vom 8. Juli 2019

https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/regierungspressekonferenz-vom-8-juli-2019-1646346

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Dorotheenstr. 84, 10117 Berlin

Telefon: 030 18 272-0, Fax: 030 18 10 272-25 55

E-Mail: internetpost@bpa.bund.de

Internet: www.bundesregierung.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. Juli 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





PRESSEKONFERENZ/1886: Regierungspressekonferenz vom 5. Juli 2019 (BPA)
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Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Freitag, 5. Juli 2019

Regierungspressekonferenz vom 5. Juli 2019

Themen: Termine der Bundeskanzlerin (Jahresempfang für das
Diplomatische Corps, Kabinettssitzung, Empfang des Ministerpräsidenten von
Finnland, Empfang der Ministerpräsidentin des Königreichs Dänemark,
Überreichung des Sondergutachtens des Sachverständigenrates zur
Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung zur CO2-Bepreisung,
Festakt anlässlich der Eröffnung der James-Simon-Galerie,
Jubiläumsveranstaltung zum 50. Jahrestag des Entwicklungshelfer-Gesetzes,
Parade anlässlich des Französischen Nationalfeiertags), Einigung auf die
Schaffung einer Übergangsregierung im Sudan, Nominierung von
Bundesministerin von der Leyen für den Posten der Präsidentin der
Europäischen Kommission, Vorbereitung einer Klage gegen Österreich vor dem
EuGH gegen Fahrverbote in Tirol durch das BMVI, SuedLink, Pläne von
Bundesministerin Schulze für eine CO2-Bepreisung, Forderungen des
Arbeitgeberverbandes Gesamtmetall nach einer Absetzung von
Wirtschaftsminister Altmaier, Studie der ETH Zürich zur Aufforstung,
innerafghanische Dialogkonferenz, Mindestlohn für Pflegekräfte, iranisches
Nuklearprogramm, Flüchtlingsrettung im Mittelmeer, Diskussion um Ausweitung
des Rauchverbots, Nährwertkennzeichnungssystem


Sprecher: SRS'in Fietz, Breul (AA), Fähnrich (BMVg), Friedrich
(BMVI), Güttler (BMWi), Fichtner (BMU), Nauber (BMG), Ehrentraut (BMAS),
Petermann (BMI), Lenz (BMEL)

Vors. Mayntz eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt SRSin Fietz sowie die
Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

SRSin Fietz: Guten Tag auch von meiner Seite! Wie freitags üblich teile ich
Ihnen die Termine der Bundeskanzlerin in der kommenden Woche mit.

Am kommenden Dienstag wird die Bundeskanzlerin um 16 Uhr das Diplomatische
Corps zum traditionellen Jahresempfang in Schloss Meseberg begrüßen. Zu den
Gästen gehören Botschafterinnen und Botschafter der in Deutschland
akkreditierten Staaten sowie die Leiter einiger in Deutschland ansässiger
internationaler Organisationen. Die Bundeskanzlerin wird eine kurze
Ansprache halten, ebenso der Nuntius, Erzbischof Eterovic. Bei der
Begrüßung in Schloss Meseberg ist ein Bildtermin vorgesehen, und als
Schlechtwetteralternative ist das Bundeskanzleramt vorgesehen.

Am Mittwoch, dem 10. Juli, wird um 9.30 Uhr wie üblich das Kabinett unter
der Leitung der Kanzlerin tagen.

Ebenfalls am Mittwoch, um 12 Uhr, wird die Bundeskanzlerin den neuen
Ministerpräsidenten von Finnland, Antti Rinne, mit militärischen Ehren im
Bundeskanzleramt empfangen. Bei einem Gespräch werden sich beide
Regierungschefs über europapolitische Fragen, die bilateralen Beziehungen
und internationale Themen austauschen. Im Anschluss daran ist für ca. 13.15
Uhr eine gemeinsame Pressekonferenz vorgesehen.

Am Donnerstag wird die Bundeskanzlerin um 12.30 Uhr die Ministerpräsidentin
des Königreichs Dänemark, Mette Frederiksen, zu ihrem Antrittsbesuch mit
militärischen Ehren im Bundeskanzleramt empfangen. Bei einem Gespräch im
Rahmen eines Mittagessens werden die bilateralen Beziehungen,
europapolitische und internationale Themen im Mittelpunkt stehen. Nach dem
Gespräch ist für ca. 13.45 Uhr eine gemeinsame Pressekonferenz geplant.

Am Freitag, dem 12. Juli, um 10 Uhr wird die Bundeskanzlerin das
Sondergutachten zur CO2-Bepreisung des Sachverständigenrates zur
Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung entgegennehmen. Der
Vorsitzende des Sachverständigenrates, Prof. Christoph Schmidt, wird ihr
das Sondergutachten im Bundeskanzleramt überreichen. Es ist ein kurzer
Bildtermin vorgesehen.

Im Anschluss wird die Bundeskanzlerin ab 11 Uhr am Festakt anlässlich der
Eröffnung der James-Simon-Galerie auf der Museumsinsel in Berlin
teilnehmen. Die James-Simon-Galerie wird künftig als Eingangsgebäude die
Besucherinnen und Besucher der Museumsinsel in Empfang nehmen. Im Rahmen
der feierlichen Eröffnungsveranstaltung wird Bundeskanzlerin Merkel eine
Rede halten.

Um 13 Uhr wird die Bundeskanzlerin dann an der Jubiläumsveranstaltung zum
50. Jahrestag des Entwicklungshelfer-Gesetzes teilnehmen. Das wird in der
St.-Elisabeth-Kirche in Berlin stattfinden. Sie wird eine Rede halten und
anschließend an einer Podiumsdiskussion teilnehmen. Daran beteiligt sein
werden Vertreter von Entwicklungszusammenarbeitsorganisationen wie
beispielsweise GIZ, Christliche Fachkräfte International, der
Partnerorganisation Brot für die Welt in Sierra Leone sowie auch
zurückgekehrte Fachkräfte. Das Gespräch auf der Bühne ist ein Pressetermin.

Am kommenden Sonntag, dem 14. Juli, wird die Bundeskanzlerin auf Einladung
des französischen Präsidenten Macron nach Paris reisen, um der
traditionellen Parade anlässlich des Französischen Nationalfeiertages
beizuwohnen. Dort werden weitere europäische Staats- und Regierungschefs
sowie daneben der Nato-Generalsekretär Stoltenberg, EU-Kommissionspräsident
Juncker sowie die Hohe Vertreterin für Außen- und Sicherheitspolitik
Mogherini teilnehmen. An der Parade werden sich auch deutsche Streitkräfte
beteiligen, darunter Soldaten der deutsch-französischen Brigade. Nach der
Parade wird ein Mittagessen im Élysée stattfinden, zu welchem Präsident
Macron eingeladen hat.

Das war es von meiner Seite.

Breul: Ich würde gerne etwas zum Sudan sagen. Wir freuen uns sehr, dass der
Militärrat und die Opposition an den Verhandlungstisch zurückgekehrt sind
und zu einer Einigung gefunden haben. Großer Dank gilt vor allem dem
Einsatz der Mediatoren der Afrikanischen Union und Äthiopiens. Auch
Deutschland und die EU sowie internationale Partner hatten mit Nachdruck
auf die Verhandlungsparteien eingewirkt.

Das ist eine historische Chance für den Sudan und ein erster wichtiger
Schritt, ohne den die Stabilität des Sudan ernsthaft gefährdet gewesen
wäre. Es ist nun wichtig, dass die zivil geführte Übergangsregierung rasch
gebildet wird. Um die bevorstehenden großen Herausforderungen vor allem im
wirtschaftlichen Bereich zu meistern, müssen beide Seiten weiterhin
konstruktiv zusammenarbeiten und zu Kompromissen bereit sein. Deutschland
und die internationale Gemeinschaft stehen bereit, dies zu unterstützen.
Besonders zu begrüßen - das möchte ich noch hervorheben - ist außerdem die
Entscheidung, eine unabhängige Untersuchung der Ereignisse vom 3. Juni
durchführen zu lassen.

Frage: Ich hätte eine Frage zu Ursula von der Leyen. Die
Verteidigungsministerin ist ja jetzt vom Europäischen Rat als Kandidatin
für den Kommissionsvorsitz nominiert worden. Sie ist auch schon dabei, sich
auf dieses Amt vorzubereiten. Erwartet die Bundesregierung, dass Frau von
der Leyen jetzt auch die Amtsgeschäfte als Verteidigungsministerin ruhen
lässt oder zurücktritt, um sich auf diesen Job vorzubereiten?

Die Frage an das Verteidigungsministerium: Hat Frau von der Leyen die
Absicht, die Geschäfte ruhen zu lassen, so ähnlich, wie es zum Beispiel
auch Frau Lagarde beim IWF macht? Da ist ja jetzt der Vizedirektor
eingesprungen.

Fähnrich: Wenn ich anfangen darf: Wir hatten die gleiche Frage hier ja
schon am Mittwoch gestellt bekommen, worauf entsprechend geantwortet wurde.
Die Ministerin wird weiterhin ihre Aufgaben als Verteidigungsministerin
vollumfänglich wahrnehmen. Das macht sie zurzeit. Alles, was sich daraus
ergibt, werden wir, wenn es etwas zu berichten gibt, hier berichten.

SRSin Fietz: Ich kann dem nichts hinzufügen.

Frage: Wie geht das denn, Herr Fähnrich, wenn sie da in Brüssel auf
Werbetour ist und gerade vollumfänglich Verteidigungsministerin ist? Hat
sie zufällig die gleichen Termine?

Fähnrich: Nein. Auf der einen Seite bleibt die Ministerin die Inhaberin der
Befehls- und Kommandogewalt. Dabei wird sie von einem Kleinen Team des BMVg
unterstützt. Auf der anderen Seite - das wurde ja auch gestern schon
seitens der EU-Kommission bekannt gegeben - wird sie auch seitens der EU
unterstützt. Dabei gibt es eine klare Trennung, was zum Beispiel Kosten für
Unterbringung und auch für Reisen angeht, um eine klare Trennung
hinsichtlich ihres Amtes zu vollziehen.

Es ist aber auch damit zu vergleichen, wie es ist, wenn die Ministerin oder
auch andere Minister im Urlaub sind. Dann gibt es Parlamentarische
Staatssekretäre, die ihre Aufgaben im politischen Raum wahrnehmen, und es
gibt die verbeamteten Staatssekretäre, die ihre Aufgaben im eigenen Haus
wahrnehmen. Das ist zurzeit der Fall. Wir werden auch ganz genau auf die
Termine schauen und sehen, welche sie wahrnehmen wird und welche nicht.

Zusatzfrage: Sie hat ja ein Foto aus ihrem Büro in Brüssel getwittert.
Können Sie sagen, wo sie da von wem ein Büro zur Verfügung gestellt
bekommen hat?

Fähnrich: Das ist auch Teil dieses Sondervertrags hinsichtlich der
Europäischen Kommission. Sie hat eben durch die Kommission das Equipment
und Räume zur Verfügung gestellt bekommen, um dort auch arbeiten zu können.

Frage: Ich habe eine Frage an das Verkehrsministerium. Dieses Wochenende
treten wieder Erweiterungen von Fahrverboten in Tirol in Kraft. In der
nächsten Woche wird Salzburg hinzukommen. Mich würde interessieren, wie Sie
das bewerten.

Zweitens: Wie sieht es denn aktuell mit der Klage aus?

Friedrich: Aktuell ist es so, dass die Europäische Kommission tatsächlich
für Montag, also den 8. Juli, zu einem ersten Gespräch in Brüssel
eingeladen hat. Dort soll es um das Verkehrsproblem am Brenner gehen. Das
ist meines Wissens ein Gespräch auf Arbeitsebene, und jetzt gilt erst
einmal abzuwarten, wie diese Gespräche verlaufen werden.

Zusatzfrage: In welchem Stadium befindet sich die Klage gegen Österreich
denn gerade?

Friedrich: Dazu muss ich sagen, dass mir der aktuelle Stand jetzt gerade
nicht bekannt ist. Aber es ist natürlich klar, dass der Gesprächsfaden erst
einmal einfach nicht abreißen darf. Darauf konzentrieren wir uns jetzt erst
einmal.

Frage: Ich habe eine zugegebenermaßen etwas spezielle Frage an das
Wirtschaftsministerium. Das Oberthema ist SuedLink und die
Trassenkorridore. Da ist es jetzt so, dass zwei Landräte aus Hessen,
namentlich aus dem Werra-Meißner-Kreis und dem Wartburgkreis, den Umgang
des BMWi mit der, wie sie es nennen, Problemlage und Situation vor Ort
kritisieren. Sie beziehen sich dabei auf einen Schriftwechsel mit dem
Ministerium. Die stören sich nun speziell an dem Verweis auf die
Zuständigkeit der Bundesnetzagentur und wünschen sich, da auch von
politischer Seite mehr gehört zu werden. Da frage ich im Auftrag der
Kollegen in Hessen, wie das Ministerium dazu Stellung nimmt.

Güttler: Ich kenne den Schriftwechsel im Einzelnen jetzt nicht. Sie können
aber allgemein davon ausgehen, dass Briefe, die das Ministerium erreichen,
beantwortet werden.

Das Projekt SuedLink - Sie haben es schon angesprochen - befindet sich
derzeit in der Bundesfachplanung. Dabei handelt es sich um ein förmliches,
rechtsstaatliches Verwaltungsverfahren, für das eben die Bundesnetzagentur
zuständig ist. Bei näheren Fragen müssten Sie sich deshalb an die
Bundesnetzagentur wenden.

Frage: Wie beurteilt das Wirtschaftsministerium die Pläne von Frau
Ministerin Schulze zur CO2-Bepreisung und zur Steuerrückzahlung durch eine
Prämie?

Güttler: Das Thema ist ja bekanntermaßen Gegenstand der Sitzungen des
Klimakabinetts. Denen kann ich jetzt auch nicht vorgreifen. Das vom
Sachverständigenrat erstellte Gutachten - ich kam ja zu spät, aber ich
glaube, das hatte Frau Fietz bereits angekündigt - wird jetzt am 12. Juli
vorgestellt werden. Darüber hinaus muss ich auf das Klimakabinett
verweisen.

Zusatzfrage: Also gibt es keine direkte Stellungnahme zu dem, was wir hier
vor einer halben Stunde gehört haben?

Güttler: Richtig.

Frage: Frau Fietz, der größte deutsche Arbeitgeberverband, der
Arbeitgeberverband Gesamtmetall, fordert einen Austausch von Herrn Altmaier
als Wirtschaftsminister. Er spricht von einer Fehlbesetzung. Was sagen Sie
denn dazu?

SRSin Fietz: Solche Äußerungen, die das Kabinett direkt betreffen,
kommentieren wir von dieser Stelle aus nicht.

Frage: Herr Fichtner, seit gestern schlägt eine Studie der ETH Zürich große
Wellen. Angeblich sollen die Klimaproblematik und der CO2-Abbau im
Wesentlichen durch Aufforstung lösbar sein. Das Konzept ist eigentlich
nicht neu. Früher nannte man das Senken. Sehen Sie hierin ein
Ablenkungsmanöver, oder welche Rolle spielt das? Vor einer Stunde wurden
hier ja von Ihrer Ministerin verschiedene Modelle einer CO2-Bepreisung
vorgestellt. Werden die dadurch überflüssig, wenn großflächig aufgeforstet
wird?

Fichtner: Das, was Sie da den Wissenschaftlern womöglich unterstellt haben,
würde ich jetzt nicht unterstellen. Ich glaube, wenn man denen genau
zuhört, dann hört man, dass die auch sagen, dass das natürlich kein Ersatz
dafür ist, mit dem Verbrennen von Kohle, Öl und Gas aufzuhören. Die Studie
zeigt ja, wie wichtig das Pflanzen von Bäumen ist, auch in großem Umfang,
und wie viel das bringen kann. Aber dazu gehört, wie wir auch immer sagten,
die Tatsache, dass das nur dann etwas bringt, wenn gleichzeitig fossile
Energieträger nicht mehr verbrannt werden. Deswegen sollte man diese Studie
nicht als Freibrief dafür verstehen, dass man in allen anderen Bereichen so
wie bisher weitermachen kann. Wir brauchen in allen Bereichen Fortschritte.

Für uns war es, wie Sie vermutet haben, jetzt auch nicht ganz neu, dass man
mit dem Aufforsten einiges erreichen kann. Deswegen sind wir im
Bundesumweltministerium auch schon seit Langem international beim
Wiederaufforsten gerade von zerstörten Waldflächen und von anderen
degradierten Landflächen dabei, weil darin in der Tat ein großes Potenzial
steckt.

Zusatzfrage: Im Moment erleben wir ja, dass vor allem in den intensiv
bewaldeten Flächen, also in Regenwäldern, die eine hohe Walddichte haben,
immer noch eine Reduzierung der Pflanzfläche stattfindet. Gibt es
erfolgversprechende Ansätze dafür, diesen Prozess zu stoppen?

Gibt es vor dem Hintergrund, dass die ETH-Studie besonders in Russland,
glaube ich, zusätzliche Aufforstungsflächen in großem Maßstab als vorhanden
ansieht, konkrete Projekte, die seitens des Umweltministeriums unterstützt
werden, um zum Beispiel gemeinsam mit der russischen Regierung zu sagen
"Wir machen hier ein gemeinsames Projekt, um eben auch auf diesem Weg die
CO2-Entnahme durch natürliches Pflanzenwachstum zu befördern"?

Fichtner: Ja, da gibt es einiges. Das werde ich Ihnen jetzt nicht
abschließend aufzählen können.

Was Verhandlungsprozesse angeht, gibt es in den internationalen
Klimaverhandlungen einen eigenen Strang, der sich nur mit dem Thema
Waldschutz beschäftigt. Waldschutz ist Bestandteil von Klimaschutzbeiträgen
einzelner Staaten. Das ist natürlich gerade bei Staaten, die Regenwald
besitzen, ein ganz wichtiger Punkt. Im Rahmen dieser internationalen
Verhandlungen engagieren wir uns auch gemeinsam mit den anderen zuständigen
Ministerien.

Was BMU-Aktivitäten angeht, schauen Sie sich auf unserer Homepage die "Bonn
Challenge" an, wie das heißt. Das ist ganz spannend. Da gehen wir in
unterschiedliche Regionen, in denen der Walderhalt ein Thema ist, und
helfen dabei, die Wiederaufforstung von Wäldern voranzubringen.

Frage: Kann uns das Landwirtschaftsministerium sagen, wie die
Aufforstungspläne für die nächsten Jahre aussehen?

Lenz: Ich kann Ihnen vonseiten des Landwirtschaftsministeriums erst einmal
sagen, dass das auch für uns natürlich nicht neu ist. Wir haben ja schon,
wie Sie wissen, im vergangenen Jahr zehn Maßnahmen zum Klimaschutz
vorgelegt. Darunter fallen auch der Erhalt und die nachhaltige
Bewirtschaftung der Wälder sowie die Holzverwendung, weil in Holz sehr viel
CO2 gespeichert wird. Insofern stellen wir auch viel Geld zur Verfügung,
weil die Wälder, wie Sie wahrscheinlich wissen, nicht nur wegen der
aktuellen Brände, sondern auch wegen des Borkenkäferbefalls und der Dürre
sehr stark gelitten haben. Es gibt in diesem Jahr sehr viel Schadholz. Aus
diesem Grund haben wir schon im vergangenen Jahr 25 Millionen Euro im
Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe "Verbesserung der Agrarstruktur und des
Küstenschutzes" für Maßnahmen zur Wiederaufforstung zur Verfügung gestellt.

Zusatzfrage: Ich würde gerne konkret wissen, wie viele Quadratkilometer
dieses Jahr, wie viele im nächsten Jahr und wie viele bis 2030 aufgeforstet
werden.

Lenz: Wie sich die 25 Millionen Euro in Bäume umrechnen, kann ich
nachzuliefern versuchen.

Zusatz: Nicht nur versuchen, bitte nachreichen!

Lenz: Ja; das, was ich nachreichen kann, reiche ich natürlich sehr gerne
nach.

Zusatz: Nein. Das ist immer eine Ausrede, hier "Ich werde es versuchen"
usw. zu sagen. Bitte nachreichen und nicht nur versuchen!

Vors. Mayntz: Ja, aber ich glaube, wir erwarten jetzt, dass wir diese
Nachreichung bekommen.

Zuruf: Das ist immer wieder so eine Ausrede!

Lenz: Nein, das ist keine Ausrede, sondern ich werde Ihnen die
Informationen, die ich habe, gerne weitergeben.

Frage: Herr Breul, Sonntag wird in Doha erstmals die innerafghanische
Dialogkonferenz zusammentreffen, die Deutschland mitorganisiert hat. Können
Sie uns etwas über Ihre Erwartungen daran sagen?

Breul: Ich glaube, wir hatten uns hier am Mittwoch schon ein bisschen
darüber unterhalten; viel mehr kann ich heute eigentlich auch nicht sagen.
Ich hatte ja unterstrichen: Wir sind gemeinsam mit Katar Organisatoren
dieses Prozesses, wir sind keine Teilnehmer an der Diskussion. Das Ziel
dieses Dialogs ist es, Vertrauen zu schaffen, das dabei helfen kann,
spätere Verhandlungen zwischen allen gesellschaftlichen Kräften in
Afghanistan über ein Ende des Konflikts und die zukünftige Verfasstheit zu
ebnen. Der Dialog könnte herausarbeiten, welche Themen in den Verhandlungen
zu einem Friedensprozess behandelt werden müssten und welcher Weg
dahinführt.

Ich betone es aber gerne noch einmal: Wir organisieren das, wir stellen da
quasi unsere Dienstleistung zur Verfügung. Wir sind nicht Teilnehmer der
Verhandlungen. Es ist Sache der Afghanen, diesen Weg zu finden. Wir hoffen,
dass das am Sonntag ein erster Schritt auf diesem Weg sein kann.

Frage: Können Sie vielleicht doch noch einmal sagen, was "organisieren"
bedeutet? Sie nehmen dort dann sicherlich eine Moderatorenrolle ein? Sind
deutsche Vertreter bei den Gesprächen anwesend? Denn Sie wird ja sicherlich
interessieren, was dort besprochen wird, oder geben Sie denen Raum und die
bleiben dann hinter den Kulissen allein?

Breul: Letzteres. Wir stellen nicht den Raum, denn es ist ja in Doha;
insofern stellen unsere katarischen Partner die Räumlichkeiten. Wir haben
uns in der Organisation bemüht, wir unterstützen da, wo es notwendig ist,
auch bei solchen Sachen wie Reisekosten. Die Gespräche führen die Afghanen
aber unter sich, die deutschen und katarischen Vertreter werden in dem
Moment also den Raum verlassen.

Frage: Haben Sie mittlerweile eine Teilnehmerliste?

Breul: Ich habe es ja schon gesagt: Es geht darum, einen möglichst breiten
Querschnitt der afghanischen Politik und Gesellschaft, auch in
unterschiedlichen regionalen Gruppen innerhalb Afghanistans, abzubilden.
Wer da jetzt letztlich wirklich da ist und wer nicht, das werden wir am
Sonntag sehen.

Zusatzfrage: Aber wer soll denn da miteinander reden? Sind das zwei Seiten
oder fünf Seiten, sind das Taliban und Regierung? Wie kann man sich das
vorstellen?

Breul: Ich hatte schon am Mittwoch versucht, das zu erklären, ich tue es
aber gerne noch einmal: Es geht nicht darum, Verhandlungen zwischen Gruppen
zu führen. Das ist vielleicht ein nächster Schritt, der stattfinden kann.
Jetzt geht es darum, Individuen zusammenzubringen, die aus
unterschiedlichen Gruppierungen kommen, aber es sind Individuen, die
eingeladen sind und die erst einmal über die Frage beraten sollen: Wie
können wir denn zu diesem Verhandlungsprozess hinkommen? Es geht auch
darum, sich untereinander auszutauschen, eine gemeinsame Sprache zu finden,
Vertrauen aufzubauen. Wir sind also wirklich in einer Vorphase vor den
Verhandlungen, und versuchen, die so gut es geht zu unterstützen. Ich
wiederhole aber noch einmal: Wir verhandeln da nicht mit, sondern wir
versuchen zu fördern. Der Weg, den es zu gehen gilt, ist letztlich aber ein
Weg der Afghanen.

Frage: An das Gesundheitsministerium: Herr Spahn hat ja die Idee, für
Pflegekräfte einen Mindestlohn von 14 Euro festzulegen. Wissen Sie schon,
wie das finanziert werden kann? Wie sieht es mit einem flächendeckenden
Tarifvertrag in der Branche aus?

Nauber: Vielen Dank für die Frage. Der Bundesgesundheitsminister hat ja
immer und schon mehrfach betont, dass wir auch eine bessere Bezahlung für
Pflegekräfte brauchen, wenn wir mehr Menschen für diesen Beruf begeistern
wollen, und dass er der Ansicht ist, dass das im Monat mindestens gute
2.500 Euro sein sollten. Das Bundeskabinett hat dazu kürzlich ja auch einen
Gesetzentwurf aus dem BMAS beschlossen, der die Ergebnisse der
Konzertierten Aktion Pflege umsetzt und einen Tarifvertrag oder einen
Mindestlohn vorsieht. Solange noch nicht klar ist, ob das ein Pflegetarif
oder ein Mindestlohn werden wird, fehlt auch die Grundlage, die Kosten zu
schätzen. Klar ist: Wir haben gerade erst die Beiträge erhöht, und das
reicht jetzt auch erst einmal aus. Allerdings ist natürlich absehbar, dass
die Kosten mittelfristig steigen werden. In der KAP wurde vereinbart, dass
Pflegebedürfte und Angehörige nicht überlastet werden sollen. Wenn klar
ist, wie hoch die Kosten insgesamt ausfallen, werden wir ein tragfähiges
Finanzierungskonzept dazu vorlegen.

Zusatzfrage: Kurze Verständnisfrage: Das heißt, es gibt entweder
Mindestlohn oder Tarifvertrag, das eine schließt das andere quasi aus?

Nauber: In der KAP wurde beschlossen, dass ein Tarifvertrag vorzuziehen
ist. Zu Näherem zu dem Gesetzentwurf würde ich an die Kollegen vom BMAS
verweisen, die den ja vorgelegt haben.

Vors. Mayntz: Möchten Sie ergänzen?

Ehrentraut: Ich kann nur ganz kurz den Hinweis geben, dass es für einen
allgemeinverbindlichen Tarifvertrag beziehungsweise dafür, dass ein
Tarifvertrag vom BMAS für allgemeinverbindlich erklärt wird, erst einmal
die Voraussetzungen, also eben einen Tarifvertrag, geben muss. Es ist
natürlich Aufgabe von Gewerkschaften und Arbeitgeberverbänden, hier zu
einem Tarifvertrag zu kommen, den wir dann auch für allgemeinverbindlich
erklären können.

Frage: Was hören Sie denn, wie weit sind die denn beziehungsweise wie lang
wird es dauern, bis da weißer Rauch aufsteigt? Es scheint ja etwas
schwieriger zu sein.

Ehrentraut: Darüber habe ich keine Informationen, da müssten Sie sich
wahrscheinlich direkt an die Sozialpartner wenden.

Zusatzfrage: Da gibt es also kein Rückspiel? Sie müssen ja wissen, ob Sie
einen Mindestlohn vorbereiten oder mit den Segnungen eines Tarifvertrages
rechnen können.

Ehrentraut: Ja, aber aus internen Gesprächen kann ich hier natürlich nicht
berichten, da bitte ich um Verständnis - auch aus Respekt vor den
Sozialpartnern.

Zusatzfrage: Sind Sie denn optimistisch, dass es einen Tarifvertrag geben
kann?

Ehrentraut: Wir hoffen natürlich, dass es zu einem Tarifvertrag kommt,
weil, wie ich hier schon am Mittwoch gesagt habe, dort, wo Tarifverträge
gelten, in der Regel auch die Löhne höher sind und die Arbeitsbedingungen
besser sind. Es war natürlich auch der Sinn und Zweck des Gesetzentwurfes,
dass wir in der Pflege zu besseren Löhnen kommen.

Frage: Herr Breul, der Iran will ja ab Montag wahrscheinlich die
Urananreicherung hochfahren. Die E3 haben ihn jetzt aufgerufen, das nicht
zu tun, sondern sich an das Abkommen zu halten. Haben Sie seither
irgendetwas Neues vom Iran gehört, irgendeine Form von Einlenken, oder
vielleicht auch nicht?

Was passiert, wenn die Urananreicherung hochgefahren wird? Wird es dann
neue Sanktionen geben?

Breul: Es gibt eigentlich keinen neuen Stand zu dem, was ich hier am
Mittwoch gesagt habe. Wir haben diese iranischen Ankündigungen zur Kenntnis
genommen und fordern den Iran nachdrücklich auf, von diesem Schritt Abstand
zu nehmen.

Zu den nächsten Schritten: Es gibt in der Vereinbarung festgelegte
Schritte, und darüber sind wir mit den anderen Teilnehmern am JCPOA im
engen Austausch. Ich möchte noch einmal darauf hinweisen: Das Relevante ist
für uns nicht das, was angekündigt wird, sondern das, was in der Tat
passiert und was dann auch die IAEO-Inspektoren, die ja vor Ort sind und
die dann entsprechend den Transparenzmaßnahmen, die Iran unternommen hat,
die Informationen bekommen, vermeldet. Darauf werden wir dann
gegebenenfalls zu reagieren haben.

SRSin Fietz: Lassen Sie mich vielleicht kurz ergänzen, dass die
Bundesregierung durchaus in ernster Sorge über die jüngsten Entwicklungen
im Iran ist. Die Position ist nach wie vor klar: Wir erwarten und rufen den
Iran dringlich dazu auf, schnellstmöglich zur Einhaltung seiner
Verpflichtungen aus dem Nuklearabkommen zurückzukehren und die dort
festgelegten Vorgaben vollständig zu respektieren.

Frage: Direkt daran anschließend, Frau Fietz: Wie ist es möglich, eine
Seite aufzufordern, sich an Verpflichtungen eines Vertrages zu halten, wenn
auf der anderen Seite die Nicht-mehr-Einhaltung der Verpflichtungen eine
Reaktion darauf ist, dass sich eine andere Seite - in dem Fall die USA - in
sehr viel umfangreicherem Maße sozusagen überhaupt nicht mehr an ihre
Verpflichtungen hält? Kann man der einen Seite sagen "Ihr müsst jetzt aber
eure Verpflichtungen einhalten" und es auf der anderen Seite mehr oder
weniger akzeptieren, dass Verpflichtungen nicht eingehalten werden?

Herr Breul, gibt es inzwischen erfolgreiche Tauschhandel auf der 
INSTEX-Plattform oder wartet man da immer noch auf erste Geschäfte?

SRSin Fietz: Ich kann nur noch einmal darauf verweisen, dass auch der
Sicherheitsrat der Vereinten Nationen Anfang letzter Woche alle Beteiligten
zu maximaler Zurückhaltung aufgerufen hat und einen Dialog angemahnt hat.
Dem schließen wir uns natürlich an.

Breul: Dazu kann ich nur ergänzen: Die USA sind nicht mehr Teil des
Abkommens, sie haben dieses aufgekündigt. Dementsprechend haben sie auch
keine Verpflichtungen nach dem Abkommen.

Zu INSTEX ist es so, dass wir mit Hochdruck gemeinsam daran arbeiten, die
erste Transaktion abzuwickeln. Interesse seitens der Wirtschaft ist
vorhanden und verschiedene Optionen werden dafür gerade geprüft.

Zusatzfrage: Weil Sie sagen, die USA seien nicht mehr Teil des Abkommens,
weil sie es aufgekündigt haben: Welche rechtlichen Möglichkeiten hatten
denn die USA, es aufzukündigen? Das setzt ja einen rechtlich verabredeten
Mechanismus voraus. Bisher haben wir eigentlich immer nur gehört, dass sich
die USA dem Abkommen durch Bruch, durch einseitige Nichteinhaltung entzogen
haben. Oder wurde jetzt ein Mechanismus entdeckt, nach dem die USA das
Recht hatten aufzukündigen?

Breul: Recht ist hier, glaube ich, die falsche Kategorie. Es handelt sich
ja nicht um einen Vertrag, sondern um ein Abkommen, was wir in der
internationalen Politik ja öfter haben. Ansonsten möchte ich Sie darauf
hinwiesen: Das ist keine neue Entwicklung, die ich da referiert habe,
sondern das ist einfach der aktuelle Stand. Wir haben immer wieder
unterstrichen, dass wir, die übrigen im Abkommen verbleibenden Staaten,
daran festhalten und es weiter umsetzen wollen, und wir haben den Iran dazu
aufgerufen, das auch zu tun.

Frage: Thema Mittelmeer: Es gibt eine neue Rettungsaktion einer deutschen
Hilfsorganisation, nämlich der Organisation Sea-Eye. Da hat das Schiff
"Alan Kurdi" nach eigenen Angaben 65 Menschen auf dem Mittelmeer gerettet.
Es ist ja davon auszugehen, dass die in Lampedusa oder in Italien anlegen
werden. Ist von deutscher Seite davon auszugehen, dass wieder das gleiche
Spiel gespielt wird und die Leute über Tage oder vielleicht sogar über
Wochen auf dem Schiff ausharren müssen, damit wieder irgendwie verhandelt
wird, wer von den 65 nach Deutschland kommt und wer nicht? Der Hintergrund
ist ja: Es gibt Städte und Gemeinden in Deutschland, die sagen: Wir nehmen
alle auf.

Petermann: Ich kann gern etwas dazu sagen. Ganz grundsätzlich: Deutschland
hat im vergangenen Jahr beziehungsweise seit genau einem Jahr 227 aus
Seenot Gerettete aufgenommen und hat sich da immer nach dem gleichen
Mechanismus beteiligt - sogar sehr stark beteiligt beziehungsweise am
stärksten beteiligt -, allerdings unter der Voraussetzung: Es ist eine
europäische Aufgabe, deswegen muss es im Geiste der Solidarität mehrere 
EU-Staaten geben, die sich an der Aufnahme beteiligen. - Soweit zu der
Vergangenheit.

Zu der Frage der Städte: Ja, wir begrüßen sehr - auch das haben wir immer
schon kundgetan -, dass es Städte gibt, die sich dazu bereiterklären.
Allerdings gibt es auch hier einen gesetzlichen Mechanismus: Als
Gesamtstaat erklärt der Bund den freiwilligen Selbsteintritt in diesen
Fällen bei den aus Seenot Geretteten, die dann nach Deutschland kommen und
hier ein Asylverfahren durchlaufen. Es entspricht dem üblichen Verfahren -
das auch gesetzlich so geregelt ist -, dass die aus Seenot Geretteten, die
Asylbewerber, dann an die Länder verteilt werden und die Länder sie
wiederum an die Städte, an die Kommunen verteilen. Wir haben es immer
begrüßt, dass Städte die aus Seenot Geretteten aufnehmen wollen, und wir
haben das BAMF auch gebeten, darauf ein Auge zu haben und sie zu
berücksichtigen.

Zusatzfrage: Wird jetzt einfach der gleiche Verteilungsschlüssel wie beim
letzten Mal angewendet, sodass ca. ein Viertel der Menschen nach
Deutschland kommt, oder wird jetzt einfach immer wieder mit demselben
Ergebnis neu verhandelt?

Petermann: Deutschland hat sich bei der "Sea-Watch" dazu bereiterklärt, ein
Drittel zu übernehmen. Wir arbeiten sehr straff und mit viel Engagement
daran, dass es einen Ad-hoc-Mechanismus geben wird, der diese Verhandlungen
überflüssig macht. Noch idealer wäre es, wenn Europa zu einem Regelwerk
käme, so wie es auch bei GEAS geplant war. Die Verhandlungen dazu sind noch
nicht zu Ende gekommen, aber solange es GEAS nicht gibt und solange es auch
keine fest vereinbarte Ad-hoc-Regelung gibt, wird es im Einzelfall immer
wieder zu diesen Absprachen kommen - was wir auch nicht gutheißen.

Zusatzfrage: Sind Sie denn in diesem Fall auch wieder bereit, ein Drittel
aufzunehmen?

Petermann: Ich spreche jetzt nicht für die Zukunft; das wird dann geklärt
werden.

SRSin Fietz: Im Moment, Stand jetzt, hat die Bundesregierung noch keine
Anfrage zur Aufnahme dieser Menschen erreicht. Es bleibt natürlich
weiterhin das grundsätzlich dringende Bemühen, dass wir in Europa zu einem
geregelten und transparenten Verfahren für die Aufnahme von Schiffbrüchigen
im Mittelmeer kommen.

Frage: Noch einmal zu dem konkreten Fall der Organisation Sea-Eye, deren
Schiff heute die Menschen aufgenommen hat: Soweit ich gelesen habe, haben
die jetzt unter anderem mit Malta und Italien Kontakt aufgenommen und haben
da die Rettungsleitstellen informiert. An das Auswärtige Amt oder auch an
das Innenministerium: Sehen Sie da nach dem Drama der "Sea-Watch" von
Regierungsseite die Notwendigkeit, sich mit den Behörden kurzzuschließen -
oder haben Sie das vielleicht sogar schon -, um ein Drama wie im
vergangenen Fall zu vermeiden? Gibt es schon Gespräche, sind Sie da schon
informiert?

Breul: Wir haben die Meldungen von der "Alan Kurdi" der NGO Sea-Eye gesehen
und es bestehen auch erste Kontakte. Sie haben vielleicht auch gesehen,
dass sich eine deutsche Journalistin an Bord befindet, insofern können Sie
quasi im Liveticker verfolgen, was mit dem Boot passiert. Natürlich ist
unser Ziel als Bundesregierung - das möchte ich noch einmal unterstreichen -
, eine schnelle Lösung zu finden. Frau Petermann hat es gerade schon
dargestellt: Es geht darum, einen sicheren Hafen für das Schiff zu finden,
und es geht um die Verteilung, also um genau die beiden Fragen, die wir mit
diesem Ad-hoc-Mechanismus zu klären haben. Wir werden dieses Thema auch in
Brüssel wieder rasch auf die Tagesordnung heben und dort noch einmal auf
Fortschritte drängen.

Das hört sich jetzt so an wie eine gesprungene Schallplatte, aber es ist
so, wie es ist. Leider sind wir da nicht weitergekommen, aber wir drängen
darauf, einen Mechanismus zu finden, um das, was jetzt auch wieder
stattfinden muss, nämlich eine Ad-hoc-Lösung, zu vermeiden, und um zu
vermeiden, dass wir jedes Mal bei null anfangen.

Was Fragen zur Seenotleitstelle angeht, müsste ich an das
Verkehrsministerium verweisen, wenn es zum Beispiel präzisere Rückfragen
gibt, wie dieser Mechanismus genau funktioniert.

Wir kommen ins Spiel, wenn man in der Tat versucht, schnell eine Lösung zu
finden. Ich verweise auch noch einmal auf die Rolle der Europäischen
Kommission, die die Koordinierung übernimmt. Das halten wir nach wie vor
für den richtigen Mechanismus, um sicherzustellen, dass wir für dieses
europäische Problem auch eine europäische Lösung hinbekommen.

Vors. Mayntz: Können Sie ergänzen, Frau Friedrich?

Friedrich: Ich kann lediglich dazu sagen, dass die Seenotleitstelle von der
DGzRS betrieben wird. Das ist ein eigenständiger Verein, und es handelt
sich nicht um eine nachgeordnete Behörde des BMVI. Dementsprechend spricht
dieser Verein für sich selbst. Er kann sowohl umfassend koordinieren als
auch über die Funktionsweise dieser Koordination informieren. Das tut er
auch und hat das auch in der Vergangenheit im Zuge von Presseinformationen
und von Gesprächen gemacht. In diesem Fall muss ich einfach an den Verein
selber verweisen.

Frage: Sea-Eye sagt, dass sie zuerst die Rettungsstelle in Valletta und in
Rom angemorst haben, die sich schlichtweg nicht gemeldet haben. Ist das ein
übliches Prozedere? Es kann ja auch einmal dringend sein.

Friedrich: Ich kann nur ergänzen, dass die DGzRS eine Art 
24-Stunden-Leitstelle hat. Dementsprechend würde ich empfehlen, dort einmal direkt
nachzufragen.

Zusatzfrage: Kennt sich da jemand international aus? Vielleicht das
Außenministerium oder die Marine.

Fähnrich: Zu dem konkreten Fall habe ich keine Informationen. Aber
grundsätzlich sind die Seegebiete in Zuständigkeiten eingeteilt, was die
Seenotleitstellen angeht, die sich an Land befinden. Diese sind, wie hier
schon angesprochen wurde, 24 Stunden besetzt und reagieren auch. Mir ist
bis jetzt auch nicht bekannt, dass diese Seenotleitstellen nicht reagieren.

Frage: Ich habe zwei Fragen. Frau Fietz, wäre eigentlich die Kanzlerin
daran interessiert, einmal mit Frau Rackete zu sprechen, wenn sich das
zwanglos ergeben sollte?

Zum Zweiten eine Lernfrage: Herr Fähnrich, der Vater von Frau Rackete
schaltet sich relativ intensiv im Moment in die - ich nenne es einmal so -
Informations- und Öffentlichkeitsarbeit ein. Er ist nun ehemaliger
Bundeswehroffizier, Oberstleutnant. Hat er jetzt nachträglich eine
besondere Pflicht zur Zurückhaltung bei Äußerungen, die auch mit der Rolle
von Militär bei Rettungsaktionen angeht, oder ist er da als
Rentner/Pensionär völlig frei?

SRSin Fietz: Lassen Sie sich mich grundsätzlich noch einmal darauf
hinweisen, dass das humanitäre Engagement zur Rettung von Menschenleben auf
See natürlich Respekt verdient. Das ist natürlich auch die Grundhaltung der
Bundeskanzlerin.

Über einen Gesprächstermin oder dergleichen kann ich Ihnen hier nichts
berichten.

Fähnrich: Nach meiner Kenntnis ist es so: Wenn jemand die Bundeswehr, die
Streitkräfte verlässt, wird er entsprechend auf die Informationen
hingewiesen, die sensibel sind, und auf die Informationen, die er für sich
behalten beziehungsweise im Raum belassen soll. Ansonsten ist jeder frei,
seine Meinung zu äußern.

Zusatzfrage: Frau Fietz, wenn ich das noch sagen darf: Klar, Termine werden
dann bekanntgegeben, wenn sie bekanntzugeben sind. Aber hätte denn die
Bundeskanzlerin Interesse daran, mit Frau Rackete einmal in ein Gespräch zu
treten?

SRSin Fietz: Dass die Bundeskanzlerin grundsätzlich Interesse daran hat,
mit vielen Menschen in Kontakt zu treten und vor allen Dingen mit Menschen,
die sich für ihre Mitmenschen engagieren, können Sie auch daran ablesen,
dass beispielsweise nächsten Freitag das Gespräch mit Entwicklungshelfern
geplant ist. Zu diesem konkreten Fall kann ich Ihnen aber jetzt keine
näheren Angaben machen.

Frage: Frau Fietz, wenn Sie sagen, dass die Kanzlerin sagt, dass diese
Helfer/Seenotretter Respekt verdienen, verdienen sie denn keine
Unterstützung? Respekt nützt ja jetzt nix.

SRSin Fietz: Sie wissen, dass die Seenotrettung im Mittelmeer eine
Angelegenheit aller EU-Staaten und eine gesamteuropäische Aufgabe ist. Im
Rahmen dieser europäischen Aufgabe nimmt Deutschland sehr wohl seine
Verantwortung wahr und nimmt immer wieder Menschen auf, die aus Seenot
gerettet worden sind. Das wird auch jetzt in Bezug auf den aktuellen Fall
wieder so sein. Gleichzeitig bleibt es aber bei der Tatsache, dass die
Operationen im Mittelmeer eine gesamteuropäische Aufgabe sind. Da gibt es
unterschiedliche Interessen, was Sie auch daran sehen können, dass die
Operation "Sophia" nicht fortgesetzt werden konnte. Dieser Tatsache muss
die Bundesregierung natürlich auch Rechnung tragen.

Zusatz: Ich wollte ja wissen, ob die Kanzlerin den Seenotrettern nicht nur
Respekt entgegenbringen will, sondern auch Unterstützung.

SRSin Fietz: Die Bundesregierung und die Bundesrepublik Deutschland bringt
den Menschen, die dort gerettet werden, Unterstützung und Hilfe entgegen.

Frage: Noch einmal eine Frage an das Gesundheitsministerium. Die FDP hat
vorgeschlagen, das Rauchverbot von Restaurants auf Bushaltestellen und
dergleichen auszuweiten. Hintergrund ist die Verschärfung des Rauchverbots
in Schweden. Was sagt das Gesundheitsministerium dazu? Gibt es dazu Pläne?

Nauber: Danke für die Frage. - Der Bundesgesundheitsminister verschließt
sich grundsätzlich vernünftigen Vorschlägen, den Tabakkonsum zu reduzieren,
nicht. Er ist aber der Ansicht, dass wir zunächst das Tabakwerbeverbot
durchsetzen sollten, bevor wir mit neuen Ideen von dieser Diskussion
ablenken.

Zusatzfrage: Warum? Das eine schließt das andere ja nicht aus.

Nauber: Ja, das ist richtig. Aber über das Tabakwerbeverbot wird jetzt
schon lange diskutiert. Der Bundesgesundheitsminister hat auch schon vor
einiger Zeit gesagt, dass er Vorschläge, die Tabakwerbung zu verbieten,
unterstützt. Er ist der Ansicht, dass das jetzt Priorität haben und
zunächst durchgesetzt werden sollte.

Zusatzfrage: Wenn Sie das Tabakwerbeverbot schon ansprechen: Wie konkret
sind da die Planungen? Gibt es eine Zeitschiene, die Sie nennen könnten?

Nauber: Das liegt nicht in unserem Zuständigkeitsbereich, sondern im
Bereich des BMEL.

Zusatzfrage: Wollen Sie gleich dazu etwas sagen?

Lenz: Gerne. Das liegt in unserer Zuständigkeit. Wir haben schon in der
vergangenen Legislaturperiode einen entsprechenden Gesetzentwurf vorgelegt,
der der Diskontinuität anheimgefallen ist. An unserer Haltung dazu hat sich
nichts geändert. Aber momentan liegt der Ball bei der Fraktion.

SRSin Fietz: Ich darf Sie vielleicht noch darauf hinweisen, dass sich die
Bundeskanzlerin in der Fragestunde des Bundestages zuversichtlich gezeigt
hat, dass es den Koalitionsfraktionen gelingen sollte, bis zum Jahresende
eine gemeinsame Position festzulegen.

Frage: Meine Frage bezieht sich auf Lebensmittelkennzeichnungen. Da
erwarten wir ja jetzt offensichtlich einen Sommer der Erkenntnisse mit
vielen Befragungen. Es soll mit Fokusgruppen losgehen. Wann genau geht es
da los? Was sollen die eigentlich machen?

Lenz: Das genaue Datum kann ich Ihnen jetzt nicht sagen, aber ich kann
gleich noch einmal in Ruhe in meinen Unterlagen nachschauen. Ich kann Ihnen
nur sagen, dass wir die Ergebnisse bis Mitte/Ende September erwarten.

Zur Frage, wie das genau ablaufen wird: Sie haben schon angesprochen, dass
es eine Verbraucherbefragung geben wird, die aus zwei Teilen besteht. Der
eine Teil ist eine Befragung von Fokusgruppen. Das heißt, es geht darum, ob
diese verschiedenen Nährwertkennzeichnungsmodelle - Sie wissen ja
vielleicht, dass wir vier vorgeschlagen haben, die in die
Verbraucherbefragung mit einfließen - auch tatsächlich verstanden werden.
Dann gibt es eine repräsentative Befragung von mindestens 1000
Verbrauchern, welche denn dann dort favorisiert wird. Das wird aber, wie
gesagt, durchaus qualitativ verstanden, sodass wir am Ende ein Ergebnis
haben, das für die Ministerin - so hat sie das auch betont - maßgeblich
ist.

Zusatzfrage: Wer sitzt in solchen Fokusgruppen?

Lenz: Das werden breite Teile der Bevölkerung sein. Wir wollen das ja breit
aufstellen, das heißt also verschiedene Altersgruppen, verschiedene
berufliche und Bildungshintergründe, verschiedene geografische
Hintergründe. Das wird von einem Unternehmen durchgeführt, das darauf
spezialisiert ist. Wir werden keinen Einfluss auf die einzelnen Personen
haben, sondern es geht darum, das repräsentativ zu machen.

Ich suche Ihnen gleich gerne noch heraus, wann es genau losgeht.

Freitag, 5. Juli 2019

 * 

Quelle:

Regierungspressekonferenz vom 5. Juli 2019

https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/regierungspressekonferenz-vom-5-juli-2019-1645856
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EUROPA/1630: Seehofer muss Weichen für europäische Lösung bei Flüchtlingen stellen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 9. Juli 2019

THOMAE: Seehofer muss Weichen für europäische Lösung bei
Flüchtlingen stellen



Zur Forderung von EU-Innenkommissar Avramopoulos nach einem
vorläufigen Verteilmechanismus für Flüchtlinge erklärt der
stellvertretende FDP-Fraktionsvorsitzende Stephan Thomae:

"Wir brauchen dringend eine europäische Lösung bei der Verteilung von
Flüchtlingen. Ein vorläufiger Verteilungsmechanismus, wie von
EU-Innenkommissar Avramopoulos vorgeschlagen, wäre ein erster
Schritt. Jedoch wird dieser die Migrationsfrage nicht langfristig
lösen. Wir brauchen daher erstens eine gemeinsame Strategie zur
besseren Steuerung und fairen Lastenverteilung in der EU. Zweitens
muss das Problem an der Wurzel gepackt werden, in dem die
Perspektiven in den Heimatländern verbessert werden. Ziel muss sein,
dass sich die Menschen gar nicht erst auf den lebensgefährlichen Weg
über das Mittelmeer machen. Klar ist jedoch: Menschen, die in Not
geraten sind, müssen gerettet werden. Wichtig ist der Ausbau der
wirtschaftlichen Zusammenarbeit insbesondere mit Afrika. Zudem muss
Frontex zu einer echten Grenzagentur und Europol zu einem
europäischen Bundeskriminalamt weiterentwickelt werden, um
Schleuserkriminalität effektiv zu bekämpfen. Es ist Aufgabe von
Bundesinnenminister Seehofer, bei der nächsten
EU-Innenministerkonferenz die Weichen dafür zu stellen."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990
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EUROPA/1629: EU darf bei iranischer Uran-Anreicherung nicht tatenlos bleiben


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 8. Juli 2019

LAMBSDORFF: EU darf bei iranischer Uran-Anreicherung nicht
tatenlos bleiben



Zur Ankündigung des Iran, sich nicht mehr an das Limit zur
Uran-Anreicherung zu halten, erklärt der stellvertretende
FDP-Fraktionsvorsitzende Alexander Graf Lambsdorff:

"Mit der Ankündigung zur Uran-Anreicherung bewegt sich der Iran auf
einem schmalen Grat zwischen Provokation und politischer Botschaft.
In dieser Situation darf die EU nicht tatenlos bleiben. Sie muss die
Einberufung des Gemeinsamen Ausschusses verlangen, in dem über
Verstöße gegen den Atomvertrag gesprochen wird. Klar ist: Der Iran
hat das Abkommen nicht verlassen, daher sind Verstöße inakzeptabel.
Wenn Teheran sein Verhalten nicht ändert, müssen der
UN-Sicherheitsrat und das europäische Sanktionsregime wieder
aktiviert werden."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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INNEN/4768: Doping muss nachhaltig und länderübergreifend bekämpft werden


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 9. Juli 2019

DASSLER: Doping muss nachhaltig und länderübergreifend bekämpft
werden



Zur internationalen Anti-Doping-Razzia erklärt die sportpolitische
Sprecherin der FDP-Fraktion Britta Dassler:

"Doping ist kein Kavaliersdelikt. Es schadet der Gesundheit, dem
Breiten- und Spitzensport sowie der Gesellschaft und muss daher
nachhaltig und länderübergreifend bekämpft werden. Es ist richtig,
dass europäische Ermittlungsbehörden entschieden gegen kriminelle
Gruppen und Labore vorgehen. Es ist ihnen gelungen, 234 Menschen
festzunehmen und 3,8 Millionen Dopingmittel und gefälschte
Medikamente sicherzustellen. Dieses Ausmaß zeigt, wie groß das
Problem wirklich ist und selbst Fitnessstudios betroffen sind. Wir
müssen daher auch als Gesellschaft alles dafür tun, dass der Sport
sauber bleibt. Hierfür will die FDP-Fraktion die Forschung stärken
und effizientere Kontrollen ermöglichen, die aber stets auf
rechtsstaatlicher Grundlage erfolgen und die Persönlichkeitsrechte
achten müssen."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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INNEN/4767: Bedrohung durch Rechtsextremisten nicht unterschätzen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 8. Juli 2019

KUHLE: Bedrohung durch Rechtsextremisten nicht unterschätzen



Zur Debatte über den Umgang mit Rechtsextremen erklärt der
innenpolitische Sprecher der FDP-Fraktion Konstantin Kuhle:

"Nicht erst seit dem Mordfall Lübcke ist klar, dass die
Sicherheitsbehörden die Bedrohung durch gewaltbereite
Rechtsextremisten nicht unterschätzen dürfen. Deswegen ist es
richtig, die Analysefähigkeit des Staates auch gegenüber dieser
Gruppe auszubauen. Mit einem neuen Bewertungssystem für rechtsextreme
Gefährder, wie es Niedersachsens Innenminister Pistorius vorschlägt,
ist es jedoch nicht getan. Die Innenminister von Bund und Ländern
müssen sich endlich auch für eine Strukturreform des
Verfassungsschutzes öffnen. Dass der Staat nach wie vor mit 16
selbstständigen Landesämtern für Verfassungsschutz gegen die Feinde
der Verfassung vorgehen will, ist offensichtlich ineffektiv und den
Bürgern nicht mehr zu erklären."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle
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INNEN/4766: Walter Scheel blieb stets den Menschen nahe


FDP-Pressemitteilung vom 8. Juli 2019

LINDNER: Walter Scheel blieb stets den Menschen nahe

Zum 100. Geburtstag von
Walter Scheel erklärt der FDP-Bundesvorsitzende Christian Lindner:



"Heute vor 100 Jahren wurde Walter Scheel geboren. Aus diesem Anlass
erinnern wir Freie Demokraten uns eines großen Liberalen, Politikers
und Staatsmanns. Als Parteivorsitzender, erster Entwicklungsminister,
als Außenminister und Vizekanzler sowie als Bundespräsident hat
Walter Scheel unser Land deutlich geprägt.

Er hatte den Mut, mit Willy Brandt eine sozialliberale Koalition zu
begründen. Mit einer optimistischen Ostpolitik und durch mehr
gesellschaftliche Liberalität hat er neue Kapitel für Deutschland
aufgeschlagen. Als erster Bundesaußenminister besuchte er den Staat
Israel. Europas Zusammenwachsen ist auch ihm zu verdanken. Und sein
Name bleibt verbunden mit der Aufnahme der Bundesrepublik Deutschland
in die Gemeinschaft der Vereinten Nationen.

Was über seine vielen Verdienste in höchsten Ämtern und seine
politischen Erfolge jedoch manchmal in den Hintergrund gerät: Walter
Scheel blieb stets den Menschen nahe. Gerade in Zeiten, da sich
gesellschaftliche Risse in unserem Land vertiefen, sind solche Bande
zwischen dem Volk und seinen Vertretern aber wichtiger denn je.
Walter Scheel hat sich stets für konkrete Verbesserungen im Interesse
der Menschen eingesetzt."

 * 

Quelle:

Presseservice der Liberalen

FDP-Bundesgeschäftsstelle

Reinhardtstraße 14, 10117 Berlin
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RECHT/927: Rot-Rot-Grün ignoriert verfassungsrechtliche Bedenken gegen Paritätsgesetz


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 5. Juli 2019

RUPPERT: Rot-Rot-Grün ignoriert verfassungsrechtliche Bedenken
gegen Paritätsgesetz



Zur Verabschiedung des Paritätsgesetzes im Thüringer Landtag erklärt
der Parlamentarische Geschäftsführer der FDP-Fraktion Dr. Stefan
Ruppert:

"Rot-Rot-Grün ignoriert die erheblichen verfassungsrechtlichen
Bedenken gegen das Paritätsgesetz, trotz eines eindeutigen Gutachtens
des wissenschaftlichen Dienstes. Es ist nicht nachvollziehbar, dass
man sehenden Auges und wider besseren Wissens ein Gesetz durchbringt,
das einen schweren Eingriff in den Grundsatz der Freiheit der Wahl
darstellt. Das Wahlrecht darf nur festlegen, wie gewählt wird, aber
nicht, wie sich das Parlament zusammensetzt. Für den Gesetzgeber in
Thüringen, aber auch im Bund sollte das ein Stoppschild sein.
Ansonsten könnte nach einer Wahl eine Kernschmelze der Demokratie
drohen: Das Vertrauen in das Parlament wäre zerstört, beschlossene
Gesetze wären nichtig und das Parlament wäre faktisch
handlungsunfähig. Ein sehr hoher Preis, um parteipolitische Vorgärten
zu gießen. Die Erhöhung des Frauenanteils in den Parlamenten ist
zweifelsohne eine wichtige Aufgabe, die dringend von den Parteien
angegangen werden muss - nicht jedoch vom Gesetzgeber."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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UMWELT/906: Bereit zu nationalem Klimakonsens


FDP-Pressemitteilung vom 7. Juli 2019

LINDNER: Bereit zu nationalem Klimakonsens



Zu der von der CDU-Vorsitzenden Annegret Kramp-Karrenbauer
angekündigten Einladung zu einem nationalen Klimakonsens erklärt der
FDP-Bundesvorsitzende Christian Lindner:

"Deutschland braucht einen nationalen Klimakonsens. Nur so kann
wirksamer Klimaschutz sichergestellt werden, der gleichzeitig eine
Spaltung der Gesellschaft wie in Frankreich verhindert.

Die Freien Demokraten sind bereit, an einem Klimakonsens
mitzuarbeiten. Mit der Ausweitung des Emissionshandels haben wir ein
effektives und effizientes Instrument in die Debatte eingebracht. Wir
wollen eine vernünftige Lösung für Deutschland, auch im Interesse der
Jungen und der künftigen Generationen. Wer daran seriös arbeiten
will, der kann sich unserer Mitwirkung sicher sein."

 * 

Quelle:

Presseservice der Liberalen

FDP-Bundesgeschäftsstelle

Reinhardtstraße 14, 10117 Berlin
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1123: Millionen für Tourismusförderung (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 70/2019

Ausschuss für Wirtschaft, Arbeit und Wohnungsbau

Millionen für Tourismusförderung - Vorsitzender: Bereichernde
Anhörung zu LBO-Novelle



Stuttgart - Mit rund 1,24 Millionen Euro Finanzhilfen des Landes soll
das Höhenfreibad im Schramberger Stadtteil Tennenbronn modernisiert
werden. Der Wirtschaftsausschuss gab mit großer Mehrheit grünes Licht
für die Bezuschussung dieses touristischen Infrastrukturprojektes.
Bislang nur eine grundsätzliche Information gab es zu der Realisierung
des deutschlandweit höchsten Holzbau-Aussichtsturms auf der Gemarkung
Schömberg. Eine Entscheidung dazu wurde auf die nächste Sitzung des
Wirtschaftsausschusses vertagt, da der für das Thema zuständige
Berichterstatter noch Gespräche zur Klärung offener Fragen führen
möchte. Nach Paragraf 5 des Haushaltsgesetzes ist eine Beratung und
Abstimmung im Wirtschaftsausschuss bei Tourismusinfrastrukturprojekten
über 500.000 Euro zwingend vorgegeben. "Bei beiden Projekten steht
eine nachhaltige Tourismusentwicklung für die Gemeinden im
Vordergrund, bei der neben einer barrierefreien Schwerpunktsetzung für
Mobilitätseingeschränkte auch der Wunsch nach 'Action' für die
Besucher berücksichtigt werden", so der Ausschussvorsitzende Dr. Erik
Schweickert (FDP/DVP). In der Sitzung vom 3. Juli 2019 befasste sich
der Ausschuss zudem mit dem Gesetzentwurf der Landesregierung zur
Änderung der Landesbauordnung (LBO).

Insgesamt elf Experten trugen dem Gremium vorab ihre Bewertungen im
Rahmen einer öffentlichen Anhörung vor. Während die Novelle
grundsätzlich befürwortet wurde, galten kritische Anmerkungen etwa den
geplanten Verfahrensänderungen bei Bauanträgen, die zu
Rechtsunsicherheit führen könnten. Daneben äußerten sich die Experten
kritisch zu den Themen Fahrradstellplätze, Brandschutz und generell
dem Mangel an baureifen Flächen. "Unsere Anhörung zum Thema LBO war
sehr beeindruckend. Sie wird uns sicherlich weiterbringen und führt
möglicherweise sogar dazu, dass die Landesregierung den Entwurf im
einen oder anderen Punkt noch einmal kritisch reflektiert", so Dr.
Schweickert. Ziel sei gleichwohl, die Gesetzesnovelle noch vor der
Sommerpause parlamentarisch abzuschließen.

Zu den touristischen Infrastrukturförderungen im Volumen von 2,5
Millionen Euro: Beim barrierefrei geplanten "Aussichtsturm
Zollernblick" (Gesamtkosten: Rund 2,5 Millionen Euro) handelt es sich
laut dem Ausschussvorsitzenden Dr. Schweickert um eine
touristisch-infrastrukturelle Aufwertungsmaßnahme des heilklimatischen
Kurort- und Klinikstandortes Schömberg, gelegen an der Pforte zum
Naturpark Schwarzwald Mitte/Nord. Zusammen mit einer zusätzlich
geplanten 300 Meter langen Fly-Linie (schienengeführte Seilbahn) sowie
einer 600 m langen Flying-Fox (Seilrutsche), beides jedoch nicht Teil
der Landesförderung, sei der aus Holz mit Stahlskelett geplante
Aussichtsturm "Zollernblick" geeignet, ein Alleinstellungsmerkmal für
die Region zu werden - für Patienten und deren Besucher.

"Der Ausschuss schließt sich grundsätzlich der Einschätzung der
Landesregierung an und betrachtet Tourismusförderung als
Wirtschaftsförderung", so Dr. Schweickert. Das gelte auch für die
barrierefreie und umweltgerechte Modernisierung des 1974 erbauten
Höhenfreibades in Schramberg-Tennenbronn (Gesamtkosten 5,4 Millionen
Euro), das derzeit geschlossen ist. Der spektakuläre Ausblick von dort
auf den Schwarzwald sei in der Region einzigartig, weshalb eine
Stärkung des Tourismus absolut angezeigt sei, so der Vorsitzende.
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1122: Ausschuss beschließt Vorziehen des Stichtags für die Einschulung auf 30. Juni (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 69/2019

Ausschuss für Kultus, Jugend und Sport

Ausschuss beschließt Vorziehen des Stichtags für die Einschulung
auf 30. Juni



Stuttgart - Der Bildungsausschuss des Landtags spricht sich dafür aus,
den Stichtag für die Einschulung vom 30. September auf den 30. Juni
vorzuziehen. Ein entsprechender gemeinsamer Beschlussantrag von
Grünen, CDU, SPD und FDP wurde mit einer Enthaltung angenommen. Das
Kultusministerium wird eine hierfür notwendige Änderung des
Schulgesetzes ausarbeiten und dem Landtag vorlegen. "Der Ausschuss
teilt die Überzeugung der Eltern und wissenschaftlicher Studien, dass
zu frühe Einschulung erhebliche negative Folgen für den späteren
Lernweg dieser Kinder haben kann", so die Vorsitzende des
Bildungsausschusses, Brigitte Lösch (Grüne). Diese Gesetzesänderung
erspare manchem Kind einigen Stress zu Beginn seines Bildungsweges.
Kultusministerin Dr. Susanne Eisenmann (CDU) habe im Ausschuss das
klare Signal zur Umsetzung ausgesandt. Zum Schuljahr 2020/2021 könne
die neue Stichtagsregelung in Kraft treten.

Laut Kultusministerium ist die Zahl der zurückgestellten Kinder im
Schuljahr 2007/2008, also im Jahr der Einführung der Verschiebung des
Stichtags, erheblich angestiegen. Die Rückstellquote unterscheidet
sich auch extrem zwischen Jungen und Mädchen, so waren 12,9 Prozent
Jungen, 7,9 Prozent Mädchen.
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3359: Sicherheitsbehörden dürfen Öffentlichkeit in Sachen Nordkreuz nicht nur häppchenweise aufklären (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 7. Juli 2019

Sicherheitsbehörden dürfen Öffentlichkeit in Sachen Nordkreuz nicht nur häppchenweise aufklären

SPD-Fraktionschef Thomas Krüger über aktuelle Erkenntnisse zur Dimension der Nordkreuz-Todeslisten



"Die jüngsten Meldungen des Redaktionsnetzwerkes Deutschland (RND)
über eine Zahl von fast 25.000 Personen, die mit Name und Adresse auf
sogenannten Todeslisten der rechtsextremistischen Gruppe "Nordkreuz"
verzeichnet sind, und die Existenz von möglichen Ablegern der Gruppe
im Westen und im Süden Deutschlands, sind außerordentlich
beunruhigend. Unabhängig davon wie realistisch die Gefahr sein sollte,
die von diesen Gruppen ausgeht, erwarte ich, dass die Öffentlichkeit
aus eigener Initiative und nicht erst nach bereits erfolgter
Aufdeckung durch Journalisten über mögliche Gefahrenpotenziale
aufgeklärt wird. Gerade angesichts der fatalen Fehleinschätzungen bei
der Aufklärung der NSU-Morde können wir es uns nicht leisten,
rechtsextremistische Aktivitäten zu verharmlosen oder wichtige
Informationen zurückzuhalten."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin

Telefon: 0385-525-2359 o. 0385-525-2360

E-Mail: info@spd-fraktion-mv.de

Internet: www.spd-fraktion-mv.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. Juli 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / LANDESPARLAMENTE





MECKLENBURG-VORPOMMERN/3358: Feuer um Lübtheen - Dank an die Einsatzkräfte (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 6. Juli 2019

Feuer um Lübtheen weitgehend unter Kontrolle: Dank an Einsatzkräfte aus allen Bereichen und Regionen

Ralf Mucha: Brandschutz für Region um ehemaligen Truppenübungsplatz muss nachhaltig sichergestellt werden



Der Sprecher für Brand- und Katastrophenschutz der
SPD-Landtagsfraktion, Ralf Mucha, erklärt zum aktuellen Stand der
Brandbekämpfung auf dem ehemaligen Truppenübungsplatz Lübtheen und dem
bevorstehenden Ende des Katastrophenalarms:

"Zunächst einmal gilt unser Dank allen Einsatzkräften aus Nah und Fern
sowie den verantwortlichen Einsatzleitern, die über viele Tage
Großartiges geleistet haben. Insbesondere die Hilfe aus den
benachbarten Bundesländern hat gezeigt, dass wir in Deutschland eine
solidarische Gemeinschaft sind, die auch vor großen Herausforderungen
nicht zurückschrecken muss. Ich bin erleichtert, dass offenbar kein
Mensch zu Schaden gekommen ist.

Trotz der begründeten Freude über die gelungene Brandbekämpfung muss
jetzt - neben der kriminalistischen Aufklärung einer vermuteten
Brandstiftung - zügig an Konzepten gearbeitet werden, um
Brandgeschehen diesen Ausmaßes zukünftig vermeiden zu können. Die von
Ministerpräsidentin Manuela Schwesig und Umweltminister Till Backhaus
an den BUND gerichteten Forderungen wie u. a. der Dreistufenplan und
das Waldbrandschutzkonzept sind wichtige erste Schritte. Auch als
Landtag sollten wir die Appelle an die Verantwortung des Bundes für
den ehemaligen Truppenübungsplatz unterstützen, und in Koordination
mit dem Bund mit Brandschutzexperten, Behörden und sonstigen
Betroffenen über einen nachhaltigen Brandschutz für entsprechend
gefährdete Gebiete beraten und zeitnah geeignete Maßnahmen ergreifen.

Allen Helfern, die für die Brandbekämpfung eventuell ihren
Sommerurlaub abgebrochen oder abgesagt haben, wünsche ich alsbald
etwas Erholung. Unternehmen und Behörden, die während des Brandes auf
Mitglieder der Freiwilligen Feuerwehren verzichten mussten, danke ich
für die Unterstützung des ehrenamtlichen Engagements ihrer
Mitarbeiter."
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SCHLESWIG-HOLSTEIN/2250: Heimopfer - Akten sollen offengelegt werden (Der Landtag)


Der Landtag - Nr. 01 / März 2019

Die Parlamentszeitschrift für Schleswig-Holstein;

Heimopfer: Akten sollen offengelegt werden



Der Landtag will die Aufklärung über Misshandlungen in Heimen und
Kliniken weiter vorantreiben. Einstimmig forderte das Parlament im
Januar Behörden, Kirchen und Pharmafirmen auf, alle Akten zu den
Vorfällen in der Zeit von 1945 bis in die 1980er Jahre offenzulegen.
Zudem müsse es besondere Unterstützung für Geschädigte geben, die
aufgrund von Alter oder Krankheit auf Extra-Hilfe angewiesen sind.


Tausende Menschen wurden in deutschen Kinderheimen,
psychiatrischen Kliniken und Behinderteneinrichtungen misshandelt
- unter staatlicher und kirchlicher Obhut. Im Norden geschah dies
beispielsweise in Schleswig und Glückstadt. "Wir sind tief betroffen
und erschüttert", sagte der CDU-Abgeordnete Werner Kalinka, der auch
Vorsitzender des Sozialausschusses ist, im Januar-Plenum. Der
Ausschuss hatte im vergangenen November gemeinsam mit dem
Sozialministerium zu einem Symposium ins Landeshaus geladen und
Betroffenen die Gelegenheit gegeben, öffentlich ihr Leid zu schildern
(s. Ausgabe 4/2018). Opfer berichteten von Schlägen, Elektroschocks,
Demütigungen und Experimenten mit hoch dosierten Beruhigungsmitteln.

Stiftung betont: keine komplizierten Formulare nötig

Nach Angaben der Beratungsstelle der Stiftung "Anerkennung und Hilfe"
in Neumünster haben in den vergangenen zwei Jahren 735 Menschen einen
Antrag auf Entschädigung gestellt. Bis Ende 2018 wurden mehr als vier
Millionen Euro Entschädigung bewilligt. Die Stiftung weist darauf hin,
dass keine komplizierten Formulare ausgefüllt oder Zeugen benannt
werden müssten, um Unterstützungsleistungen zu erhalten. Diesen
Vorwurf hatten Teilnehmer des Symposiums erhoben. "Bei uns ist die
glaubhafte Schilderung ausreichend, während bei der Antragstellung auf
Leistungen nach dem Opferentschädigungsgesetz des Bundes eine hohe
Nachweispflicht besteht", betonen die Mitarbeiterinnen des Landesamts
für soziale Dienste in Neumünster, wo die Beratungsstelle angesiedelt
ist. Zudem wurde die Antragsfrist bis Ende 2020 verlängert.

 * 
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GESUNDHEIT/945: Krankenhäuser in ländlichen Regionen erhalten Finanzspritze


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 9. Juli 2019

Arbeitsgruppe: Gesundheit

Krankenhäuser in ländlichen Regionen erhalten Finanzspritze



Sabine Dittmar, gesundheitspolitische Sprecherin:

Für die SPD-Bundestagsfraktion ist die Sicherung einer guten
medizinischen Versorgung auf dem Land ein wichtiges Anliegen. Auf
unsere Initiative hin werden jährlich rund 48 Millionen Euro an
Krankenhäuser in ländlichen Regionen ausgeschüttet. Die Mittel
verteilen sich auf 120 Krankenhäuser, die je 400.000 Euro erhalten.
Die Liste der geförderten Krankenhäuser wurde jetzt veröffentlicht und
wird jährlich aktualisiert.

"Die Auswahl der Krankenhäuser richtet sich nach der
Bevölkerungsdichte der Region, den Fahrzeiten zu alternativen
Krankenhäusern und nach den vorhandenen Fachabteilungen des
Krankenhauses. So müssen die geförderten Krankenhäuser mindestens eine
Abteilung für Geburtshilfe, für Innere Medizin und eine chirurgische
Fachabteilung zur Versorgung von Notfällen bereithalten.

Wir machen hier einen ganz konkreten Schritt, um regionale
Krankenhäuser finanziell zu unterstützen und somit die medizinische
Versorgung in ländlichen Regionen sicherzustellen. Egal ob Stadt oder
Land, Ost oder West: Die Bürgerinnen und Bürger haben ein Recht
darauf, in gesundheitlichen Notfällen zügig ein Krankenhaus erreichen
zu können.

Die SPD-Bundestagsfraktion hatte sich deshalb im Rahmen des
Pflegepersonalstärkungsgesetzes (PpSG) dafür eingesetzt, dass ein Teil
der freigewordenen Mittel aus dem bisherigen Pflegezuschuss gezielt an
Krankenhäuser in ländlichen Regionen fließt. Der bisherige
Pflegezuschuss für Krankenhäuser konnte entfallen, da die Pflege am
Bett jetzt vollumfänglich von den Krankenkassen refinanziert wird. Wir
freuen uns, dass wir unseren Koalitionspartner von unserem Vorschlag
überzeugen konnten und die Förderung der ausgewählten Krankenhäuser
jetzt starten kann."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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LATEINAMERIKA/1892: Mexiko - Wird die Armee Rechenschaft ablegen? (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Mexiko 

Wird die Armee Rechenschaft ablegen?

Von Mario Patrón*



(Mexiko-Stadt, 4. Juli 2019, la jornada) - In den vergangenen zwei
Wochen sind wichtige Ereignisse geschehen, die mit den Streitkräften
in Verbindung stehen. Dazu gehört natürlich der Start der
Nationalgarde. Für die Regierung der sogenannten Vierten
Transformation (4T) ist die Garde eines ihrer wichtigsten Vorhaben.
Die Hauptaufgabe der neuen Einrichtung soll es sein, das Land zu
befrieden. Heer und Marine bilden das Rückgrat der Nationalgarde.

Gleichzeitig jährte sich am 30. Juni zum fünften Mal der Tag, der für
einen der emblematischsten Schandflecken der Regierung Enrique Peña
Nieto steht: das Massaker von Tlatlaya [1]. In diesem Fall übte eine
Militärpatrouille Selbstjustiz und richtete mindestens 12 bis 15
Personen hin, die sich bereits in ihrer Gewalt befanden. Die
Vorkommnisse waren beschämend, aber noch schlimmer war der politische
Umgang auf höchster Ebene damit. Es wurde versucht, das Massaker
geheimzuhalten. Verteidigungsminister General Salvador Cienfuegos
höchstpersönlich und der damalige Gouverneur des Bundesstaates Mexiko,
Eruviel Ávila, belogen die Öffentlichkeit. Sie erklärten, alle
Toten seien das Resultat einer bewaffneten Auseinandersetzung und
nicht einer Hinrichtung. Sie begleiteten dies mit einer Täuschung, der
Tatort wurde manipuliert.

Es ist ein historischer Zufall, dass der fünfte Jahrestag dieser
emblematischen Menschenrechtsverletzung mit der Ankündigung
zusammenfiel, die 70.000 Mitglieder der Nationalgarde ausschwärmen zu
lassen. Die Frage ist, ob das Aufgebot von Heeresmitgliedern und
Marinesoldaten - nun unter dem Dach der Nationalgarde - nicht ähnliche
Risiken wie die Militarisierung der öffentlichen Sicherheit schafft.
Eine Militarisierung, die Taten wie in Tlatlaya ermöglicht hat.


Historisches Treffen im Fall Ayotzinapa

Das dritte Vorkommnis ist die Information, die der Staatssekretär
Alejandro Encinas in der vergangenen Woche bekanntgab. Demnach haben
sich die Mitglieder der präsidentiellen Kommission für den Fall
Ayotzinapa mit der Armee, speziell mit Verteidigungsminister Luis
Cresencio Sandoval getroffen. Das ist tatsächlich eine Neuigkeit:
dieselbe Armee, die sich weigerte, mit der Unabhängigen
Internationalen Expert*innengruppe (GIEI) zusammenzuarbeiten.
Dieselbe, die Fakten verbarg. Dieselbe, die über ihre Anwesenheit in
zwei Momenten der tragischen Ereignisse von Iguala log - an der Brücke
Chipote und in der Klinik Cristina. Dieselbe, die die ländliche
Lehreruniversität Ayotzinapa durch Julio César López Patolzin, einen
der 43 Verschwundenen, infiltriert hatte.

Dieselbe Armee, die die Arbeit der Expert*innen, aber auch
internationaler Einrichtungen wie der Interamerikanischen
Menschenrechtskommission (CIDH) und des UNO-Hochkommissariats für
Menschenrechte (ONU-DH) geschmäht hat. Die auf die Ankündigung der
präsidentiellen Kommission für den Fall Ayotzinapa mit der schroffen
Reaktion des Generals Alejandro Ramos Flores, Leiter der
Rechtsabteilung des Verteidigungsministeriums, antwortete. Nun trifft
sie sich unter dem Mandat eines neuen Oberkommandanten alias Andrés
Manuel López Obrador mit den Familienangehörigen der Opfer und deren
Repräsentant*innen, die Teil der präsidentiellen Kommission sind.

Das Treffen an sich ist bemerkenswert. Ich wage zu behaupten, dass
sich zuvor kein General in der Position des Verteidigungsministers mit
Opfern schwerer Menschenrechtsverletzungen getroffen hat. Doch
angesichts der Rolle der Armee bei der Tragödie von Ayotzinapa, aber
auch in anderen Fällen wie Tlatlaya, bleibt die unausweichliche Frage,
ob das Treffen ein reales Zeichen für die institutionelle Bereitschaft
ist, zur Wahrheit beizutragen. Und ob es eine explizite Anweisung des
Präsidenten der Republik in seiner Funktion als Oberkommandanten der
Streitkräfte gibt, damit diese mit den Familienangehörigen der 43
zusammenarbeiten.


Was wusste die Armee?

Die Fragen haben keinen rhetorischen Charakter. Die Militärs könnten
aktiv oder passiv in den Fall Ayotzinapa verwickelt sein. Mitglieder
des 27. Infanteriebataillons mit Sitz in Iguala könnten mit dem
organisierten Verbrechen in der Region verbandelt sein. Ist es
möglich, dass in Iguala eine so schwere Gewalttat wie gegen die 43
verübt wird, ohne dass die Armee zumindest relevante Information hat?
Die Antwort ist zweifellos Nein. Ich glaube vielmehr, dass die
Militärs entscheidende Information haben könnten, die zur Wahrheit
führen.

In den vorausgegangenen zwei Regierungsperioden (2006 - 2018) musste
die Armee keine Rechenschaft ablegen. Die Regierungen von Peña Nieto
und Calderón gaben den Streitkräften eine Protagonistenrolle. Dies
führte dazu, dass sie faktisch über der zivilen Macht standen. Heute
stellt sich die Frage, inwieweit sich dieser Status ein Jahr nach
Beginn der 4T geändert hat. Die Streitkräfte bilden das Rückgrat der
neu geschaffenen Nationalgarde. Sie wurden sogar damit beauftragt, das
Tankwagen-Programm zu koordinieren, als die Treibstoffversorgung
[Anfang des Jahres] zusammenbrach. Ein anderes Beispiel sind
Bauaufträge wie die Konstruktion des neuen Flughafens Santa Lucía.

Hoffen wir, dass die Protagonistenrolle, die die Streitkräfte nach wie
vor im politischen Leben des Landes haben, kein Hindernis dafür sein
wird, die Armee aufzurufen, Rechenschaft abzulegen. Dies gilt
besonders für Fälle wie Ayotzinapa oder die Massenhinrichtung von
Tlatlaya, die das Land gezeichnet haben. Hoffen wir, dass die Worte
López Obradors wahr werden. Laut ihm wird die neue Nationalgarde keine
Menschenrechte verletzen und die Regierung "wird keine Ruhe geben, bis
der Verbleib der jungen Leute von Ayotzinapa bekannt ist". In der Tat
hängt dies zu einem Gutteil vom Oberkommandanten der Streitkräfte ab.


* Mario Patrón leitete mehrere Jahre die
Menschenrechtsorganisation Centro Pro bevor er im Frühjahr 2019 zum
Rektor der Jesuitenuniversität in der Stadt Puebla bestellt wurde.


Anmerkung:
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LATEINAMERIKA/1891: Mexiko - Regierung schickt 15.000 Soldaten an die Nordgrenze (poonal)
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Mexiko: Regierung schickt 15.000 Soldaten an die Nordgrenze

Von Sonja Gerth



(Mexiko-Stadt, 27. Juni 2019, amerika21) - Nur wenige Tage nachdem
6.500 Mitglieder der umstrittenen Nationalgarde an der mexikanischen
Südgrenze postiert wurden, um Migrant*innen aus Honduras, Guatemala
und El Salvador auf dem Weg in die USA aufzuhalten, verstärkt Mexikos
Präsident Andrés Manuel López Obrador (Amlo) auch die militärische
Präsenz an der Nordgrenze.

Verteidigungsminister Luis Cresencio Sandoval erklärte dazu bei einer
Pressekonferenz, die Soldaten würden dem Nationalen Migrationsinstitut
(INM) helfen, da dieses über zu wenige Mitarbeiter*innen verfüge, um
die gesamte Länge der Nordgrenze abzudecken. Dabei räumte Sandoval
ein, dass Personen ohne Papiere keine Straftat begehen, sondern
lediglich eine Ordnungswidrigkeit. Die Militärs würden sie nur
festnehmen, damit die Geflüchteten ihr "normales Aufenthaltsverfahren"
beantragten.


Gefahr für die nationale Sicherheit?

Die Grenze zwischen den USA und Mexiko ist über 3.000 Kilometer lang.
Der kontinuierliche Strom von Geflüchteten ist aus Sicht von
US-Präsident Donald Trump nicht hinnehmbar und bedroht gar die
"nationale Sicherheit". Im Mai registrierte der US-amerikanische Zoll
144.000 Migrant*innen, knapp ein Drittel mehr als im April. Trump
drohte dem südlichen Nachbarn mit Strafzöllen, wenn es Mexiko nicht
gelinge, die Migrant*innen aufzuhalten.

Auf den entsprechenden kurzen Tweet Trumps reagierte López Obrador
zunächst mit einem langen Brief, in dem er die Werte der
Zusammenarbeit hervorhob und erklärte, niemand verlasse sein Land
freiwillig, sondern nur aus Not. In einer Übereinkunft, die
Außenminister Marcelo Ebrard am 7. Juni unterschrieb, machte das Land
dann aber doch weitgehende Zugeständnissen. Ein erster Schritt war der
Einsatz der Nationalgarde im Süden, nun folgt die Militarisierung der
Nordgrenze. Die Zahl der Festnahmen stieg im Monat Mai laut INM um 119
Prozent im Vergleich zum Vorjahr.

Flüchtlingsorganisationen wie das Institut der Frauen in der Migration
(Imumi) kritisieren diese Politik. "Amlo macht die Geflüchteten zum
Spielball der Verhandlungen mit Trump", sagte Imumi-Mitarbeiterin
Berenice Valdez der Nachrichtenagentur Cimacnoticias. "Die
Übereinkunft mit den USA läuft nach 90 Tagen ab und wer weiß, welche
Faktoren Trump dann heranzieht, um festzustellen ob der
Flüchtlingsstrom zurückgegangen ist." Ihrer Meinung nach ist es Zeit
für die mexikanische Regierung, am Verhandlungstisch "einmal
entschieden Nein zu sagen", um Trump etwas entgegenzusetzen.
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MELDUNG/016: Mexiko - Armee und Nationalgarde nehmen Dutzende Migrant*innen in Chiapas fest (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Mexiko 

Armee und Nationalgarde nehmen Dutzende Migrant*innen in 
Chiapas fest



(Mexiko-Stadt, 1. Juli 2019, desinformémonos) - Am 27. Juni wurden
Dutzende mittelamerikanischer Migrant*innen, die mit einem Güterzug in
Chiapas unterwegs waren, von etwa 100 Angestellten der
Migrationsbehörde, Soldaten der mexikanischen Armee und der
Nationalgarde festgenommen. Als der "La Bestia" genannte Zug in einer
ländlichen Gegend angehalten hatte, riefen die Militärs: "Hier spricht
die Armee, Sie sind umstellt."

Viele der Migrant*innen versuchten zu fliehen, indem sie über die
Dächer der Waggons liefen oder vom Zug ins Gebüsch sprangen. Nach
Angaben der Nationalen Migrationsbehörde INM wurden 40 von 400
Migrant*innen festgenommen, die mit dem Zug unterwegs waren.


"Hier spricht die Armee, Sie sind umstellt"

Einige der Festgenommenen wurden laut Medienberichten von den
Angestellten der Migrationsbehörde und den Soldaten am Hals gepackt
und zu den Fahrzeugen der Behörde gebracht. Diese Razzien waren seit
2014 zurückgegangen, aber nachdem Mexiko mit den Vereinigten Staaten
vereinbart hatte, den Zustrom von Migrant*innen zu verringern,
verstärkte die mexikanische Regierung die Polizeieinsätze.
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MELDUNG/666: Kompetenznetzwerk für Nutztierhaltung nimmt Arbeit auf (BMEL)


Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

Pressemitteilung Nr. 148 vom 09.07.2019

Kompetenznetzwerk für Nutztierhaltung nimmt Arbeit auf

Beratungsgremium trifft sich zur ersten regulären Sitzung



Am heutigen Dienstag, den 9. Juli, startet das Kompetenznetzwerk für
Nutztierhaltung mit der ersten regulären Arbeitssitzung in Bonn, nachdem es
sich hierfür auf Einladung der Bundesministerin für Ernährung und
Landwirtschaft, Julia Klöckner, Anfang April konstituierte. Das
Beratungsgremium vernetzt Entscheidungsträger und Fachleute aus Politik,
Wissenschaft, Praxis, Wirtschaft und Verbänden und wird die Umsetzung und
Weiterentwicklung der Nutztierstrategie des Ministeriums begleiten.
Geleitet wird es vom ehemaligen Bundesagrarminister Jochen Borchert.

Hierzu Bundesminister a.D. Borchert: "Ziel unserer Nutztierstrategie ist
es, ein Mehr an Tierwohl unter Berücksichtigung des Umweltschutzes zu
erreichen, sodass auch die wirtschaftliche Grundlage der Landwirte
gesichert ist, ebenso wie eine gute Versorgung der Verbraucher. Viele
Erfahrungen aus Modell- und Demonstrationsvorhaben liegen bereits vor. Auch
sind wir dabei, eine staatliche Tierwohlkennzeichnung einzuführen - der
Verbraucher kann dann an der Ladenkasse zeigen, was ihm mehr Tierwohl wert
ist.

Das verdeutlicht: Nicht nur die Landwirte müssen sich bewegen. Miteinander
reden, aufeinander zugehen, offen sein für sachliche Informationen - das
sind wichtige Bausteine, damit Nutztierhaltung in der Mitte der
Gesellschaft akzeptiert wird. Mit dem Kompetenznetzwerk wollen wir unsere
Tierhaltung zukunftsfähig aufstellen und dabei das Verständnis zwischen
Landwirten und der Gesellschaft verbessern."


Hintergrund: 

Das Kompetenznetzwerk für Nutztierhaltung wird vom BMEL zur Umsetzung und
Weiterentwicklung der Nutztierstrategie eingesetzt. Es diskutiert die kurz-
und mittelfristige Zielsetzung im Hinblick auf die Tierhaltung.
Durch die Vernetzung von Entscheidungsträgern und Fachleuten soll ein hohes
Maß an Kompetenz in Fragen der Nutztierhaltung und zur Unterstützung der
Umsetzung der Nutztierstrategie aufgebaut werden. Gleichzeitung soll damit
der Informationsfluss zwischen den beteiligten gesellschaftlichen Gruppen
optimiert und damit die Akzeptanz der Nutztierhaltung in Deutschland
verbessert werden. Vertreter aus Politik, Verbänden und Wirtschaft sowie
Wissenschaftler und Praktiker sind im Kompetenznetzwerk vertreten.

Das Kompetenznetzwerk hat insbesondere folgende Aufgaben:


	Die aktuellen Entwicklungen und Herausforderungen aus allen Bereichen der Nutztierhaltung zu analysieren und Lösungswege für das BMEL vorzuschlagen.

	Ansätze für die Verbesserung der gesellschaftlichen Akzeptanz der Nutztier-haltung in Deutschland aufzuzeigen und

	Ideen und Vorschlägen zur Weiterentwicklung und Umsetzung der Nutztierstrategie zu entwickeln und dem BMEL vorzuschlagen.



Die Leitung des Kompetenznetzwerkes hat Herr Bundesminister a.D. Jochen
Borchert inne.

 * 
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ASYL/1396: Zentrale Ausländerbehörde ist falsche Weichenstellung der Landesregierung (Flüchtlingsrat Niedersachsen)


Flüchtlingsrat Niedersachsen - 8. Juli 2019

LAG der Freien Wohlfahrtspflege und der Flüchtlingsrat
Niedersachsen:

Zentrale Ausländerbehörde ist falsche Weichenstellung der
Landesregierung



Die Landesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege in Niedersachen
(LAG FW) und der Flüchtlingsrat Niedersachsen lehnen das Konzept des Landes
zur Errichtung einer zentralen Ausländerbehörde ab. "Die zentrale Steuerung
des Landes setzt die falschen Signale. Die kommunalen Ausländerbehörden vor
Ort sind mit ihren Mitarbeitenden viel näher an den betroffenen Menschen
dran. Sie kennen die einzelnen persönlichen Schicksale und mögliche
aktuelle Abschiebehindernisse", so Franz Loth, Vorsitzender der LAG FW.

"Wir sehen nicht, dass eine zentrale Behörde sach- und menschengerechter
agieren kann, als eine ortsnahe", sagt Kai Weber vom Flüchtlingsrat
Niedersachsen. "Wir brauchen eine Verwaltung, die das Aufenthaltsrecht
anwendet und Bleibeperspektiven schafft. Zugleich ist Umsichtigkeit
erforderlich, die jeweiligen vorhandenen Abschiebehindernisse vollständig
zu erfassen", so Weber. "Es gibt keine einfachen Lösungen im Umgang mit
Ausreisepflichtigen. Daher bleibt es unerlässlich, die Ausländerbehörden
vor Ort zu stärken, die nahe am Geschehen sind", ergänzt Franz Loth.

Das niedersächsische Innenministerium veranschlagte im Haushaltsplan für
2019 zusätzliche Personalressourcen und nicht unerhebliche finanzielle
Mittel zur Errichtung einer zentralen Ausländerbehörde, die mit der
Durchsetzung der Ausreise abgelehnter Asylbewerber beauftragt werden soll
und zum 1. Juli 2019 ihre Arbeit aufgenommen hat. Anfang Mai 2019 wurde
bekannt, dass trotz der vorangegangenen massiven öffentlichen Kritik an
einer zentralen Verwaltung in Osnabrück das Thema nicht vom Tisch ist. Als
neuer Standort ist Hannover-Langenhagen, in unmittelbarer Nachbarschaft zur
nahegelegenen Abschiebehaftanstalt Langenhagen, vorgesehen. Dabei ist die
Gruppe der ausreisepflichtigen Geflüchteten sehr heterogen.

Die Gründe, eine Abschiebung nicht durchsetzen zu können, sind
vielschichtig. Viele Geflüchtete kommen ihren Mitwirkungspflichten zur
Passbeschaffung nach, dennoch verweigern viele Regime die Erteilung von
Pässen oder nehmen die Geflüchteten nicht wieder zurück. In bestimmten
Länder, wie z. B. Somalia und Eritrea, kann derzeit aufgrund der
politischen Situation nicht abgeschoben werden, auch wenn einzelne
Geflüchtete, aus welchen Gründen auch immer, im Asylverfahren keine
Anerkennung erhalten haben.

 * 
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FRAGEN/006: Brasilien - Erzbischof von Manaus, Bolsonaro ist "ein widerlicher Typ" (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Brasilien 

Erzbischof: Bolsonaro ist "ein widerlicher Typ"

Von Paolo Moiola
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Sérgio Eduardo Castriani, Erzbischof von Manaus
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(Lima, 27. Juni 2019, comunicaciones aliadas) - Sérgio Eduardo
Castriani, der Erzbischof von Manaus, ist ein guter Kenner des
Amazonasgebiets und der hier stattfindenden Konflikte. Viele Jahre
arbeitete er im Bundesstaat Acre im äußersten Westen Brasiliens mit
dem indigenen Volk der Asháninka zusammen. Auch danach hatte er mit
verschiedenen indigenen Völkern zu tun. 2012 kam er in die
Zwei-Millionen-Metropole Manaus, die rasant wachsende Hauptstadt des
Bundesstaates Amazonas. Interview: Paolo Moiola.

 * 

Paolo Moiola: Nach den ersten Monaten der Präsidentschaft von Jair
Bolsonaro: Sind Sie eher pessimistisch oder eher optimistisch?

Sérgio Eduardo Castriani: Ich bin eher realistisch, denn die
schlimmsten Befürchtungen bestätigen sich. Brasilien verändert sich
gerade zum Schlechteren, aber alles wurde ja bereits im Wahlkampf
gesagt.

Warum wählten die Brasilianer*innen eine gefährliche Gestalt wie
Bolsonaro?

Die Brasilianer*innen haben mit der Wahl Bolsonaros eine Antwort auf
die Wirtschaftskrise gegeben, aber auch auf die ethische und
moralische Krise, in der sich das Land befindet. Bolsonaro steht für
etwas Neues, obwohl er das nicht ist. Die Leute haben die
Politiker*innen satt. Die Arbeiterpartei PT hatte ja ihre Chance,
etwas anders zu machen. Zu Zeiten der Präsidentschaft Lulas (2003 -
2010) gab es viel Hoffnung. Dann aber haben sie getan, was auch die
anderen taten, und begannen mit der Korruption. Mit der Arbeiterpartei
an der Regierung verdienten die Banken viel Geld. Dann, in der zweiten
Runde der Präsidentschaftswahl im Oktober 2018, wählten viele immer
noch den Kandidaten der Arbeiterpartei: weil sie Bolsonaro nicht
wollten - aber nicht weil sie die Arbeiterpartei wollen. Auch ich habe
die PT gewählt, weil ich einen widerlichen Typen wie Bolsonaro nicht
wählen konnte.

Allerdings muss man zugeben, dass auch viele gute Leute für ihn
gestimmt haben. Mein Arzt hat ihn zum Beispiel gewählt, obwohl er ein
intelligenter Mann ist. Sein Argument war, dass er etwas Neues und
nicht mehr die PT an der Macht haben wollte.

Der Indigenenmissionsrat CIMI und die Landpastorale CPT sind zwei
Organe der katholischen Kirche in Brasilien, die wichtige Arbeit
leisten. Haben sie nun mehr Probleme?

Ohne jeden Zweifel. Erstens aufgrund des Diskurses über indigenes
Land, und zweitens aufgrund der Frage des Privateigentums. Probleme
gab es allerdings diesbezüglich auch schon mit Präsidentin Dilma
Rousseff. Gegen den CIMI-Präsidenten wurde seinerzeit im Bundesstaat
Mato Grosso do Sul ermittelt. Bolsonaro erklärte CIMI und die
brasilianische Bischofskonferenz nun zum "verfaulten Teil der
katholischen Kirche". Das Problem ist, dass wir in Brasilien nicht nur
diesen Präsidenten haben, sondern auch einen konservativen
Justizapparat und einen konservativen Kongress, der von einer
Koalition aus Vertreter*innen der Evangelikalen, der
Grundbesitzer*innen und der Waffenlobby beherrscht wird.

Wie lässt sich Ihrer Meinung nach das Amazonasgebiet retten?

Die Situation des Amazonasgebietes ist alarmierend. In den vergangenen
40 Jahren habe ich gesehen, wie sich alles verändert: vom Regenwald
über das Klima bis zu den Städten. Dennoch ist zu sagen: Brasilien hat
eine gute Umweltgesetzgebung. Würde diese angewendet, gäbe es nur
wenige Probleme. Bedauerlicherweise wurden unter den Regierungen der
Arbeiterpartei (2003 - 2016), vor allem in der zweiten Amtszeit von
Dilma Rousseff 2015/16, die Umweltbehörde IBAMA und andere
Kontrollorganismen zerstört.

Taten die Regierungen der Arbeiterpartei denn auch etwas für das
Amazonasgebiet und dessen Bewohner*innen?

Als Lula 2003 Präsident wurde, hatten die armen Familien im
Amazonasgebiet nach und nach Geld. Das staatliche Hilfsprogramm Bolsa
Familia war ein sehr wichtiges Instrument. Zudem gab es für viele
erstmals eine Versorgung mit Strom. Das waren Erfolge der ersten
Lula-Jahre. Danach aber änderten sich die Dinge. Die Korruption kam,
und an der Macht wurde die Arbeiterpartei elitär.

Wie würden sie die derzeitige Situation der indigenen Völker
beschreiben?

Als ich 1979 (während der Militärdiktatur) nach Acre kam, sagte ein
Innenminister, in zehn Jahren seien die Indigenen verschwunden. Das
Gegenteil geschah: es handelt sich um die Bevölkerungsgruppe, die in
Brasilien am stärksten gewachsen ist. Meiner Meinung nach sind die
indigenen Völker die am besten organisierten Armen in Brasilien. Und
genau aus diesem Grund werden sie auch am stärksten verfolgt.

Ist es sinnvoll, von einer Integration mit der nicht-indigenen
Bevölkerung Brasiliens zu sprechen?

Die indigene Kultur ist vollkommen anders. Ich habe viele Indigene
kennengelernt, im Landesinneren und in der Stadt. Ich gestehe, es
gelingt mir nicht, alles zu verstehen, was sie mir sagen. Aber das ist
ein Reichtum für Brasilien. Es wäre schrecklich, diese Vielfalt zu
verlieren. Glücklicherweise verfügen die indigenen Völker über eine
große Widerstandskraft.
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NAHOST/1678: Irak - die Lunten sind gelegt ... (SB)


Irak - die Lunten sind gelegt ...



Im Irak wächst die Sorge, das kriegsgeplagte Zweistromland könnte zum
Kampfschauplatz zwischen den USA und dem Iran werden. Seit
US-Präsident Donald Trump im Mai 2018 den Austritt Washingtons aus dem
Atomabkommen mit dem Iran angekündigt hat, steigen die Spannungen rund
um den Persischen Golf gefährlich an. Aufgrund der US-Finanzsanktionen
ist der Export iranischen Öls drastisch gesunken und die Wirtschaft
der Islamischen Republik in eine schwere Krise gestürzt. In den
letzten Wochen haben in der Straße von Hormus Unbekannte
Bombenanschläge auf mehrere Öltanker verübt und die Iraner eine 140
Millionen Dollar teuere US-Spionagedrohne mit einer Boden-Luft-Rakete
vom Himmel geholt. Mit einer leichten Erhöhung sowohl der Menge
angereicherten Urans als auch des Anreicherungsgrads versucht Teheran
die USA zurück an den Verhandlungstisch zu zwingen. Der verzweifelte
Vorstoß könnte jedoch die Trump-Regierung unter Hinweis auf die
angebliche Proliferationsgefahr zu einem "Präventivschlag"
veranlassen, der eine militärische Kettenreaktion auslösen würde.

Für den Fall eines Waffengangs haben die Iraner längst alle
US-Militäreinrichtungen und -Kriegsschiffe am bzw. im Persischen Golf
zu potentiellen Zielen erklärt. Gemeint sind vornehmlich Stützpunkte
in den Vereinigten Arabischen Emiraten, Saudi-Arabien, Bahrain und
Kuwait, die allesamt in Reichweite iranischer Kurz- und
Mittelstreckenraketen liegen. Doch im Irak haben die USA rund 5000
Soldaten, die seit 2014 an der Bekämpfung der sunnitischen
"Terrormiliz" Islamischer Staat teilnehmen, mehrere größere
Luftwaffenbasen sowie eine riesige Botschaft auf dem Gelände der
sogenannten Grünen Zone im Herzen Bagdads stehen. Als im vergangenen
Sommer eine Panzergranate nahe besagter Botschaft einschlug, wollte
Trumps Nationaler Sicherheitsberater John Bolton den Vorfall dem
"Mullah-Regime" in Teheran anlasten und als Vorwand für einen
Raketenangriff gegen Ziele im Iran nutzen.

Aus den irakischen Parlamentswahlen 2018 ging die "Allianz der
Revolutionäre für Reform", auch "Al Sairun" ("Die Marschierer")
genannt, ein Bündnis zwischen der Al-Ahrar-Partei des einstigen
schiitischen "Radikalpredigers" Muktada Al Sadr und den irakischen
Kommunisten, als stärkste Fraktion hervor. An zweiter Stelle landete
die Allianz Al Fatah (Eroberer), die von Ex-Kommandeuren jener
Volksmobilisierungskräfte gegründet worden war, die 2014 nach dem
Aufruf des schiitischen Großajatollahs Ali Sistani zur Verteidigung
des Landes gegen die IS-Kalifatsanhänger entstanden waren. Mit den
Stimmen von Al Sairun und Al Fatah wurde der parteiunabhängige
Technokrat Adil Abdul Mahdi zum Premierminister ernannt. Mit großem
Entsetzen haben alle irakische Parteien zur Jahreswende auf den
unangemeldeten Truppenbesuch Trumps auf dem irakischen Fliegerhorst
Balad an Silvester und die Feststellung des US-Präsidenten, der
Militärflughafen dort sei so großartig, daß das Pentagon ihn lange in
Betrieb halten sollte, reagiert. Schließlich fordern Al Sairum und Al
Fatah seit Monaten den raschen Abzug der US-Streitkräfte aus dem Irak,
da der Kampf gegen den IS laut Trump längst "gewonnen" sei.

Um eine Ausweitung etwaiger amerikanisch-iranischer Kampfhandlungen
auf irakischem Staatsgebiet zu verhindern, hat Abdul Mahdi die USA vor
wenigen Wochen daran erinnert, daß ihre Stützpunkte nahe der Grenze zu
Syrien ausschließlich der IS-Bekämpfung dienen. Ob sich die USA im
Ernstfall an diese Bedingung halten werden ist ungewiß und höchst
fraglich. Am 1. Juli ging Iraks Premierminister noch weiter und
verfügte die Auflösung der Volksmobilisierungskräfte. Bis zum 31. Juli
sollen sich alle 30 daran beteiligten Milizen, die insgesamt rund
150.000 Mann unter Waffen haben, entweder in die Armee und Polizei
integrieren oder sich neu als ausschließlich friedliche politische
Partei registrieren lassen, so Abdul Mahdi. Die sogenannten
Friedensbrigaden, Nachfolgerorganisation der einstigen Mahdi-Armee Al
Sadrs, die vor mehr als zehn Jahren in der Region zwischen Bagdad und
Basra den US-Besatzungstruppen schwere und blutige Kämpfe geliefert
hatten, sind der Anordnung des Premierministers prompt gefolgt und
haben ihre Umbenennung in die Brigaden 313, 314 und 315 der regulären
irakischen Armee bekanntgegeben. Ähnliches haben jene Milizen, die der
Al Fatah nahestehen, verkündet.

Bei den Milizen, die seit den Tagen Saddam Husseins dem Iran
nahestehen, oder Neugründungen wie der Harakat Hisb Allah, die in den
letzten Jahren im Kampf gegen den IS eng mit den iranischen
Revolutionsgarden zusammengearbeitet haben, sieht es anders aus. Deren
Vertreter werfen Abdul Mahdi nun vor, die Auflösung der
Volksmobilisierungskräfte "auf Befehl Washingtons" verfügt zu haben.
Wie sich diese irakischen Einheiten verhalten werden hängt nicht
zuletzt davon ab, ob die Spannungen zwischen den USA und dem Iran
weiter zunehmen oder sich durch irgendein Wunder doch noch legen
sollten. Daß die Lage im Irak äußerst gespannt ist, zeigt die
Erstürmung der Botschaft Bahrains in Bagdad Ende Juni durch Hunderte
aufgebrachte Demonstranten, die wegen der Durchführung jenes
Nahost-Wirtschaftsgipfels, mit dem Trumps Schwiegersohn Jared Kushner
die Aussicht auf einen eigenständigen Staat Palästina für immer
begraben wollte, ihren Unmut äußern wollten. Seit Wochen mehren sich
zudem Meldungen über auffällige Schießereien in der Nähe
amerikanischer Stützpunkte im Irak sowie über konkrete Vorbereitungen,
private Militärdienstleister von dort zu evakuieren.

9. Juli 2019
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INTERVIEW/440: Afrika - für fairen Handel kämpfen ...    Andreas Fischer im Gespräch (SB)
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Andreas Fischer

Foto: © 2019 by Schattenblick



"Der CFA-Franc ist der alte, aber heute noch existierende
Kolonialismus, die EPAs sind der neue Kolonialismus, und beide
gemeinsam bewirken, daß die afrikanischen Länder im primären Sektor
verbleiben", sagt Andreas Fischer, Mitglied der Arbeitsgruppe
gerechter Welthandel der Organisation Attac Berlin. Sie seien zu
Rohstoff- und Agrarexporteuren abgestempelt, wodurch der Aufbau einer
eigenen Industrie verhindert werde. Die Attac-AG, die unter anderem
eine Filmreihe zu Afrika veranstaltet, hatte am 8. Juni 2019 zu einem
vierstündigen Infotreffen ins Kino der Regenbogenfabrik in Berlin
Kreuzberg geladen, um anhand von CFA-Franc und EPAs über die
Afrikapolitik der Europäischen Union zu berichten.

Der CFA-Franc ist eine nach dem Zweiten Weltkrieg von Frankreich in
seinen Kolonien installierte Währung, die noch heute Zahlungsmittel
in 15 afrikanischen Ländern ist und diese zu billigen
Ressourcenlieferanten für Frankreich gemacht hat. Bei den EPAs
(Economic Partnership Agreements) handelt es sich um
Freihandelsabkommen, die die Europäische Union mit der Gruppe der
AKP-Staaten (aus dem afrikanischen, karibischen und pazifischen Raum)
zum Abschluß bringen will und die der europäischen Wirtschaft erhebliche
Handelsvorteile verschaffen dürften. Im Anschluß an die Veranstaltung
stellte sich Andreas Fischer für einige Fragen zur Verfügung.

Schattenblick (SB): Was hat Sie und Ihre Gruppe motiviert, heute
diese beiden Diskussionsrunden zu veranstalten?

Andreas Fischer (AF): Unsere Arbeitsgruppe gerechter Welthandel von
Attac-Berlin geht auf die Initiative NoTTIP aus dem Jahr 2014 zurück.
Damals war noch das geplante Freihandelsabkommen zwischen den USA und
der EU in aller Munde; das ist inzwischen von Trump abgeschossen
worden. Aber es gibt so viele andere Freihandelsabkommen, die sich
seitdem weiterentwickelt haben, so daß wir als Kinogruppe über die
Auswirkungen der europäischen Handelspolitik auf Afrika informieren
wollten. Das Thema läuft normalerweise weitgehend unter dem Schirm
der Öffentlichkeit hindurch.

Wenn wir einen Film zeigen oder eine Veranstaltung wie heute
organisieren, erfahren wir Dinge, die wir bis dahin nicht gewußt
haben. Daher ist es eines der Ziele, solche Informationen zu erhalten
und sie weiterzuverbreiten. Wir wollen aber auch mit Afrikanerinnen
und Afrikanern ins Gespräch kommen, wenn sie ihre Länder hier bei uns
vorstellen. Wir haben die Erfahrung gemacht, daß ein großes
Informationsbedürfnis hinsichtlich der Entwicklungen in Afrika
besteht, und unser Beitrag dazu soll eben genau nicht unterm Schirm
hindurchlaufen.

SB: Beim heutigen Treffen wurde viel Kritik an der Europäischen Union
und ihrer Afrikapolitik geübt. Was sollte Ihres Erachtens mit der EU
geschehen - halten Sie sie für reformierbar?

AF: Attac-Österreich hat dazu ein kleines Büchlein herausgegeben, das
einen Titel trägt, der das ganze Dilemma treffend beschreibt: "Warum
die EU nicht zu retten und ein Austritt keine Lösung ist" [1]. Die EU
ist in dieser Beziehung, gerade was den Handel betrifft, eindeutig
auch Täter. Aber jetzt zu sagen, wir gehen raus, ähnlich wie die
Briten mit ihrem Brexit, würde zu einem neuen Nationalismus führen,
den wir auch nicht haben wollen. Deshalb ist eine schwierige Frage,
ob diese EU noch umzugestalten ist in eine Richtung, damit sie
akzeptabler wird, indem sie beispielsweise auch die Menschenrechte
stärker berücksichtigt. Ob das möglich ist, wissen wir nicht. Wir
können uns nur darum bemühen, daß es klappt. Ich befinde mich da in
dem gleichen Dilemma wie viele andere. Auch Jeremy Corbyn,
Vorsitzender der Labour Party in Großbritannien, sagt: Diese EU hat
keine Zukunft. Aber da jetzt rauszugehen, führt auch zu nichts. Ich
denke, wir müssen trotz dieses Dilemmas weiter daran arbeiten.

SB: Einmal rein hypothetisch angenommen, die EU würde sich von den
EPAs verabschieden, würden dann andere Akteure in die Lücken
vorstoßen?

AF: Wahrscheinlich, denn die entsprechenden Interessen sind ja
vorhanden. Der Nachteil der EU ist, daß sie als Wirtschaftsunion
gegründet wurde und dies bis bis heute geblieben ist. Wir haben über
die Verträge von Lissabon praktisch eine kapitalistische Verfassung.
Das deutsche Grundgesetz gibt diese Festlegung auf Marktwirtschaft
nicht her, aber hinter den EU-Verträgen stehen immer Interessen.
Einige der Bauern hierzulande werden das vermutlich anders sehen,
aber von den Großexporten, die nach Kenia und in andere afrikanische
Länder gehen, profitieren nicht die Kleinbauern, sondern die
Hühnerbarone und Schweinekönige. Die lassen ihre Schmutzarbeit von
mies bezahlten Menschen verrichten. Das sind keine Bauern im
eigentlichen Sinne, sondern Industrialisten - daß es um sie so richtig
schade wäre, würde ich nicht sagen. Jedenfalls bringt die EU den
kleinen und mittelständischen Landwirtschaftsbetrieben zu wenig oder
nichts. Sie tun besser daran, ihre Produkte lokal oder regional zu
verkaufen.

Was die Absurditäten der Handelspolitik der EU betrifft, so steht
dafür beispielhaft die Produktion von Krabben. Die werden in der
Nordsee gefangen, mit dem Flugzeug nach Marokko gebracht, weil die
Frauen sie da für billiges Geld pulen, und dann mit dem Flugzeug
wieder zurück nach Europa transportiert. Solche Unsinnigkeiten gibt
es viele.

Es ist noch so viel zu tun, da weiß man manchmal gar nicht, wo man
anfangen soll. Das Ausmaß der Probleme und wie sehr sie
zusammenhängen, wurde vorhin bei den Diskussionsbeiträgen deutlich.
Wenn man sich allerdings um alle Probleme gleichzeitig kümmern
wollte, schlägt man die Hände über dem Kopf zusammen und macht
frustriert gar nichts mehr. Also haben wir uns den Bereich Handel
ausgesucht, um Kontakte zu knüpfen und für einen gerechteren
Welthandel zu kämpfen.

SB: Wenn zwei wirtschaftlich so unterschiedlich gewichtige Partner
wie Afrika und die EU Handelsabkommen beschließen, dürfte das für die
schwächere Seite schlecht ausgehen. Doch wie verhält es sich mit den
Arbeitsbedingungen hierzulande? Wird nicht auch ein Konkurrenzdruck
in der EU aufgebaut, wenn es den europäischen Unternehmen leichter
gemacht wird, in Afrika billige Arbeit in Anspruch zu nehmen?

AF: Das spielt mit Sicherheit eine größere Rolle bei den
Freihandelsverträgen der Industrieländer untereinander.
Beispielsweise erwähnte Helga Reimund vorhin die "regulatorische
Zusammenarbeit", die beim Freihandelsabkommen TTIP der EU mit den USA
vereinbart werden sollte. Die regulatorische Zusammenarbeitet war
direkt gegen die Demokratie gerichtet, denn es sollte eine
Einrichtung geschaffen werden, bei der im Vorfeld politischer
Entscheidungen bereits Absprachen mit den Konzernen getroffen werden,
so daß möglicherweise sinnvolle Vorschläge - beispielsweise zur
Verbesserung der Arbeitsbedingungen - gar nicht erst im Parlament
aufgetaucht wären.

Bei den EPAs sind ganz eindeutig die Hauptbetroffenen immer die armen
Länder, zumal die EU die eigene Wirtschaft subventioniert. Um auf
Ihre Frage zurückzukommen: Der Handel mit Afrika hat ein zu kleines
Volumen, als daß das besonders auf die Arbeitsbedingungen in der
EU rückwirkte. Im übrigen wird hierzulande per Massenproduktion
gearbeitet, es sind also nicht allzu viele Arbeitsplätze daran
beteiligt. In den letzten Jahren ist das Handelsvolumen mit Afrika
sogar gesunken. Selbst die weitgehenden Zollfreiheiten, die heute
noch die am wenigsten entwickelten Länder genießen, haben nicht dazu
geführt, daß sie richtig auf die Beine gekommen sind.

Nur zehn Prozent der in Afrika hergestellten Produkte sind hier
überhaupt konkurrenzfähig und würden nachgefragt. Nur verschlimmert
man jetzt die Situation noch weiter, anstatt dafür zu sorgen, daß
sich dort eine verarbeitende Industrie entwickelt, die dann Mehrwert
schafft und den Leuten zu gut bezahlter Arbeit verhilft. Oder in der
die kleinteilige Landwirtschaft Afrikas aufgefangen wird, so daß die
Bäuerinnen und Bauern ihre Produkte auf den Markt bringen können. Da
gäbe es noch ungeheuer viel zu tun.

SB: Bruno Watara (siehe unten) hatte vorhin das Problem angesprochen,
daß wenig zur Sprache kommt, was sich die Afrikaner selbst eigentlich
wünschen. Wie sollte man mit dem Problem beispielsweise beim
Ressourcenabbau umgehen, daß sich auch dann ausbeuterische Strukturen
entwickeln, wenn nicht Frankreich oder die EU ihre Finger mit im
Spiel haben?

AF: Es gibt natürlich kein reines Gut und Böse. Sicherlich bestehen
in vielen afrikanischen Ländern unhaltbare Zustände, die hausgemacht
sind. Stichworte dazu sind Korruption, Vetternwirtschaft, ewige
Präsidenten. Das kann man nicht unter den Tisch kehren. Aber unser
Ansatz besteht eben darin, mit unserer Filmreihe afrikanischen
Communities, von denen es in Berlin sehr viele gibt, ein Sprachrohr
zu bieten. Im kleinen könnte auch das etwas bewirken.

Doch wie es vorhin gesagt wurde, wenn die weitaus meisten Präsidenten
im frankophonen Bereich Hätschelkinder der französischen Regierung
sind und ohne deren Einfluß gar nicht an die Macht gekommen wären,
hat man tatsächlich ein großes Problem. Da ist noch ein langer Weg zu
gehen. Wir wollen diese Dinge bekanntmachen, so daß mehr Menschen
wissen, was in den afrikanischen Ländern passiert und wer dahinter
steckt.

Zum Glück geht die Entwicklung manchmal auch in die andere Richtung.
Wenn Leute an die Macht kommen, wie im vergangenen Jahr Abiy Ahmed
Aly in Äthiopien, ein Präsident, auf den die Äthiopier große
Hoffnungen setzen, dann bewegt sich ja doch etwas. Aber, vorhin
wurden die Namen genannt: Thomas Sankara, Patrice Lumumba, Sylvanus
Olympio - es kann für einen afrikanischen Präsidenten, der sich mit
den Interessen der Industrieländer anlegt, lebensgefährlich sein.

SB: Dann paßt das Stichwort "Panafrikanismus von unten" sehr gut zu
dem, was Attac macht?

AF: Ja, ich halte das für einen tollen Ansatz von Bruno Watara und
wünsche ihm viel Glück. Es wird sehr mühsam werden, seine Pläne in
die Tat umzusetzen und einen Panafrikanismus von unten aufzubauen.
Denn wie heißt es so treffend: Afrika ist kein Land - Afrika ist ein
Kontinent. Der ist dreimal so groß wie Europa und niemand würde
behaupten, daß beispielsweise die Türkei und Deutschland dasselbe
sind. Das heißt, innerhalb Afrikas sind selbstverständlich auch
Widerstände zu überwinden. Aber wenn es gelingt, die Leute ins
Gespräch zu bringen, einen Kontakt zwischen den afrikanischen
Communities herzustellen und ihnen zu zeigen, daß in ihren
Heimatländern ähnliche Probleme bestehen, dann ist man einen Schritt
weiter.

Wir laden zu unseren Veranstaltungen möglichst Referenten aus Afrika
ein, die sich nicht wie ich ihr Wissen angelesen haben, sondern die
sagen können: "Ja, ich habe das selbst erlebt." Oder die davon
berichten, was Leute aus ihrem Heimatland ihnen erzählt haben. Bruno
war schon mehrfach bei unseren Veranstaltungen, und ich hoffe, daß er
unsere Filmreihe auch weiter begleiten kann. Wenn es uns gelingt,
seine Idee vom Panafrikanismus von unten zu unterstützen, dann haben
wir dazu etwas Gutes und Wichtiges beigetragen.

SB: Das ist ein passendes Schlußwort. Vielen Dank, Andreas Fischer.
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Einblick, Durchblick, Überblick - Attac Berlin informiert im Kino der
Regenbogenfabrik über den alten und neuen Kolonialismus der EU-Afrikapolitik

Foto: © 2019 by Schattenblick




Fußnote:


[1] https://www.attac.de/startseite/detailansicht/news/entzauberte-union-warum-die-eu-nicht-zu-retten-und-ein-austritt-keine-loesung-ist/
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AGRAR/1862: Weiterhin verhaltene Stimmung in der Landwirtschaft (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 8. Juli 2019

Weiterhin verhaltene Stimmung in der Landwirtschaft

Konjunkturbarometer zeugt von zu wenig politischer Planungssicherheit



Nach den aktuellen Ergebnissen für den Monat Juni bestätigt das
Konjunkturbarometer Agrar erneut den getrübten Trend. Bereits bei der
vorangegangenen Erhebung im März dieses Jahres war die Stimmungslage
in der deutschen Landwirtschaft schlechter geworden. Während die
aktuelle wirtschaftliche Situation etwas besser beurteilt wird, haben
sich die Zukunftserwartungen deutlich verschlechtert.

Aktuell ist der Index des Konjunkturbarometers Agrar gegenüber der
vorangegangenen Erhebung von 22,3 Punkten auf 20,4 Punkte
zurückgegangen. Der aktuelle Indexwert liegt damit erheblich unter den
Indexwerten früherer Jahre, wo in der Spitze 37 Punkte erreicht
wurden. Der Indexwert fasst die Einschätzung der aktuellen
wirtschaftlichen Entwicklung und die Erwartungen an die zukünftige
wirtschaftliche Entwicklung zusammen.

Die Investitionsplanungen der Landwirte für die kommenden sechs Monate
sind eher verhalten. Nur 28 Prozent der Landwirte wollen in dieser
Zeit investieren. Das für die nächsten sechs Monate geplante
Investitionsvolumen liegt mit 4,1 Milliarden Euro zwar genauso hoch
wie bei der vorausgegangenen Märzerhebung, aber um 0,7 Milliarden Euro
über dem entsprechenden Vorjahresstand. Das relativ hohe Niveau der
Jahre 2013 und 2014 mit geplanten halbjährlichen Investitionsvolumina
von gut 6 Milliarden Euro wird damit weit verfehlt. Investitionen in
eine leistungsfähige Landwirtschaft sichern auch viele Arbeitsplätze
in den vor- und nachgelagerten Wirtschaftsbereichen. Investitionen in
Ställe gehen grundsätzlich mit mehr Tierwohl einher.

Vom aktuell geplanten Investitionsvolumen in Höhe von 4,1 Milliarden
Euro entfallen auf den Bereich Ställe und Stalltechnik 2,3 Milliarden
Euro. Gegenüber dem entsprechenden Vorjahreswert ist dies ein Plus von
0,4 Milliarden Euro, das fast ausschließlich mit Investitionen in
Stallbautechnik begründet ist. Mit jeweils nur 0,7 Milliarden Euro
fallen die vorgesehenen Maschineninvestitionen und Investitionen in
Erneuerbare Energien im Jahresvergleich unverändert niedrig aus. Mit
1,1 Milliarden Euro erheblich höher sind dagegen die geplanten
Investitionen in Landkauf.

"Landwirte scheuen derzeit Investitionen in Wirtschaftsgebäude und
auch Maschinen, weil politische Planungssicherheit fehlt. Wir brauchen
wieder mehr Verlässlichkeit und Langfristigkeit in den politischen
Entscheidungen, wenn wir den Landwirtschaftsstandort Deutschland
halten wollen", so der Präsident des Deutschen Bauernverbandes,
Joachim Rukwied, zu den Ergebnissen des aktuellen Konjunkturbarometer
Agrar.

Die Liquiditätslage in den Betrieben hat sich seit dem Frühjahr kaum
verändert. Als Spätfolge des Dürresommers 2018 ist die
Liquiditätssituation im Osten Deutschlands immer noch etwas
angespannter. 16 Prozent der Landwirte dort sprechen von einer
angespannten oder sehr angespannten Situation, nur 35 Prozent von
einer entspannten Liquiditätssituation.

Auf der Notenskala von 1 bis 5 wird die aktuelle wirtschaftliche
Situation im Durchschnitt der Betriebe mit 2,90 besser beurteilt als
die künftige Entwicklung mit einem Wert von 3,18. Gegenüber März 2019
hat sich die Einschätzung der aktuellen wirtschaftlichen Situation in
den Futterbau- und Ackerbaubetrieben kaum verändert.
Veredlungsbetriebe dagegen sehen ihre aktuelle wirtschaftliche
Situation auf Grund der Marktsituation als deutlich verbessert an. Die
Zukunftserwartungen der Veredlungsbetriebe haben sich hingegen
gegenüber dem Frühjahr drastisch verschlechtert. In den Acker- und
Futterbaubetrieben bleiben die Erwartungen an die wirtschaftliche
Zukunft mehr oder minder verhalten.

Die Entwicklung der Milch-, Rinder- und Energiepreise hatte in den
letzten Monaten einen dämpfenden Einfluss auf die aktuelle
Stimmungslage in der Landwirtschaft. Schweine-, Ferkel- und auch
Futtermittelpreise werden dagegen deutlich besser beurteilt, besonders
im Jahresvergleich. Auch die Ernteerwartungen fallen - Stand Juni - im
Jahresvergleich deutlich zuversichtlicher aus. Schlechter beurteilt
als vor einem Jahr werden vor allem die Rinderpreise, die Stromkosten
sowie die nationale Agrarpolitik.

Das Konjunktur- und Investitionsbarometer Agrar wird vierteljährlich
im Auftrag des DBV, des VDMA Fachverbandes Landtechnik und der
Landwirtschaftlichen Rentenbank in einer repräsentativen Umfrage
ermittelt. Zur aktuellen Runde im Juni 2019 befragte dazu das
Marktforschungsinstitut Produkt + Markt 851 Landwirte in ganz
Deutschland.


Konjunkturbarometer Agrar Juni 2019 

https://www.bauernverband.de/mediaarchiv/grab_pic_chris.php?id=720354

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 8. Juli 2019

Deutscher Bauernverband, Pressestelle

Claire-Waldoff-Straße 7, 10117 Berlin

Tel.: 030 / 31 904 0, Fax: 030 / 31 904 431

Mail: presse@bauernverband.net

Internet: www.bauernverband.de
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AUSSENHANDEL/1719: Waffenexport-Lockerung für Saudi-Arabien ist beschämend (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Waffenexport-Lockerung für Saudi-Arabien ist beschämend

Medienmitteilung von der GSoA, 5. Juli 2019



Die Kriegsmaterial-Exportsperre der Schweiz für Saudi-Arabien soll
aufgehoben werden. Die GSoA kritisiert diesen Entscheid aufs
Schärfste.

Die internationale Kritik an Saudi-Arabien führte im Herbst 2018 auch
in der Schweiz zu einem Umdenken: Ersatzteile durften nicht mehr nach
Saudi-Arabien exportiert werden, hängige und neue Gesuche wurden nicht
weiter behandelt. Jetzt macht der Bundesrat einen folgenschweren
Rückzieher und lässt die Lieferungen an Saudi-Arabien wieder zu. Der
Bundesrat verschliesst dabei die Augen vor der Tatsache, dass die
Aufhebung der Exportbeschränkung die militärische Stärkung eines
Regimes bedeutet, das die Menschenrechte auf eigenem und auf fremdem
Territorium regelmässig und schwerwiegend mit Füssen tritt. Offenbar
sind dem Bundesrat die Interessen der saudischen Regierung und
diejenigen von Rheinmetall wichtiger als die humanitären Werte der
Schweiz.

"Bei jeder Waffe besteht ein Risiko, das sie für
Menschenrechtsverletzungen eingesetzt wird, gerade in einem Land,
welches sich in an einem Bürgerkrieg beteiligt", meint GSoA-Sekretärin
Judith Schmid. "Es würde dem Bundesrat gut anstehen, die Blockierung
zu belassen und die Exporte weiterhin zu verbieten." Der Bundesrat
argumentiert mit der fehlenden rechtlichen Grundlage und scheint dabei
zu vergessen, dass er die fast absolute Hoheit über die auf
Verordnungsebene geregelten Export- und Embargobedingungen hat.
"Gerade bei den Exportbedingungen hat sich der Bundesrat immer wieder
gegen eine Verankerung auf Gesetzesebene gesträubt", erinnert Schmid,
"jetzt darauf zu rekurrieren, es bestehe keine gesetzliche Grundlage,
ist einfach nur schwach." Hoffnung sieht sie in der letzte Woche
eingereichten Korrektur-Initiative, die ein Minimum an Schranken in
Sachen Kriegsmaterialexporten in der Verfassung festhalten will.


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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GEWERKSCHAFT/1844: ver.di unterstützt Neuausrichtung der Deutschen Bank (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
7. Juli 2019

ver.di unterstützt Neuausrichtung der Deutschen Bank um langfristig
Arbeitsplätze zu stabilisieren



Berlin - Nach der Aufsichtsratssitzung der Deutschen Bank am heutigen
Sonntag (7. Juli 2019) ist für die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft
(ver.di) klar: "Das deutliche Verkleinern des Investmentbankings ist
eine radikale Neuausrichtung der Deutschen Bank", so ihr Vorsitzender
Frank Bsirske.

Nach der Aufsichtsratssitzung der Deutschen Bank am heutigen Sonntag
(7. Juli 2019) ist für die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft
(ver.di) klar: "Das deutliche Verkleinern des Investmentbankings ist
eine radikale Neuausrichtung der Deutschen Bank", so ihr Vorsitzender
Frank Bsirske.

ver.di begrüßt diesen radikalen Schritt um die Deutsche Bank und
damit die Arbeitsplätze in Deutschland langfristig zu stabilisieren.
Die Gewerkschaft geht davon aus, dass der in diesem Zusammenhang
geplante Personalabbau vor allem im Investmentbanking stattfindet.
"Inwiefern dies Auswirkungen auch auf die Infrastrukturbereiche in
Deutschland hat, können wir im Moment nicht beziffern. Wir werden den
Prozess in jedem Fall im Sinne der Beschäftigten begleiten und haben
die klare Erwartung, dass die Deutsche Bank bei ihrer Neuaufstellung
wie bisher auf betriebsbedingte Kündigungen verzichtet und der
Personalabbau der Beschäftigten sozialverträglich erfolgt.".

Wie mit dem bisherigen Privatkunden-Chef Frank Strauß erwarte ver.di
auch mit dessen Nachfolger eine gute Zusammenarbeit. "Konzernchef
Sewing hat zugesagt, dass er Kurs halten will bei der Zusammenarbeit
mit ver.di. Wir gehen daher von einer Fortsetzung der
vertrauensvollen, konstruktiven und verlässlichen Zusammenarbeit
aus", sagte Bsirske.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 07.07.2019

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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MELDUNG/868: Online-Hilfe für Vertragstexte (idw)


Fachhochschule St. Pölten - 05.07.2019

Online-Hilfe für Vertragstexte: Web-App unterstützt beim Verstehen von
Vertragsinhalten



ForscherInnen der Fachhochschule St. Pölten haben eine Web-App
entwickelt, die Vertragstexte visuell aufbereitet und so bei
Vertragsabschlüssen im Internet hilft, die eigenen Rechte zu schützen und
sich besser zu entscheiden.

Online sind Verträge besonders schnell abgeschlossen und
Geschäftsbedingungen akzeptiert. Das Kleingedruckte wird in vielen Fällen
ungesehen angenommen und mögliche Eingriffe in die Rechte von
Konsumentinnen und Konsumenten verschwinden aus dem Bewusstsein der
Menschen. Die App "HighLighter" bereitet Vertragstexte visuell auf und
hilft Userinnen und Usern, ihre Rechte zu schützen.

"Gerade im Internet kommen Verträge mit Social-Media-Plattformen,
Streamingdiensten oder Shoppingportalen häufig durch Gratisangebote
zustande, ohne dass sich die Betroffenen näher mit den Nutzungsbedingungen
auseinandersetzen. Auf mobilen Geräten ist das Lesen von
Vertragsbedingungen zusätzlich oft mühsam und anstrengend", sagt Alexander
Rind, Forscher am Institut für Creative\Media/Technologies der FH St.
Pölten, der die App mit Kolleginnen und Kollegen entwickelt hat.

Text-Mining, Visualisierung, Open-Source

ContractVis ist ein Assistent, der mündige Menschen bei der Entscheidung
für einen Vertrag unterstützt. Die App bereitet Vertragstexte mittels
Text-Mining und Informationsvisualisierung auf, sodass ein visueller
Überblick entsteht und die Inhalte leichter erfasst werden können.
NutzerInnen können gezielt alle Segmente des Vertragstexts zu einem
konkreten Thema, zum Beispiel den Regeln für den Rücktritt vom Vertrag,
durchsuchen und Details lesen.

Zudem kann die App Vertragstexte einander gegenüberstellen. In der
Vergleichsansicht lassen sich Änderungen in verschiedenen Versionen
überprüfen und beurteilen. Beim Entwickeln der App hat das Projektteam
UserInnen eingebunden. "Das Projekt thematisiert den kritischen
gesellschaftlichen Umgang mit Verträgen im Internet. Die aus dem Projekt
resultierende Software wurde als Open-Source-Software veröffentlicht und
steht so der Allgemeinheit zur Weiterentwicklung zur Verfügung", erklärt
Rind.

Neben Personen, die einen Vertrag abschließen wollen, können auch
Unternehmen die App nutzen: Sie können die App in ihre Webseite einbauen
und ihre eigenen Geschäftsbedingungen interaktiv aufbereiten.


Über die Fachhochschule St. Pölten

Die Fachhochschule St. Pölten ist Anbieterin praxisbezogener und
leistungsorientierter Hochschulausbildung in den sechs Themengebieten
Medien & Wirtschaft, Medien & Digitale Technologien, Informatik &
Security, Bahntechnologie & Mobilität, Gesundheit und Soziales. In
mittlerweile 22 Studiengängen werden circa 3.200 Studierende betreut.
Neben der Lehre widmet sich die FH St. Pölten intensiv der Forschung. Die
wissenschaftliche Arbeit erfolgt zu den oben genannten Themen sowie
institutsübergreifend und interdisziplinär. Die Studiengänge stehen in
stetigem Austausch mit den Instituten, die laufend praxisnahe und
anwendungsorientierte Forschungsprojekte entwickeln und umsetzen.


Link zur Web-App:

https://highlighter.media.fhstp.ac.at

Projekt ContactVis

Entwickelt wurde die App im Projekt ContractVis, unterstützt von der
Förderinitiative netidee.

https://research.fhstp.ac.at/projekte/contractvis-der-assistent-fuers-kleingedruckte

https://www.netidee.at/contractvis

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1888

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Fachhochschule St. Pölten, 05.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06982: Schwelle der Gefährlichkeit (SB)


Eine desolate Lage für den Nachziehenden: Ein Bollwerk von weißen
Figuren lief angriffsbereit gegen die Tore der schwarzen Königsburg
an, deren Majestät nur der Läufer zu Verteidigungszwecken zur Seite
stand. Der weiße Springer auf f5 durfte, wie leicht zu ersehen, nicht
genommen werden. Mit dem letzten Zug 1...Lb7-c8 sollte defensives
Material zum Konfliktherd hinbeordert werden. Auch war geplant, die
Abwehrkräfte mit dem Turmmanöver Ta8-b8-b7 zu stärken. Maßnahmen
allerdings, die zeitraubend waren und deren Erfolg nur gewährleistet
gewesen wäre, wenn der weiße Angriff hinter der Schwelle der
Gefährlichkeit stagniert hätte. Doch der Anziehende war im heutigen
Rätsel der Sphinx längst imstande, mittels einer gezielten Kombination
den losen Zusammenhang der schwarzen Streitkräfte auseinanderzureißen.
Also, Wanderer, wie konnte Weiß die Schwächung der schwarzen
Königsfestung zu seinen Gunsten ausnutzen?






[image: SCHACH-SPHINX/06982: Schwelle der Gefährlichkeit (SB)]



Gurieli - Achmilovskaja

Tiflis 1982


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Allzu blindwütig war der Karpowsche Angriff mit 1.De4-h7? Portisch
überlegte nicht lange, bis er die Widerlegung fand: 1...Dd8xd5 2.Lb1-
e4 Dd5-d6 3.Dh7-h8+ Kf8-e7 4.Le4-c2 Sa5-c6 5.Lc2-a4 Sc6-d4! 6.Sf3xd4
Lf6xd4 7.Ta1-e1+ Ke7-f6 8.La4xe8 - die Figur schien Karpow
zurückerobert zu haben, aber... - 8...Dd6-f4! 9.Te1-f1 Df4-e5 und Weiß
gab auf.



Erstveröffentlichung am 10. Juli 2006

9. Juli 2019
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / PÄDAGOGIK





SCHULE/570: "Pädagogisch völlig ungeeignet" (idw)


Goethe-Universität Frankfurt am Main - 05.07.2019

"Pädagogisch völlig ungeeignet"

Konflikte zwischen Eltern und Lehrern: Wird der Ton rauer?



FRANKFURT. Lehrer und Eltern sollen Partner bei der Bildung und Erziehung
der Kinder sein -, und zwar »mit gegenseitiger Wertschätzung und Respekt«.
So formuliert es die Kultusministerkonferenz. Doch die Realität sieht
zuweilen anders aus. Dies macht der Beitrag von Wissenschaftsjournalistin
Katja Irle in der neuesten Ausgabe von "Forschung Frankfurt" deutlich.
Schwerpunktthema diesmal: "Konflikt! Zwischen Eskalation und Schlichtung".

Belastbare empirische Belege dafür, dass der Ton an den Schulen
tatsächlich rauer geworden ist, gibt es bislang nicht, hat Irle
recherchiert. Aber es gibt Anzeichen, dass Lehrkräfte zunehmend am Pranger
stehen - vor allem am virtuellen. Analog zu der allgemeinen Entwicklung,
dass im Netz mehr erlaubt zu sein scheint als im echten Leben, gibt es
dort auch erhebliche Ausfälle gegen Lehrkräfte. Davon berichten gleich
mehrere deutsche Lehrerverbände. "Pädagogisch völlig ungeeignet" - solche
Aussagen gehören eher zu den harmloseren Anwürfen.

Dabei sind die Beteiligungsmöglichkeiten für Eltern an den Schulen größer
denn je, Eltern werden in vielen schulischen Leitbildern als "wichtiger
Teil der Schulgemeinde" bezeichnet. Durch die neuen Möglichkeiten der
Kommunikation sind sich Pädagogen und Eltern vermeintlich näher als
früher, was nicht nur Vorteile hat. "Der Respekt vor Lehrkräften war vor
50 Jahren sicher größer als heute", konstatiert Professorin Diemut
Kucharz, geschäftsführende Direktorin des Instituts für Pädagogik der
Elementar- und Primarstufe an der Goethe-Universität. "Aber wer will denn
in eine Zeit zurück, wo Pädagoginnen und Pädagogen die Kinder schlugen und
Eltern gar nichts zu sagen hatten?" Kucharz hält die sogenannten
Helikoptereltern, die permanent um Wohl und Fortkommen ihrer Kinder
kreisen, zwar für ganz besonders anstrengend. Ein Massenphänomen sei das
aber nicht.

Tanja Jost, abgeordnete Lehrerin und Lehrbeauftragte am Fachbereich
Erziehungswissenschaften der Goethe-Universität, lenkt den Blick der
Studierenden auf die Qualität der Elternarbeit: Gute oder schlechte
Kommunikation seien entscheidend für das gegenseitige Verhältnis. Für
Elterngespräche heißt das konkret: Müttern und Vätern nicht von oben herab
begegnen und gut zuhören. Auch die Raumsituation gehört für Tanja Jost
dazu: "Ich darf den Eltern keinen Kinderstuhl anbieten und selbst auf dem
Chefsessel Platz nehmen." Gleichzeitig müssten gerade junge Lehrkräfte
lernen, sich abzugrenzen - und nicht allen Eltern gleich die eigene
Handynummer zu geben.

Mehr zu diesem Thema lesen Sie im Beitrag von Katja Irle, der in der
aktuellen Ausgabe von "Forschung Frankfurt" (1/2019) erschienen ist.

Im Web:

www.forschung-frankfurt.de.


Die Goethe-Universität ist eine forschungsstarke Hochschule in der
europäischen Finanzmetropole Frankfurt. 1914 mit privaten Mitteln
überwiegend jüdischer Stifter gegründet, hat sie seitdem Pionierleistungen
erbracht auf den Feldern der Sozial-, Gesellschafts- und
Wirtschaftswissenschaften, Medizin, Quantenphysik, Hirnforschung und
Arbeitsrecht. Am 1. Januar 2008 gewann sie mit der Rückkehr zu ihren
historischen Wurzeln als Stiftungsuniversität ein hohes Maß an
Selbstverantwortung. Heute ist sie eine der drei größten deutschen
Universitäten. Zusammen mit der Technischen Universität Darmstadt und der
Universität Mainz ist die Goethe-Universität Partner der
länderübergreifenden strategischen Universitätsallianz Rhein-Main.

www.goethe-universitaet.de

Aktuelle Nachrichten aus Wissenschaft, Lehre und Gesellschaft in
GOETHE-UNI online (www.aktuelles.uni-frankfurt.de)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution131

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Goethe-Universität Frankfurt am Main, 05.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / SPORT / VERANSTALTUNGEN





AKTION/867: Berlin - Friedensfußball-Turnier 2019 in Poststadion, 19.-21.7.2019


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Nachricht vom 5. Juli 2019

Friedensfußball-Turnier 2019 in Berlin Poststadion



Der Allgemeine Sport-Verein Berlin e.V. gemeinsam mit dem Netzwerk
"Abrüsten statt Aufrüsten" veranstaltet vom 19.-21. Juli 2019 das
Friedensfußball-Turnier "Abrüsten jetzt" im Poststadion Berlin.

Sport ist nur im Frieden möglich, Völkerfreundschaft sichert und
schafft Frieden: so heißt es u.a. in der Charta des Internationalen
Olympischen Komitees. Fußball und Sport können nur im Frieden
gedeihen.

Wir sehen die täglichen Auswirkungen von Kriegen und militärischer
Gewalt in allen Gesellschaften, die Zerstörungen, das menschliche Leid
auch durch die zunehmende Zahl der Geflüchteten. Die weltweiten
Rüstungsausgaben von 1,7 Billionen US-Dollar, aber auch das Ziel der
Bundesregierung 2 % des BIP für Rüstung auszugeben (das wären ca. 85
Milliarden Euro) zerstören den sozialen Zusammenhalt unserer
Gesellschaft. Die Gelder fehlen in der Bildung, bei Gesundheit,
öffentlichem Verkehr, im Sozialen und anderen Gesellschaftsbereichen.
Drohgebärden ersetzen den politischen Diskurs und zerstören
Kooperation und Entspannungspolitik.

Wir möchten aktiv für Frieden eintreten und für ein friedliches
Miteinander wirken - überall. Abrüsten anstatt aufzurüsten ist ein
wichtiger Schritt hin zu einer friedlicheren Welt. Wir möchten diese
Forderung aktiv mit dem Turnier unterstützten, denn wer kickt schießt
nicht.

Das Friedensfußball-Turnier soll mit einer bunten Mischung von
Mannschaften aus Sportvereinen und gesellschaftlichen Bereichen
durchgeführt werden. Ein attraktives Rahmenprogramm mit Bewegungs- und
Informationsmöglichkeiten, mit Kunst- und kulturellen sowie friedens-
und gesellschaftspolitischen Beiträgen wird angeboten.

Wir laden herzlich ein vom 19.-21. Juli 2019 im Poststadion für ein
friedvolles Miteinander zu wirken. Weitere Details und logistische
Hinweise befinden sich auf der Website 

www.friedensturnier.berlin.


Einladungsschreiben lesen

https://abruesten.jetzt/2019/02/einladung-friedensfussball-tunier-2019-in-berlin/

oder herunterladen: Ankündigungstext FRIEDENSFUSSBALL
Turnier_190207.pdf

https://abruesten.jetzt/wp-content/uploads/2019/02/Ank%C3%BCndigungstext-FRIEDENSFUSSBALL-Turnier_190207.pdf


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. Juli 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / TIERE / TIERSCHUTZ





QUAL/095: Pferdeblutfarmen für europäische Schweinezucht - Deutsche Regierung wäscht ihre Hände in Unschuld (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro München

Nachricht vom 6. Juli 2019

Pferdeblutfarmen für europäische Schweinezucht: deutsche 
Regierung wäscht ihre Hände in Unschuld



Auf die Wachstumshormone schwangerer Stuten haben es Schweinezüchter
in Europa abgesehen: Ohne es zu wissen, isst der Verbraucher mit jedem
Bissen nicht nur mit Antibiotika vollgepumptes Fleisch aus Qualhaltung
in dunklen Ställen, sondern auch Hormone, die auf sogenannten
Pferdeblutfarmen, meist in Südamerika, schwangeren Stuten abgezapft
werden, um damit hierzulande Sauen zu behandeln, damit die
Ferkelproduktion effektiver läuft.

Mit dem soeben unterzeichneten Mercosur-Abkommen mit Südamerika, durch
das die größte Freihandelszone der Welt entsteht, kann nun der Handel
mit dem Stutenhormon PMSG uneingeschränkt weiterlaufen. Auf eine
Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hin teilte die
Bundesregierung am Donnerstag laut Pressemitteilung [1] des Deutschen
Bundestags mit:

"Rund 4 Millionen Einzeldosen des Hormons "Pregnant Mare Serum
 Gonadotropin" (PMSG) sind im Zeitraum vom 1. Februar 2013 bis zum
 31. Januar 2016 zur Behandlung von Sauen eingesetzt worden. Für den
 Berichtszeitraum vom 1. Februar 2016 bis 31. Januar 2019 ist von
 etwa 6,4 Millionen Einzeldosen auszugehen."



Die Tendenz ist also steigend und die Hintergründe zu dem, was da
hauptsächlich Südamerika geschieht, sind so fürchterlich, dass niemand
darüber sprechen will. Schwangeren Stuten solange Blut abzuzapfen, bis
sie zusammenbrechen und ihr Ungeborenes verlieren, ist tatsächlich in
Deutschland schwer umsetzbar. Und genau deshalb wird es auch woanders
produziert:

"Nach Informationen des Bundesamtes für Verbraucherschutz und
 Lebensmittelsicherheit (BVL) wird PMSG in den Niederlanden, Island,
 Argentinien und Uruguay produziert. Nach Kenntnis des BVL stamme
 der Wirkstoff der in Deutschland zugelassenen Tierarzneimittel aus
 diesen Ländern."



heißt es in der Pressemitteilung des Bundestags, die sich auf die
Antwort (19/11226) [2] der Bundesregierung bezieht, und weiter:

"In Deutschland werde kein PMSG für die Herstellung von
 Tierarzneimitteln gewonnen. Der Bundesregierung lägen zudem keine
 Erkenntnisse vor, die eine tierschutzfachliche Bewertung der
 Produktionsbedingungen in Südamerika erlauben würden."



Dann ist ja alles gut. Nur weil PMSG nicht hier produziert, wohl aber
in gigantischen Mengen eingeführt wird, haben wir unsere Pflicht getan
und waschen unsere Hände in Unschuld. So offensichtlich die Sichtweise
der Bundesregierung, und natürlich auch der Agrarindustrie, die massiv
davon profitiert.

Die Aussage, dass keine tierschutzfachliche Bewertung der
Produktionsbedingungen in Südamerika vorlägen, ist gelinde gesagt
problematisch, denn die Tierquälerei in diesem Zusammenhang ist seit
Jahren [3] bekannt und wurde auch in der Presse berichtet.

Nun ist erneut Videomaterial aus Uruguay aufgetaucht, aus dem die
Tierquälerei eindeutig hervorgeht. Alles kompakt zusammengefasst im
gut recherchierten Beitrag des öffentlich-rechtlichen Senders
MDR:

"Wie Pferdestuten für die Schweinezucht misshandelt werden" [4] (mdr
AKTUELL, 16.04.2019)

Was braucht die Bundesregierung noch, um zu reagieren?

Die gute Nachricht ist, dass jeder Einzelne von uns jeden Tag etwas
dazu beitragen kann, um diesem Irrsinn ein Ende zu bereiten:
weitgehend auf Fleisch verzichten. Ist sowieso gesünder. Für alle,
auch den Planeten.


Anmerkungen:

[1] https://www.bundestag.de/presse/hib/650506-650506

[2] http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/19/112/1911226.pdf

[3] https://www.wir-sind-tierarzt.de/2016/04/pmsg-gewinnung-aus-stuten-suedamerika/

[4] https://www.mdr.de/nachrichten/politik/gesellschaft/umwelt/hormon-pmsg-tierquaeler-pferdeblut-schweinezucht-suedamerika-100.html


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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INFOPOOL / UMWELT / ABFALL





ATOM/1312: Endlagersuche - Bayern will Gorleben (BI Lüchow-Dannenberg)


Bürgerinitiative
Umweltschutz Lüchow-Dannenberg e.V. - Pressemitteilung vom 9. Juli
2019

Endlagersuche: Bayern will Gorleben



Der Länderstreit um die Endlagersuche ist bereits entbrannt, bevor der
Vorhabensträger, die Bundesgesellschaft für Endlagerung (BGE), in
einem ersten Schritt Regionen ausweist, die für die Lagerung
hochradioaktiver Abfälle näher betrachtet werden, das soll im dritten
Quartal 2020 erfolgen. Die Bürgerinitiative Umweltschutz
Lüchow-Dannenberg (BI) geht davon aus, dass der Salzstock Gorleben
wegen seiner geologischen Mängel dann aufgegeben werden muss.

Vielleicht ist es das klare Statement des niedersächsischen
Ministerpräsidenten Stephan Weil (SPD), der bei seinem Besuch im
Wendland seine Überzeugung bekräftigte, dass Gorleben bei der
Endlagersuche herausfällt, was den bayerischen Umweltminister Thorsten
Glauber (Freie Wähler) dazu bewegte, mit dem Finger auf Gorleben zu
zeigen. Im Interview mit der Rundschau des Bayrischen Rundfunks zur
aktuellen Suche nach einem Atom-Endlager favorisiert er ganz klar
Gorleben und sieht keine Notwendigkeit, ein weiteres Endlager zu bauen
- er könne niemandem erklären, warum Gorleben nicht in Frage kommt,
zumal dort 1,6 Mrd. Euro für den Bergwerksbau ausgegeben wurden.

CSU-Chef Markus Söder legte nach: "In Bayern macht ein
Atommüllendlager keinen Sinn. Geologisch gesehen passt Bayern nicht,
da das vorhandene Gestein eine deutlich schlechtere Sicherheit
aufweist als zum Beispiel Gorleben", sagte der bayerische
Ministerpräsident am Montag der Deutschen Presse-Agentur in München.
"Deshalb wird es hier auch kein sicheres Endlager geben."

BI-Sprecher Wolfgang Ehmke sieht nun die BGE und die Bundesbehörde für
kerntechnische Entsorgungssicherheit (BfE) in der Pflicht, der
bayrischen Staatsregierung zu erklären, warum neben Salz und Ton auch
Kristallin als Endlagerformation in Frage kommt.

Ehmke: "Auf die Klärung, warum der Salzstock Gorleben bei der
Betrachtung der Mindestanforderungen an eine Gesteinsformation und
nach der Anwendung von geologischen Ausschluss- und Abwägungskriterien
herausfällt, können wir getrost bis zum dritten Quartal 2020 warten."
Umso wichtiger sei in diesem Prozess die Transparenz der Geodaten
gegeben, ein fehlendes Geologiedatengesetz befeuere die Bildung von
Gerüchten, dass es bei der Endlagersuche nicht mit rechten Dingen
zugehe und damit das Sankt-Floriansdenken.

Hintergrund

Die bayerische Landesregierung aus CSU und Freien Wählern hat in ihrem
Koalitionsvertrag vereinbart: "Wir sind überzeugt, dass Bayern kein
geeigneter Standort für ein Atomendlager ist." Bayern und Sachsen
schließen die Tauglichkeit von kristallinem Gestein kategorisch aus,
das in beiden Bundesländern vorkommt. Sachsen sei an dem Verfahren zur
Endlagersuche beteiligt, sagte ein Sprecher des Umweltministeriums in
Dresden. "Wir glauben aber wie Bayern, dass kristallines Gestein
weniger gut geeignet ist."

Am 22. Mai 2014 nahm die Endlagerkommission die Arbeit auf. Dagegen
hat die Bürgerinitiative Lüchow-Dannenberg in Berlin und in Gorleben
protestiert. Die Kommission als Teil des Standortauswahlgesetzes
suggeriere, dass die Endlagersuche neu gestartet werde. Statt wirklich
einen Schlussstrich unter die Tricks, Lügen und Verdrehungen der
letzen drei Jahrzehnte zu ziehen, bleibe Gorleben als Standort
gesetzt, so die BI. Durch das Gesetz und das Beteiligungsverfahren -
die Endlagersuchkommission - sollen Umweltverbände eingebunden werden,
um Gorleben im Nachhinein zu legitimieren. "Welch Zeitverschwendung",
so die BI, "dass nun zwei Jahre lang offen und versteckt über einen
Standort gestritten wird, statt eine umfassende Atommülldebatte
einzuleiten!"

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 09.07.2019

Bürgerinitiative Umweltschutz Lüchow-Dannenberg e.V.

Rosenstr. 20, 29439 Lüchow

Tel. 05841/46 84, Fax: 05841/31 97

E-Mail: buero[at]bi-luechow-dannenberg.de

Internet: www.bi-luechow-dannenberg.de
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INFOPOOL / UMWELT / ABFALL





INITIATIVE/026: Niedersächsische Atompolitik - Infos nur gegen Bares? (BI Lüchow-Dannenberg)


Bürgerinitiative
Umweltschutz Lüchow-Dannenberg e.V. - Pressemitteilung vom 29. Juni
2019

Infos nur gegen Bares?



Das niedersächsische Umweltministerium (NMU) will sich Auskünfte an
die Bürgerinitiative Umweltschutz Lüchow-Dannenberg (BI) zur
Atompolitik künftig bezahlen lassen.

Mit Fragen zu der Auslagerungskampagne im Fasslager Gorleben, zu einem
Brandschutzgutachten und zur Sicherheit des Transportbehälterlagers
war die BI in den letzten Wochen an das NMU herangetreten. Unter
anderem wurde die Haltung des niedersächsischen Umweltministers Olaf
Lies, aber auch des Ministerpräsidenten Stephan Weil zur Rolle
Gorlebens bei der Endlagersuche angefragt.

Die Pressestelle des NMU warnt jetzt:

"So wird die Erteilung einer schriftlichen Auskunft mit einem
Bearbeitungsaufwand von mindestens einer halben Stunde dem
Auskunftsersuchenden mit 25 bis 500 Euro Kosten in Rechnung gestellt."


"Wir halten das für eine unfassbare Einschränkung unserer Arbeit",
sagte BI-Sprecher Wolfgang Ehmke.

Ständig werde die Notwendigkeit des Dialogs, der Kritik und die Rolle
der Zivilgesellschaft in der Atom- und Klimapolitik beschworen, dazu
gehöre auch der kostenfreie Zugang zu Informationen.

Ehmke: "Wir erwarten von Olaf Lies und Stephan Weil eine klare
Antwort. Infos nur gegen Bares - das ist vordemokratisch."



https://www.bi-luechow-dannenberg.de/2019/06/29/infos-nur-gegen-bares/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 29.06.2019

Bürgerinitiative Umweltschutz Lüchow-Dannenberg e.V.

Rosenstr. 20, 29439 Lüchow

Tel. 05841/46 84, Fax: 05841/31 97

E-Mail: buero[at]bi-luechow-dannenberg.de

Internet: www.bi-luechow-dannenberg.de
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FORSCHUNG/301: Zorro auf der Spur (BUND MAGAZIN)


BUND MAGAZIN - 2/2019

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland - BUND

Friends of the Earth Germany

Gartenschläfer

Zorro auf der Spur



Kürzlich hat sie begonnen, die »Spurensuche Gartenschläfer«. Der
BUND möchte mehr herausfinden über ein kleines Säugetier, das immer
seltener wird.

Mit dem Frühling sind auch die Gartenschläfer aus ihrem Winterschlaf
erwacht. Jetzt kann die Spurensuche beginnen: BUND,
Justus-Liebig-Universität Gießen und Senckenberg Gesellschaft für
Naturforschung starteten im April ihre erste Forschungssaison. Denn
die Schlafmaus mit der unverkennbaren »Zorro-Maske« gibt Rätsel auf:
Aus vielen Regionen in Deutschland und Europa ist sie spurlos
verschwunden. Binnen nur 30 Jahren ist ihr Verbreitungsgebiet um die
Hälfte geschrumpft.

Gleichzeitig ist nur wenig über den kleinen Nager bekannt. Wie man ihn
wirklich schützen kann, ist noch völlig unklar. Unsere Spurensuche
befasst sich deshalb in den nächsten drei Jahren intensiv damit, den
Gartenschläfer zu erforschen. Auf dieser Grundlage wollen wir in den
drei Jahren darauf dann gezielte Schritte für seinen Schutz einleiten.
Gefördert wird dies im Rahmen des Bundesprogramms Biologische Vielfalt
vom Bundesamt für Naturschutz (mit Mitteln des
Bundesumweltministeriums).

Die aktuellen Untersuchungen beziehen alle denkbaren Faktoren mit ein:
Was frisst der Gartenschläfer, und wie ist es um sein Nahrungsangebot
bestellt? Welche Lebensräume besiedelt er? Mag er es kalt oder warm,
trocken oder feucht? Welche Krankheiten und Parasiten plagen ihn, wer
sind seine Feinde? Dies und manches mehr zu untersuchen ist nur
möglich, wenn uns dabei viele ehrenamtliche Spurensucher*innen helfen.
Wir freuen uns über tatkräftige Mitarbeit!

Die Erforschung und der Schutz der Gartenschläfer sind ein Teil
dessen, was Naturschutz und Wissenschaft heute tun, um die biologische
Vielfalt zu bewahren. Denn die Gründe für das Verschwinden des
Gartenschläfers können auch für andere Arten von Bedeutung sein.
Bleiben Sie auf dem Laufenden unter www.gartenschlaefer.de

 * 

3 FRAGEN AN DEN EXPERTEN

Johannes Lang, Justus-Liebig-Universität Gießen

Wo sind Gartenschläfer heimisch? Vor allem in Gärten, wie ihr Name
es vermuten lässt?

Das stimmt zumindest im Süden und im Westen von Deutschland. Dort
kommen Gartenschläfer in Gärten, auf Obstwiesen und in Weinbergen vor.
In den Mittelgebirgen aber sind sie vor allem im Wald heimisch. Diese
Vielseitigkeit der Lebensräume ist erstaunlich. Ein Tier, das so
anpassungsfähig zu sein scheint und trotzdem aus vielen Regionen
verschwindet - das gibt der Forschung Rätsel auf.

Was tun, wenn man die Tiere im Garten hat?

Zuallererst: Freuen Sie sich über Ihre Mitbewohner! Sie nagen schon
mal am Obst oder suchen sich in Lauben ihr Winterquartier. Aber sie
gehören zu unserer Artenvielfalt und verdienen unseren Schutz. Je
natürlicher ein Garten ist - mit Hecken, Baumhöhlen, heimischem
Beerenobst -, umso wohler fühlen sich auch die Gartenschläfer. Noch
ein Tipp: Decken Sie Ihre Regentonne ab, damit die Tiere nicht darin
ertrinken. Und vergessen Sie nicht, uns Ihre Sichtung auf
gartenschlaefer.de zu melden!

»Dieses Tier gibt uns Rätsel auf.«



Können die Schlafmäuse auch im eigenen Garten angesiedelt werden?


Gartenschläfer stehen unter Naturschutz. Sie dürfen nicht einfach der
Natur entnommen und an anderer Stelle wieder ausgesetzt werden.

Zudem gibt es zwischen verschiedenen Regionen große genetische
Unterschiede. Die werden wir bei unserer Spurensuche einmal genauer
betrachten. Wenn wir im Rahmen des Projektes Tiere in bestimmten
Regionen wieder ansiedeln, werden wir diesen Aspekt auf jeden Fall mit
berücksichtigen.





STECKBRIEF

Grösse

• Körperlänge 12-17 cm

• Schwanzlänge 10-14 cm

Gewicht 

• 60-90 Gramm, im Winter bis über 130 Gramm

Lebensweise

• ausgedehnter Winterschlaf von Oktober bis April in Baumhöhlen
und Felsspalten, aber auch in Mauern und Gebäuden

• Gartenschläfer sind fast ausschließlich nachtaktiv. Sie
verbringen den Tag in kugelförmigen Nestern, die sie in Baum- und
Felshöhlen, in Nistkästen, aber auch im Gebüsch anlegen.

Nahrung

• Der Gartenschläfer ist ein Allesfresser: Er verspeist vor allem
Insekten, Spinnen, Würmer, Schnecken und Eier, aber auch Früchte,
Samen und Knospen.

 * 

Quelle:

BUND MAGAZIN 2/2019, Seite 30 - 31

Herausgeber:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Friends of the Earth Germany

Kaiserin-Augusta-Allee 5, 10553 Berlin

Tel. 030/27586-457, Fax. 030/27586-440

E-Mail: redaktion@bund.net

Internet: www.bund.net/bundmagazin

 

Das BUNDmagazin ist die Mitgliederzeitschrift

des BUND und erscheint viermal im Jahr
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INITIATIVE/409: Wenn der Hahn zum Helden wird - Rebhuhn-Projekt PARTRIDGE (DeWiSt)


Deutsche Wildtier Stiftung - 1. Juli 2019

Wenn der Hahn zum Helden wird

Deutsche Wildtier Stiftung: Im Juli kommen die Rebhuhn-Küken auf die
Welt. Die jungen Hühnervögel leben gefährlich



Rebhuhnküken sind Juli-Kinder. Die meisten Küken schlüpfen in diesem
Monat aus ihren Eiern, die eines Geleges sogar zeitgleich. Dabei
spornen sich die Küken gegenseitig mit munterem Gepiepe an. Ist der
kollektive Schlupf geglückt, geht es sogleich ans Futtern. Da stehen
ausschließlich Insekten auf der Küken-Speisekarte. Vater Rebhahn nimmt
einen Teil der jungen Brut unter seine Fittiche. Denn über ein Dutzend
Küken zu bespaßen - das schafft auch die bestorganisierteste Glucke
nicht!

Die sommerliche Feldflur, die langen Tage, die warme Witterung - ein
Paradies für muntere Küken. Aber die Sommer-Idylle trügt. Statt sich
den Bauch nun vollzuschlagen, wie es sich gehört, ist in der monotonen
Feldflur allzu häufig nichts Nahrhaftes mehr zu finden. Proteinhaltige
Insektenkost - Fehlanzeige! Ist doch einmal eine Wanze oder ein fetter
Käfer ergattert, rufen die Altvögel ihren hungrigen Nachwuchs mit
einem lockenden Glucksen heran.

Und droht nicht der Hungertod, so lauern tierische Feinde. "Von oben
kommen Krähe und Falke, um die Küken zu schlagen, auf dem Boden sind
es Fuchs und Wiesel, die Beute machen wollen", so Dr. Andreas Kinser,
stellvertretender Leiter Natur und Artenschutz der Deutschen Wildtier
Stiftung. Wenn da nicht Vater Rebhuhn wäre! Denn greift der Falke an,
wird er zum Helden. "Naht ein Räuber, stößt Vater Hahn einen Warnlaut
aus", sagt Eckhard Gottschalk von der Universität Göttingen,
Projektleiter des EU-weiten Rebhuhn-Rettungsprojekt PARTRIDGE (siehe
Infobox unten). "Die Küken flitzen zunächst blitzschnell auseinander,
um dann zu erstarren." Unerschrocken attackiert der tapfere Hahn
Krähen, Elstern oder sogar Turmfalken, die seinen Küken an den Kragen
wollen. Gottschalk: "Beim Habicht, Sperber oder Mäusebussard huscht er
blitzschnell in die Deckung. Kommt ein Fuchs, versucht der Hahn ihn
abzulenken, indem er sich flügellahm stellt und so versucht, den
Räuber zu narren."

Anfang Texteinschub

Das internationale Projekt PARTRIDGE soll demonstrieren, dass es
möglich ist, die Biodiversität in der Agrarlandschaft um 30% zu
erhöhen. Der Gradmesser für den Erfolg des Projektes ist die
Entwicklung der Rebhuhnpopulation. In den untersuchten Landschaften
werden dafür jeweils etwa sieben Prozent der Flächen im Sinne der
Wildtiere aufgewertet. Neben dem "Game and Wildlife Conservation
Trust" als Projektträger des Dach-Projektes und den
Demonstrationsregionen in England und Schottland beteiligen sich
Institutionen aus Belgien, den Niederlanden und Deutschland an dem
Projekt. PARTRIDGE wird über das EU-Interreg Nordseeprogramm
gefördert. In Deutschland wird die Abteilung Naturschutzbiologie der
Georg-August-Universität Göttingen von der Deutschen Wildtier Stiftung
und dem Deutschen Jagdverband unterstützt. Das Projekt erhielt nun
eine Fördermittelverlängerung bis 2023.

Ende Texteinschub

Dramatisch: 

Seit den 1980er Jahren ist die Rebhuhn-Population europaweit um 94
Prozent geschrumpft. Das Projekt PARTRIDGE hat Schutzmaßnahmen
entwickelt, um die selten gewordenen Hühnervögel zu retten. "Hier
erhalten die Rebhühner Flächen von Landwirten, die so gestaltet sind,
dass sich Vater Hahn bei der Verteidigung seiner Küken auch mal eine
Pause gönnen kann", sagt Gottschalk. Auf den Flächen sind genug
Stauden für die Deckung vorhanden und direkt daneben finden die
Hühnervögel insektenreiche Wildpflanzen zweier besondere
Blühmischungen. So kommen die langen Tage des Hochsommers den
PARTRIDGE-Küken zugute: Sie haben viel Zeit zu fressen und wachsen gut
behütet aus der gefährlichen Kinderzeit heraus.

 * 

Quelle:

Deutsche Wildtier Stiftung

Pressemitteilung, 01.07.2019

Christoph-Probst-Weg 4, 20251 Hamburg

Telefon: 040/9707869-0, Fax: 040/9707869-99

E-Mail: Info@DeWiSt.de

Internet: www.DeutscheWildtierStiftung.de
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FORSCHUNG/1527: Umweltschonende Bekämpfung verbreiteter Krankheiten bei Fischen und Amphibien (idw)


Leibniz-Institut für Gewässerökologie und Binnenfischerei (IGB)
- 01.07.2019

Umweltschonende Bekämpfung verbreiteter Krankheiten bei Fischen und
Amphibien



Lebewesen im Meer und im Süßwasser weltweit sind von Pilz- und
pilzartigen Krankheiten bedroht. Diese Krankheitserreger sind vor
allem in der Aquakultur gefürchtet. Sie stellen aber auch eine
Bedrohung für die Biodiversität von Amphibien dar. Es gibt nur wenige
zugelassene chemische Mittel zur Bekämpfung, mit oft unerwünschten
Nebenwirkungen. Forschende vom Leibniz-Institut für Gewässerökologie
und Binnenfischerei (IGB) schlagen nun alternative biologische
Konzepte zur umweltschonenden Bekämpfung von Pilzkrankheiten vor.

Einige Pilz- und pilzartige Krankheiten erzeugen kleine infektiöse
Stadien - Zoosporen -, die im Wasser schwimmen, um nach neuen Wirten
zu suchen. Sie können Fische, Amphibien und Algen, die für den
menschlichen Verzehr gezüchtet werden, befallen. "Der Schaden, der
durch diese Krankheiten verursacht wird, ist beträchtlich. Nur wenige
Chemikalien sind für die Prophylaxe zugelassen, aber teuer,
umweltschädlich und oft langfristig wirkungslos - was die richtige
Anwendung gerade im Artenschutz sehr schwierig macht", beschreibt Dr.
Thijs Frenken, Hauptautor der Studie, das Problem.

80 Millionen Tonnen der weltweiten Fischproduktion stammen aus der
Aquakultur, Tendenz steigend. Krankheiten sind die Hauptursache für
wirtschaftliche Verluste in der Fischzucht. Mindestens zehn Prozent
aller geschlüpften Lachse in der Aquakultur erkranken an Zoosporen.
Allein in schottischen Lachsfarmen führen beispielsweise Infektionen
mit dieser Pilzkrankheit zu Produktionsausfällen von mindestens 6,5
Millionen US-Dollar pro Jahr. Effiziente und nachhaltige Methoden zur
Bekämpfung von Fischkrankheiten sind daher für den zukünftigen Erfolg
der Aquakultur von größter Bedeutung. "Wir müssen zu den Grundlagen
zurückkehren und unser ökologisches Verständnis dieser Organismen
anwenden, um die Ausbreitung von Infektionen zu begrenzen",
spezifiziert Dr. Thijs Frenken.

Die Forschenden schlagen 7 biologische Konzepte für den Schutz von
Wasserorganismen vor Zoosporenerkrankungen vor, die umweltfreundlicher
und nachhaltiger als chemische Methoden sind:


	Übertragungen reduzieren (Kontrolle der Verbreitungswege und -vektoren): Tier- und Pflanzenarten können Erreger verbreiten, auch ein enger Kontakt unter verschiedenen Populationen erhöht das Risiko einer Verbreitung von Krankheitserregern.

	Die Diversität der Wirtsarten erhöhen: Es gilt der sogenannte Monokultureffekt - genetisch homogene Populationen sind anfälliger gegenüber Infektionserregern als diverse Gemeinschaften.

	Impfung und Immunisierung: Fische zu impfen ist eine gängige Praxis in der Aquakultur. Bisher gibt es keine Impfstoffe gegen pilzartige Krankheiten, dies könnte aber ein vielversprechender Weg sein.

	Die induzierte Abwehr und Produktion von Antipilz-Peptiden stimulieren: Wenn parasitäre Erreger in den Wirt eindringen, sterben Wirtszellen ab und Eiweißbausteine "Peptide" werden freigesetzt. Diese Signalstoffe bewirken in den Nachbarzellen eine erhöhte Immunabwehr.

	Probiotika einsetzen: Sie können das Wachstum von parasitären Zoosporen hemmen und auch die Bindung von Zoosporen an den Wirt verhindern, indem sie oberflächenaktive Substanzen bilden. Probiotika wurden bei Fischen bereits erfolgreich als Behandlung von Zoosporen-Infektionen getestet.

	Hyperparasitismus: Parasitäre Erreger können durch die Anwesenheit anderer Parasiten reduziert werden.

	"Parasiten-Fresser" einsetzen: Viele Parasiten sind Nahrung für andere Organismen. Kleinstlebewesen im Gewässer (Zooplankton) können beispielsweise verpilzte Fischeier "abgrasen".



"Die sich ständig ändernden Umweltbedingungen haben einen großen
Einfluss auf die Interaktion zwischen Parasiten und Wirten. Diese
Dynamik muss auch in die Planung von Schutz- und Therapiekonzepten
einbezogen werden. Wir hoffen, dass unsere Arbeit die
Weiterentwicklung alternativer biologischer Bekämpfungsstrategien
anregen wird. Es sind noch viel mehr Arbeiten erforderlich, bevor wir
diese Methoden sicher in natürlichen Lebensräumen umsetzen können,
ohne unvorhergesehene Risiken einzugehen", betont die IGB-Forscherin
und Studienleiterin Prof. Dr. Justyna Wolinska.

Lesen Sie den Artikel online in der Fachzeitschrift Trends in
Parasitology

https://authors.elsevier.com/a/1ZI255Eb1x1MkT 

(freier Zugang bis 15. August 2019)

Über das Leibniz-Institut für Gewässerökologie und Binnenfischerei
(IGB):

Die Arbeiten des Leibniz-IGB verbinden Grundlagen- mit
Vorsorgeforschung
als Basis für die nachhaltige Bewirtschaftung der Gewässer. Das IGB
untersucht dabei die Struktur und Funktion von aquatischen Ökosystemen
unter naturnahen Bedingungen und unter der Wirkung multipler
Stressoren.

Forschungsschwerpunkte sind unter anderem die Langzeitentwicklung von
Seen, Flüssen und Feuchtgebieten bei sich rasch ändernden
Umweltbedingungen, die Entwicklung gekoppelter ökologischer und
sozioökonomischer Modelle, die Renaturierung von Ökosystemen und die
Biodiversität aquatischer Lebensräume. https://www.igb-berlin.de

Originalpublikation:

Thijs Frenken, Ramsy Agha, Dirk S. Schmeller, Pieter van West, Justyna
Wolinska (2019). Biological Concepts for the Control of Aquatic
Zoosporic Diseases. Trends in Parasitology, 

doi:10.1016/j.pt.2019.04.003

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news718421

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1985

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Leibniz-Institut für Gewässerökologie und Binnenfischerei (IGB) - 01.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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RECHT/288: Verkehrs-Projekt des vergangenen Jahrhunderts - NABU begründet Klage gegen Fehmarnbelt-Tunnel (NABU HH)


NABU Landesverband Hamburg - 8. Juli 2019

NABU begründet Klage gegen Fehmarnbelt-Tunnel

Miller: Veraltete Bedarfsanalysen und unterschätzte Umweltauswirkungen
- Genehmigung rechtswidrig



Berlin/Leipzig - Der NABU reicht am heutigen Montag seine umfangreiche
Begründung für die Klage gegen den geplanten Fehmarnbelt-Tunnel am
Bundesverwaltungsgericht in Leipzig ein. Nach Einschätzung des NABU
widerspricht das Vorhaben europäischen und nationalen
Umweltrechtsnormen und weist eine Reihe von Verfahrensfehlern auf.

NABU-Bundesgeschäftsführer Leif Miller: "Die Liste der Versäumnisse
ist lang. Das überdimensionierte Bauprojekt ignoriert neue
Verkehrsprognosen und bagatellisiert die Umweltauswirkungen in einem
europäischen Meeresschutzgebiet. Mit unserer Klagebegründung stellen
wir den obersten Verwaltungsrichtern ein neues Verkehrsgutachten und
eigene Biotopkartierungen im Fehmarnbelt zur Verfügung, um die
Rechtsmäßigkeit der Genehmigung zu überprüfen. Europas größtes
Infrastrukturprojekt steht auf sehr tönernen Füßen."

Anstatt der europäischen Zielsetzung zu entsprechen und den
Schienenverkehr zu stärken, setzt der geplante Ostseetunnel auf eine
überproportionale Stärkung des klimafeindlichen Straßenverkehrs.
Gleichzeitig stellte der NABU in seiner Bewertung des
Planfeststellungsbeschlusses fehlerhafte Verträglichkeiten mit der
Fauna-Flora-Habitat (FFH-Richtlinie sowie artenschutz- und
habitatschutzrechtliche Verstöße fest.

"Ein Projekt, das Schweinswalen einen ihrer wichtigsten
Wanderkorridore verbaut und die Zerstörung artenreicher Riffe in Kauf
nimmt, hat keine Zukunft. Der Fehmarnbelt-Tunnel ist ein
Verkehrs-Projekt des vergangenen Jahrhunderts und passt nicht in eine
Zeit, wo Hunderttausende junge Menschen für mehr Klima- und
Umweltschutz auf die Straße gehen", so Miller.



Mehr zur Klagebegründung des NABU auf www.NABU.de/Fehmarnbelt

Am 11. Juli um 9:30 Uhr stellt der NABU in Hamburg ein Gutachten der
Hanseatic Transport Consultancy HTC vor und deckt auf, warum es für
Europas teuerstes Infrastrukturprojekt unter wirtschaftlichen und
infrastrukturellen Rahmenbedingungen keinen Bedarf gibt. 

(Presse-Einladung:
www.nabu.de/presse/pressemitteilungen/index.php?popup=true&show=26802&db=presseservice)

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 08.07.2019

Naturschutzbund Deutschland (NABU)

Landesverband Hamburg e.V.

Klaus-Groth-Straße 21, 20535 Hamburg

Tel.: 040/69 70 89-0, Fax: 040/69 70 89-19

E-Mail: info@NABU-Hamburg.de

Internet: www.NABU-Hamburg.de
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STADT/505: "Dicke Luft" auf Radwegen in Städten (idw)


Institute for Advanced Sustainability Studies e.V. - 04.07.2019

"Dicke Luft" auf Radwegen in Städten



Luftverschmutzung ist eine globale Herausforderung, die jährlich
Millionen vorzeitige Todesfälle verursacht. Dies betrifft Entwicklungs-
 wie Industrieländer gleichermaßen. In städtischen Ballungsräumen ist
die Luftbelastung besonders hoch. Ein Team am Institut für
transformative Nachhaltigkeitsforschung (IASS) untersucht die
Schadstoffkonzentrationen von Städten und welche Faktoren die
Luftqualität beeinflussen. Es sind Empfehlungen für die Stadt- und
Verkehrsplanung entstanden, die aber auch für Bürgerinnen und Bürger
interessant sind.

Die Messungen der Partikelzahl-Konzentrationen wurden unter anderem
auch auf Fahrrädern durchgeführt. Das Team um Erika von Schneidemesser
vom IASS hat dafür häufig befahrene Radstrecken in den Stadtgebieten
von Berlin und Potsdam ausgewählt.

Mit neuen Messtechniken war es den Wissenschaftlern und
Wissenschaftlerinnen möglich, in Echtzeit während des Fahrens, aber
auch an stationären Messstationen ein Sommervierteljahr lang die
Konzentration von schädlichen Partikeln zu erheben. Zugleich wurde
eine Methode entwickelt, die Schwankungen der durchschnittlichen
Umgebungskonzentrationen pro Fahrt berücksichtigt und einen Vergleich
über alle Strecken hinweg ermöglicht.

Stärkere Luftverschmutzung durch Busse, Laster und Motorräder

Es gibt große Unterschiede bei den Luftverschmutzungswerten, je nach
Straßentyp, Umweltumgebung und Fahrzeugtyp. Wenn nicht nur PKW
unterwegs sind, sondern auch Busse, Motorräder oder Lastkraftwagen,
führt dies zu einem Anstieg der Partikelkonzentrationen um 30 bis 40
Prozent gegenüber dem durchschnittlichen Umgebungsniveau.

Hohes Verkehrsaufkommen wie Staus ließ die Partikelkonzentration um 47
Prozent gegenüber dem durchschnittlichen Niveau ansteigen, Autos, die
an Ampeln warten, um 35 Prozent. Das Radfahren in Wohngegenden
verringerte die Partikelanzahl um 17 Prozent gegenüber dem
durchschnittlichen Umgebungswert und um 22 Prozent beim Radfahren
durch Grünflächen oder Parks.

Valide Daten für künftige Verkehrsplanung

"Die Ergebnisse klingen auf den ersten Blick logisch. Aber jetzt haben
wir valide Messdaten, die solch gängige Annahmen auch quantitativ
belegen", sagt Erika von Schneidemesser vom IASS. "Künftige
Stadtplanung sollte beispielsweise Radwege eher auf Nebenstraßen
parallel zu Hauptstraßen einrichten, um den Weg noch attraktiv zu
machen, die Feinstaub-Exposition aber zu verringern. Bis dahin nehmen
Radlerinnen und Radler besser die Radwege, die durch Parks und
Wohngebiete führen. Aber bitte diese Ergebnisse nicht falsch
verstehen: Radfahren - auch auf Hauptstraßen - ist immer noch viel
gesünder als Autofahren!"

Originalpublikation:

Erika von Schneidemesser, Kristina Steinmar, Elizabeth C. Weatherhead,
Boris Bonn, Holger Gerwig, Jörn Quedenau: Air pollution at human
scales in an urban environment: Impact of local environment and
vehicles on particle number concentrations, Science of the Total
Environment Vol. 688. DOI:

https://doi.org/10.1016/j.scitotenv.2019.06.309

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.iass-potsdam.de/de/news/dicke-luft-auf-radwegen-staedten

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news718736

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1699

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Institute for Advanced Sustainability Studies e.V. - 04.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. Juli 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / FAKTEN





TECHNIK/033: Tierbeobachtungssystem ICARUS wird angeschaltet (DLR)


Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR) - Presse-Information
vom 8. Juli 2019

Tierbeobachtungssystem ICARUS wird angeschaltet

Weltraumtechnik erlaubt das Nachverfolgen von Tierwanderungen



Das deutsch-russische Beobachtungssystem für Tierbewegungen, ICARUS,
wird am 10. Juli 2019 in Betrieb gehen. ICARUS ist ein
Kooperationsprojekt der russischen Raumfahrtbehörde Roskosmos und dem
Deutschen Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR) unter Leitung von
Martin Wikelski vom Max-Planck-Institut für Verhaltensbiologie in
Konstanz. Mit dem weltraumgestützten Beobachtungssystem wollen
Wissenschaftler mehr über das Leben der Tiere auf der Erde
herausfinden: auf welchen Routen sie wandern, unter welchen
Bedingungen sie leben und vor allem wie sie am besten geschützt werden
können. Auf das Einschalten folgt eine Testphase, in der die ICARUS-
Ingenieure und -Wissenschaftler die Systemkomponenten am Boden, an
Bord der Internationalen Raumstation ISS, sowie die Sender überprüfen,
die die Daten der Tiere erfassen. Nach Abschluss aller Tests wird
ICARUS der Wissenschaftsgemeinschaft voraussichtlich im Herbst oder
Winter 2019 zur Verfügung stehen.

Miniatursender an Tieren senden Daten ins All

Die Forscher rüsten dabei unterschiedliche Tierarten mit
Miniatursendern aus, die ihre Messdaten an eine Empfangsstation im All
schicken. Diese übermittelt sie an eine Bodenstation, von dort
gelangen sie zu den jeweiligen Forscherteams. Die Resultate werden in
der für jedermann frei zugänglichen Datenbank Movebank sowie in einem
von RKK Energia und dem Institut für Geographie der Russischen
Akademie der Wissenschaften (IG-RAS) entwickeltem Pendant
veröffentlicht. Die ICARUS-Ausrüstung unterstützt das russische
Weltraumforschungsprojekt Uragan (Hurrikan), welches zur Anpassung von
Erdbeobachtungshardware und -methoden und der Beobachtung potenziell
gefährlicher Phänomene entwickelt wurde. Mit Hilfe der
Uragan-Instrumente wird die Erdoberfläche gleichzeitig observiert, um
die Wanderungen der Tiere und Gründe für deren Änderungen zu
verstehen.

Am 9. Juli 2019 wird das russische Bodenkontrollzentrum die
ICARUS-Antenne und den Bordcomputer auf der ISS aktivieren. Der
Bordcomputer befindet sich bereits auf der Raumstation, die Antenne
hatten russische Kosmonauten an der Außenseite des "Swesda"-Moduls
angebracht. Parallel dazu nimmt eine Test-Bodenstation der Firma
SpaceTech in Immenstaad am Bodensee ihren Betrieb auf.

Test der Datenübertragung über mehrere Monate

Über einen Zeitraum von drei bis vier Monaten testen die
ICARUS-Wissenschaftler zunächst die Datenübertragung von den Sendern
über die ISS zur Bodenstation. Durch die Messung des
Hintergrundrauschens im Frequenzbereich von ICARUS wollen die Forscher
herausfinden, wo die Übertragungen von anderen Signalen gestört werden
könnten. Anschließend werden die Ingenieure den ICARUS-Sender auf der
ISS einschalten, mit dem später die Tiersender programmiert werden
können. Die Test-Bodenstation soll dann die Übertragungszeiten und
Signalstärke aufzeichnen. Als Nächstes bestimmen die Ingenieure von
SpaceTech zusammen mit ihren russischen Kollegen von RKK Energia die
Regionen der Erde, die im Überflug der Antenne von der ISS abgedeckt
werden.

Die Sender können ihre Daten nur ins All übertragen, wenn sie sich
innerhalb des Signalkegels der Antenne befinden. Für die weltweite
Beobachtung tausender Tiere müssen große Datenmengen reibungslos und
sicher von den Sendern ins All und wieder zurück geschickt werden. In
der Testphase wird ein Simulator künstliche Sendersignale erzeugen,
die während des Vorbeiflugs der ISS an das ICARUS-Modul an Bord
übertragen werden. Mit dem Simulator können die Forscher die
Übertragung von Daten einzelner bis hin zu Hunderten von Sendern
prüfen. Schließlich sollen reale Sender ihre Daten aus Testgebieten in
Deutschland und Russland ins All schicken. Dabei wird auch die
Sicherheit der Datenübertragung getestet.

Wissenschaftler auf der ganzen Welt werden mit ICARUS arbeiten
können 

Nach Abschluss der Tests und Auswertung der Ergebnisse wird ICARUS für
den Routinebetrieb freigegeben. Ende 2019 sollen dann Wissenschaftler
weltweit mit ICARUS arbeiten können. Die damit verbundenen
Forschungsprojekte werden auf russischer Seite vom Institut für
Geographie der Russischen Akademie der Wissenschaften (IG-RAS)
geleitet.

Die Pressemitteilung mit Bildern und Video finden Sie unter:

https://www.dlr.de/dlr/presse/desktopdefault.aspx/tabid-10172/213_read-36538/year-all/#/gallery/29722

 * 

Quelle:

DLR-Presse-Information, 09.06.2019

Herausgeber:

Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR)
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Linder Höhe, 51147 Köln
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ARTENRAUB/296: Fischerei im Atlantik tötet jährlich 25.000 vom Aussterben bedrohte Makohaie (Greenpeace)


Greenpeace - Presseerklärung vom 27. Juni 2019

Greenpeace Aktivisten demonstrieren für besseren Schutz bedrohter
Hai-Arten

Fischerei im Atlantik tötet jährlich 25.000 vom Aussterben bedrohte
Makohaie



Hamburg, 27.6.2019 - Gegen den Fang zehntausender vom Aussterben
bedrohter Haie im Nordatlantik protestierten Umweltschützer von
Greenpeace auf dem Aktionsschiff 'Esperanza' westlich von Portugal.

'Sharks Under Attack' steht auf dem Banner, mit dem Aktivistinnen und
Aktivisten einen spanischen Fischtrawler konfrontierten. Bis zu 25.000
vom Aussterben bedrohte Makohaie fallen nach einem neuen Greenpeace
Report jährlich der atlantischen Schwertfisch-Fischerei zum Opfer. Die
zuständige Fischereibehörde ICCAT räumt die Bedrohung des Bestands
ein, unternimmt jedoch nichts, um die Tere zu schützen. "Haie sind
enorm wichtig für das marine Ökosystem. Doch im Atlantik werden die
Tiere zu Zehntausenden getötet", sagt Greenpeace Meeresexperte Dr.
Christian Bussau. "Die Schuldigen auf See zu entlarven reicht nicht.
Die EU braucht dringend strengere Fangbestimmungen und Kontrollen, um
unsere Ozeane und ihre Lebewesen zu schützen."

Der Report online https://act.gp/2J7wQLP.

Die steigende Nachfrage nach Haifischflossen in Asien macht den Fang
zu einem einträglichen Geschäft. Die dafür besonders gejagten 
Hai-Arten Kurzflossen- und Langflossen-Mako wurden im März 2019 auf der
Roten Liste der Weltnaturschutzunion IUCN von 'gefährdet' auf "stark
gefährdet" hochgestuft. Laut der zuständigen regionalen
Fischereiorganisation, der Internationale Kommission für die Erhaltung
der Thunfischbestände im Atlantik (ICCAT), muss die Fangmenge der
Kurzflossen-Makos auf null reduziert werden, damit der Bestand sich
mit einer 50-prozentigen Chance erholen kann. Dennoch versäumt es
ICCAT, wirksame Maßnahmen zum Schutz der Haie zu ergreifen. Bislang
gibt es keine Fangbeschränkungen für die im Nordatlantik gefangenen
Haie.

EU verbietet so genanntes Finning

Das 'Finning' ist beim Schwertfischfang die Haupteinnahmequelle der
Fischer. Die Haie werden als so genannter Beifang deklariert. An Bord
schneiden die Fischer ihnen die Flossen ab und werfen die verendenden
Tiere anschließend zurück ins Meer. Obwohl die EU das 'Finning'
verbietet, setzen zahlreiche spanische und portugiesische Trawler die
bestialische Praxis fort. Der Greenpeace-Report zeigt, dass mangelnde
Regulierung und Kontrollen die Ursachen für das dramatische Haisterben
sind. Weltweit werden grob geschätzt 70 bis 100 Millionen Haie durch
Menschen getötet.

Für den Meeresschutz fahren Greenpeace-Experten und
Meereswissenschaftler derzeit auf einer Schiffsexpedition von der
Arktis in die Antarktis. Zehn Monate lang erforschen sie gemeinsam auf
der 'Esperanza' besonders schützenswerte und bedrohte Regionen der
Hohen See. Greenpeace fordert, bis zum Jahr 2030 etwa 30 Prozent der
Weltmeere unter Schutz zu stellen.

27.06.2019

Haie unter Attacke

Obwohl sie sich 'Schwertfischfischerei' nennt, wird dabei im
Nordatlantik hauptsächlich eins gefangen: Haie. Entweder absichtlich,
oder als Beifang, zeigt dieser Greenpeace-Report.2017 zum Beispiel kam
auf 1 Kilo Schwertfisch 4 Kilo Hai.

Haie unter Attacke - englische Langfassung

https://www.greenpeace.de/sites/www.greenpeace.de/files/publications/haie_unter_attacke-_englische_langfassung.pdf

30.06.2019 - 8 Seiten | DIN A4 - PDF | 997,23 KB

Viele Hai-Arten sind vom Aussterben bedroht, so auch der
Kurzflossen-Mako (Isurus oxyrinchus) und Langflossen-Mako (Isurus
paucus). Doch obwohl die zuständigen Behörden die Gefährdung sehen,
handeln sie nicht. Greenpeace fordert daher einen starken globalen
Ozeanvertrag und die Ausweisung von vollständig geschützten
Meeresschutzgebieten, damit sich die Fischbestände erholen können.

Haie unter Attacke - Zusammenfassung

27.06.2019

https://www.greenpeace.de/presse/publikationen/haie-unter-attacke-zusammenfassung

 * 

Quelle:

Presseerklärung, 27.06.2019
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ASIEN/128: Heilige Krokodile - Herausforderung für das Wildtiermanagement (idw)


Albert-Ludwigs-Universität Freiburg im Breisgau - 02.07.2019

Heilige Krokodile



Um Osttimor rankt sich ein Mythos: Die Insel in Südostasien soll einst
aus dem "Großvater Krokodil" entstanden sein. Daher ist das Reptil bis
heute vielen Einwohnerinnen und Einwohnern als Gründungstier der Insel
heilig. Welche Herausforderungen sich daraus für das
Wildtiermanagement ergeben, zeigt Sebastian Brackhane, Doktorand an
der Fakultät für Umwelt und Natürliche Ressourcen der Universität
Freiburg: Er hat in der Fachzeitschrift "Human Dimensions of Wildlife"
eine Studie zum kulturellen Status von Salzwasserkrokodilen auf
Osttimor veröffentlicht.




[image: Foto: © Yusuke Fukuda]

Salzwasserkrokodil

Foto: © Yusuke Fukuda



"Dass Krokodile heilig sind, geht auf den Gründungsmythos zurück. Ein
kleiner Junge rettete ein Krokodil und gemeinsam gingen sie auf
Reisen. Als das Krokodil starb, hat sich aus ihm die Insel Timor
gebildet", erzählt Brackhane. In vielen Gemeinden auf Osttimor bestehe
dieser Glaube neben dem Katholizismus weiter. Die besondere Beziehung
von Mensch und Tier zeige sich in vielfältiger Weise. "Es gibt zum
Beispiel Rituale für die Salzwasserkrokodile, bei denen ihnen andere
Tiere, zum Beispiel Schweine, geopfert werden. Auf nationaler Ebene
haben die Fußballmannschaft und die größte timoresische
Telekommunikationsfirma Krokodile im Logo." Die Reptilien werden aber
nicht nur verehrt, sondern sind seit 2000 auch per Gesetz geschützt.

Ziel der Studie ist es, auf der Grundlage von Interviews mit
Einwohnern der Insel den kulturellen Glauben besser zu verstehen und
daraus Optionen für das Wildtiermanagement abzuleiten. Denn Osttimor
hat ein Problem, das Brackhane in der vorangegangenen Studie aus dem
Jahr 2018 aufgezeigt hat: Salzwasserkrokodile haben in den letzten
Jahren vermehrt Menschen angegriffen. Jetzt muss schnell eine Lösung
gefunden werden, die im Einklang mit dem Glauben steht. Kurzfristig
wird auf Aufklärung gesetzt: Die lokale Krokodil-Task-Force stellt
Warnschilder an alle Gefahrenstellen auf und veranstaltet Workshops
für lokale Fischerinnen und Fischer. Langfristig sieht Brackhane zwei
potenzielle Möglichkeiten, um das Problem zu lösen. "Krokodile sollten
in Gebieten, in denen sich ihre sowie menschliche Aktivitäten oft
überschneiden, gefangen und in Gehegen ausgesetzt werden. Wichtige
Lebensräume, in denen Krokodile ihren Nachwuchs aufziehen, könnten als
Schutzgebiete mit begrenztem Zugang für Menschen ausgewiesen werden.
Dennoch werden aber alle menschlichen Aktivitäten im Wasser, besonders
das traditionelle Fischen, auch in Zukunft ein Risiko darstellen."

Originalpublikation:

Sebastian Brackhane, Grahame Webb, Flaminio M. E. Xavier, Josh
Trindade, Marcal Gusmao & Peter Pechacek (2019): Crocodile management
in Timor-Leste: Drawing upon traditional ecological knowledge and
cultural beliefs. In: Human Dimensions of Wildlife.

doi: 10.1080/10871209.2019.1614240



Pressemitteilung zur Studie über Krokodilangriffe in Südostasien:


www.pr.uni-freiburg.de/pm/2018/gefaehrliche-reptilien

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.pr.uni-freiburg.de/pm/2019/heilige-krokodile

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news718543

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution69

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Albert-Ludwigs-Universität Freiburg im Breisgau - 02.07.2019
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MEER/333: Greenpeace-Report - Tiefseebergbau bedroht marine Ökosysteme (Greenpeace)


Greenpeace - Presseerklärung vom 3. Juli 2019

Greenpeace-Report: Tiefseebergbau bedroht marine Ökosysteme

Lizenzen für eine Million Quadratkilometer Meeresboden erteilt



Hamburg, 3.7.2019 - Der im großen Stil geplante Abbau von
Manganknollen in der Tiefsee droht einzigartige marine Ökosysteme zu
zerstören und ganze Arten auszulöschen.

Zu diesem Ergebnis kommt ein aktueller Greenpeace-Report (online
https://act.gp/31TspNm). Länder wie China, Korea, Großbritannien,
Frankreich, Russland und Deutschland planen in den Bergbau am
Meeresboden einzusteigen, um sich den Zugang zu begehrten Metallen und
seltenen Erden zu sichern. "Die Tiefsee ist das größte Ökosystem der
Welt und beherbergt einzigartige Kreaturen, die wir kaum erforscht
haben", sagt Dr. Christian Bussau, Meeresexperte von Greenpeace. "Die
Bundesregierung darf bei diesem Wettlauf um die Zerstörung der Meere
nicht mitmachen. Der Bergbau am Meeresboden ist eine ökologische
Katastrophe."

Deutschland hat sich Abbaulizenzen für zwei Tiefseeregionen gesichert,
die derzeit von der Bundesanstalt für Geowissenschaften und Rohstoffe
(BGR) erforscht werden. Auf Flächen so groß wie Bayern und halb
Rheinland-Pfalz sollen im pazifischen und im indischen Ozean
Manganknollen abgebaut werden. Um die Knollen zu ernten, müssen
panzergroße Maschinen sie mit gewaltigen Walzen aus dem Sediment
ausgraben. Dabei trügen sie die gesamte mit Meereslebewesen bevölkerte
Schicht des Bodens mit ab. Die so freigesetzten riesigen
Sedimentwolken könnten die Nahrungskette im Meer empfindlich stören,
zum Absterben von Plankton und Kleintieren führen und Fischen ihre
Nahrungsgrundlage rauben. Das gesamte Ökosystem wäre gefährdet.
Die möglichen katastrophalen Folgen des Tiefseebergbaus sind der
zuständigen Internationalen Seebodenbehörde (ISA) bekannt. Dennoch hat
die ISA alle bisher beantragten 29 unterseeischen Lizenzen genehmigt.
Der Greenpeace-Report zeigt, dass die Behörde bereits für eine Fläche
von rund einer Million Quadratkilometer - größer als Spanien -
Lizenzen erteilt hat.

Greenpeace Schiff 'Esperanza' erkundet Tiefseeregion Lost
City

Am Meeresboden finden sich große Vorkommen an Kobalt, Kupfer, Nickel
und seltenen Erden, die in digitalen Geräten wie Handys, Computer oder
Batterien verbaut werden. Die Nachfrage nach solchen Rohstoffen steigt
weltweit. Das Freiburger Öko-Institut warnt bereits davor, dass Kobalt
vorübergehend knapp werden könnte. Das Metall steckt zum Beispiel in
Smartphones und Solarpanelen. Die unterseeischen Vorkommen übersteigen
die Ressourcen an Land um ein Vielfaches.

Von Zerstörung bedroht ist auch die bislang kaum erforschte
Tiefseeregion Lost City im Atlantik, die Greenpeace mit seinem
Aktionsschiff 'Esperanza' auf einer Expedition für den Meeresschutz
ansteuert. Forscher glauben, an Orten wie diesem könnte das Leben auf
der Erde seinen Ursprung haben. Wissenschaftler an Bord der
'Esperanza' wollen Lost City mit einem Tauchroboter erkunden. "Nur ein
starkes UN-Hochseeschutzabkommen kann solche Schätze der Ozeane
schützen", sagt Bussau.

Publikation: 03.07.2019

Bedrohte Tiefsee

Der Wettlauf um die Ressourcen auf dem Meeresboden hat begonnen. Grund
ist der große Hunger der Hightech-Industrie nach Kobalt, das sich in
den Manganknollen in tausenden Metern Tiefe befindet. So wird der
Tiefseebergbau eine der schwerwiegendsten neuen Bedrohung für unsere
Ozeane, noch bevor wir ihre sensiblen Ökosysteme und ihre Prozesse
überhaupt verstanden haben.

Deep Sea Mining

https://www.greenpeace.de/sites/www.greenpeace.de/files/publications/deep_sea_mining_report_3.pdf


02.07.2019 - 18 Seiten | PDF | 17,59 MB

Die Internationale Meeresbodenbehörde (ISA) verteilt bereits
Explorationslizenzen an Regierungen und Unternehmen, die ihre Claims
abstecken. Was für Risiken der Tiefseebergbau vor dem Hintergrund
dramatischen Artensterbens und der Klimakrise birgt, zeigt der
englische Greenpeace-Report 'In Deep Water' (In tiefen Gewässern). Als
Lösung fordert Greenpeace einen starken globalen Ozeanvertrag, der den
Umgang von Industrie und Regierungen mit dem Meer konsequent definiert
und dabei den Schutz und nicht die Ausbeutung der Ozeane in den
Mittelpunkt stellt.

Bedrohung durch Tiefseebergbau - 27.06.2019

https://www.greenpeace.de/presse/publikationen/bedrohung-durch-tiefseebergbau
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WALD/230: Wo sich es sich wirklich lohnt, Regenwald zu renaturieren (idw)


Senckenberg Forschungsinstitut und Naturmuseen - 04.07.2019

Wo sich es sich wirklich lohnt, Regenwald zu renaturieren



Frankfurt am Main, den 04.07.2019. Der Mensch hat bereits riesige
Flächen des tropischen Regenwaldes abgeholzt, was dem Klima, der
Umwelt und der Menschheit zuliebe bestmöglich wieder rückgängig
gemacht werden sollte. Doch welche Regenwälder sollten vorrangig
renaturiert werden? Der Senckenberg-Wissenschaftler Aidin Niamir hat
jetzt gemeinsam mit internationalen Kolleg*innen detailliert
analysiert, wo die Renaturierung von tropischem Regenwald besonders
vielversprechend wäre. Die Forscher*innen zeigen, dass sich die
Renaturierung lokal besonders in Ostafrika lohnen würde, während
flächenmäßig Brasilien am vielversprechendsten ist. Die Studie ist
soeben in "Science Advances" erschienen.




[image: Foto: © Robin Chazdon]

Projekt zur Renaturierung des ursprünglichen Regenwaldes in Brasilien
in der Reserva Ecologica Guapiacu im Bundesstaat Rio de Janeiro.

Foto: © Robin Chazdon



Mehr als die Hälfe des ursprünglichen tropischen Regenwaldes ist
mittlerweile abgeholzt. Eine Umkehr ist zumindest in Teilen in Sicht,
denn seine Renaturierung ist in internationalen Vereinbarungen zum
Naturschutz (Convention on Biological Diversity) und dem Pariser
Klimaabkommen verankert. "Wir haben jetzt Hotspots der Renaturierung
identifiziert, das sind Flächen auf denen die Renaturierung von
tropischem Regenwald besonders nützlich wäre. Diese Hotspots machen
weltweit zusammen rund 101 Millionen Hektar aus - das entspricht etwa
der Fläche von Spanien plus Schweden", so Dr. Aidin Niamir,
Senckenberg Biodiversität und Klima Forschungszentrum.




[image: Foto: © Robin Chazdon]

Baumschule in der Reserva Ecologica Guapiacu im Bundesstaat Rio de
Janeiro, Brasilien

Foto: © Robin Chazdon



Gemeinsam mit internationalen Kolleg*innen wertete Niamir
Satellitenaufnahmen aus, um festzustellen, wo tropischer
Tiefland-Regenwald weltweit renaturiert werden könnte. Für diese
Flächen berechneten die Forscher*innen jeweils was die Renaturierung
"nutzt". Positiv gewertet wurde in ihrer Bilanzierung der Beitrag zum
Schutz biologischer Vielfalt, die Speicherung von Kohlenstoff, die
Unterstützung der Anpassung an den Klimawandel und die
Wasserspeicherung. Abzüge gab es für die Kosten der Renaturierung
sowie für die Wahrscheinlichkeit, dass die Renaturierung nicht dazu
führt, dass die damit verbundene biologische Vielfalt zurückkehrt oder
die Bäume kurzfristig wieder abgeholzt werden.

Dabei zeigten sich große regionale Unterschiede. So wäre es
überraschenderweise absolut gesehen am vielversprechendsten,
tropischen Regenwald in Ruanda, Uganda, Burundi sowie außerdem in
Togo, Süd Sudan und Madagaskar zu renaturieren. "Hier wurde zwar viel
abgeholzt, aber es ist auch sehr wahrscheinlich, dass sich die
Renaturierung besonders positiv auswirkt. Zudem wäre die Renaturierung
unserer Studie zufolge kostengünstig und nachhaltig, da viele Flächen
gerodet wurden, die sich ohnehin nur bedingt als Agrarflächen eignen",
erklärt Niamir.

Rein flächenmäßig betrachtet, empfiehlt es sich aber, die
Renaturierung von tropischem Regenwald in Brasilien voranzutreiben,
denn über die Hälfte der von den Forscher*innen identifizierten
Flächen, deren Renaturierung besonders nützlich wäre, liegen dort.
Außerdem gibt es in Indonesien, und Kolumbien besonders viele Flächen,
die Renaturierungs-Hotspots wären. Paradoxerweise sind das aber genau
die Länder, in deren bestehende Regenwälder besonders von der
Abholzung bedroht sind oder gerade im großen Stil abgeholzt werden.

Zudem ergab die Analyse, dass fast 90 Prozent der
Renaturierungs-Hotspots sich mit Hotspots zum Schutz biologischer
Vielfalt decken. "Das zeigt, dass Renaturierung und bestehender
Naturschutz Hand-in-Hand gehen und man mit geeigneten Maßnahmen zwei
Fliegen mit einer Klappe schlagen kann", sagt Niamir. Die
internationale Studie hat daher einen ganz praktischen
Anwendungsbezug: "Es ist an der Zeit, nicht nur darüber zu
diskutieren, wie viel tropischer Regenwald renaturiert werden soll,
sondern wo. Dabei müssen Prioritäten gesetzt werden und unsere
Bewertung liefert ökologische und sozioökonomische Kriterien, die
dabei helfen, eine konkrete Entscheidung über die optimalen Orte zur
Renaturierung zu treffen."

Originalpublikation:

Brancalion, P.H.S., Niamir, A., Broadbent, E. et al. (2019): Global
restoration opportunities in tropical rainforest landscapes. Science
Advances, doi: 10.1126/sciadv.aav3223

https://advances.sciencemag.org/content/5/7/eaav3223

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news718687

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution639

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Senckenberg Forschungsinstitut und Naturmuseen - 04.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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WIRTSCHAFT/111: Handelsabkommen verlagern die Umweltbelastung nur bedingt in ärmere Länder (idw)


Schweizerischer Nationalfonds SNF, Medien, 04.07.2019

Handelsabkommen verlagern die Umweltbelastung nur bedingt in ärmere
Länder



Führt die Liberalisierung des Handels zur Auslagerung der
Umweltverschmutzung von Industrieländern in ärmere Länder? Dieser
Fragestellung gingen Forschende der ETH Zürich unter der Leitung von
Thomas Bernauer nach. Insbesondere analysierten sie, ob und wie der
Handel über Freihandelsabkommen die Verlagerung von Umweltbelastungen
aus den Industrieländern auf ärmere Länder begünstigt.

Im Zuge der ökonomischen Globalisierung und insbesondere im Zuge des
Freihandels kann es zu einer Verlagerung von Umweltbelastungen kommen.
Die Forschenden des Nationalen Forschungsprogramms "Nachhaltige
Wirtschaft: ressourcenschonend, zukunftsfähig, innovativ" (NFP 73)
untersuchen in ihrer Studie Umweltbelastungen, die sowohl bei der
Produktion wie auch durch den Verbrauch entstehen. Sie erläutern
ausserdem, wie die Handelspolitik und politische Institutionen diese
Umweltbelastungen beeinflussen.

Teilnachweise für eine handelsbedingte Umweltbelastung

Die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler untersuchten die
Auswirkung des globalen Handels auf die Umweltbelastung in 183 Ländern
im Zeitraum von 1987 bis 2013. Dabei verwendete das Team die Liste der
Weltbank (World Bank Country and Lending Groups). Die Resultate
bestätigen, dass es durch Freihandelsabkommen oder präferenzielle
Handelsabkommen teilweise zu einer handelsbedingten Verlagerung von
Umweltbelastungen in ärmere Länder, zum Beispiel durch Gewinnung von
Rohstoffen oder Waldrodungen, kommt. Die Abkommen haben jedoch nicht
automatisch zur Folge, dass Industrieländer grössere Mengen dieser
Umweltbelastungen in Form von Produkten importieren und konsumieren.
Der Verlagerung von Umweltbelastungen wird allerdings bereits heute
durch den Transfer technologischer Innovationen oder Diffusion von
Umweltstandards entgegengewirkt.

Umweltklauseln haben keinen Einfluss

Die Ergebnisse der Studie zeigen auch, dass Umweltklauseln in
Freihandelsabkommen und die Unterzeichnung internationaler
Umweltabkommen das Zusammenspiel zwischen Handelsliberalisierung und
Verlagerung von Umweltbelastungen nicht beeinflussen.

Dennis Kolcava, Doktorand an der ETH Zürich und Hauptautor des
Artikels, erklärt die Abwesenheit eines Effekts unter anderem damit,
dass Umweltklauseln in Freihandelsabkommen das diplomatische Gewicht
fehlt, um Länder gegenseitig zu verpflichten. Ausserdem sind nur in
wenigen internationalen Umweltabkommen griffige Mechanismen zum
Vollzug enthalten.

Wohlfahrtssteigernde und umweltverträgliche Handelsabkommen

Um die Verlagerung der verbrauchs- und produktionsbedingten
Umweltbelastungen zu reduzieren, wird zwar im Rahmen von bilateralen
oder regionalen Handelsabkommen vermehrt auf eine bessere Integration
der Handels- und Umweltpolitik geachtet. Die Ergebnisse deuten aber
darauf hin, dass Freihandelsabkommen per se kaum die Ausbeutung des
natürlichen Kapitals von ärmeren Ländern durch wohlhabendere Länder
auslösen. Sie zeigen allerdings, dass die verschiedenen politischen
Systeme einen erheblichen Einfluss auf die handelsbedingte Verlagerung
von Umweltbelastungen haben. Die Forschenden fanden Evidenz dafür,
dass in demokratischen Staaten politische Anreize bestehen, die
Umweltbelastung in andere Länder zu verlagern.

Entscheidungsträgerinnen und Entscheidungsträger müssen deshalb bei
der Einrichtung von Freihandelsabkommen besonders darauf achten, dass
die Abkommen sowohl wohlfahrtssteigernd als auch umweltverträglich
sind und auch der Vollzug sichergestellt wird. Die Beispiele der
transatlantischen Handels- und Investitionspartnerschaft und das
umfassende Wirtschafts- und Handelsabkommen EU-Kanada zeigen jedoch,
dass dies alles andere als einfach ist.

Das Nationale Forschungsprogramm "Nachhaltige Wirtschaft:
ressourcenschonend, zukunftsfähig, innovativ" (NFP 73)

Das NFP 73 hat zum Ziel wissenschaftliche Erkenntnisse über eine
nachhaltige Wirtschaft mit schonender Nutzung natürlicher Ressourcen,
mehr
Wohlfahrt und erhöhter Wettbewerbsfähigkeit des Wirtschaftsstandortes
Schweiz zu erarbeiten. Das NFP 73 berücksichtigt dabei die Umwelt, die
Wirtschaft und die Gesellschaft und betrachtet sämtliche natürlichen
Ressourcen und alle Stufen der Wertschöpfungskette. Die Forschung in
29
Projekten dauert von 2017 bis 2023. Das Budget beträgt 20 Millionen
Franken.



Originalpublikation:

Kolcava D., Nguyen Q., Bernauer T. (2019): Does trade liberalization
lead
to environmental burden shifting in the global economy? (NFP 73);
Hrsg.:
Elsevier, Ecological Economics 163 (2019):

https://www.ethz.ch/content/dam/ethz/special-interest/gess/cis/international-relations-dam/Publications/Documents/Kolcava_Nguyen_Bernauer_2019_post_print.pdf

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.snf.ch/de/fokusForschung/newsroom/Seiten/news-190704-MM-nfp73-die-globale-verlagerung-der-umweltbelastungen.aspx

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news718682 

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1165

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Schweizerischer Nationalfonds SNF, Medien, 04.07.2019
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EUROPA/137: Rüffel für Rumänien - Welterbe Buchenurwälder nicht ausreichend geschützt (EuroNatur)


EuroNatur / Stiftung für Europas Natur - 3. Juli 2019

Rüffel für Rumänien: Welterbe Buchenurwälder nicht ausreichend
geschützt

++ Welterbe-Komitee bemängelt Management der Buchenurwälder in
Rumänien++Bewertung des Komitees betrifft die gesamte Welterbestätte,
auch die deutschen Anteile ++



Radolfzell/Bukarest/Baku. Deutliche Worte vom Welterbe-Komitee:
Rumänien muss seine Buchenurwälder besser schützen. Bei der 43.
Sitzung des Welterbe-Komitees in Baku drängt das Gremium darauf, dass
Rumänien Verantwortung für die Welterbestätte übernimmt. Baumfällungen
müssen innerhalb der Welterbegebiete streng verboten bleiben, auch in
den sogenannten Pufferzonen rund um die Gebiete dürften keine
Holzschläge stattfinden. Die Naturschutzorganisationen EuroNatur und
Agent Green hatten zahlreiche Holzeinschläge in Pufferzonen
dokumentiert und öffentlich gemacht. Die Versäumnisse einzelner
Regierungen haben Auswirkungen auf die gesamte Welterbestätte, die
sich über zwölf Länder, unter anderem Deutschland, erstreckt.

"Es steht zu befürchten, dass diese außerordentliche Welterbestätte
bald den Status 'gefährdet' erhält - und das schließt dann auch die
deutschen Gebiete mit ein. Das Management der rumänischen Flächen
wurde in den vergangenen Jahren nicht verbessert, nun muss schnell
gehandelt werden. Das Welterbe-Komitee betritt mit seiner Ankündigung
einer erneuten Begutachtung der Welterbeflächen schon die
Eskalationsstufe 1. Wir hoffen, dass dieser Druck die rumänische
Regierung endlich zum Umdenken bringt. Rumänien hütet einen
Urwald-Schatz, der fast überall in Europa längst verloren ist", sagt
EuroNatur-Geschäftsführer Gabriel Schwaderer.

Hintergrundinformationen:

Die Naturschutzorganisationen EuroNatur und Agent Green haben
gemeinsam die Kampagne 'SaveParadiseForests' zum Schutz der
rumänischen Urwälder ins Leben gerufen und auch auf die Einschreibung
der rumänischen Buchenurwälder als Welterbe eingewirkt.
https://www.saveparadiseforests.eu/de

Die transnationale Welterbestätte 'Buchenurwälder und alte
Buchenwälder der Karpaten und anderer Regionen Europas' umfasst
insgesamt 78 Gebiete mit einer Fläche von rund 92.000 Hektar in zwölf
Ländern. Die rumänischen Anteile (rund 24.000 Hektar) wurden 2017 als
Welterbe anerkannt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 03.07.2019

EuroNatur (Hauptgeschäftsstelle)

Stiftung für Europas Natur

Konstanzer Str. 22. 78315 Radolfzell

Tel.: 07732/92 72-0, Fax: 07732/92 72-22

E-Mail: info@euronatur.org

Internet: www.euronatur.org
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MASSNAHMEN/303: Berufsschäfer - Schutz vor Wölfen möglich, aber teuer (DBU)


Deutsche Bundesstiftung Umwelt (DBU) - 7. Juli 2019

Berufsschäfer: Schutz vor Wölfen möglich, aber teuer

Bundesumweltministerin Schulze und DBU-Generalsekretär auf
DBU-Naturerbefläche Weißhaus



Duberlug-Kirchhain. Der Wolf hat sich mittlerweile auf vielen
Naturerbeflächen in Ostdeutschland wieder angesiedelt.
Bundesumweltministerin Svenja Schulze informierte sich heute auf der
DBU-Naturerbefläche Weißhaus über den Umgang der dortigen Schäfer und
Schäferinnen mit den Rudeln. Gemeinsam mit dem Generalsekretär der
Deutschen Bundesstiftung Umwelt (DBU), Alexander Bonde, und einigen
Behörden- sowie Medienvertretern besuchte sie im Rahmen ihrer
Sommerreise die brandenburgische Fläche im Nationalen Naturerbe, um
mit drei Schäfern aus der Region sowie dem Vorsitzenden des
Bundesverbandes der Berufsschäfer, Günther Czerkus, ins Gespräch zu
kommen. Rene Jeronimus, Matthias Möckel und Annett Hertweck machten im
Hinblick auf die Wölfe auf den DBU-Naturerbeflächen deutlich, dass ein
Schutz vor den Wölfen möglich sei, wenn die finanziellen
Rahmenbedingungen stimmen würden. "Das größte Problem für die Schäfer
ist nicht der Wolf, sondern die fehlende Agrarförderung. Es wird
höchste Zeit, dass wir eine Weidetierprämie in Deutschland einführen,
zumal es sie schon in fast ganz Europa gibt", so Schulze.

Nationales Naturerbe dient dem Wolf als Lebensraum

Die großen zusammenhängenden, ungestörten Wälder auf den ehemaligen
militärisch genutzten Liegenschaften im Nationalen Naturerbe bieten
dem Wolf geeignete Lebensräume. "Hier in Weißhaus haben wir seit
Jahren immer wieder Wolfsbeobachtungen, aber noch kein nachgewiesenes
sesshaftes Paar. Hingegen leben sie im Daubaner Wald bereits seit
2006", erläuterte Bonde. Auf der DBU-Naturerbefläche Prösa sei 2017/18
ein Paar sesshaft geworden und habe laut Franz von Plettenberg vom
Bundesforstbetrieb Lausitz aktuell auch mindestens sechs Welpen.

Schäfer setzen auf Herdenschutzhunde und gesicherte Nachtpferche


Die Schäfer haben sich den geänderten Bedingungen angepasst: "Wir
haben Nachtpferche gebaut und arbeiten mit dem sächsischen Landesamt
für Umwelt, Landwirtschaft und Geologie eng an einem
Demonstrationsvorhaben, bei dem verschiedene Präventionsmaßnahmen
getestet werden sollen", erläuterte Hertweck. Die Geschäftsführerin der
Naturschutzstation Östliche Oberlausitz musste im vergangenen Jahr
einen schweren Wolfsriss verkraften: Über 40 Tiere aus ihrer Herde
waren den Wölfen auf der DBU-Naturerbefläche Daubaner Wald zum Opfer
gefallen. "Wir müssen nach vorne schauen und unsere Arbeitsweise
anpassen", schlussfolgerte sie. Möckel und Jeronimus setzen auf
Herdenschutzhunde. Sie seien mindestens so groß wie die Wölfe. Die
Hunde würden für die Wildtiere eine echte Gefahr darstellen. Die
Schafe in der Herde seien deswegen nicht mehr interessant für sie.

DBU
Naturerbe sieht sich den Weidetierhaltern besonders verpflichtet


In Deutschland lebten 2017/18 nach amtlichen Zahlen 75 Wolfsrudel, 30
Wolfspaare und drei territoriale Einzeltiere. "Als Eigentümer von 71
Naturschutzflächen des Nationalen Naturerbes mit rund 70.000 Hektar
sehen wir die natürliche Ausbreitung des Wolfes in Deutschland als
normale Entwicklung für die Biodiversität", erklärte Bonde. So wichtig
und richtig es für die Artenvielfalt in Deutschland sei, dass der
Räuber hierzulande wieder heimisch wird - so stelle der Wolf
Weidetierhalter vor Herausforderungen, die teils beachtlich seien. "Da
viele unserer Flächen aufgrund der ehemals militärischen Nutzung
munitionsbelastet sind und maschinelle Pflege nur eingeschränkt
möglich ist, sind Schäfer als Pächter auf unseren Flächen
unverzichtbar, wenn wir unsere Naturschutzziele erreichen wollen", so
der DBU-Generalsekretär. Gerade den individuellen Belangen der
Tierhalter sehe sich das DBU Naturerbe besonders verpflichtet.

Czerkus fordert Weidetierprämie aus EU-Mitteln

Auch für Czerkus gibt es zum Miteinander von Wölfen und Weidetieren
keine Alternative. "Es kann lediglich um das ?wie? gehen", erklärte
der Bundesvorsitzende der Berufsschäfer. Um innovative Lösungen für
wirksame Schutzinstrumente gegenüber den Wölfen zu finden, fehle
Schäfern die finanzielle Unterstützung. Der Bundesvorsitzende begrüßte
die Entschließung des Bundesrates vom 28. Juni, die sich dafür
ausspricht, dass Weidetierhalter baldmöglichst eine jährliche 
Pro-Kopf-Prämie von 30 Euro je Mutterschaf aus Mitteln der ersten Säule der
Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) der Europäischen Union erhalten sollen.
Ohne wirksame finanzielle Unterstützung sei es um die Zukunft der
Berufsschäferei zudem schlecht bestellt: "In weniger als zehn Jahren
gehen mehr als die Hälfte der heutigen Berufsschäfer in Rente. Wir
bekommen aufgrund der wirtschaftlichen Bedingungen keine
Auszubildenden mehr", so Czerkus.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 07.07.2019

Deutsche Bundesstiftung Umwelt

An der Bornau 2, 49090 Osnabrück

E-Mail: presse@dbu.de

Internet: www.dbu.de
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MASSNAHMEN/302: Fischaufstiegsanlagen auf dem Prüfstand (idw)


Bundesanstalt für Gewässerkunde - 03.07.2019

Fischaufstiegsanlagen auf dem Prüfstand

Die BfG entwickelt einen neuen Methodenstandard zur Bewertung der
biologischen Funktion von Fischwanderhilfen.



Unlängst fiel der Startschuss für ein neues BfG-Projekt zum
Fischaufstieg. Im Rahmen des Vorhabens wird eine Methode entwickelt,
mit der man verlässlich prüfen kann, wie gut eine Fischaufstiegsanlage
funktioniert. Klar dabei ist: eine belastbare Bewertung ist erst durch
eine Kombination verschiedener Verfahren möglich. Welche Techniken
sich eignen und wie sie zu einer Bewertungsmethode kombiniert werden
können, darum geht es den Fischökologen der BfG.

Im vergangenen Jahr wurde in Malliß die zweite Fischaufstiegsanlage
der Wasserstraßen- und Schifffahrtsverwaltung an der
Müritz-Elde-Wasserstraße in Betrieb genommen. Seit März 2019
untersuchen dort Forscher aus sechs europäischen Ländern im Auftrag
der Bundesanstalt für Gewässerkunde die Wanderung von Fischen. In
enger Kooperation mit dem Wasserstraßen- und Schifffahrtsamt Lauenburg
setzen sie verschiedene Verfahren ein, um Fische in der
Aufstiegsanlage und im Unterwasser zu erfassen und zu zählen. Neben
bewährter Fischereitechnik mit Reusen und Elektrobefischungen, kommen
dabei auch technisch aufwändigere Verfahren zum Einsatz. Fische werden
beispielsweise mit Sendern versehen, so dass deren Wanderroute
nachvollzogen werden kann. Echolote erfassen mit Schall zusätzlich die
Bewegung von Fischen im Fluss. Mithilfe von Wasserproben kann aufgrund
der darin enthaltenen Umwelt-DNA wiederum festgestellt werden, wo
welche Fischarten vorkommen. Ein Videozähler zeichnet darüber hinaus
die Fische auf, die durch den Fischweg schwimmen.

Die richtige Methode am richtigen Ort macht's

Jedes dieser Verfahren gibt wichtige Einblicke in die Fischfauna und
ihre Bewegungen. Aber für sich alleine genommen, kann keines alle
Fragen beantworten, die für die Funktionalität einer
Fischaufstiegsanlage entscheidend sind. Unsere Forscher müssen etwa
wissen: Finden alle Fische den Einstieg in eine Anlage? Können sie die
Anlage passieren? Wie viele Fische möchten wandern? Wie viele der
wanderwilligen Tiere steigen auch tatsächlich über die
Fischwanderhilfe auf? Ist der Fischweg für alle Arten gleichermaßen
geeignet?

Ausschlaggebend ist, dass die Fische nicht nur in der Anlage, sondern
auch unterhalb und oberhalb davon erfasst werden. Sowohl zu den
Wanderaktivitäten als auch zu Fischarten, Fischlängen und Fischmengen
müssen Informationen vorliegen. Mit den so gewonnenen Daten lässt sich
schließlich prüfen, ob die Anlage für die gesamte Fischfauna
funktioniert oder ob sie selektiv wirkt. Entsprechend müssen
verschiedene Verfahren miteinander kombiniert werden. Wenn Arten etwa
nur im Unterwasser, nicht aber in der Anlage detektiert werden, kann
dies auf ein Defizit der Anlage hinweisen. Spiegeln sich hingegen
Wanderaktivitäten und zeitliche Bewegungsmuster der Fische aus dem
Unterwasser in den Messungen der Fischaufstiegsanlage wider, so
spricht dies für eine hohe Effektivität.

Welche der beschriebenen Verfahren in welcher Kombination geeignet
sind, das wollen die Forscher in dem Projekt "Entwicklung eines
Methodenstandards zur biologischen Funktionskontrolle von
Fischaufstiegsanlagen (FAA) an Bundeswasserstraßen" herausfinden.
Hierzu beabsichtigen sie, noch bis Jahresende in 
Mecklenburg-Vorpommern zu messen. Ein weiteres Untersuchungsjahr 
an einem größeren Fluss soll folgen.

Hintergrund ist, dass der Bund an den über 250 Stauanlagen der
Bundeswasserstraßen die ökologische Durchgängigkeit herstellen muss.
Dies erfordert hohe Investitionen, deren wirkungsvoller Einsatz
überprüft werden muss.



Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.bafg.de/DE/07_Nachrichten/20190703_fischaufstieg.html

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news718628

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1347

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bundesanstalt für Gewässerkunde - 03.07.2019
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STANDPUNKT/1114: Politisches Forum für Nachhaltige Entwicklung - Weniger Show, mehr Substanz (FUE)


Forum Umwelt & Entwicklung - Pressemitteilung vom 8. Juli 2019

Weniger Show, mehr Substanz: SDG ernst nehmen!



Berlin/New York, 09. Juli 2019 - Anlässlich des heute beginnen
High-Level Political Forum for Sustainable Development (HLPF) werden
47 Länder über die Umsetzung der Ziele für nachhaltige Entwicklung
(SDG) in ihren jeweiligen Ländern berichten. Marie-Luise Abshagen,
Referentin für Nachhaltige Entwicklung im Forum Umwelt & Entwicklung,
wird vom 12. bis 18. Juli vor Ort sein, blickt dem HLPF allerdings
kritisch entgegen:

"Leider verkommt das HLPF immer mehr zu einer Tourismus-Show, bei der
Staaten für ihr Land werben, aber kaum eine kritische Analyse darüber
stattfindet, wie die tatsächliche Umsetzung der SDGs voranschreitet.
Und das obwohl sogar der UN-Generalsekretär darauf drängt, die
Anstrengungen endlich zu erhöhen. So sinnvoll die jährliche
Überprüfung der SDGs im Kern auch ist, was bringt es, wenn selbst
dort, wo Nachhaltigkeitsexpertinnen und -experten aus aller Welt
zusammenkommen, zu wenig über die Schwierigkeiten und Lücken geredet
wird. Besonders enttäuschend ist, dass die EU keinen eigenen Bericht
vortragen wird, sondern nur im Rahmenprogramm sprechen wird. Damit
bestätigt sich erneut, dass auch in Europa die SDGs als politisches
Ziel kaum Anerkennung erfahren. Zivilgesellschaftliche Organisationen
aus der ganzen Welt werden aus diesem Grund beim HLPF zusammenkommen,
um gemeinsam vor der UN zu sprechen und sich dafür einzusetzen, dass
die SDGs endlich ernst genommen werden."




Weiterführende Publikationen

Neue Infoseite zur Agenda 2030: www.2030agenda.de

Zivilgesellschaftliche Erklärung zur deutschen Nachhaltigkeitspolitik:
Genug herausgeredet: Höhenangst vor dem
UN-Gipfel überwinden!

www.forumue.de/zivilgesellschaftliche-erklaerung-zur-deutschen-nachhaltigkeitspolitik-genug-herausgeredet-hoehenangst-vor-dem-un-gipfel-ueberwinden/

Report on inequalities in the European Union: Falling through the
cracks, exposing inequalities in EU and beyond

https://www.forumue.de/report-falling-through-the-cracks-exposing-inequalities-in-europe-and-beyond/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 08.07.2019

Herausgeber: Forum Umwelt & Entwicklung

Marienstr. 19-20, 10117 Berlin

Telefon: 030/678 1775 93, Fax: 030/678 1775 80

E-Mail: info@forumue.de

Internet: www.forumue.de
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STELLUNGNAHME/561: Glyphosatverbot - Durchbruch für Demokratie, Umwelt und Gesundheit (GLOBAL 2000)


GLOBAL 2000 / Friends of the Earth Austria - Wien, 2. Juli 2019

Glyphosatverbot - Durchbruch für Demokratie, Umwelt und Gesundheit


Jahrelanger Einsatz von NGOs und zivilgesellschaftliches Engagement
zahlen sich aus



Wien, am 2. Juli 2019 - Die österreichische Umweltschutzorganisation
GLOBAL 2000 erwartet mit großer Freude die heutige Abstimmung im
Nationalrat, aus der Österreich wohl als europäischer Vorreiter beim
Ausstieg aus Glyphosat hervorgehen könnte. Die jahrelange Arbeit, mit
der GLOBAL 2000 auf Unregelmäßigkeiten im europäischen
Zulassungsverfahren von Glyphosat aufmerksam machte, hat sich
ausgezahlt. Wenn die FPÖ heute nachmittags, wie angekündigt, dem
Antrag der SPÖ zum Totalverbot von Glyphosat zustimmt, ist das ein
großer Durchbruch für Demokratie, Umwelt und Gesundheit und ein
weiterer Beweis für die Bedeutung von NGO-Arbeit und Bürgerbewegungen.

Der Weg zum heutigen Verbot ging jahrelange Arbeit und Hartnäckigkeit
voraus. Bereits 2013 hatte GLOBAL 2000 im Harn Glyphosat nachgewiesen
und mit diesen Ergebnissen ein österreichweites Verbot des
Totspritzens von Getreide zur Ernteerleichterung erwirkt. 2016 hat die
österreichische Umweltschutzorganisation anhand von Gutachten und
wissenschaftlichen Analysen auf Falschdarstellungen von Krebsstudien
im Zulassungsantrag von Monsanto verwiesen. Ebenso wurde von GLOBAL
2000 die systematischen Fehlleistungen der EU-Behörden bei der
Bewertung dieser Studien aufgedeckt und Strafanzeige gegen Monsanto,
BfR und EFSA erstattet.

GLOBAL 2000 war auch eine der sieben europäischen Initiatoren der
erfolgreichen Europäischen Bürgerinitiative 'Stop Glyphosat', die
zwischen Februar und Juni 2017 von über 1 Million Menschen
unterschrieben wurde.

"Seit Jahren wissen wir, dass Glyphosat die Voraussetzungen für eine
Zulassung in der EU nicht erfüllt. Die gestern aus dem Hut gezauberte
Machbarkeitsstudie war ein leicht durchschaubares Ablenkungsmanöver.
Wir sind froh, dass sich die Abgeordneten dadurch nicht hinters Licht
haben führen lassen und ihrer Verantwortung gegenüber Umwelt und
Menschen nachkommen", zeigt sich Helmut Burtscher-Schaden, Biochemiker
bei GLOBAL 2000 heute zufrieden. Burtscher weiter: "Es ist nicht
zuletzt auch den Tausenden engagierten Menschen der Europäischen
Bürgerinitiative 'Stop Glyphosat' zu verdanken, dass heute ein
Glyphosatverbot zustande kommt!"

Helmut Burtscher ist überzeugt, dass gerade die jungen Menschen mehr
Gehör verdienen, und die bevorstehende Wahl eine Chance für eine
politische Wende zu einem deutlichen Mehr an Umwelt- und Klimaschutz
ist: "Mit der Klimakrise und dem Artensterben stehen wir vor den
größten Herausforderungen der Menschheitsgeschichte. Wir von GLOBAL
2000 werden gerade im kommenden Wahlkampf und darüber hinaus
analysieren, was bloße Lippenbekenntnisse sind, und welche Vorschläge
Substanz haben. Das Glyphosatverbot ist ein Meilenstein für Demokratie
und Umwelt, aber es gibt noch viel zu tun."

 * 

Quelle:

Presseinformation, 02.07.2019

Umweltschutzorganisation GLOBAL 2000

Neustiftgasse 36, A-70 Wien

Tel: +43/1/812 57 30, Fax: +43/1/812 57 28

E-Mail: office@global2000.at

Internet: www.global2000.at
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BILDUNG/3370: Magdeburg - Rundgang "Nächtliche Blüten in den Gruson-Gewächshäusern" am 12. Juli 2019


Landeshauptstadt Magdeburg - Pressemitteilung von Freitag, 5. Juli
2019

Nächtliche Blüten in den Gruson-Gewächshäusern



Exotische Pflanzen, die ihre spektakulären Blüten nur nachts öffnen,
stehen am nächsten Freitag, 12. Juli, in den Gruson-Gewächshäusern im
Mittelpunkt. Die Gewächshäuser in der Schönebecker Straße haben
deshalb bis 22.30 Uhr geöffnet. Der letzte Einlass ist 22.00 Uhr

Die Königin der Nacht, der Schlangenkaktus und andere in der Nacht
blühende Kakteen sowie die Riesenseerose "Victoria" entfalten erst bei
Sonnenuntergang ihre volle Pracht. Mit etwas Glück lässt sich am
Freitag die eine oder andere Blütenöffnung dieser Pflanzen beobachten.
Der Leiter der Pflanzenanzucht, Uwe Neumann, gibt interessierten
Besuchern zudem Erklärungen zu den nächtlichen Blüten und steht für
Fragen zur Verfügung.

Für die Veranstaltung gelten die regulären Eintrittspreise der
Gruson-Gewächshäuser (3,50 Euro, ermäßigt 2,00 Euro).

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 5. Juli 2019

Landeshauptstadt Magdeburg, Büro des Oberbürgermeisters

Team Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Alter Markt 6, 39104 Magdeburg

Telefon: (03 91) 5 40 27 69, -2717

Fax: (03 91) 5 40 21 27

E-Mail: presse@magdeburg.de

Internet: www.magdeburg.de
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WETTBEWERB/344: Wo liegt die Schönste im ganzen Land? - Gesucht wird die Allee des Jahres 2019 (BUND BW)


BUND Landesverband Baden-Württemberg - 9. Juli 2019

Fotowettbewerb

Wer ist die Schönste im ganzen Land ?!

Gesucht wird die Allee des Jahres 2019. Einsendeschluss: 16. September



Schwerin. Unter dem Motto "Vielfalt in Alleen" startet der BUND auch
in diesem Jahr einen bundesweiten Fotowettbewerb. Das schönste Foto
wird am Tag der Allee, dem 20. Oktober, zur Allee des Jahres 2019
gekürt. "Alleen sind Lebensraum, Landschaftsgestalter, Schattenspender
und einfach nur schön. Doch viele dieser wunderschönen Alleen fallen
aus Gründen der Sicherheit noch immer dem Autoverkehr zum Opfer.
Sicherheit auf den Fahrbahnen erhalten wir nicht durch das Fällen von
Bäumen, sondern durch vorsichtigeres Autofahren", sagt Brigitte
Dahlbender, Landesvorsitzende des BUND Baden-Württemberg. "Alleen sind
wichtig, da sie für Vögel, Fledermäuse und Insekten ein wichtiger
Lebensraum sind". Um für die Bedeutung von Alleen zu sensibilisieren
und um sie zu schützen, sucht der BUND mit dem bundesweiten
Fotowettbewerb die Allee des Jahres. "Mit der Aktion schärfen wir auch
das Bewusstsein der Menschen, vor allem hier bei uns im Autoland 
Baden-Württemberg", so Dahlbender.

Was kann ich gewinnen?

Der Sieger des Fotowettbewerbs kann sich außerdem über eine
Übernachtung auf Burg Lenzen für zwei Personen freuen. Auch für den
zweiten und dritten Platz gibt es schöne Preise.

Wer kann mitmachen?

An dem Wettbewerb können Vereine, Schulklassen und Privatpersonen
teilnehmen. Die Jury wird überwiegend die fotografische Qualität der
Einsendungen bewerten, aber auch die inhaltliche Wiedergabe des Themas
beurteilen.

Wie kann ich mitmachen?

"Fotografieren Sie auf Ihren Wanderungen oder Radtouren durch die
wunderschönen Alleen in unserem Land. Die Allee des Jahres kann eine
artenreiche Allee mit besonderer Geschichte sein, von besonderer
Schönheit, aktueller Bedrohung oder eine Allee, die mit etwas ganz
Speziellem verbunden wird oder besonders wichtig ist, wie zum Beispiel
die vertraute Allee direkt vor der Haustür", sagt Katharina
Dujesiefken, Expertin für Alleenschutz beim BUND
Mecklenburg-Vorpommern und Initiatorin des Wettbewerbs.

Jeder kann mitmachen und seine Lieblingsallee fotografieren. Senden
Sie uns bis 16. September Ihre schönsten Bilder (maximal 4), digital
oder als Papierfoto. Notieren Sie dazu den Ort, die Länge der Allee,
die prägende Baumart und, wenn möglich, auch eine kurze persönliche
Geschichte, die Sie mit dieser Allee verbindet. Wir freuen uns auf
Ihre Einsendungen. Aus allen Motiven wird eine Jury im Herbst die
»Allee des Jahres 2019« wählen und zum Tag der Allee am 20. Oktober
öffentlich präsentieren.

Allee des Jahres lag 2017 in Baden-Württemberg

2017 lag die Allee des Jahres erstmals in Baden-Württemberg. Das
Gewinnerbild zeigt die 1,5 Kilometer lange Ahorn-Allee zwischen Wernau
und dem Weiler Freitagshof im Kreis Esslingen. Das Gewinnerbild von
BUND-Mitglied Angelika Vetter-Kurz aus Wernau konnte sich gegen 131
Bilder durchsetzen. Die noch junge Allee mit etwa 160 Bäumen ist durch
den gemeinschaftlichen Einsatz der Bürger*innen, Vereine, Verbände und
der Stadt in einem sehr dicht besiedelten und von viel Industrie
geprägten Gebiet entstanden. Der Obst- und Gartenbauverein Wernau hat
die Allee zur Jahrtausendwende gepflanzt. Zu jedem von einer*m
Bürger*in oder Organisation gestifteten Baum hat die Stadt ihrerseits
einen Baum gestiftet.

Der Wettbewerb in Kürze:


	Was: Fotowettbewerb "Allee des Jahres 2018"

	Wann: Einsendeschluss ist der 16. September. Vorstellung der Allee am 20. Oktober zum "Tag der Allee"

	Wie: Es können maximal vier Fotos digital oder als Papierforto bei katharina.dujesiefken(at)bund.net oder BUND M-V, Wismarsche Str. 152, 19053 Schwerin, Tel. 0385 521339-0 eingereicht werden

	Gewinn: Gutschein über eine Übernachtung im Biohotel Burg Lenzen



Weitere Info und Teilnahmebedingungen:

www.allee-des-jahres.de oder www.bund-mv.de

 * 

Quelle:

Presseinformation, 09.07.2019

Herausgeber:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND)

Landesverband Baden-Württemberg e.V.

Marienstraße 28, 70178 Stuttgart

Tel.: 0711 620306-17, Fax: 0711 620306-77

E-Mail: presse.bawue@bund.net

Internet: www.bund.net/bawue
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MARKT/4196: Münster - Fundsachenversteigerung am 12. Juli 2019


Stadt Münster

Fundsachen werden versteigert

Mischpult, Kinderroller, Skateboard und viele Fahrräder im Angebot

Beginn am Freitag, 12. Juli, um 9 Uhr



Münster (SMS) Das Amt für Bürger- und Ratsservice lädt zur
Fundsachenversteigerung am Freitag, 12. Juli, in die
Fundfahrradstation, Industrieweg 75, ein. Es werden rund 70 Fahrräder
und andere Fundsachen, die in das Eigentum der Stadt Münster
übergegangen sind, meistbietend versteigert. Beginn ist um 9 Uhr.

Den Anfang machen die allgemeinen Fundgegengegenstände mit Schmuck,
Uhren und den "blauen Überraschungssäcken". Auch ein kompaktes
Mischpult, ein Kinderroller aus Holz und ein Skateboard sind diesmal
im Angebot. Anschließend warten rund 70 Fahrräder auf den Zuschlag.
Die Auswahl an Drahteseln ist üppig: Versteigert werden Trekking- und
Tourenräder, Mountainbikes und klassische Hollandräder für alle
Altersklassen. Sie sind durchweg verkehrstüchtig und können direkt
mitgenommen werden. Auch ein neuwertiges Herrenrad eines bekannten
Herstellers ist dabei und wird an den Meistbietenden abgegeben. Wer
sich die Versteigerungsräder vorher ansehen möchte, kann dies während
der regulären Öffnungszeiten der Fundfahrradstation tun.

Das Mindestgebot liegt bei 10 Euro. Bezahlt wird sofort - bar oder mit
EC-Karte. Zu Beginn der Veranstaltung werden der Ablauf und die
Formalitäten erläutert. So finden auch unerfahrene Auktionsbesucher
einen leichten Einstieg. Eine Anmeldung zur Versteigerung ist nicht
erforderlich.

Die Fundfahrradstation ist vom Hauptbahnhof aus mit dem Bus der Linie
17 zu erreichen. Parkflächen vor dem Gelände stehen nur eingeschränkt
zur Verfügung. Für den normalen Dienstbetrieb bleibt die
Fundfahrradstation am Tag der Versteigerung geschlossen.

Weitere Infos gibt es im Stadtportal unter

www.stadt-muenster.de/buergerservice/fundsachen.html

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 8. Juli 2019

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301

Fax: 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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TOUR/7463: Mönchengladbach - Stadtrundfahrt "Mit Ross und Planwagen durch die Innenstadt", 14.07.19


Stadt Mönchengladbach

14. Juli: Stadtrundfahrt "Mit Ross und Planwagen durch die
Innenstadt"



Wer schon immer einmal mit der Kutsche oder dem Planwagen durch die
Mönchengladbacher Innenstadt fahren wollte, ist bei dieser
Stadtrundfahrt genau richtig. Bei gemütlichen sechs Kilometern pro
Stunde erfährt man, wie der Bunte Garten ursprünglich einmal heißen
sollte, wo in Mönchengladbach Lappland zu finden ist, wie die
Hindenburgstraße vom Planwagen aus empfunden wird und vieles mehr.

Die Tour startet am Sonntag, dem 14. Juli 2019. Treffpunkt ist um 11
Uhr am Parkplatz Geroweiher/Schild "Treffpunkt Stadt-Touren". Sie
dauert etwa 120 Minuten und kostet für Erwachsene 25 Euro, für Kinder
(bis 14 Jahre) 18 Euro zzgl. einer Bearbeitungsgebühr von 2,20 Euro
pro Buchung.

Für diese Tour sind Karten erhältlich beim Reisebüro Haupts (Tel.:
02161-82 09 80), beim Ticket- und Infoservice der FIRST-Reisebüros
(Tel.: 02161-93 09 20) sowie online unter www.stadttouren-mg.de.

(MGMG/prs)

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 4. Juli 2019

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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TOUR/7462: Mönchengladbach - Rundfahrt "Die Stadt mit dem Rad entdecken" am 13. Juli 2019


Stadt Mönchengladbach

13. Juli: Stadtrundfahrt - Mönchengladbach mit dem Rad
entdecken



Die sportlichste Variante der Stadtrundfahrten ist die Tour
"Mönchengladbach mit dem Rad entdecken". Auf der etwa 20 km langen
Strecke werden, auf verkehrsgünstigen und -sicheren Wegen, die
schönsten Stellen Mönchengladbachs angefahren. Die insgesamt etwa drei
Stunden dauernde Tour ist auch von ungeübten Radfahrern gut zu
bewältigen. Die Tour startet am Samstag, dem 13. Juli. Treffpunkt ist
um 15 Uhr an der Radstation Rheydt am Rheydter Hauptbahnhof. Dort
können bei Bedarf Fahrräder, Kindersitze und Fahrradhelme ausgeliehen
werden (entsprechende Wünsche bitte bei der Buchung angeben). Das
Tragen eines Fahrradhelms ist Pflicht. Kinder dürfen ab 12 Jahren mit
dem eigenen Fahrrad teilnehmen, Kinder im Kindersitz fahren gratis bei
den Eltern mit.

Die Tour kostet für Erwachsene 11 Euro, für Kinder (bis 14 Jahre) 6
Euro zzgl. einer Bearbeitungsgebühr von 2,20 Euro pro Buchung. Für
diese Tour sind Karten erhältlich beim Reisebüro Haupts (Tel.:
02161-82 09 80), beim Ticket- und Infoservice der FIRST-Reisebüros
(Tel.: 02161-93 09 20) sowie online unter www.stadttouren-mg.de .
MGMG/prs

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 4. Juli 2019

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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